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dos, nächſte Heft wird vorausſichtlich folgende a 
Aufſätze enthalten: 


Anternehmertum und Sozialismus II. Von Hermann Schumacher. — 

ſüdlichen Grenzen des deutſch⸗öſterreichiſchen Staates. Von Robı 
Sieger. — Über Soziologie. Von Georg von Below. — Aber Geſchichtswiſſe 
ſchaft. Von Ernſt Troeltſch. — Entwicklung der ſozialiſtiſchen Theor 
Von Karl Diehl. — Fragen des Preiſes II. Von Oskar Engländer. — © 
Nahrungsmittelpolitik der Türkei im Kriege. Von Blücher. — Arilt 
Preisfeſtſetzung. Von Julius Hirſch. — Die ökonomiſchen Weſensmerkm 
der freien Genoſſenſchaft. Von Karl Hildebrandt. — Die Wirtfhaftsblodo 
im Weltkrieg II. Von Georg Brodnitz. — Das Problem der Arbeitsloſe 
unterſtützung. Von Freund. — Das öſterreichiſche Betriebsrätegeſetz. 2 
Eugen Schwiedland. — Guſtav Schmollers Soziale Frage. Von Otto 

Zwiedineck⸗Südenhorſt. ö 


Alle Juſendungen und Juſchriften für die Schriftleitung find 31 
ſenden an Schmollers Jahrbuch, Berlin ⸗Steglitz, Schillerſtraße; 
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Verlag von Duncker & Humblot in München und Leipzig. 


Neue Weltprobleme 


Geſammelte Aufſätze über Welt⸗ 
wirtſchaft und Vöͤlkerorganiſation 


Von 
Dr. hans Wehberg 
Preis: 8 Mark 


Der Verfaſſer war lang vor dem Krieg eine der bekannteſten und eifrigften 
Vorkämpfer für den Gedanken der internationalen Verſtändigung und des Völker- 
bundes. Er iſt ſoeben zum Abteilungsleiter der Deutſchen Liga für Völkerbund 
berufen worden. Während des Krieges war ihm durch militäriſche Ausnahme, 
verfügung jede publiziſtiſche Betätigung unterſagt. Die vorliegende Sammlung 
die im weſentlichen geſetzt und gedruckt bereits bei Ausbruch des Krieges vorlag, 
kann daher erſt heute erſcheinen. Sie iſt heute noch zeitgemäßer als vor vier 
Jahren und wird nicht nur Spezialiſten des Völkerrechts, ſondern allen, die 
ſich über die grundlegenden Fragen der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit, der 
Abrüſtung, der Verflechtung der Wationen in die Volkswirtſchaft und namentlich 
über die großen wirtſchaftlichen Machtfaktoren Welthandel, Weltverkehr und 
Verſicherung unterrichten wollen, das beſte Auſchauungsmaterial bieten. 
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| erner 8 Werk „Der moderne Kapitalismus“ (1902) 
hat eine lebhafte und umfaſſende Erörterung hervorgerufen, 


re die ſtärkſte der erſte Teil, welcher von der Entſtehung des 
modernen Kapitalismus handelt. Ganz überwiegend iſt die Theorie, 
mit der Sombart die Entſtehung des modernen Kapitalismus er⸗ 


klären wollte, abgelehnt worden“, womit es vereinbar war, daß 
wichtige Beobachtungen im einzelnen, die er machte, und allgemeine 


Anregungen, die ſein Buch gab, Anerkennung fanden. Eine zweite 
Auflage feines Werkes, deren erſter Band 1916 erſchienen iſt München 


und Leipzig, Duncker & Humblot), hat ihm Anlaß gegeben, gerade 
wiederum das große Problem der Entſtehung des modernen Kapi⸗ 


talismus in Auseinanderſetzung mit ſeinen Kritikern höchſt eingehend 


zu behandeln. Es iſt eine vollkommene Umarbeitung, was wir er=, 


halten, die Darftelung auch noch viel ausführlicher als in der erſten 


Auflage. Sombart gibt mit anerkennenswerter Offenheit Irrtümer 
und ſogar Irrwege der erſten Auflage zu. Er opfert ſeine alte 
Theſe, freilich um auf e einem Umweg ihr doch e et nahe zu 

i Rum IR 

| Die Anſchauung, die er in der erſten Auflage vertrat, war die, 


— daß Kapital im Mittelalter nicht aus Handels⸗ und Gewerbegewinn, 


g ſondern nur aus akkumulierter Grundrente zu gewinnen geweſen je 
Dasjenige Kapital, das ſich; im Mittelalter gebildet hat, war auf⸗ 


es gespeicherte Grundrente. Auf zwei Arten wurde ſolche aufgeſzeichet: 


— 


Siehe meinen Aufſatz „Die Entſtehung des modernen Kapitalismus“, Hiſtoriſche 


Zieitſchrift, Bd. 91, S. 432 ff. Weitere Kritiken verzeichnet Sombart in der 


2. Auflage ſeines „Kapitalismus“ I, S. 650. | 
Shmollers Jahrbuch XLIITS. | ee | 1 


a Ich habe als erſter und am ausführlichſten Sombart Wider proche 


. 


2 7 . | G. v. Below * = [812 


1. Grundherren, welche Beſitzungen auf dem Lande hatten, ſammelten 


die von ihren Hörigen gezahlten Zinſen und wurden dadurch Kapi⸗ 


taliſten: mit. dieſem Kapital zogen fie in die Stadt. 2. In der 


Stadt werden die alten Grundbeſitzer reich, indem ſie an die Ein⸗ 


wanderer Grundſtücke verkaufen. Dieſe Theorie ſtellt das tatſächliche 


Verhältnis faſt auf den Kopf. Die Vorausſetzung dafür, daß man u 


in jener Weiſe durch Grundſtücksverkauf zu Wohlſtand gelangen 


konnte, war doch die, daß in den Städten Handel und Gewerbe j 


bereits zu einer gewiſſen Entwicklung gediehen waren. 


Sombart meint nun, die Fehler ſeiner alten Darſtellung ver⸗ ä 
meiden und doch den Kern ſeiner alten Theſe feſthalten zu können, 
indem er die Anſicht zu begründen ſucht, die mittelalterliche Stadt. 


und damit der erſte mittelalterliche Reichtum ſtädtiſcher Art ſei auf⸗ 
gekommen durch die Entſtehung der Stadt als Hauptſtadt, Reſidenz, 
Garniſonſtadt. Kaufleute und Handwerker werden wohlhabend und 
reich an den dauernd in der Stadt wohnenden Grundherren und 
Staatsoberhäuptern und deren geſamtem Apparat, oder genauer: 


an den Grundherren und Staatsoberhäuptern, die dadurch, daß ſie 


dauernd an einem Ort weilen, dieſen zur Stadt erwachſen laſſen. 


| Und die Grundherren und Staatsoberhäupter ſind in der Lage, die 
Gewerbetreibenden reich werden zu laſſen und eine Stadt zu bilden, 
weil ſie von ihren abhängigen Leuten ſo viel Renten beziehen. Die 


Grundherren find „Städtebildner“. 
Man ſieht: Sombart, kommt weſentlich wieder auf ſeine alte 


5 Theorie zurück. Ganz einſeitig führt er den ſtädtiſchen Reichtum in 
lletzter Linie auf bedeutende Grundrenten zurück. Und ebenſo ein⸗ 
ſeitig unterſchätzt er die Wichtigkeit des freien Markts und ſeine 


Einwirkung auf die Steigerung der Grundrente. 
Wenn ich im folgenden Sombarts Theorie in ihrer neuen Ge⸗ 


ſtalt einer Prüfung unterziehe, ſo will ich damit nicht eine Rezenſion 


ſeines Buchs! liefern; ich greife vielmehr nur eben jene Theſe über 
die Entſtehung des Kapitalismus heraus, die freilich den Kern der 
Darſtellung ſeines erſten Bandes bildet. Eine eingehende Kritik 

wird. ſich rechtfertigen um der allgemeinen Wichtigkeit der Frage 


willen, ſodann auch, weil ſich im ann dabei nützliche Beobach⸗ 


net machen laſſen. 


1 Eine ſolche ſiehe „Weltwirtſchaftl. Archiv⸗ 1917, S. 242 ff.; Sa 


Göttinger Gelehrte Anzeigen 1918, S. 1 ff.; Paſſow, Jahrbücher für National- a 


ökonomie, Bd. 110, S. 623 ff.; Häpke, Vierteljahrsſchrift f. Soz.⸗ u. WG. 
Bd. 15, S. 111 ff. 
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Es wird für unſeren Zweck nicht notwendig ſein, ausführlicher 


auf die Vorſtellung einzugehen, die Sombart mit dem Wort Kapitalis⸗ 


mus verbindet (rritiſch vgl. dazu zuletzt H. Schumacher in dieſem 
Jahrbuch 1919, S. 409 und 412). Dagegen müſſen wir uns mit 
anderen von ihm gebrauchten techniſchen Ausdrücken etwas beſchäftigen. 


Mit Recht legt Sombart Wert auf Klarheit der Begriffe und Schärfe 


der Definitionen. Um ſo mehr bedauern wir, daß er die Ausdrücke 
Reſidenz, Hauptſtadt, Garniſonſtadt gebraucht, ohne ſich und den 
Heſern darüber Rechenſchaft zu geben, welchen Sinn fie haben können, 


und ob ſie gerade für die Zeit anwendbar ſind, mit der wir es hier 


diu tun haben. Hauptſtadt iſt die Stadt, in der die Zentralbehörden 
ihren ſtändigen Sitz haben. Reſidenz iſt der Ort, an dem das 
Staatsoberhaupt mit Vorliebe weilt, wobei nicht die Vorausſetzung 


beſteht, daß es dort ſtändig weilt: es wechſelt ſeinen Aufenthalt ja 


in der Regel zwiſchen Hauptſtadt und Reſidenz. Eine Garniſon⸗ 


ſtadt ſetzt ein ſtehendes Heer voraus. Wenn wir uns dieſe uns 


on geläufigen Begriffe gegenwärtig halten, jo bedarf es Feiner weiteren 


Auseinanderſetzung, daß von einer Haupt: und einer Garnifonftadt _ 


im Mittelalter und gar in der Zeit vom 8.—12. Jahrhundert, 


welche Sombart namentlich im Auge hat, gar nicht die Rede ſein 
kann. Ein ſtehendes Heer war ihr unbekannt. Einen ſtändigen Sitz 


von Zentralbehörden gab es nicht. Der Herrſcher führte die Ver⸗ 


waltung, indem er von Ort zu Ort wanderte. Die Zentralbehörden, 


die man überhaupt entdecken kann, waren dürftigſter Art. Von einer | 
Reſidenzſtadt darf man auch nicht ſprechen, höchſtens von einer 


Reſidenz in dem Sinn, daß der Herrſcher eine Lieblingsburg bevor⸗ 


zugt; aber meiſtens müſſen ſich mehrere Burgen in feine Neigung 


l 


teilen. Wenn uns Sombart bei ſolchen Vorſtellungen unbefriedigt 
läßt, ſo geſchieht es, weil er hier nicht nach der erforderlichen Klar⸗ 


88 heit der Begriffe und nicht nach der erforderlichen hiſtoriſchen In⸗ 


formation geſtrebt hat. Zu unſerem lebhaften Bedauern müſſen wir 


Jedoch noch hinzufügen, daß er ferner, auch abgeſehen von dieſen 
beiden Erforderniſſen, gewiſſermaßen auf engerem nationalökonomiſchem 
Gebiet Anſichten vertritt, die rein nationalökonomiſch jede Wahr⸗ 
— ſheinlichkeit e laſſen. Doch wenden wir uns dem ein- 5 
zelnen zu. 


Um ſogleich eine Bemerkung Sombarts über die Bedeutung der 


„ Hauptſtadt“ und der „Reſidenz“ für das Aufkommen von Städten 
unter die Lupe zu nehmen, fo leſen wir S. 146: „Ich zweifle keinen 


= Augenblick, daß nächſt Byzanz im Jahre 800 Aachen die größte 


dr“ | G. v. Below m 1814 


europäiſche ‚Stadt‘ war.“ Er ſpricht dann von 1 „paar Tauſend 


Einwohnern des Palatiums und ſeiner Dependenzen“ und ſchließt: 
„Den deutlichſten Eindruck von der Größe Aachens in der Karolinger⸗ 


| zeit erhält man aus der Darſtellung F. Dahns, Könige der Ger⸗ 
manen VIII, 6, S. 102 ff.“ Schlägt man nun Dahn auf, ſo heißt 
es daſelbſt: „Eine Reſidenzſtadt fehlte wie unter den Merowingern 


bis in die ſpäteren Jahre Karls.“ Scheinbar ſchildert dann Dahn 
Aachen als Reſidenzſtadt. Aber wenn man genau zuſieht, ſo iſt das 


Verhältnis doch ein anderes. Es werden einige Sätze aus Waitz“! 
Verfaſſungsgeſchichte (III, S. 254) zitiert, bei dem ſich auch eine 

Neigung zeigt, von einer Reſidenz Aachen „wohl zu ſprechen“. Aber 
das Material, das Dahn und Waitz beibringen, erlaubt doch nur, eine 


gewiſſe Bevorzugung Aachens zu behaupten. Wenn Waitz ſagt, Karl 
der Große habe „alle wichtigeren Geſchäfte hier vornehmen laſſen“, 


ſo entſteht zunächſt zwar der Eindruck, als ob in Aachen etwas von 


ſtändiger Verwaltung vorhanden geweſen ſei. Wenn aber Waitz 


hinzufügt: „zuletzt noch die Übertragung der kaiſerlichen Würde auf 
ſeinen Sohn,“ ſo iſt es klar, daß es ſich bei den „wichtigeren Ge⸗ 
ſchäften“ um iſoliert ſtehende große Angelegenheiten handelt, für die 


mit jahrelanger Unterbrechung Aachen dann und wann aufgeſucht 


wurde. Wohl hat Karl der Große in Aachen ſeine Grabſtätte ge⸗ 
funden; aber er ſelbſt hatte darüber nichts hinterlaſſen; der Grund 
war der, daß er die Kirche ipse construxit. Karls Gemahlinnen und 
ſonſtige Verwandte wurden nicht in Aachen beigeſetzt. Man könnte 


behaupten, daß Metz und Tour als Begräbnisſtätten eher bevorzugt 


wurden als Aachen (Waitz, S. 255). Aber es zeigt ſich dabei über⸗ 
haupt ein ſo buntes Vielerlei, daß, falls man die feſte Begräbnis⸗ 


ſtätte als Kennzeichen der Reſidenz anſehen wollte, von einer ſolchen 


ſchon gar nicht die Rede ſein darf. Es bleiben ein paar weſentlich 
rhetoriſche Wendungen in den Quellen, die Aachen als Mittelpunkt 
des Reiches zu bezeichnen ſcheinen. Allein ihnen gehen parallel nicht 


weniger zahlreiche Außerungen, die das eigentlich fränkiſche Land 
als sedem, solium principatus nennen. Dahn (S. 103) erklärt, 


der Palaſt in Auchen heiße palatium vr 2&oyrv. Aber palatium 


wird ja tatſächlich auf die königlichen Pfalzen ganz allgemein an⸗ 
gewandt. Einmal wird der Ausdruck in palatio nostro residere 
gebraucht. Dies palatium iſt jedoch nicht etwa das von Aachen, 


ſondern von Düren (die Urkunden der Karolinger I, S. 146). Man 


ſollte aufhören von der „Reſidenz Aachen“ zu ſprechen; ein ſolcher | 


Sprachgebrauch gibt nur zu e Anlaß. 
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Dahn ſpricht von „Reſidenzſtadt ' und über] chreibt den betreffen⸗ 
den wa ſogar „die Hauptſtadt“ (S. 101). Das mag als Ent⸗ 


ſchuldigung für Sombarts Auffaſſung gelten. Der Text bei Dahn 


liefert Se, wie angedeutet, ſchon genug Stoff zu ihrer Widerlegung. 
Er ſchildert doch weſentlich nur das palatium, jedenfalls nichts von 

einer Stadt. Über das, was Aachen neben der Pfalz bot, ſagt 
Dahn (S. 104): „Als Zubehörden des Palatiums zu Aachen galten 


die dortigen Häuſer und die nahe gelegenen kleinen villae (villulae), 
in denen die Unfreien des Fiskus wohnten: in deren Kammern und 
mansiones halten ſich aber auch wohl Verbrecher verborgen.“ Das 


fieht nicht nach den „paar Tauſend Einwohnern“, die Sombart an⸗ 


nimmt, aus. Er hätte aber auch aus eigener Erkenntnis bemerken 
können, daß Dahn ohne Grund alle Nachrichten über karolingiſche 
Hof⸗, Zentralverwaltung in eine von Aachen geführte Verwaltung 


— 


einordnet. Und wie ſtand es mit Aachen in nachkarolingiſcher Zeit? 
Die Verwaltung Karls des Großen in Aachen kann ſchon deshalb 
nicht die Entwicklung der ſpäteren Stadt Aachen begründet haben, 


weil in der Zwiſchenzeit der Ort nicht einmal Lieblingsaufenthalt 
der Könige war. Gegen Sombarts Darſtellung von der maßgebenden 
1 der Reſidenzen laſſen ſich auch, die Ausführungen von 


Dopſch, Die Wirtſchaftsverfaſſung der Karolingerzeit I, S. 164 ff. 
verwerten. 

Beſonders charakteriſtiſch für Sombarts Auffaſſung iſt der Ab⸗ 
ſchnitt „Die Objekte der Städtebildung“ (S. 159 ff.). Er teilt „die 
Stadtfüller in zwei Gruppen, unmittelbare und mittelbare Brot⸗ 
nehmer. Die unmittelbaren Brotnehmer ſind diejenigen, die im Dienſte 
der Städtebildner ſtehen und für Dienſte, die ſie dieſen leiſten, bezahlt, 
alſo von ihnen ſelbſt unterhalten werden: hierher gehört die Diener⸗ 
ſchaft im weiteſten Sinne; gehören die Hofleute, aber auch die 
Beamten des Königs, des Biſchofs; gehört endlich auch die ganze 

Kleriſei: Prieſter, Mönche uſw. Mittelbare Brotnehmer ſind die 


unabhängigen Handwerker und Händler, die für die Städtebildner 


— gewerbliche Erzeugniſſe berſtellen oder aus der Fremde Güter herbei⸗ 


mäßigen Umfang dieſer verſchiedenen Gruppen nicht machen zu 


BE 


schaffen.” Obwohl Sombart gefteht, Angaben über den zahlen- 


können, ſo iſt er doch geneigt, die Bedeutung der unmittelbaren 
Brotnehmer für die ſtädtiſche Entwicklung höher anzuſchlagen als 


die der mittelbaren, Als erſte Kategorie der „Stadtfüller“ behandelt 


‚er die Kleriſei, wobei er das Beſtreben zeigt, ihre Zahl möglichſt 
bod anzuſchlagen. 9 war die Zahl des Klerus im e u 


4 
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groß. Aber hat die Stadt in ſeiner großen Zahl einen namhaften 
Teil ihres Urſprungs? Iſt eine bekannte Stadt des Mittelalters 
entſtanden, weil ſich an dem betreffenden Ort viele geiſtliche An⸗ 


ſtalten und Kleriker befanden? oder entſtanden an einem Ort viele 
geiſtliche Niederlaſſungen, weil ſich an ihm ein ſtärkeres ſtädtiſches 


Gemeinweſen gebildet hatte? Es braucht kein Wort darüber ver⸗ 


loren zu werden, daß überwiegend das letztere gilt. Natürlich be⸗ 


haupte ich nicht, daß die Zahl der geiſtlichen Anſtalten und Kleriker 


genau der wirtſchaftlichen Entfaltung der Stadt entſprach; es gibt 


Städte, von denen man ſagen darf, daß ſie eine unverhältnismäßig 
große Zahl klerikaler Anſtalten und Perſonen in ſich bergen. In⸗ nr 
deſſen gerade ein folder Fall beweiſt, daß die große Zahl von geift- ° 


lichen Anſtalten und Perſonen nicht für eine ſtarke Entwicklung einer 


Stadt maßgebend iſt. Die zweite Kategorie der Stadtfüller ſind nach 
Sombart die „Krieger und Beamten“. Zum Beweis dafür, daß die 
Städte große Garniſonen gehabt haben, führt er eine Nachricht (die 


ich hier nicht weiter analyſieren will) an, wonach der Burggraf von 
Magdeburg über 1000 Schilde geboten haben ſoll — welche Gewähr 
haben wir denn aber dafür, daß dieſe Leute ſämtlich in der Stadt 


geſeſſen haben? Die andere Nachricht, auf die ſich Sombart ſtützt, 
beſagt, daß in Straßburg oder einem Vorort davon ein Streit 


zwiſchen Kriegern und Bürgern ſtattgefunden hat. Hier wäre wieder⸗ 


um vor allem zu fragen, ob ſich dieſe Kriegerſchar denn dauernd an 


dem Ort aufgehalten hat; wobei wir noch gar nicht einmal davon 
ſprechen wollen, daß auch eine kleinere Schar ſchon Streit haben 
kann. Weiter beruft ſich Sombart auf die vielen „Beamten“, die 
Miniſterialen, die in den Städten anwesend geweſen ſeien. Es iſt 
zwar überraſchend, daß er dieſen Faktor für die Erklärung des Auf⸗ 
kommens deutſcher Städte heranzieht. Denn an anderer Stelle leitet 
er die Minderwertigkeit der deutſchen Städte des Mittelalters gegen⸗ 

über den italieniſchen daher, daß jene die ritterlichen Elemente ver⸗ 
trieben, dieſe ſie hineinzogen (S. 152). Aber Tatſache iſt jedenfalls, 
daß die Miniſterialen in den meiſten Städten gar keine Rolle ge⸗ 


spielt haben, in einigen eine geringe, in ſehr wenigen eine erhebliche. 


Wo ihnen eine ſolche zukommt, da verdanken ſie ſie gewiß weniger 
einer großen Zahl als vielmehr der allgemeinen einflußreichen Stellung, 


die die ritterlichen Kreiſe damals beſaßen. Wenn aber Sombart 


auf die Anſäſſigkeit der Miniſterialen als „Beamte“ Wert legt, ſo 
kommt man ſchwerlich oft über ein halbes Dutzend Beamte aus dem 
Miniſterialenſtand (Burggraf, Schultheiß, Zöllner uſw.) in den 
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Städten hinaus und bleibt meiſtens hinter dieſer Zahl zurück In 
er ni Köln waren die Unterrichter des Burggrafen und des Vogts ganz 
früh ſchon bürgerlichen Standes. Etwas anderes iſt es, ob neben 

den Inhabern ſtadtherrlicher Amter noch andere Miniſterialen in 


beträchtlicherer Zahl in der Stadt ſaßen. Viele ſind es ſicher nicht 


geweſen. Entgegenſtehenden Behauptungen habe ich wiederholt eine 
kritiſche Prüfung m (z. B. meinen Urſprung der Deutſchen 
Stadtverfaſſung, S. 114 f.; Hiſtor. Zeitſchr. 89, S. 229, Anm. 1 
917 S. 467; vgl. neuerdings auch H. G. Nagel, Die Entſtehung | 
der Straßburger Stadtverfaſſung, S. 62 ff.). Es iſt charakteriſtiſch, 
daß Sombart (S. 164) als ſtärkſten Beweis anſührt, daß „in Köln 
einmal ausdrücklich 25 Perſonen im biſchöflichen Hofhalt genannt 
werden“. Man beachte: „im biſchöflichen Hofhalt“ überhaupt — 
— das klingt bereits wie eine Widerlegung der Sombartſchen Theorie. 
| Weiter weiſt er auf „die frühzeitig in London zentraliſierte Ver⸗ 
| waltungsorganiſation der engliſchen Könige“ hin. Dieſem Verfahren, 
daß er ſeine Belege bald aus dem einen, bald aus dem anderen 
Land entnimmt, begegnet man bei ihm wiederholt. Natürlich ſtellt 
es keine geordnete Beweisführung dar; man täuſcht ſich ſelbſt, wenn 
man ſich für berechtigt hält, mit dem Beweismaterial lo zu wechſeln. 
| Es kommt darauf an, ob für ein beſtimmtes Land ein geſchloſſener 
— Beweis erbracht werden kann. Für Deutſchland hat Sombart ſeinen 
Da u Beweis nicht erbracht, und für London genügt jener Hinweis natür- 
— lich auch nicht. Wir verlangen eine ſorgfältigere Zergliederung der 
8 in Betracht kommenden Faktdren. Im übrigen klagt Sombart darüber, 
er daß man nicht mit Beſtimmtheit ſagen könne, wie groß der Stab 
- 2 2 von Hofleuten und Beamten in den mittelalterlichen Städten fei. 
Ihm liegt doch die Beweislaſt ob; er müßte ſich bemühen; unmög⸗ 
lich iſt es keineswegs, ungefähre Zahlen zu ermitteln. Sie würden 
aber allerdings Sombarts Theſe nicht ſtützen. | 
Bei der Schilderung der dritten Kategorie der⸗ Stadtfüller, der 
Handwerker, haben wir wiederum jenen Fehler des Operierens mit 
Belegen aus verſchiedenen Ländern zu rügen. Sombarts Beweis⸗ 
führung zielt hier vor allem dahin ab, daß das Gros der Hand⸗ 
8 werker den in der Stadt anſäſſigen Grundherren allein die Möglich⸗ 
keit verdankte, als freie Städter zu leben. Sombart trägt damit 
nicht einfach die hofrechtliche Theorie über den Urſprung des Hand⸗ 


werks vor (ſiehe zu ihrer Kritik mein „Territorium und Stadt“, | 


S. 299 fl.). Aber er will jagen, daß die ftädtifchen Handwerker in 
der erſten Zeit weſentlich nur an den Grundherren verdienen konnten. 
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i Er erſchließt dies namentlich aus der Erwägung, daß „die Natur 
der meiſten ſpezifiſch ſtädtiſchen Handwerker gerade in den frühen 


Zeiten der Städte nur an eine Beſchäftigung im Auftrage des 


1 


ſtädtiſchen Grundherrn denken läßt.“ Dieſe Vorausſetzung iſt indeſſen 
unerweislich. Sombart berückſichtigt zum Beiſpiel gar nicht das 
Gaſtwirtsgewerbe, während an dieſes zu denken um ſo näher lag, 
als in den erſten Zeiten der ſtädtiſchen Entwicklung die Stadt⸗ 
gemeinde ihre eigene Steuer lediglich aus einer Beſteuerung der 


Getränke zog („Akziſe“). Kunden der ſtädtiſchen Gaſtwirte waren 
natürlich keineswegs bloß Grundherren, ſondern Fuhrleute, Bauen 


der näheren und ferneren Nachbarſchaft und überhaupt alle Berufe. 


Wenn die Bauern, die beim ſtädtiſchen Gaſtwirt ein Glas tranken, 


großenteils perſönlich unfrei waren, ſo macht das nichts aus, da 
die Unfreiheit damals ja nicht die ganze Perſönlichkeit des Unfreien 


erfaßte, der Unfreie ſich wirtſchaftlich im weſentlichen frei bewegte. 


Weiter braucht Sombart nur meine Abhandlung über das Ver⸗ 


hältnis von Lohnwerk und Handwerk in der frühſtädtiſchen Zeit 


(„Territorium und Stadt“, S. 321 ff.) durchzugehen, um fi) davon 
zu überzeugen, daß doch ſehr mannigfache Kreiſe als Abnehmer 
gewerblicher Produkte in Betracht kamen. Sombart exemplifiziert 
nur mit dem Baugewerbe (S. 166 ff.). Dieſes wird indeſſen erſtens 
keineswegs nur durch Grundherren in Tätigkeit geſetzt; die Summen, 


die für den Kirchenbau aufgebracht werden, ſammeln ſich aus vielen 
und verſchiedenen Taſchen. Zweitens geben die Arbeitskräfte, die 


für die großen Bauten in den Städten herangezogen werden, den 


ſtädtiſchen Gewerbetreibenden unmittelbar zu verdienen. Sombart 
iſt dieſe Tatſache nicht entgangen (S. 167 oben); er ſcheint aber 


nicht zu beachten, daß ſie gegen ihn ſpricht. Drittens können wir 


das Baugewerbe, wenigſtens das für die großen kirchlichen und ritter 
lichen Bauten (die Sombart namentlich im Auge hat) tätige, nicht 


als einen „für die Entwicklung des ſtädtiſchen Handwerks beſonders 


wichtigen Gewerbszweig“ anſehen. Denn gewaltige kirchliche und 
ritterliche Bauten find ja auf dem Land erwachſen und haben neben 
ſich keine ſtädtiſche Siedelung geſehen. Natürlich ſchätze auch ich 


das Aufkommen der Grundherrſchaften für die allgemeine wirtſchaft⸗ 


| liche Entwicklung und innerhalb derſelben für die Entwicklung des j 
Handwerks hoch. An die Differenzierung der Vermögen fcheint nun. 


einmal der Fortſchritt der wirtſchaftlichen Entwicklung gebunden zu 


ſein, und eine ſolche vollzog ſich in der Bildung der Großgrund⸗ 


herrſchaften. Indeſſen wie mit jener Formel nur allgemeine Umriſſe 
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gegeben find, fo bleibt in ihrem Rahmen Raum für reiche hiſtoriſche 


Mannigfaltigkeit. Die Bildung der Grundherrſchaften oder der 
Großgrundherrſchaften war nicht die einzige Differenzierung des 
Vermögens, die im früheren Mittelalter ins Leben trat; auch im 


bäuerlichen Beſitz kam es zur Entſtehung von Unterſchieden, die den. 


einen in den Stand ſetzte, mehr Anſprüche an das Leben zu ſtellen, 


den anderen, durch den Ertrag gewerblicher Arbeit das zu vervoll⸗ 


ſtändigen, was er aus ſeinem geringeren Landbeſitz gewann. Zudem 
wird auch die wirtſchaftliche Entwicklung nicht nur durch die Diffe⸗ 
renzierung der Vermögen vorwärts getrieben. Endlich liegt ein 


weſentliches Moment in der beſonderen Art, in der ſich die Diffe⸗ 
renzierung der Vermögen vollzieht. Da die mittelalterliche Grund⸗ 


herrſchaft ihren abhängigen Gruppen ſo viel Freiheit ließ, da der 


Unfreie ſo ſtarke wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit beſaß, ſo iſt gar 


nicht anzunehmen, daß die Städte und die neuen ſtädtiſchen Berufe 


ſich im ganz unmittelbaren Anſchluß an die Grundherrſchaften auf⸗ 


bauten. 
Es iſt gewiß förderlich, daß Sombart durch die Hartnäckigkeit, 


mit der er ſeine Theorie durchführt, die Forſchung nötigt, die ent⸗ 


gegenſtehende Auffaſſung noch ſtärker zu ſtützen. Aber wir find in 
der Lage, dieſe ſtärkere Stütze zu liefern, während er mit ſeinen 


Beweiſen im Rückſtand bleibt. Um hier an eine Quellenſtelle an⸗ 


zuknüpfen, ſo erſieht man aus der Markt⸗ und Gewerbeordnung für 
Landshut von 1256 (Mon. Germ. Const. II, Nr. 439; Keutgen, 
Urkunden Nr. 231 § 22 [S. 326]), daß die ſtädtiſchen Weber ge⸗ 


ringwertige Stoffe für Bauernkleidung (vgl. Heyne, Körperpflege, 
S. 223) herſtellen und verkaufen. Wer find die Abnehmer? Es 
wird einmal an die niederen Kreiſe der ſtädtiſchen Einwohnerſchaft 
zu denken ſein. Mit ihnen rechnet Sombart anſcheinend nicht. Und 


doch iſt dies ein nicht zu unterſchätzender Faktor. Sobald ſich Orte 
mit einem leidlichen Handelsſtand erheben, iſt die Notwendigkeit für 
die Bildung von ſpeziellen gewerblichen Berufen gegeben, und ebenſo 
zieht die Ausbildung eines beſtimmten gewerblichen Berufs die Bil⸗ 


dung weiterer gewerblicher Berufe nach ſich. Die einmal eintretende 
Arbeitsteilung wirkt immer weiter. Das ſind Dinge, die mit der 


Grundherrſchaft nichts zu tun haben. Wir brauchen hier die Fälle 


nicht durchzuſprechen, wie an einem Ort ſich ein beſtimmter Handels⸗ 


zweig oder ein beſtimmtes Gewerbe entwickelt, und wie dann dieſer 
Vorgang weitere Wellen zieht. Als Abnehmer jener geringwertigen 
Stoffe wird aber zweitens wohl auch an Bauern zu denken ſein. 
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Es ſind ja direkt Bauernſtoffe, von denen unſere Quelle berichtet. 


Ganz unzweifelhaft hat ja der Bauer ſich ſeine Stoffe überwiegend 
durch Arbeit im eigenen Haushalt beſchafft. Aber er vervollſtändigt 
ſeinen Bedarf doch auch durch Kauf, zunächſt indem er den Stoff 


für einen beſſeren Tuchrock kauft. Unſere Quelle weiſt jedoch, wie * 


bemerkt, offenbar auch auf den Kauf von geringeren Stoffen hin. 
Natürlich kommt es hier gar nicht in Betracht, ob die betreffenden 
Bauern zu einer Grundherrſchaft gehören oder nicht; die Grund— 
herrſchaft lieferte ja den abhängigen Bauern nicht die Kleidung. 
Die Grundherren als wichtige Abnehmer gewerblicher Produkte 


haben wir wohl zur Genüge anerkannt. Zur richtigen Einſchätzung 


der Wirkung dieſes Faktors kann man indeſſen nur gelangen, wenn 
man ſich vergegenwärtigt, daß ſelbſt diejenige Grundherrſchaft, die 
die ſtärkſte Ortsbeſtändigkeit beſaß, keineswegs bloß oder auch nur 
vorzugsweiſe am Ort ſelbſt kaufte. Einen bezeichnenden Fall ſchildern 
die Casus s. Galli (Kap. 40) Ekkehards (vgl. Dopſch, Wirtſchafts⸗ 


entwicklung der Karolingerzeit II, S. 164). Tuotilo wird vom 


Kloſter St. Gallen nach Mainz zum Einkauf von Tuch geſchickt. 


Hieraus ergibt ſich erſtens, daß die Grundherrſchaft nicht ihren ge⸗ 


ſamten gewerblichen Bedarf ſelbſt erzeugt. Das iſt eine Widerlegung 


der hofrechtlichen Theorie. Doch darauf brauchen wir gegenüber 
Sombart nicht hinzuweiſen, da er fie nicht mehr vertreten will. Da: 
gegen lehrt die Stelle zweitens, daß die Grundherrſchaft da kauft, 
wo ſie die gewerblichen Produkte am beſten zu erhalten meint. Nach 
Sombart entſteht die Stadt, indem die Grundherrſchaft an dem 
Ort, an dem ſie ſich befindet, durch ihren Bedarf an gewerblichen 
Produkten das Aufkommen von Gewerbetreibenden hervorruft und 


befördert. Jene Nachricht zeigt jedoch, daß die Nachfrage der Grund- 
herrſchaft der gewerblichen Entwicklung an denjenigen Orten zuſtatten 


kommt, an denen das Gewerbe ſich ſchon, aus beſonderen Gründen, 
entfaltet hatte. Nach Sombarts Theorie müßte man erwarten, daß 


jedes namhafte Kloſter eine namhafte Stadt ſich zur Seite ent⸗ 


wickeln läßt. In Wahrheit haben namhafte Klöſter gar keine oder 


unerhebliche Städte zur Seite. Dagegen fördern ſie durch ihre 


Nachfrage ferngelegene Orte. Unſere Nachricht ſtammt gerade aus 


der Zeit der ſich bildenden Städte, iſt alſo beſonders beweiskräftig. | 


Nebenbei ift fie für unſere Zwecke auch dadurch lehrreich, daß fie —_ 
berichtet, wie Tuotilo ſich in Mainz Lebensmittel kauft — auch ein 

Beleg dafür, wie die Grundherrn unterwegs, aber nicht am Ort 
der Grundherrſchaft durch ihren Bedarf Handel und Verkehr fördern. 


— 
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In tönen Darlegungen über die vierte Kategorie, die „Händler“, 


zeigt Sombart wieder die angedeuteten Fehler, ſo den Wechſel mit 
dem Land in der Beweisführung (S. 170, Anm. 4). Seine Grund⸗ 
theſe lautet (S. 168): deutlicher noch als bei den Handwerkern 
- tritt bei den Händlern die Geburt der Stadt aus dem Schoß der 


Grundherrſchaft zutage. Ein ſtarker Beweis liegt ihm darin 


. S. 170), daß die Marktbuden von den Grundherren errichtet und 


gegen Entgelt für die Zeit des Marktes den Händlern überlaſſen 
wurden. Es iſt ja richtig, daß Grundherren meiſtens das Areal, 
‚auf dem Marktplätze errichtet wurden, beſaßen. Sind aber auch die 
Marktbuden von ihnen errichtet worden? Sombart zitiert zum Be⸗ 
weis ſeiner Behauptung Ad. Schaube, Handelsgeſchichte der roma⸗ 
ſchen Völker, S. 9 und 11. Schlägt man das Zitat nach, ſo findet 
man in einem Fall, daß der Stadtherr Marktbuden zwar beſitzt, 
während nicht geſagt iſt, daß er ſie auch errichtet hat. In einem 
anderen Fall gibt der Stadtherr (der Biſchof von Treviſo) den 
25 Handeltreibenden (den Venetianern) Land, auf dem ſie ſelbſt ihre 
Verkaufsſtände errichten. Werden die Verkaufsſtände und Markt⸗ 
buden nicht überhaupt ſehr oft von den Kaufleuten, und Hand⸗ 


werkern hergerichtet worden ſein? Es iſt noch kein Beweis dagegen, 


. daß ein Grundherr Zins von Marktbuden erhält (dieſer wird bei 
der Landverleihung vereinbart worden ſein), ſelbſt nicht der Umſtand, 
daß der Grundherr Marktbuden beſitzt. Aber ſetzen wir auch den 


Fall, das Marktbuden in beträchtlicher Zahl von den Grundherren 
hergerichtet worden ſind, es würde dies zunächſt nur beſagen, daß 


die Grundherren von der günſtigen Gelegenheit, die die Entwicklung 


von Handel und Gewerbe bot, unter Verwertung ihres reichen Grund⸗ 


beſitzes Nutzen zogen. Will man noch weiter gehen, ſo mag man 
auch behaupten, daß ſie durch die Errichtung von Marktbuden Handel 
und Gewerbe verſtändnisvoll zu fördern geſonnen waren!. Immer 


aber bleibt Vorausſetzung für dieſe ihre Tätigkeit die ſich vorher 


einſtellende Entwicklung von Handel und Gewerbe. Noch nicht wird 


damit „die Geburt der e aus dem Schoß der a 


ſchaft“ bewieſen. 
Richtig ſtellt Sombart die Frog bei der Würdigung des Se 


dels für das Aufkommen der Städte: warum werden die Händler 


1 Die Verbeſſerung des Marktplatzes, von der die Kölner Urkunde von 


1149 ſpricht, geht nicht von irgendeiner Grundherrſchaft, ſondern von den Ge⸗ 


wierbetreibenden aus; fie beſtreiten auch die Koſten. eue, Urkunden, 


S. 352 Mr. 255). 
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Es find ja direkt Bauernſtoffe, von denen unſere Quelle berichtet. 
Ganz unzweifelhaft hat ja der Bauer ſich ſeine Stoffe überwiegend 
durch Arbeit im eigenen Haushalt befchafft. Aber er vervollſtändigt 
ſeinen Bedarf doch auch durch Kauf, zunächſt indem er den Stoff 


für einen beſſeren Tuchrock kauft. Unſere Quelle weiſt jedoch, wie 
bemerkt, offenbar auch auf den Kauf von geringeren Stoffen hin. 


Natürlich kommt es hier gar nicht in Betracht, ob die betreffenden 

Bauern zu einer Grundherrſchaft gehören oder nicht; die Grund— 

herrſchaft lieferte ja den abhängigen Bauern nicht die Kleidung. 
Die Grundherren als wichtige Abnehmer gewerblicher Produkte 


haben wir wohl zur Genüge anerkannt. Zur richtigen Einſchätzung 
der Wirkung dieſes Faktors kann man indeſſen nur gelangen, wenn 
man ſich vergegenwärtigt, daß ſelbſt diejenige Grundherrſchaft, die 


die ſtärkſte Ortsbeſtändigkeit beſaß, keineswegs bloß oder auch nur 
vorzugsweiſe am Ort ſelbſt kaufte. Einen bezeichnenden Fall ſchildern 
die Casus s. Galli (Kap. 40) Ekkehards (vgl. Dopſch, Wirtſchafts⸗ 


entwicklung der Karolingerzeit II, S. 164). Tuotilo wird vom 
Kloſter St. Gallen nach Mainz zum Einkauf von Tuch geſchickt. 
Hieraus ergibt ſich erſtens, daß die Grundherrſchaft nicht ihren ge⸗ 
ſamten gewerblichen Bedarf ſelbſt erzeugt. Das iſt eine Widerlegung 


der hofrechtlichen Theorie. Doch darauf brauchen wir gegenüber 
Sombart nicht hinzuweiſen, da er ſie nicht mehr vertreten will. Da⸗ 
gegen lehrt die Stelle zweitens, daß die Grundherrſchaft da kauft, 
wo ſie die gewerblichen Produkte am beſten zu erhalten meint. Nach 

Sombart entſteht die Stadt, indem die Grundherrſchaft an dem 
Ort, an dem ſie ſich befindet, durch ihren Bedarf an gewerblichen 
Produkten das Aufkommen von Gewerbetreibenden hervorruft und 


befördert. Jene Nachricht zeigt jedoch, daß die Nachfrage der Grund: 


herrſchaft der gewerblichen Entwicklung an denjenigen Orten zuſtatten 
kommt, an denen das Gewerbe ſich ſchon, aus beſonderen Gründen, 


entfaltet hatte. Nach Sombarts Theorie müßte man erwarten, daß 


jedes namhafte Kloſter eine namhafte Stadt ſich zur Seite ent⸗ 


wickeln läßt. In Wahrheit haben namhafte Klöſter gar keine oder 


unerhebliche Städte zur Seite. Dagegen fördern ſie durch ihre 
| Nachfrage ferngelegene Orte. Unſere Nachricht ſtammt gerade aus 


der Zeit der ſich bildenden Städte, iſt alſo beſonders beweiskräftig. 
Nebenbei iſt fie für unſere Zwecke auch dadurch lehrreich, daß ſie 
berichtet, wie Tuotilo ſich in Mainz Lebensmittel kauft — auch ein 


Beleg dafür, wie die Grundherrn unterwegs, aber nicht am Ort 


der Grundherrſchaft durch ihren Bedarf Handel und Verkehr fördern. 


>. 
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| In ſeinen Darlegungen über die vierte Kategorie, die „Händler“, 
u an Sombart wieder die angedeuteten Fehler, fo den Wechſel mit 
dem Land in der Beweisführung (S. 170, Anm. 4). Seine Grund⸗ 
theſe lautet (S. 168): deutlicher noch als bei den Handwerkern 


tritt bei den Händlern die Geburt der Stadt aus dem Schoß der 


5 Grundherrſchaft zutage. Ein ſtarker Beweis liegt ihm darin 

S. 170), daß die Marktbuden von den Grundherren errichtet und 
gegen Entgelt für die Zeit des Marktes den Händlern überlaſſen 

wurden. Es iſt ja richtig, daß Grundherren meiſtens das Areal, 


N auf dem Marktplätze errichtet wurden, beſaßen. Sind äber auch die 


Marktbuden von ihnen errichtet worden? Sombart zitiert zum Be⸗ 


weis ſeiner Behauptung Ad. Schaube, Handelsgeſchichte der roma⸗ 


ſchen Völker, S. 9 und 11. Schlägt man das Zitat nach, ſo findet 
man in einem Fall, daß der Stadtherr Marktbuden zwar beſitzt, 
während nicht geſagt iſt, daß er fie auch errichtet hat. In einem 
anderen Fall gibt der Stadtherr (der Biſchof von Treviſo) den 
Handeltreibenden (den Venetianern) Land, auf dem ſie ſelbſt ihre 


Verkaufsſtände errichten. Werden die Verkaufsſtände und Markt⸗ | 
bubden nicht überhaupt ſehr oft von den Kaufleuten, und Hand⸗ 


werkern hergerichtet worden ſein? Es iſt noch kein Beweis dagegen, 


a daß ein Grundherr Zins von Marktbuden erhält (dieſer wird bei 
der Landverleihung vereinbart worden ſein), ſelbſt nicht der Umſtand, 


daß der Grundherr Marktbuden beſitzt. Aber ſetzen wir auch den 
Fall, das Marktbuden in beträchtlicher Zahl von den Grundherren 
hergerichtet worden ſind, es würde dies zunächſt nur beſagen, daß 
die Grundherren von der günſtigen Gelegenheit, die die Entwicklung 


von Handel und Gewerbe bot, unter Verwertung ihres reichen Grund⸗ 


| beſitzes Nutzen zogen. Will man noch weiter gehen, ſo mag man 
auch behaupten, daß ſie durch die Errichtung von Marktbuden Handel 
und Gewerbe verſtändnisvoll zu fördern geſonnen waren !. Immer 


. aber bleibt Vorausſetzung für dieſe ihre Tätigkeit die ſich vorher 


N einſtellende Entwicklung von Handel und Gewerbe. Noch nicht wird 
damit „die Geburt der * aus dem Schoß der ö 


ſhaft“ bewieſen. 


Richtig ſtellt Sombart die Frage bei der Würdigung des Han- 


ö . dels für das Aufkommen der Städte: warum werden die Händler 


er AI Die Verbeſſerung des Marktplatzes, von der die Kölner Urkunde von 
4 1149 ſpricht, geht nicht von irgendeiner Grundherrſchaft, ſondern von den Ge⸗ 


wierbetreibenden aus; fie beſtreiten auch die Koſten. ge Urkunden, 
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an einem Ort anſäſſig, und warum gerade hier und nicht dort? 


(S. 172). Wenn er dabei geltend macht (S. 169), ein periodiſcher 


Markt, auf dem ſich aus aller Herren Ländern Käufer und Verkäufer 


zuſammenfinden, ſei geradezu ein Hindernis für die Entſtehung einer 
dauernden Niederlaſſung, wie ſie eine Stadt doch darſtelle, ſo habe 
ich dem, was an dieſer Außerung richtig iſt, ſchon in meinem „Ur⸗ 
ſprung der deutſchen Stadtverfaſſung“, S. 17 f., Rechnung getragen 


(vgl. jetzt dazu auch Al. Schulte, Savigny ⸗Zeitſchrift, Germ Abt. 


1916, S. 651 ff.). Man darf in der Tat die Stadt nicht einſeitig 
aus. dem Markt, dem privilegierten Markt, herleiten. Allein während 
ich gegenüber dem Markt auf einen Handelsweg, eine beſtimmte 
Induſtrie, Schätze des Bodens, allgemeine geographiſche Verhältniſſe 
entſcheidendes Gewicht legte, iſt für Sombart der Hauptgrund für 
das Aufkommen einer Stadt das Angeſeſſenſein zahlreicher Grund- 
herren an einem Ort. Die Händler laſſen ſich nach Sombart an 
demjenigen Ort dauernd nieder, an dem ſich recht viel Grundherren 
dauernd anſäſſig gemacht hatten (S. 173). Hierzu brauchen wir 
uns nicht weiter zu äußern. Nebenbei aber möchte ich noch eine in 


dieſem Zuſammenhang vorgetragene Anſchauung von Sombart be⸗ 


richtigen. Er faßt die Entſtehung der Städte ſo auf, daß bis zu 
ihrem Aufkommen die Händler von Markt zu Markt zogen, während 
ſie mit der Begründung von Städten anſäſſige Kaufleute von der 
Art, daß ſie nicht mehr wanderten, geworden ſeien. Er ſagt zum 


Beiſpiel S. 171: „Die statio (der Stand des von Ort zu Ort 


wandernden Händlers) wächſt ſich zur mansio aus; ein Vorgang, 
den wir an der Bauart mancher Städte mit Deutlichkeit verfolgen 
können.“ Aus Marktbuden ſind in der Tat mehrfach Häuſer ge⸗ 


worden. Aber in den betreffenden Marktbuden hatten ſchon über⸗ 


wiegend ortsanſäſſige Kaufleute und Handwerker verkauft. Der 
Gewandſchneider mußte nach Sombart (S. 172) in der Zeit vor dem 
Aufkommen der Städte ſeine Tuche auf ſechs Meſſen jährlich umher⸗ 
ſchleppen, während er nachher ſeinen geſamten Vorrat in der einen 
Stadt, in der er ſich anſäſſig gemacht hat (weil ſich daſelbſt viele 
Grundherren niedergelaſſen hatten), abſetzte. Indeſſen iſt das Umher⸗ 


“ziehen auf den Straßen und Märkten (übrigens nicht bloß ſechs im 


Jahre 9 * das ganze Mittelalter hindurch und darüber hinaus Brauch 


1 Der Baſeler Tuchhändler Andres Ryff hat (16. Jahrhundert) jährlich 


mehr als 30 Märkte bezogen, um ſeine Waren abzuſetzen (von dem Beſuch der 


großen Meſſen hier abgejehen). DENE Handel und Induſtrie der Stadt 


Baſel, S. 408. 
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des Kaufmanns, inabeſondere auch des Gewandſchneiders. Er hat | 


einen Standort, vereinigt damit aber den Beſuch recht vieler Märkte. 


Sombart konſtruiert ohne einen in den Quellen gebotenen Anhalt 


x zwei ſchroff getrennte Perioden. Auch in der Periode vor dem Auf⸗ 


8 


kommen eigentlicher Städte iſt der Händler nicht ſo heimatlos, wie 
Sombart ihn ſchildert; darüber ſogleich noch eine Bemerkung. | 
Als fünfte Kategorie der Städtefüller nennt Sombart (S. 175) 


ſtädteförderndes Element von beträchtlicher Wirkung anſehen. 


An anderen Stellen bringt Sombart beſſere Beobachtungen über 
das Aufkommen der Städte und der ſtädtiſchen Berufe, ſo in dem 


Abſchnitt „Die Entfaltung der Tauſchwirtſchaft im europäiſchen 


Mittelalter“ (S. 93 ff.). Als Kräfte, die beſtändig auf eine Er⸗ 


die „Almoſenempfänger“. Man wird ſie aber nicht ernſtlich als 


weiterung des Tauſchverkehrs hindrängten, nennt er 1. „die Berufs⸗ 


händlerſchaft, die Europa vom Orient her heimſuchte“ (S. 95). 
Zwar wird hier einſeitig der Orient (und gar Byzanz) in den Vorder⸗ 
grund geſtellt. Deutſchland zum Beiſpiel hat nie Handelsanregungen 
vorzugsweiſe vom Orient erfahren, und auch Italien denkt ſich 


Sombart zu ſehr vom Orient beeinflußt. Aber richtig iſt es, daß | 


der Handel der abendländiſchen Völker, ſich nicht einfach originär 


bodenſtändig entwickelt, ſondern die einzelnen Völker je von ihren 
Nachbarvölkern wertvolle Anregungen erhalten haben, ſo Deutſchland 


vom römiſchen Handel von der erſten Berührung der beiden Völker 


an. Der fremde Händler merkt die Neigung für verſtärkten Aus⸗ 
tauſch. In einer Anmerkung möchte ich der hier und anderswo von | 
Sombart ausgeſprochenen Überſchätzung der iſlamiſchen orientaliſchen | 
| Kultur entgegentreten. Die Kultur der Iſlamländer war nicht vom 
Iſflam hervorgebracht, ſondern fie ſtand deshalb hoch, weil es den 


Arabern gelungen war, Kulturländer des alten römiſchen Reichs zu 


erobern. Der Iflam verwertete die Kultur, die er daſelbſt vor⸗ 
gefunden hatte, und zehrte von ihr; längere Zeit konnte ſie | 
ſich unter feiner Herrſchaft behaupten. ſchließlich allerdings verfiel | 
ſie. Natürlich hatte ſich in den nicht vom Iſlam okkupierten Ländern 


des römiſchen Reichs auch noch vieles von der alten Kultur erhalten, 
ſo in Italien und Gallien. Es verhält ſich nicht ſo — wie es oft 


dargeſtellt wird —, als ob dieſe Länder himmelweit hinter den von 


Nam. eroberten Teilen des römischen Reichs e hätten. 
Dies führt uns auf etwas Weiteres. 


. Sombart (zum Beiſpiel S. 41 f. und S. 145) lehnt die An⸗ | 
en nahme, daß die mittelalterliche Stadt in ihrer Entſtehung von der 
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alten römiſchen irgendwie beeinflußt worden ſei, ſchlechthin ab. In 
bezug auf die Verfaſſung bin ich natürlich auch dieſer Meinung. 
Etwas anderes iſt es jedoch, ob ſich nicht vielleicht wirtſchaftlich Be⸗ 


ziehungen entdecken laſſen. Ganz gewiß bedarf es bei der Auf⸗ 


ſuchung ſolcher Verhältniſſe der größten Vorſicht; ich brauche ihr 


nicht beſonders das Wort zu reden, da ich mich ſelbſt praktiſch an 


der Kritik zu weitgehender Annahmen beteiligt habe. Die Nach⸗ 
richten der Quellen über die hier in Betracht kommenden Jahr⸗ 
hunderte ſind ſo dürftig, daß die Phantaſie, wie es auf ſolchen Ge— 


filden zu geſchehen pflegt, ſich hier gern ausſchweifend betätigt. 


0 


Aber bei aller Zurückhaltung, die in derartigen Fällen Pflicht der 


Forſchung iſt, ſtößt man doch auch auf Tatſachen, die für einen 
gewiſſen Zuſammenhang der Gewerbegeſchichte des Altertums mit 
der des Mittelalters ſprechen. Ich kann nicht leugnen, daß Pirennes 
Abhandlung „Draps de Frise ou Draps de Flandre“ (Viertel- 
jahrsſchrift für Sozial⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte 1909, S. 308 ff.) 
mir Eindruck gemacht hat (vgl. meinen Artikel „Handwerk uud 


Hofrecht“, ebenda 1914, S. 10). Sie beſchäftigt ſich mit dem Ur⸗ 


ſprung des flandriſchen Tuchgewerbes, alſo eines der allerwichtigſten 
Induſtriezweige des Mittelalters. Sombart (S. 41 und 145) ſpricht 
von „der gedankenloſen Redensart von dem Handel und Verkehr, 
der ſich in das Mittelalter hinübergerettet habe“. Er erklärt, 


„nicht das geringſte verknüpfe innerlich römiſches und mittelalter— 


liches Städteweſen“, und meint, daß an der Stelle der alten Römer⸗ 
ſtädte ſeit der Völkerwanderung nur Ackerbauer geſeſſen hätten. 


Gilt das für alle Orte Deutſchlands, für alle Orte Galliens oder 


gar Italiens? Ein klein wenig von ſtädtiſchem Wirtſchaftsleben 
war zweifellos in Italien, aber auch in Gallien, ja ſogar in Deutſch— 
land übriggeblieben. Die Menſchen ſaßen an den betreffenden 
Orten etwas dichter beieinander und betrieben etwas von ſtädtiſchen 
Berufen. Wenn derartiges von höchſt beſcheidener Natur geweſen 


ſein wird, ſo war es doch eben vorhanden und konnte in der Tat 
als Brücke zu einer Entwicklung, die ſich ſpäter reicher entfaltete, | 
dienen. Für Italien wird man es ſogar als nicht ganz aus⸗ 


geſchloſſen bezeichnen, daß die ſpäteren Zünfte irgendwie an die alten 


römischen Kollegia anknüpfen (ſiehe meinen Art. collegia im Wörter⸗ 
buch der Volkswirtſchaft, 3. Aufl. Bd. 1, S. 656). Doch iſt dieſe 
Frage des Zuſammenhangs der formellen Verbände hier Nebenſache. 
Unbeſtreitbar ift, daß in Italien ein gewerbliches Leben in gewiſſem 


Umfang vom Altertum zum Mittelalter fortbeſtand. In etwas ge _ 
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ringerem Grade wird das gleiche von Gallien gelten; in ſüd⸗ 
galliſchen Städten ſind für die Zeit, die in dieſem Zuſammenhang 
Übergangszeit iſt, tatſächlich „Schuſter, Goldarbeiter, Schmiede und 
andere Handwerker“ nachweisbar (Kiener, Verfaſſungsgeſchichte 


der Provence, S. 29). In entſprechendem Abſtand darf man ge⸗ 


wiß auch für Deutſchland von einem Fortbeſtehen von Reſten ſtäd⸗ 
tiſcher Berufe reden!. Kann man ſich Köln in irgendeinem Jahr⸗ 
hundert ſchlechthin ohne Gewerbetreibende denken? Wir beſitzen 


zwar bis zum Beginn des 12. Jahrhunderts über das gewerbliche 
Leben Kölns nur Andeutungen. Da es aber zu dieſer Zeit bereits 


eine auffallend detaillierte Gliederung zeigt, die in plötzlichen Be⸗ 


waegungen ihre Erklärung nicht finden dürfte, jo wird man ſchon 
daraus auf eine Jahrhunderte alte Vorgeſchichte ſchließen. Gab es 


nun in Deutſchland ein paar Orte, an denen eine Gruppe von Ge⸗ 


| werbetreibenden dauernd ſaß, ſo war damit eine Anknüpfung für 
weitere Entfaltung von Handel und Gewerbe geboten?. Es mag 


auch an das, was wir vorhin von Mainz bemerkt haben, erinnert 


werden. Aber ſelbſt wenn für Deutſchland nicht eine Anknüpfung 
des mittelalterlichen gewerblichen Lebens an das, welches ſich in den 


Römerſtädten auf deutſchem Boden entwickelt hatte, anzunehmen 


wäre, ſo iſt doch das mittelalterliche gewerbliche Leben Deutſchlands 
unbedingt von dem gewerblichen Leben Italiens und Galliens | 
(Frankreichs) beeinflußt und gefördert worden. | 
| Als weitere Kräfte, die auf eine Erweiterung des Tauſchverkehrs 
hindrängten, nennt Sombart (S. 96 ff.) 2. die bäuerliche Eigen⸗ 
wirtſchaft, 3. die Grundherrſchaft, 4. die neue Belebung der Edel⸗ 
metallproduktion (vor allem alſo der Silbergewinnung) im 10. und 


11. Jahrhundert, 5. die Entſtehung der Städte. Mit der Hervor⸗ 


hebung dieſer Faktoren können wir uns im großen und ganzen ein⸗ 


verſtanden erklären; nur werden die an ſich mit Recht herbeigezogenen 
Dinge von Sombart hier wieder zu ſehr in den Rahmen ſeiner 
Theorie hineingepreßt. Zum Teil aber wird dieſe auch durch das, 


1 Wenn ich Heldmann, Der Cölngau und die Civitas Cöln, S. 41 ff. 
nicht überall beizuſtimmen vermag, ſo hat er doch mit der Behauptung recht, 


daß man die Berichte der Schriftſteller (Savian uſw.) über die, Derorungen | 


der Römerſtädte nicht ganz wörtlich nehmen darf. 

2 Gegen Sombart neuerdings A. Dopſch, Wirtſchaftliche und ſoziale 
Grundlagen der europäiſchen Kulturentwicklung, Bd. I (Wien 1918). Wenn 
Dopſch die Abhängigkeit von dem Römertum zu ſtark betont (vgl. demnächſt 
meine Rezenſion über ſein Buch in der Hiſtor. Zeitſchr.), ſo findet man bei ihm 


ijijedenfalls doch viel zur Widerlegung der Auffaſſung Sombarts. 
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was er hier geltend macht, direkt 1 8 Wenn er zum Beiſpiel 


geltend macht, daß die Grundherren Getreide, Wolle, Wein, Käſe 
verkaufen und damit „die tauſchwirtſchaftliche Organiſation heraus⸗ 


bilden“ helfen, ſo iſt dies an ſich durchaus richtig. Aber dieſe Tat⸗ 
ſache unterſtützt nicht Sombarts ſpezielle Theorie, daß ſich gerade 


im Schatten der Reſidenzen und Hauptſtädte das Kapital bilde. * 


Ferner beweiſt für dieſe nichts die an ſich gleichfalls mit Recht 


hervorgehobene Tatſache, daß die Grundherren ebenſo wie ſie ver⸗ 


kaufen auch kaufen. Die Grundherren ſitzen verſtreut im Land und 


verkaufen an Leute und kaufen von Leuten, die an den verſchiedenſten f 


Plätzen wohnen. Gerade der ſelbſtändige Gewerbetreibende (Händler 


und Handwerker), der fern von der Grundherrſchaft ſitzen mag, ver⸗ 
dient bei dieſem Verkaufen und Kaufen, während Sombart die Ent⸗ 


ſtehung des Kapitals in ſolchen Kreiſen beſtreiten wollte. Der tief 


in Süddeutſchland ſitzende Grundherr kauft und verkauft zum Bei⸗ 


ſpiel in Mainz und gibt den dortigen Gewerbetreibenden zu ver⸗ 


dienen. Und man denke an die Scharen von Rittern, die in Köln 
Rüſtungen kauften (vgl. R. Dörner, Das Sarwörter⸗ und das 
ö Schwertfegeramt i in Köln, Freiburger Diſſertation von 1915), während 
vielleicht nur ein paar von ihnen in Köln wohnten. Oder wenn die 
Dienſtherren von unfreien Rittern (Miniſterialen) für ſie Waffen 2 
kauften, ſo handelt es ſich auch um eine Mehrzahl von Herren, die 


wiederum an den verſchiedenſten Plätzen ihren Wohnort hatten oder 


vielmehr, jeder für ſich, ſich abwechſelnd auf verſchiedenen Burgen 
aufhielten. Um ja feine Theorie von den Grundherren als Städte⸗ 
und Kapitalbildern recht ſcharf durchzuführen, rühmt Sombart 
(S. 102) die Grundherrſchaften als „ein Ferment, das die Eigen⸗ 
wirtſchaften der Bauern raſcher zur Auflöſung bringt, als es ſonſt 


geſchehen wäre“. Gewiß läßt ſich behaupten, daß der Bauer, von 
dem der Grundherr viel verlangt, ſich genötigt ſieht, um ſo mehr zu 


arbeiten und unter Umſtänden auch durch die Arbeit für den freien 


Markt ſich das zu verſchaffen, was der Grundherr von ihm verlangt. 
Sombart denkt in dieſem Sinn daran, daß der Grundherr Geldzinſe 
von dem Bauern verlangt (um ſich Geldeinnahmen zu beſchaffen, 


muß der Bauer Erzeugniſſe verkaufen), und erzählt, daß „die Natural⸗ | 


zinſe der Bauern in Geldzinfe verwandelt werden“ (S. 103). Iſt 


das denn aber der Fall? Wir ſehen im Gegenteil, daß von einer 
ſtark ſteigenden Umwandlung von Natural⸗ in Geldzinſe gar nicht 
die Rede iſt. Und als im 12. und 13. Jahrhundert die freieren 
Pachtverhältniſſe gegenüber den alten Zinsverhältniſſen große Ver⸗ 
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N breitung finden, wird die Pacht überwiegend in Naturalien gezahlt. 
Wie Sombart ſich hier nicht genügend um die geſchichtlichen Tat⸗ 


ſachen gekümmert hat, jo bringt er weiter allerlei Künſtlichkeiten vor. 


So ſoll den Bauern durch die Errichtung grundherrlicher Bannrechte 


(an Mühlen, Brauereien uſw.) „ein tauſchwirtſchaftlicher Nexus 


förmlich aufgezwungen“ worden ſein (S. 103). Jedermann weiß ja 


5 aber, daß der Bauer, der gezwungen wird, auf der herrſchaftlichen 
Mühle mahlen zu laſſen oder das Bier der herrſchaftlichen Brauerei 


Ju trinken, damit zunächſt und vor allem entſprechend von dem freien 


Verkehr, von der freien Wahl des Gewerbetreibenden und des ge⸗ 


5 werblichen Produkts ferngehalten wird. Das Bannrecht kann zwar 
| auch bedeuten, daß er nicht ſelbſt mahlt, nicht ſelbſt braut. Allein 


eine ſolche Begrenzung feiner Tätigkeit ſteht nach Ausweis der ger 


ſchichtlichen Tatſachen zurück hinter dem Ausſchluß vom freien Ver⸗ 
kehr, den die Bannrechte eben in erſter Linie bedeuten. Überdies: 


was von Erheblichkeit gewinnt denn der allgemeine Tauſchverkehr, | 


wenn der Bauer, ſtatt ſelbſt zu mahlen, auf der herrſchaftlichen 


Mühle mahlen muß? Aber Sombart geht ferner ſo weit, zu ver: 


muten (S. 103), daß „die Grundherren durch ihr Intereſſe an hohen 


Markteinnahmen die Bauernwirtſchaften zum Beſuch der Märkte 


drängten“. Solche künſtliche, geſuchte Hypotheſen gibt Sombart 
zum Beſten, um nur ja behaupten zu können, daß alle Förderung der 
Tauſchwirtſchaft, alle Reichtumsbildung weſentlich von den Grund⸗ 
herrſchaften ausgehe. Wenn Sombart (S. 103) behauptet, „in der 
grundherrlichen Organiſation als ſolcher liege die Tendenz ein⸗ 
geſchloſſen, die eigene und die bäuerliche Eigenwirtſchaft zu zer⸗ 
ſprengen“, und „der Auflöſungsprozeß vollziehe ſich ſtetig mit dem 
Anwachſen der Grundherrſchaften“, ſo hat eine ſo ſtark geſchloſſene 
„Eigenwirtſchaft“, von deren allmählicher Sprengung er hier ſpricht, 


bei der Grundherrſchaft und bei der bäuerlichen Wirtſchaft überhaupt 


nicht beſtanden. Der Anteil der Grundherren und der Bauern am 
freien Verkehr und an deſſen Förderung beruht darauf, daß ihre 
Wirtſchaften nie ſo geſchloſſen waren, wie die Vertreter der Theorie 


von der ſtrengen Autarkie der Hauswirtſchaft annehmen 1: „Das 


Anwachſen der Grundherrſchaften“ aber befördert nicht die Auflöſung 
E der Eigenwirtſchaft und demgemäß die Tauſchwirtſchaft, ſondern 
Gundherren und Bauern waren ee au: den een, un 


5 1 Br meine Abhandlung „Über Theorien der wirtſchaftlichen Gntwidtung | 
der Völker“, Hiſtor. Zeitſchr. 86, S. 1 ff. | | 
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1 
angewieſen, weil die Grundherrſchaft nicht wuchs. Wenn die Grund⸗ 


herrſchaft wirklich einen ſo großen Einfluß gehabt hätte, gar ge⸗ 


wachſen wäre, dann wäre die bäuerliche Wirtſchaft beträchtlich 
weniger für den freien Verkehr in Betracht gekommen. Ich erinnere 
hier auch wieder an die zahlreichen Ritter, die auf den Bezug vom 
ſreien Markt angewieſen waren, weil der Grundbeſitz des einzelnen 


viel zu klein war, als daß er in ſeinem Haushalt ſich etwa eigene 


Handwerker halten konnte. Überhaupt aber iſt ja im 11. Jahr⸗ 
hundert — an das Sombart hier denkt (S. 103) — ein Anwachſen 


der Grundherrſchaften nicht das Zeichen der Zeit. Doch es würde 


zu weit führen und die Mühe nicht lohnen, die einzelnen unhalt⸗ 
baren Sätze Sombarts zu analyſieren und zu kritiſieren. Wie er 
ſeine Beweiſe führt, dafür hier nur noch ein Beiſpiel. Nachdem er, 
wie bemerkt, erklärt hat, daß die Naturalzinſe der Bauern in Geld⸗ 
zinſe verwandelt worden ſeien, ſieht er ſich hinterher genötigt (S. 104), 


einzuräumen, daß das doch nicht der Fall war. Dies aber hindert 


ihn nicht, unmittelbar darauf wieder zu behaupten, daß „die Reform 
des Verwaltungsſyſtems“ — d. h. die Beſeitigung des alten Zins⸗ 
verhältniſſes durch das freiere Pachtverhältnis — „ſich in der Mehr⸗ 


zahl der Fälle wohl mit einer Umwandlung der Natural- in Geld⸗ 


zinſe verband“. So iſt es jedoch eben nicht geweſen! Hinzufügen 
wollen wir noch, daß jene Reform des Verwaltungsſyſtems (die Be⸗ 


ſeitigung des Villikationsſyſtems) nicht vor dem Aufkommen der 


Städte, ſondern eher nach ihm ſtattgefunden hat. 

Wir können nicht umhin, dem erneuten Bedauern darüber Aus- 
druck zu geben, daß ſo viel Fleiß (die zweite Auflage zeigt ein be⸗ 
deutendes Opfer an Zeit und Arbeit) und Begabung, wie ſie Sombart 
zur Verfügung ſtehen, in den Dienſt einer Voreingenommenheit ge⸗ 
ſtellt worden find. Sichere Methode und Unbefangenheit der a, 
faſſung treten uns aus feiner Darſtellung nicht entgegen. 


Bewieſen hat Sombart nichts. Es bleibt dabei, daß „Kapital“ 
im Mittelalter weſentlich aus Handel und gewerblicher Arbeit ge⸗ 


wonnen worden iſt. Wenn Sombart die mittelalterliche Kapital⸗ 
bildung mit dem Charakter der „Hauptſtädte“ in Zu ſammenhang 
bringt, ſo mögen ihn dabei Reminiſzenzen an die Anziehungskraft, 
die die modernen Hauptſtädte auf Handel und Induſtrie ausüben, 
beeinflußt haben. Aber ich möchte doch nicht ſo unhöflich ſein an⸗ 
zunehmen, daß er den Unterſchied der Zeiten gar nicht beachtet 
| haben ſollte. 
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Di Geſchichte des deutſchen Volkes iſt nicht reich an großen 
| gewaltſamen Entladungen ſozialer Spannungen. Es hat wohl 
im ſogenannten Mittelalter vielfache Erhebungen ländlicher und 


ſtädtiſcher Volksteile gegeben, aber fie waren mehr oder weniger örtlich 
beſchränkt, ſie waren jeweils vorwiegend von einer Bevölkerungs⸗ 


a Zwei Vorträge, die der Verfaſſer im Dezember 1918 an Sprechabenden 
der deutſchen Studentenſchaft beider Grazer Hochſchulen gehalten hat, ſind hier 


in wenig veränderter Form wiedergegeben. Die einleitenden Bemerkungen, die 
„Beziehung auf den militäriſchen, politiſchen und ſozialen Zuſammenbruch und 


Umſturz nahmen — die meiſten Zuhörer waren gleich dem Vortragenden nor 


kurzem aus dem Felde zurückgekehrt — habe ich fortgelaſſen. Selbſtverſtändlich 


wurde die Literatur, auch die parteimäßig gefärbteſte, in möglichſter Vollſtändig⸗ 


keit herangezogen. Das Wertvollſte in ſozialgeſchichtlicher Hinſicht find Violands 


Soziale Geſchichte der Wiener Revolution (1850) und E. V. Zenkers Wiener 


Revolution in ihren ſozialen Vorausſetzungen und Beziehungen (1898); von 
beiden weiche ich in der Auffaſſung vielfach ab. Memoiren und Selbſt⸗ 


biographien, die in der jüngeren Literatur noch keineswegs ausgeſchöpft find, 
habe ich mit beſonderem Vorteile benützt. Ihre bibliographiſche Anführung iſt 
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wohl entbehrlich; man findet fie bequem zuſammengeſtellt in R. Charmatz' 
Wegweiſer durch die Literatur der öſterreichiſchen Geſchichte (1912), S. 76 ff. | 
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ſchicht genährt, politiſche und religiöſe Beweggründe ſtanden zumeiſt 
im Vordergrunde und ſeltener nur boten Verſchlechterung der perſön⸗ 
lichen und dinglichen Rechtslage der Bauern oder wirtſchaftlicher 
Druck der Geſchlechter auf die Handwerker in den Städten das vor⸗ 
herrſchende Motiv. Die erſte umfaſſende ſoziale Revolution ſtellt 
der große Bauernkrieg des Jahres 1525 dar: die gewaltigſte Kriſe 
des agrarſozialen Lebens, hervorgerufen im weſentlichen durch wirt⸗ 
ſchaftlich⸗ſoziale Mißſtände, verſtärkt nur durch die religiöſe Erregung 
der Reformationszeit, begleitet von einer verhältnismäßig ſchwachen | 
Bewegung im deutſchen Bürgertum. Der Bauernkrieg war in der 
Wurzel eine bodenſtändige, nicht durch Anſtoß vom Auslande hervor⸗ 
gerufene Agrarrevolution; zu einer ähnlich weitgreifenden Agrar- 
bewegung iſt es im deutſchen Volksleben nicht mehr gekommen, 
dank vor allem der Reformarbeit des aufgeklärten Abſolutismus; 
wenn dann doch in den Revolutionstagen von 1830 und 1848 


auch agrarſoziale Wellen ſtark zutage treten, ſo lag die Urſache der 


Gärung in erſter Linie in der Stockung, in die das Werk des auf⸗ 
geklärten Fürſten⸗ und Beamtentums geraten war. So groß die 
Wandlung und Umſchichtung der ländlichen Klaſſen geworden iſt, in 
der Hauptſache iſt ſie doch auf dem Wege der Evolution, nicht der 


Revolution oder, genauer geſagt, nicht der Bauernrevolution erfolgt. 


Die leitenden Träger der deutſchen Revolutionen des 19. Jahr⸗ 
hunderts wurden das Bürgertum und Arbeitertum. Es braucht 
kaum angedeutet zu werden, welche Gründe hierfür maßgebend 
wurden. Einmal die tiefgreifenden Umwälzungen der Produktions- 
verhältniſſe in den letzten und vornehmlich im 19. Jahrhundert. 


Dem Zeitalter des Frühkapitalismus folgt ein Zeitalter des Hoch: 


kapitalismus, eine unendliche Ausdehnung des Verkehrsgebietes und 
Intenſivierung des Verkehrs, die Entſtehung von Manufakturen und 
Fabriken zuerſt vor allem für Luxusartikel und für den Maſſen⸗ 
bedarf der Heere an gleichartigen und billigen Waren, eine zunehmende 
Arbeitsteilung, ein ungehemmtes Vordringen der Maſchine gegenüber 
der Handarbeit, Konzentrierung der Arbeit in gemeinſamen Arbeits⸗ 
räumen, Abſtrömen der wachſenden Bevölkerung vom Lande in die 
Stadt; und Hand in Hand hiermit die Verelendung der Lebens⸗ 


bedingungen, der Wohnung, der Nahrung, auf der anderen Seite: 


ein zügelloſes Erwerbſtreben, das ſich die von England ausgehende 
Lehre von dem Segen wirtſchaftlicher Freiheit, der wirtſchafts⸗ 
belebenden und regulierenden Wirkung der freien Konkurrenz zunutze 
macht; Eiſen, Kohle, Baumwolle werden ganz andere Wirtſchafts⸗ 
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| mächte als das Gold und Silber der Merkantiliſten. Zugleich die 
Umwandlung der politiſchen Verhältniſſe: der aufgeklärte Abſolu⸗ 


tismus hatte die einzelnen Klaſſen an den Staat gebunden, der 
Anſturm des Liberalismus gegen die Ausſchließung des Volkes von 


der Staatsleitung löſte die Klaſſen von der einheitlichen Staats⸗ 
bindung, er brachte Klaſſen zur Herrſchaft und verſtärkte hierdurch 
den Gegenſatz der Klaſſen. Der unaufhaltſame Zug des vorigen 
Jahrhunderts und unſerer Zeit war gerichtet zunächſt auf Beſchränkung 
des unumſchränkten monarchiſchen Gottesgnadentums und der kon⸗ 


ſervativen Gewalten durch das ſtädtiſche bemittelte Bürgertum; dann 


ein immer ſtärkeres Aufwärtsdrängen der ſozial tieferen und ärmeren 


Schichten, anfangs als Hilfs⸗ und Sturmtruppe dieſes Bürgertums, 
dann, nachdem dieſe Klaſſe ſich mit dem konſervativen Regimente | 
abfindet oder ſelbſt zur Herrſchaft gelangt, gegen ſie; eine immer 
ſtärkere Welle namentlich des induſtriellen Proletariats, des Erzeug⸗ 
niſſes der kapitaliſtiſchen Entwicklung, bis ſchließlich die Demokratie 
die verfaſſungsmäßig beſchränkte Monarchie zu beſeitigen und Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung an ſich zu ziehen trachtet. Das erſte Er⸗ 
gebnis des Ringens, deſſen Ablauf äußere Umſtände beſchleunigt 


” haben, ſteht uns heute vor Augen; ob mit der demokratiſchen Republik 


ein Abſchluß im Sinne der Herrſchaft des geſamten Volkstums 


erreicht iſt, ob wir nicht dem Deſpotismus einer Klaſſe entgegen⸗ 


gehen, das iſt die bange Frage, die uns bewegt; auch Rückbildungen, 
die doch niemals mehr ganz zu den alten Zuſtänden zurückführen 


können, find ja möglich. Doch der Hiſtoriker fol nicht den Propheten 


ſpielen. Was ich bisher ausführte, das ſind bekannte Tatſachen 
und von anderen beſſer dargelegt worden, als es mir in wenigen 


Worten möglich iſt. Jedenfalls können wir behaupten, daß die 
| deutſchen Revolutionen des letzten Jahrhunderts typiſchen Charakter 


tragen: die Verfaſſungsforderung ſteht in erſter Linie und hat felb- 


ſtändige Bedeutung, ſolange das beſitzende Bürgertum das führende 
Element der Revolution iſt; ſein Hauptziel iſt die Erwirkung der 
verfaſſungsmäßigen Beſchränkung der Monarchie, um die Hemmungen 
r ſeiner individuellen wirtſchaftlichen und geiftigen Betätigung zu be- 

ſiitigen. Sobald die Arbeiterſchaft, das Proletariat als ſoziale 


Klaſſe, die Führung der Revolution in die Hand nimmt, gewinnt 


daz wirtſchaftliche Programm des Einſturzes des Beſtehenden und 
des kollektiviſtiſchen Neubaues der Wirtſchaftsordnung die Oberhand, 

zes wird poſitiver gerichtet als das des Bürgertums, das Verfaſſungs⸗ 
1 programm aber ene negativer und kennt als poſitiven Saupt- 
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gedanken nur die gleiche Rechtsſtellung aller als. Mitinhaber der 
höchſten Gewalt im Staate. Die dritte, dem alten Oſterreich be- 
ſonders eigene, war und iſt die nationale Richtung der Bewegung, 
die wieder im Bürgertum ihren Hauptträger fand, der Arbeiterſchaft 
weſensfremder geblieben iſt und erſt heute im Hinblicke auf den 
Sieg des Sozialismus im Deutſchen Reiche und mit dem Ausblicke 
auf ein ſpäteres Wiederaufleben der Internationale auch das deutſche 
Proletariat unſerer Heimat durchdringt. Zu all dem kommt noch ein 
anderer Gegenſatz gegenüber der großen deutſchen Agrarrevolution des 
16. Jahrhunderts: in Deutſchland und Deutſch⸗Oſterreich, wenn ich 
dieſe unhiſtoriſchen Bezeichnungen gebrauchen darf, ſind als Ländern 
der Mitte in der Zeit des internationalen Großverkehrs alle ſtürmiſchen 
Maſſenbewegungen durch Antrieb von außen ausgelöſt, der Funke in 
den angeſammelten Zündſtoff von außen hereingeworfen worden: bis 
vor kurzem in der Hauptſache von Frankreich, neueſfens von Rußland aus. 
Das letzte Vorſpiel der größten Revolution Frankreichs war der 
Widerſpruch der privilegierten Stände in der Notabelnverſammlung 
von 1787 gegen eine Aufhebung der Privilegien. Die Generalſtände 
ſtehen unter dem Zeichen ſtarken Übergewichtes des dritten Standes, 
der Bourgeoiſie; ſie reißt die Geſetzgebung der konſtituierenden 
Nationalverſammlung an ſich und beginnt die verfaſſungsmäßige 
Demokratie in bürgerlichem Geiſte durchzuführen. Aber alsbald greift 
die radikaldemokratiſche Unterſtrömung des Pariſer und Lyoner 
Kleinbürgertums in Verbindung mit den Lohnarbeitern und dem 
Abſchaum des Volkes zur nackten Gewalt, jede Zwangs⸗ und Ord⸗ 
nungsmacht geht verloren, der Sturz der feudalen Staats- und Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung, Verkündigung der Souveränität des Volkes und 
der Menſchenrechte bilden keinen Haltpunkt der Bewegung, der Radi⸗ 
kalismus des „Berges“ begnügt ſich nicht mit der Abſchaffung des 
Adels, der Einführung der Zivilverfaſſung der Kirche, der Einziehung 
der Krongüter und all den anderen Umſturzmaßnahmen; in der geſetz⸗ 
gebenden Nationalverſammlung, die ſchon überwiegend republikaniſche 
Signatur hat, überwindet der Terror des rechten jakobiniſchen Flügels 
die gemäßigteren Girondiſten, das revolutionäre Frankreich tritt in 
den Kampf gegen das konſervative Europa ein, und endlich ſetzt das 
Proletariat, das freilich nicht im modernen Sinne als organiſiertes 
Arbeiterproletariat mit ſozialiſtiſchen oder kommuniſtiſchen Zielen 
aufgefaßt werden darf, das zenſusloſe allgemeine Wahlrecht für den 
Nationalkonvent durch, es entſteht die ſoziale Republik, der Demo⸗ 
kratiſierung der Geſetzgebung folgt die Demokratiſierung der Ver⸗ 
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| waltung. Diefe Herrſchaft des Proletariats iſt gekennzeichnet durch 


die Hinrichtung des Königs, den blutigen Deſpotismus der Klubs 
und des Wohlfahrtsausſchuſſes, bis der Schreckensherrſchaft die Er⸗ 
nüchterung durch wirtſchaftliche Not, der Rückſchlag der beſonnenen 
Elemente, Direktorium, Militärdiktatur und endlich das Kaiſertum 


Napoleons folgen. Ich habe Ihnen in knappen, allzu ſchematiſchen 


Zügen dieſes Bild vor Augen geſtellt. Denn bis in unſere Tage kannte 


die Geſchichte kein Ereignis, das gleich tiefgreifende ſegensvolle uud 


verhängnisvolle Wirkungen geäußert hat wie die franzöſiſche Revo⸗ 
lution. Es iſt hier nicht der Ort und die Zeit zu zeigen, welche 


Fülle von öffentlich⸗ und privatrechtlichen, wirtſchaftlichen und rein 


geiſtigen Antrieben von ihr ausgegangen ſind, ſo daß man mit vielem 
Rechte das moderne Europa von ihr zu datieren pflegt. Nur eines 
ſei im Hinblick auf die kommenden Revolutionen, im beſonderen auf 


unſer engeres Thema, betont: eine fortdauernde Bewegung der Geiſter 
iſt ausgelöſt worden: zur politiſchen und ſozialen Emanzipation von 


Bürgertum, Bauerntum und Arbeitertum, zu einem ſtändigen Empor⸗ 
ringen der minderberechtigten Geſellſchaftsklaſſen gegen abſolute und 
verfaſſungsmäßige Monarchie, gegen Konſervatismus und Reſte des 
Feudalismus, zu den Gedanken der Selbſtbeſtimmung der Völker, 
der bedingungsloſen rechtlichen Gleichheit, der Freiheit nach innen 
und außen — zur organiſchen Entwicklung wie zur krankhaften Uber⸗ 
reizung, zur geſunden Demokratie wie zum Terror einer einzelnen 


Bevölkerungsſchicht, der dem Geiſte der Demokratie widerſpricht. Die 
konſequenteſte Auswirkung haben die Ideen der Revolution zunächſt 
in ihrem Mutterlande ſelbſt, in Frankreich, in den Jahren 1830 und 


1848 erfahren. Nur Erſcheinungsformen und Ablauf der Bewegung, 
Intenſität der wirkſamen Kräfte und Maß ihrer Durchſetzung zeigen, 
entſprechend. den Anderungen der Produktionsverhältniſſe, der ſozialen 


Schichtung und der Staatsorganiſation ein geändertes Bild; erſter 


Träger der Revolution iſt noch immer zunächſt das Bürgertum, 
ſeine Gefolgſchaft bildet die Arbeitermaſſe. Aber doch tritt ein 


charakteriſtiſcher Unterſchied der Julirevolution und der Februar⸗ 


revolution zutage: im Juli 1830 wird das Gottesgnadentum der 
Bourbonen und die Herrſchaft der Agrarariſtokratie und des Klerus 


zum zweiten Male geſtürzt, die liberale Bourgeoiſie erringt mit Hilfe 


der Arbeiter einen vollen Sieg, den ſie während der konſtitutionellen 
Monarchie des Orleaniden Louis Philipp zur plutokratiſchen Aus⸗ 
beutung des Staates und Proletariats verwertet, moraliſch das eigene 
Klaſſenanſehen untergrabend. Auch im Februar 1848 geht der An⸗ 
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ſtoß zur Revolution vom Großbürgertum aus, die Induſtrie wendet 
ſich gegen die Hochfinanz; aber dann erhebt ſich der politiſche, dem 
ſozialen Umſturzgedanken dienende Radikalismus des vierten Standes 
gegen den dritten Stand, dem das Unternehmertum angehört, die 
demokratiſche Republik wird bekämpft durch die Partei der ſozialen 
Revolution, der ſozialiſtiſchen Republik, bis in der Juniſchlacht und 
der darauffolgenden Präſidentſchaft des jungen Napoleon aus dem 
Klaſſenkampfe die beſitzenden Geſellſchaftsſtände wieder zur Gewalt 
im demokratiſchen Staate gelangen. | 

Wir verfolgen die Revolutionsgeſchichte Frankreichs, die ja un⸗ 
ſeren hiſtoriſchen Vorwurf nicht weiter berührt, nur bis hierher. 
Die Wagen ſchlugen ſchon 1789, weit ſtärker noch 1830 und 1848 
nach Deutſchland herüber. Hier hatten die Völker nach einem feinen 
Worte von Erich Marcks der gleichmachenden Revolution und dem 
univerſalen Kaiſertum des erſten Napoleon das Recht der eigenen 
Volksart, das hiſtoriſche Recht ihrer nationalen Beſonderheit ent⸗ 


gegengeſtellt. Der revolutionären Strömung des ausgehenden acht⸗ 


zehnten Jahrhunderts iſt die hiſtoriſche des neunzehnten entgegen- 
getreten; beide haben gegen⸗ und miteinander, ſich durchdringend und 
ſich bekämpfend, an dem Aufbau der Ideen von nationaler Einheit, 
nationaler Beſonderheit und Eigenart, aber auch an den Ideen von 
Völkerbeglückung und Völkerfreiheit Anteil. Nur einem feinſten 
Denker wie Friedrich Meinecke konnte es gelingen, das vielverſchlungene 
Gewebe von konſervativen und liberalen, von kosmopolitiſchen und 
nationalſtaatlichen Gedanken, das deutſche politiſche Denken von der 
Aufklärungszeit bis auf Bismarck zu durchſchauen und zu entwirren. 
Engliſche und vor allem franzöſiſche Verſaſſung begeiſterte nach der 
Enttäuſchung, die den Befreiungskriegen folgte, das doktrinäre deutſche 
Bürgertum, vielfach mißverſtanden, ein Ideal, getragen von einem 
tief berechtigten Widerſtand gegen die herrſchenden Gewalten; erſt 
ſeit etwa 1840 erfüllt ſich dieſes Bürgertum mit realiſtiſcherem 
Geiſte, und nun dringt die engliſche politifhe Schulung gegenüber 
dem vagen franzöſiſierenden Politiſieren in den Vordergrund. Gä⸗ 
rendes Streben nach nationaler Einheit, nach einem Staate, der frei 
von Bureaukratismus und Militärſyſtem der politiſchen und geiſtigen 


Betätigung eines kraftvollen und ſelbſtbewußten Bürgerſtandes keine 


Schranken ſetzt, vereint ſich mit dem Verlangen nach ungehemmter 


wirtſchaftlicher Bewegungsfreiheit, nach freiem Ausleben modernen 


Unternehmungsſinnes, moderner Produktionstechnik und Verkehrs⸗ 
| entwidlung, nach einem großen Wirtſchaftsgebiete, das wieder nur 
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der Nationalſiaat bilden kann. Aber zwei konſervative Mächte, ſelbſt 
wieder die größten Rivalen, erſcheinen als der Feind politiſcher und 
wirtſchaftlicher Entfaltung nationaler Kraft. Im Norden Preußen, 


ſtark geworden vor allem durch ſein hohenzollernſches Königtum, 


dieſeſen Ende wir erſchüttert erleben; ein harter Militär⸗ und Beamten⸗ 
ſtaat, der fi ſtarr der verfaſſungsmäßigen Beſchränkung der Kron⸗ 
gewalt widerſetzte und deſſen einzigartige ſchlummernde Fähigkeit zur 
Bildung eines mächtigen, blühenden Nationalſtaates nur von einer 


Minderheit des Volkes erkannt wurde. Im Oſten Oſterreich, das 


wir eingehender zu ſchildern haben werden. Überall erhob ſich in 
den vierziger Jahren immer ſtärker die politiſche Freiheitsbewegung; 
das Bürgertum fühlte ſich als den eigentlichen Träger des geiſtigen 
Fortſchritts und der wirtſchaftlichen Entwicklung; mächtige Antriebe 
flür Handel und Induſtrie ergaben ſich ſeit der Gründung des preu⸗ 
ßiſchen Zollvereins der Unternehmung, ein gärendes Werden überall 


in deutſchen Landen, das auch die Idee der einheitlichen nationalen 


Staatsbildung mit Feuereifer ergreift, ein Übergehen des forma⸗ 
liſtiſchen Denkens in praktiſchere Bahnen. An politiſch⸗ ſozialer 
Klärung, an tatſächlicher Klaſſenbildung ſtand Deutſchland noch weit 


hinter dem Weſten zurück; die Kunde von der Februarrevolution traf 


ein wenig vorbereitetes Geſchlecht, das in einem wirren Prozeß der 


Neubildung von Verfaſſungs⸗ und Nationalgedanken, wirtſchaftlichen 
und ſozialen Ideen ſtand; noch lag auch hier die Führung bei der 
Bürgerſchaft, die großenteils von Abneigung erfüllt war gegen Will⸗ | 
kürherrſchaft und politiſche Bevormundung, gegen Beamten: und 


Heeresapparat, gegen wirtſchaftliche Gebundenheit und nationale 
Kraftloſigkeit; noch war das Proletariat eine Macht, die ſich erſt in 
dumpfer Unklarheit zu regen begann, die in der Feindſchaft gegen 

Fabriken und Maſchinen in den Weberunruhen im ſchleſiſchen Gebirge 


zu elementaren Ausbrüchen nur gelegentlich gekommen war. — 


II 


Der zweite Pfeiler des Althergebrachten, 1 die Ver⸗ 
körperung des konſervativen Prinzips war Oſterreich, der Gegenſatz 
Oſterreichs und Preußens die unüberbrückbare Kluft im nationalen 


Einigungswerk, ſolange die Volksgeſchicke weſentlich durch die Dynaſtien 


beſtimmt worden ſind. Auf Oſterreich am Vorabend der 


Revolution wollen wir einen flüchtigen Blick werfen und dann 


vor allem die Fe ö in Wien und den Anteil 


‘ 
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| betrachten, den die einzelnen Klaſſen an den März⸗, den Mai⸗ und 
Oktoberereigniſſen nahmen. In Wien, in Ungarn und Böhmen und 
auf den Schlachtfeldern Italiens pulſierte das große geſchichtliche 
Leben Oſterreichs im Jahre 1848; in Wien vornehmlich hat ſich das 
große ſozialgeſchichtliche Schauſpiel abgeſpielt von den glückhaften 
Anfängen bis zum tragiſchen Ende, und einer der Hauptakteure in 
dieſem Schauſpiel war die Wiener deutſche Studentenſchaft. 

Wie ſchwankend iſt in den ſiebzig Jahren ſeit jenen bedeutungs⸗ 
ſchweren Vorgängen das Urteil über die Bewegung und ihre Träger 
| geweſen, wie ſchwer iſt noch heute ein unbefangenes Urteil! Konſer⸗ 
vative Parteileidenſchaft hat ſich gegen das „tolle Jahr“ gewendet, 
nur die dunklen Schatten geſehen, das Ideale verkannt und ſeine 
Vertreter verhöhnt. Realiſtiſches Denken hat den jugendlichen Über⸗ 
ſchwang, die Ideologie und die Maßloſigkeiten verurteilt; je klarer 
das politiſche Denken wurde, deſto mehr kehrte es ſich gegen die 
Begriffsverwirrung der jungen Freiheitstage. Auch der Sieg der 
gegenrevolutionären Gewalten führte viele dazu, die dauernd wert⸗ 
vollen Errungenſchaften der Revolution zu vergeſſen, und endlich — 
der tägliche nationale Kampf nahm uns gefangen und drängte die 
alte Schwärmerei zurück. Aber die Alten, die achtundvierziger Legio⸗ 
näre, von denen heute wohl kaum einer noch lebt, die hielten an 
ihren Erinnerungen wie an einem ſchönen Jugendtraum feſt; für ſie 
blieben jene brauſenden, überſchäumenden Jünglinge des Sturmjahres 
„der lebensfriſche Ausdruck des Zeitgeiſtes“, „die herrlichſten Jungen, 
die je die Erde getragen“, wie der Feldpater der akademiſchen Legion 
Profeſſor Füſter ſeine Studenten nannte, für ſie war „die Stimme 
der Studenten die Volkesſtimme“. Verklärung des Alters und libe— 
rale Parteilegende haben das Bild der Jugend in ihrem Sinne 
umgeſtaltet; das Loblied auf die „Goldjungen“ wurde ſo einſeitig 
wie die konſervative Abneigung gegen die „unreifen Burſchen“ und 
die ſoziale Unterſtrömung der Revolution, die doch ſchließlich zur 
Hauptſtrömung geworden iſt, wurde vernachläſſigt. Laſſen Sie uns 
zurückkehren zu den unmittelbaren Zeugen der Vergangenheit, welchem 
Parteilager ſie auch angehören mochten; geben wir uns Mühe, uns 
n die Zeit ſelbſt einzufühlen, ohne uns von vorgefaßten Anſchauungen 
mehr als unvermeidlich leiten zu laſſen; trachten wir, aus wider⸗ 
ſprechenden Urteilen zu einer freien Erkenntnis zu gelangen. Dazu 
helfen uns die Erinnerungen der Mitkämpfer und Zuſchauer: die 
Memoiren Füſters, der ſeine Studenten blind vergötterte und von 
ihnen ebenſo blind vergöttert wurde; die Erinnerungen des Tiroler 


. 837] Bu Die Wiener Revolution des Jahres 1848 27 


Dichters und Gelehrten Adolf Pichler, der im Alter ſich noch das 
Feuer der Jugend und den kernig⸗geſunden Sinn bewahrte, den er 
1848 bewies; die Schilderungen des hochbegabten Schuſelka, der ſo 


viel im Vormärz für das Erwachen der freiheitlichen Ideen in 


Oſterreich getan hat und dann doch bald während der Revolution 
als Altliberaler bei den Stürmern in Ungunſt fiel; die Aufzeichnungen 


des Dichters des Univerſitätsliedes Ludwig Auguſt Frankl und des 
„Bauernbefreiers“ Kudlich ebenſo wie die konfervative Denkſchrift 


über die Oktoberrevolution von dem Nationalgarden Dunder und die 
überkonſervativen und doch ſo wertvollen Erinnerungen des Unter⸗ 
ſtaatsſekretärs Alexander von Helfert; die Memoiren eines greiſen 


hohen Beamten, der ſchon im Vormärz den Zuſammenbruch Oſter⸗ 


reichs drohen ſah, des Hofkammerpräſidenten Freiherrn von Kübeck, 
ebenſo wie die ſoziale Geſchichte der Revolution von dem radikalen 


Kämpfer und Reichstagsmitglied Violand, um nur einiges zu nennen. 


Aus all dem bunten Vielerlei wollen wir eine Skizze zu formen 


ſuchen und das Hauptgewicht auf eine Seite legen, die von uns 


Fachhiſtorikern bisher zu wenig berückſichtigt wurde: auf die wechſelnde 
Stellung der verſchiedenen Klaſſen zur Revolution, vor allem auf das 


Emportreiben der Mächte der Tiefe. Vielleicht wird es klar werden, 


daß unſere wiſſenſchaftliche Literatur die Wiener Revolution des 

Jahres 1848 noch immer zu ſehr unter dem Geſichtswinkel der bürger⸗ 
lichen Verfaſſungsbewegung betrachtet, die ſozialgeſchichtliche Be⸗ 
deutung der Wiener Ereigniſſe, die ja ſelbſt wieder nur eine Teil⸗ 
erſcheinung eines größeren Umwandlungsprozeſſes ſind, allzuſehr der 


parteimäßigen Auslegung überlaſſen hat. 


Ohne Schilderung ihrer objektiven Vorausſetzungen iſt 
die Revolution nicht zu verſtehen. Nur kurz ſollen Staat und 
Geſellſchaft gezeichnet werden. Ein Staat mit großer Vergangen⸗ 


heit, mit einem bedeutenden Staatsgedanken, deſſen Tiefe und Weite 


helle Geiſter mit ſchmerzlichem Empfinden prieſen, ein Länderkomplex, 


nicht nur zuſammengeheiratet und von dynaſtiſchen Intereſſen zu⸗ 
ſammengehalten, wie man ſo oft ſagt, ſondern durch überindividuelle 


Kräfte geſchaffen und verknüpft, — dieſer Staat lag in langſamem 


‚Sterben. Wenn auch der öſterreichiſche Vormärz keine ſo tote Zeit 


war, wie der politiſche Liberalismus uns immer glauben machen 
wollte, man ſprach doch nicht ohne Grund von der chineſiſchen 
Mauer, die Oſterreich umgab. Die Signatur war unter Kaiſer 

Franz und Kaiſer Ferdinand möglichſter Stillſtand auf dem, was 


die Väter erprobt, Scheu und Abſperrung vor organiſcher Weiter⸗ 
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. bildung im öffentlich rechtlichen wie im geiſtigen Leben, Scheu be- 


ſonders vor ſozialreformiſcher Tat. Das deutſche Element der Kitt 
des Ganzen, auch der unorganiſch angegliederten Außenländer. Drei 
Säulen ſtützen den Staat und erhalten ihn in Starrheit: die alles 
umſpannende, machtvolle Beamtenſchaft, die Geiſtlichkeit und die 
Armee. Schon unter Franz funktionierte die Maſchine nur mangel- 
haft. Eine unüberſichtliche, ſchwerfällige Verwaltung, keine geregelte 
Kompetenzabgrenzung; als der höchſte Beamte fühlt ſich der Kaiſer 


ſelbſt, er adminiſtriert, aber er regiert nicht, er behandelt nach einem 
Urteile Metternichs die Geſchäfte wie ein Bohrer, der ſich immer 


tiefer und tiefer hineindreht, bis er auf einmal wo unvermutet her⸗ 
auskommt, ohne etwas anderes getan zu haben, als Akten zu durch— 
löchern. Eine allmächtige Polizei will den Untertan von der Schule 
bis zur Bahre am Gängelbande führen. Die Kirche iſt noch vielfach 
von joſephiniſchem Geiſte erfüllt und nur wenig von den fremden 
Ideen der freien Kirche im freien Staate berührt; ſtreng vom Staate 


beaufſichtigt, gilt ſie, wie Jarcke ſagt, den Indifferenten als Polizei⸗ 


anſtalt, der Prieſter als Beamter im ſchwarzen Rocke. Die Armee 
iſt durchſetzt von Protektionskindern und, mit Ausnahme der Ra⸗ 
detzkyſchen Korps, die die freiere Luft des Feldes und der Feindes⸗ 
nähe atmen, geleitet von einem Geiſte, der — wie der Verfaſſer der 
ſibilliniſchen Bücher aus Oſterreich, der Geniehauptmann Möring 
klagt — es noch gar nicht begreifen will, daß jetzt die militäriſche 
Auffaſſung des Soldaten über die ſoldatiſche Auffaſſung des Militärs 
geſtellt werden müſſe. Der Adel, politiſch nahezu entrechtet, ſteht 
noch im Beſitze der grundherrlichen Gewalt und der zumeiſt damit 
verbundenen gerichtlichen und polizeilichen Befugniſſe; er herrſcht ge— 
ſellſchaftlich, ihm ſind die leitenden Beamtenſtellen, die beſten geiſt⸗ 
lichen Amter, die höheren Kommandos der Armee faſt ausſchließlich 
vorbehalten, er iſt am Hofe der einzige als vollwertig angeſehene 
Geburtsſtand, erfüllt vom exkluſivpſten Kaſtengeiſte, den auch der viel⸗ 


fach begabtere bürgerlich Geborene, wenn ihm der Aufſtieg in der 
. Amtshierarchie gelungen, immer wieder demütigend zu empfinden 
hat, wie Kübeck ſo oft empfand. Dem patriarchaliſchen ſelbſt— 


herrlichen Kaifer Franz, der bei aller geiſtigen Unbeweglichkeit eine 
kühle Klugheit und ein außerordentliches Verſtändnis für Volks⸗ 


1 gunſt hatte, folgte ſein geiſtesſchwacher, epileptiſcher Sohn Ferdinand. 


Sein Tod als Kronprinz wäre nach Kübecks Tagebuch als Erlöſung 
empfunden worden; ein Regent voll Gutmütigkeit und Unfähigkeit, 
ein regierendes Symbol nach der gleichen bitterwahren Quelle, der 
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von allem 21 was ihm vorgetragen wird, kein Wort verſteht und 
immer bereit ift zu unterſchreiben, was man ihm vorlegt, eine „ab⸗ | 
ſolute Monarchie ohne Monarchen, eine furchtbare Schädigung des 


Prinzips der Legitimität“; der Hof ein Spielball rivaliſierender, in⸗ 
trigierender, dünkelhafter Ariſtokratie, in der herrſchenden Familie 


und den leitenden Männern der Staatsverwaltung ein bedrückender 
Mangel an Geiſt und Vorausblick, wenn man von der Erzherzogin 


Sofie, den Erzherzogen Karl und Johann, die nicht viel zur Geltung 


kamen, und einigen wenigen Staatsmännern abſieht. Das Volk hat 


Metternich für den Verantwortlichen erklärt, hat vieles auf ſein 
Konko geſchrieben, was ihn zu Recht gar nicht treffen kann. Seit 
Jahrzehnten der Wächter der Legimität in Europa, der Hort des 
— konſervativen Gedankens und Feind der liberalen und konſtitutionellen 
Regungen, ging Metternich von der richtigen Erkenntnis aus, daß 


Oſterreichs Todfeind die Nationalidee ſei, daß eine Konſtitution nach 
weſteuropäiſchem Muſter dem national gemiſchten Staate die ſchwerſten 


inneren Erſchütterungen, vielleicht die Auflöſung bringen müſſe. 


Innerlich verwachſen mit der Aufklärung des endenden achzehnten 


Jahrhunderts, ein logiſcher Egoiſt, wie ihn ſein Leibarzt Dr. Jäger 


nannte, voll Geiſt und Selbſtgefälligkeit, war Metternich ein viel zu 
feiner Kopf, um nicht zu erkennen, daß Unbeweglichkeit ſtaats⸗ 
verderbend wirke, aber er war zu alt und ruhebedürftig geworden, 


er hatte nicht mehr die Kraft und Elaſtizität, das Syſtem zu ändern; 


er und fein Rivale in der tatſächlichen Regentſchaft über Ferdinand, 
Graf Kolowrat, der ſich Reformgedanken ebenſowenig verſchloß, 


bildeten „gleichnamige Pole, die ſich ewig abſtießen“. 


Jahrzehntelang bot Oſterreich äußerlich ein Bild größter Ruhe. 


Aber auch für Oſterreich galten die Worte, die Kübeck ſchon 1836 
in ſein Tagebuch über die Lage Europas ſchrieb: „Die dermalige 
Nuhe iſt nicht eine harmoniſche lebendige Ausgleichung eines früher 


fieberhaft aufgeregten Organismus; ſie iſt eine Paralyſe nach Kon⸗ 
vulſionen, die, wenn ſie vorübergegangen ſein wird, den Paroxismus 
noch ſtärker zur Folge haben wird.“ Die ſozialen Verhältniſſe am 
Vorabende der Revolution waren krank bis ins Mark. Das Privi⸗ 


legium herrſchte, und kein durchgreifender Verſuch zur Neugeſtaltung 


Jahrhunderte alter und veralteter Zuſtände wurde gemacht. Die 
wirtſchaftlichen und rechtlich⸗ſozialen Exiſtenzbedingungen des Bauern, 


genauer geſagt, der Inleute, Grundholden und Untertanen (in Oſter⸗ 


reich unter der Enns) waren örtlich ſehr verſchieden; das Bild, 


das etwa Zenker malte, iſt viel zu einheitlich. Im großen und 
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ganzen Re lag im Untertanenverhältniſ die Summe aller Rechte 
bei der Grundherrſchaft, die Summe aller Pflichten beim Bauer. 
Der Robottag wurde mit zehn Stunden wirklicher Arbeit gerechnet, 
die Ganz⸗, Halb⸗ und Viertellöhner hatten 104 Tage im Jahre, die 
Kleinhäusler 52 oder 26 Tage, die Inleute 12 Tage zu roboten. 
Dazu eine Fülle von Abgaben, wie Grunddienſt, Veränderungs⸗ 
gebühren (beſonders das Mortuarium und Laudemium, erſteres 5 / 
von allem beweglichen und unbeweglichen Verlaſſenſchaftsvermögen, 
letzteres 5% des unbeweglichen Vermögens bei Beſitzänderungen), 
Abfahrtsgelder, Taxen, Recht der Mitweide und des Blumenſuchens, 
das verhaßte Alleinjagdrecht des Herrn, die grundherrliche Kriminal- 
juſtiz und Polizeiverwaltung, Vogteiherrſchaft und geiſtliche Lehns— 
herrſchaft mit Zehntforderung. Begnügen wir uns mit dieſer Auf⸗ 
zählung, die noch keineswegs vollſtändig iſt. Der Rechtsgang, der 
dem Bauer bei Beſchwerden gegen die Herrſchaft zuſtand, war er⸗ 
ſchwert und geeignet, ihn von der Klage abzuſchrecken. Endlich eine 
oft geradezu unerſchwingliche öffentliche Steuerlaſt. Es kam vor, daß 
Grundſteuer und Urbarialgiebigkeiten zuſammen jährlich 70 %% des 
Reinertrages verſchlangen. Dabei war die landwirtſchaftliche Pro⸗ 
duktion für den Bedarf ungenügend, Feldwirtſchaft und Düngung 
veraltet. Das große Werk Joſephs II. war von Leopold II. auf 
den Stand der Thereſianiſchen Reformen zurückgeſchraubt worden; 
die kommenden Herrſcher begnügten ſich die Ablöſung der Grund 
untertänigkeit der freiwilligen Vereinbarung von Grundherrn und 
Bauer vorzubehalten. Wohl bedeutete der franziszeiſche Kataſter, 
der die Steuer nach dem Reinertrage, nicht nach dem Bruttoertrage 
bemaß, einen Fortſchritt, aber von der obligatoriſchen Grund— 
entlaſtung wollte Kaiſer Franz nichts wiſſen; wie er ſich denn zu 
Kolowrat äußerte: „Sehen Sie, das Urbarialverhältnis iſt ein 
glühendes Eiſen; man kann es nicht berühren, ohne Blaſen zu be- 
kommen. Nehmen Sie ſich in acht, daß Sie ſich nicht verbrennen.“ 
Lange vor dem Jahre 1848 ſchon regte ſich die Erbitterung der 
Bauern; die meiſten Grundherren gerieten ſelbſt in unſichere und 


ungünſtige wirtſchaftliche Lage, da die Fälle von Verweigerung oder 


unzulänglicher Leiſtung von Robot und Zehent, die Widerſtände 
gegen die grundherrliche Polizei und Juſtiz ſich mehrten, während 
zugleich die Anforderungen des Staates an die Herrſchaften wuchſen. 
Zuſammenſtöße der Bauern mit dem Militär, beſonders zur Zeit 


ſchwerer Mißernte und Teuerung, zeigten, welche . in der 


Bauernſchaft an vielen Orten herrſchte. 


— 
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Stand der Bauer unter dem Druck der Grundherrſchaft, ſo 
Apa das Bürgertum als Träger des Handels, der Induſtrie 


und des Gewerbes ſchwer den Druck des Bureaukratismus. Die 


Leiſtung des vormärzlichen Oſterreich für die materielle Landeskultur 


darf keineswegs gering eingeſchätzt werden: die Straßen⸗ und Eiſen⸗ 
bahnbauten und Flußregulierungen, die Schaffung von techniſchen 


Lehranſtalten und vor allem die intenſive Förderung des Fabriken⸗ 
weſens. So ſehr Kaiſer Franz ſelbſt der Fabrikinduſtrie abgeneigt 
war, ſo groß war die Induſtriefreundſchaft der maßgebendſten Stellen, 
und in der Tat nahm Zahl der Fabriken und Intenſität der Pro: 


duktion außerordentlich zu. Aber auf der Induſtrie laſtete die Un⸗ 
ſicherheit der Geldverhältniſſe, die immer ſchwieriger ſich geſtaltende 

Lage der Staatsfinanzen, die keine klare geſchäftliche Vorausſicht, 

kein ruhiges Aufwärtsentwickeln ermöglichte; dann das fortwährende 


Verordnen, die häufigen Eingriffe der Bureaukratie, der Mangel feſter 
gewerbepolitiſcher Richtlinien und die großen Abgabeforderungen 


des Staates. Das ſtarre Verbotſyſtem im Zollweſen gewährte wohl | 
der heimiſchen Erzeugung Schutz, wäre aber auch geeignet geweſen, 


ſie in Selbſtzufriedenheit zu wiegen und ihr durch Abſchneiden des 
fremden Wettbewerbs den größten Antrieb zur Höherentwicklung zu 


nehmen. Zur Verſorgung Oſterreichs reichte die induſtrielle Er⸗ 
zeugung doch ſo wenig aus wie die agrariſche; immer noch herrſchte 


Unterproduktion an Induſtrieartikeln, ſtarke Einfuhr aus dem Aus⸗ 


lande war nicht zu vermeiden, und die engliſche Konkurrenz war ſehr 
empfindlich für die öſterreichiſche Induſtrie, die auch unter der un⸗ 
genügenden Entwicklung des Verkehrsweſens litt; wie denn Oſter⸗ 

reich 1840 nur zwei Fünftel der Ausdehnung des franzöſiſchen und 
ein Neuntel des engliſchen Bahnnetzes an Schienenſträngen hatte. 


Die künſtliche Aufzüchtung der Fabrikinduſtrie, das Umſichgreifen 
der Maſchine, der raſchen und billigen Maſſenerzeugung wirkte in 


ſchwerſter Weiſe auf das mittlere und kleinere Gewerbe ein. Zum 


erſten Male ſetzte in ſtärkerem Maße jener Prozeß der Verdrängung 


und Aufſaugung vor allem der kleineren Betriebe ein, die ängſtlich 


an der alten geſellſchaftlichen Organiſation und Produktion gegen⸗ 


über Fabrikanten und „befugten“, d. h. von der Zunft befreiten 
Meiſtern feſthielten. Ein harter Kampf zwiſchen Zünftlertum und 
Gewerbefreiheit: das zünftige Handwerk wird durch die befugten 
5 Kleinmeiſter (Dekreter) und durch das großbürgerliche Unternehmer⸗ 
tum an die Wand gedrückt, viele zünftige Kleinmeiſter müſſen ſich 
als Geſellen verdingen, aus ſelbſtändigen Meiſtern werden Stück⸗ 


1 


32 8 f Heinrich Ritter von Srbik ö ö 1842 ar 


meiſter, die im induſtriellen Verlagſyſtem für den Unternehmer 


arbeiten, auch mancher befugte kleinbürgerliche Gewerbetreibende teilt 
dieſes Schickſal. Namentlich die Metall⸗ und Textilinduſtrie über- 
nimmt mehr und mehr die großinduſtriellen Erzeugungsformen, und 
alle mittleren und kleineren Erzeuger leiden unter dem Druck der 
Teuerung, dem Fehlen günſtiger und ſicherer Kreditgelegenheit, zu: 
nehmender Verarmung. Wie bei den Bauern mußten vor der Re⸗ 
volution auch bei dieſen Gewerbetreibenden oftmals militäriſche 
Steuereintreibungen ſtattfinden, ein „Wiener Kreuzerverein“ wurde 
1847 zur Unterſtützung des Kleingewerbes, zur Vermittlung von 
Darlehen, Werkzeug und Rohſtoffen gegründet. 


In der Tiefe ſchlummerte noch die ſtärkſte Gewalt der Zukun ft 


das Fabriksproletariat der Stadt. Jene raſche und viel- 


fach künſtliche Entwicklung der Induſtrie erklärt es in der Hauptſache 


auch, daß am Beginn der vierziger Jahre die beſitz⸗ und rechtloſe 
Klaſſe der Lohnarbeiter in einem Maße anſchwoll, deſſen Bedeutung 


das Bürgertum kaum richtig einſchätzte. Die Frauen- und Kinder— 


arbeit in den Fabriken zeigt, namentlich in den niederöſterreichiſchen 
Baumwollſpinnereien, ein erſchreckendes Bild; Kinder über 12 Jahre 
arbeiten zum Beiſpiel täglich 12 bis 13 Stunden und verdienen 
dafür jährlich etwa 75 bis 100 Gulden. Es gab für die Arbeiter 
keine Schutzgeſetze, ihr mittlerer Lohn war niedrig, die Lebenshaltung 
eine um ſo traurigere, als in dieſen Jahren alle Lebensmittel be⸗ 


ſtändig im Preiſe ſtiegen, in erſter Linie die unentbehrlichſten: 
Kartoffeln und Hülſenfrüchte. Die Wohnungsverhältniſſe der Arbeiter 


zeigten vielfach Zuſtände, wie ſie gleich elend in Whitechapel oder 
in den von Eugen Sue geſchilderten Quartieren des Elends von 


Paris herrſchten. Die unvermeidliche Folge war natürlich große 


Immoralität und geiſtige Verwilderung. Der Arbeiter hatte kein 
Koalitionsrecht, Verabredungen zur Arbeitseinſtellung waren mit 
ſchwerer Strafe bedroht, bei Stillſtänden der Fabriken, wie ſie nament⸗ 
lich in den mittleren Betrieben jo häufig vorkamen, bei Produktions- 
und Abſatzſtörungen aller Art wurde der Arbeiter ohne weiteres 
brotlos. In naiver, inſtinktiver Weiſe kehrte ſich auch in Oſterreich 
ſeine Erbitterung gegen die Maſchine, die eben ſeit etwa 1840 ſehr 
ſtark vordrang und viele Arbeitshände entbehrlich machte, ſo gegen 
die Perotinemaſchine im Kattundruck. In der Maſſe der Arbeiter 
glühte der Haß gegen die ausbeutenden Fabrikanten, die Hausherren, 


— 


als Geſindel behandelten. Die Zahl der Induſtriearbeiter wuchs um 


die Polizei und die Beamtenſchaft, die nur zu oft die Lohnarbeiter 
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. ſo mehr, u es an einer rationellen Bodenpolitik völlig 1 u . 
Namentlich gilt dies von Böhmen mit feinen vielen großen Fidei⸗ 
kommißherrſchaften und der beſonderen Stellung, die der Hochadel 


als Bergwerks⸗ und Fabriksunternehmer ſpielte; kein Wunder, daß 


die böhmiſchen Arbeiter in die anderen Länder Oſterreichs ſtrömten 


und die Unzufriedenheit in deren Arbeiterkteiſen ſteigerten. Der 


Staat tat ſo gut wie gar nichts für die Arbeiter; nur private 


Wohltätigkeitsvereine, die aber in Wien wenig Boden gewannen, 


wurden von der Regierung unterſtützt. Von den fremden ſozialiſtiſch⸗ 
proletarifi chen Ideen war die niederöſterreichiſche und Wiener Arbeiter⸗ 


ſchaft noch nahezu unberührt; die Maſſe wußte wohl gar nichts von 
der engliſchen Chartiſtenbewegung, von den Theorien St. Simons, | 


Fiaouriers, Louis Blancs oder Proudhons; Marx und Engels Kommu⸗ 


niſtiſches Manifeſt, Ende 1847 formuliert, drang nicht ſo raſch zu 


ihnen; als Marx dann während der Revolution nach Wien kam, 


da fand er kein Verſtändnis bei der Wiener Arbeiterſchaft. Sie | | 
hatte mit Ausnahme weniger Inſtitute keine Erwerbs⸗ und Wirtfhaftz- - 


organiſationen; nur die Buchdrucker und Schriftſetzer in Wien hatten 


kräftigere Unterſtützungsvereine gebildet, die aber auf die Branche 


beſchränkt waren und keineswegs proletariſche Kampfgenoſſenſchaften 


gegen das Kapital bildeten. Ebenſo fremd war der Menge der 


Arbeiter der nationale Einigungsgedanke; die tägliche Lebensnot 


nahm ihren Sinn ganz gefangen, und die zahlreichen vereinzelten 10 


Arbeiterunruhen, die vor der Märzrevolutinn ausbrachen, die Stürme | 


auf Bäcker⸗ und Fleiſcherläden, find. nur Erzeugniſſe des Sungens, . 
der triebhaften Auflehnung gegen das Elend. 


So viel Zündſtoff namentlich in den Vorſtädten Wiens an⸗ = 


11 war, die breiten Schichten hätten ſich ſchwerlich erheben 


können, wenn nicht die bürgerliche Intelligenz ſchon geiſtig 
revolutioniert geweſen wäre und mit dieſer geiſtigen Revolution der 


politiſchen und ſozialen vorgearbeitet hätte. Die Schilderungen des 


empörenden Druckes einer ſinnloſen Zenſur ſind ſo zahlreich und ſo 


bekannt, daß ich füglich nur auf ſie hinzudeuten brauche. Es genügt, 
die Namen Sedlnitzky und etwa die Erinnerungen Ludwig Auguſt 
Frankls zu nennen. Und doch erwies ſich das Streben, dem gebildeten 


Publikum Scheuklappen anzulegen, als ganz vergeblich. So mancher 
freimütige Literat mußte wohl heimatlos umherirren wie Schuſelka, 
der in Hamburg als „abſtrakter tranſzendentaler Deutſcher, ein Re⸗ 
präſendant der idealen deutſchen Einheit“, lebte. Seine wirkungsvollen > 
politiſchen Schriften, Kurandas An, Andrian⸗Werburgs 
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Öfterreic und feine Zukunft“, Mörings ſibilliniſche Bücher aus Oſter⸗ 
reich, all die verbotenen Werke, die namentlich bei Hofmann und 
Campe in Hamburg erſchienen, fanden ihren Weg über die ſchwarz⸗ 


gelben Gren nzen; Anaſtaſius Grün, Moriz Hartmann, Hieronymus 


; Lorm, Lenau und Bauernfeld — ſie alle weckten die Gedanken der 


Freiheit und des Deutſchtums, im juridiſch⸗ politiſchen Leſeverein, 
im Gewerbeverein, in vielen kleinen Zirkeln wurden die verſagten 


Früchte mit Eifer genoſſen und ſammelte ſich die geiſtige Oppoſition. 


Wie mußte es ſie erregen, daß die heiligen Schlagworte der deutſchen 
Einheit und Freiheit jo verpönt waren! Die Schlußworte, die der 


Nationalökonom Friedrich Liſt 1844 bei dem erſten politiſchen Meeting 
Eſterreichs, dem Feſte des juridiſch⸗politiſchen Leſevereins in Wien 
ſprach: „es lebe die deutſche Einheit!“ ließ Metternich für die Preſſe um⸗ 


wandeln: „es lebe die deutſche Einigkeit!“ Die Schriftſtellergenoſſen⸗ 
ſchaft Concordia wurde „als eine Wirtshausgeſellſchaft eben nur ſtill⸗ 
ſchweigend und inſolange geduldet, als fie ſich jeder wie immer ge— 
arteten Demonſtration enthalte“, ihr Name durfte in keiner Zeitung 
genannt werden, es ſtand da immer nur zu leſen, „ein Kreis von 


Dichtern, Malern und Muſikern“, und auf den öſterreichiſchen Bühnen 
durfte das Finale des Don Juan nicht mit dem Texte geſungen 
werden „es lebe die Freiheit, die Freiheit ſoll leben“, es mußte 
lauten „es lebe die Fröhlichkeit, die Fröhlichkeit ſoll leben“. Das 


find nur ein paar bezeichnende Beiſpiele. Sedlnitzky hat den juridiſch⸗ 


poolitiſchen Leſeverein den Herd der Revolution genannt; hier las 
| man fremde Blätter, dieſer Verein wurde, wie Frankl jagt, ein 
3 Thermometer der Stimmung in Wien, durch ihn und den Gewerbe⸗ 
verein verbreitete ſich politiſche und ſoziale Bildung. Der Geiſt, der in 
dieſer Intelligenz herrſchte, war ſehr zahm, an unſeren Zeitverhältniſſen 


gemeſſen; das denkende Bürgertum und die Minderheit des Adels, 


die zu ihm hielt, war unzweifelhaft von warmer Anhänglichkeit an 
die Dynaftie erfüllt; ein ehrlicher tiefer Schmerz über Oſterreichs Irr⸗ 
wege leuchtet immer wieder entgegen; man kann wohl ſagen, die 


Revolution des Bürgertums war anfangs durchaus patriotiſch gefinnt. 
Iſt es nicht ſelbſtverſtändlich, daß auch die Wiener Studenten— 


ſchaft von all den gegen die herrſchende Staats- und Geſellſchafts⸗ 


organiſation ringenden Beſtrebungen miterfüllt wurde. Das waren 


doch zum guten Teile die Söhne jener Bauern, Fabrikanten, Gewerbe⸗ 


treibenden; ſie hörten zu Hauſe die Außerungen des Mißvergnügens, 
ſie ſahen offenen Auges um ſich, ſie ſogen begierig im Hörſaale die 


Stimmen in ſich auf, die ſich kritiſch gegen das „Syſtem“ erhoben. 
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Der Wiener Student. des Vormärzes wurde an der Hochschule noch 
ſehr ſchuljungenmäßig behandelt; das Korporationsweſen des Reiches 


ſpielte wohl in Wien keine nennenswerte Rolle, aber kleine Vereinigungen 
Raub es doch, und wenn auch Studenten von den eigentlichen Zentren 


— 


der politiſchen Oppoſition wie dem juridiſch⸗politiſchen Leſeverein 
ſatzungsgemäß ausgeſchloſſen waren, die „Grenzboten“ und die ver⸗ 


botenen Bücher laſen ſie doch, und tieſer noch als die bedächtigen 


Väter wurden ihre empfänglichen Seelen von den Wellen bewegt, 


die das geiſtige und politiſche Leben außerhalb der Grenzen Oſter⸗ 


reichs warf. Das Wiener Univerſitätsweſen war nicht durchwegs 


ſo rückſtändig, wie behauptet wird. Die mediziniſche Fakultät hatte 


einen glänzenden Ruf durch hervorragende Lehrer wie Rokitansky 
und Skoda und wurde auch von vielen ausländiſchen Studenten. 
beſucht; an der juridiſchen Fakutät wirkten mit bedeutendem Talente 
Hye für Natur⸗, Staats⸗ und Völkerrecht, Kudler für rationelle 


u Politik und Nationalökonomie; fie traten oft mit freier Kritik an 


einzelne Staatsinſtitutionen, an das Erbrecht, Fideikommißweſen, 


1 Gewerberecht heran, ſie forderten Verfaſſung und Preßfreiheit, Hye 


lehrte die Teilung der Souveränität zwiſchen Fürſten und Volk, er 
vertrat die alte Vertragstheorie und erklärte den Fürſten für den 


erſten Bevollmächtigten des Volkes. Nennen wir etwa noch den 


jungen Giskra, Breſſel, Perthaler, ſo haben wir ſchon eine Reihe 
von Namen angeführt, die während und nach der Revolution noch 
helleren Klang erreichten. Auch das polytechniſche Inſtitut ſtand in 


berechtigtem Anſehen. Aber auch auf die Hochſchule drückte Polizei 


und Zenſur; die führenden Werke der Philoſophie und Geſchichte 
waren den Studierenden offiziell ſo gut wie verſchloſſen; um ſo be⸗ 


geiſterter wurden ſie geleſen: Voltaire, Rouſſeau, Fichte und Hegel, 


Rotteck und Dahlmann. Modern geſinnte Profeſſoren und der Groß⸗ 
teil der Studentenſchaft fühlten ſich eins in der Forderung nach 


Lehr⸗ und Lernfreiheit gegenüber dem herrſchenden Studienzwang, 
dem Zwange zum Meſſebeſuch, der gerade den Indifferentismus gegen⸗ 
über der Religion großzog, gegenüber dem beengenden Bureaukratismus. 
Die materielle Lage der Studenten war vielfach eine elende; gequält 
von Wohnungsnot und Nahrungsſorgen ſahen ſie einer kümmerlichen 


Zukunft als gelehrtes Proletariat entgegen und empfanden um ſo 


heißer das Verlangen nach Anderung der trüben Zuſtände. Beſonders 
gedrückt war die materielle Exiſtenz der meiſten jüdiſchen Hörer; da 

ihnen faſt alle bürgerlichen Berufe verſchloſſen waren, wandten fich E 

die vielen, die aus Böhmen und Ungem nach Wien zogen, mit Vor⸗ 
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liebe dem ärztlichen Berufe zu. Noch war die öſterreichiſche Juden⸗ 
ſchaft vorwiegend deutſchgeſinnt, und ihre ſtudierende Jugend wurde 
zu einem Sauerteige der revolutionären Gärung; es ſei etwa an das 
Leben Fiſchhofs und Frankls als Beweis, welch große Rolle die 
jüdiſchen Mediziner ſpielten, erinnert. ö 

Blicken wir zurück, indem wir noch einige Züge hinzufügen: 
Seitdem die Kunde von der Julirevolution nach Oſterreich herüber⸗ 
geklungen war, und beſonders ſeit dem Tode Franz' I. hatte ſich die 


Ruhe in Unzufriedenheit faſt aller Bevölkerungsklaſſen gewandelt. 
Der Adel, ſoweit er nicht im Hofdienſt, Militär⸗ oder Zivilſtaats⸗ 


dienſt ſtand, empfand ſeine politiſche Entrechtung, das Scheinleben 
der Stände hart und lebte in einer fortdauernden wirtſchaftlichen 
Kriſe; er mußte ſehen, wie die Regierung Großinduſtrie und 
Kapitalismus allein förderte, wie ſich durch die Staatsanleihen Ver⸗ 
mögen einer Plutokratie anhäuften, die der Ariſtokratie das Schwer⸗ 
gewicht im Staate zu entziehen drohte; die Adligen waren nicht 
imſtande, ihre in Zerrüttung geratenden grundherrlichen Rechte zu 
verbeſſern, konnten aber auch die obligatoriſche Ablöſung der Roboten 
und Zehnte von der Regierung nicht erwirken und ſahen ſich bei 


5 gemindertem Ertrage der Herrſchaften doch wachſender Belaſtung 
durch den Staat ausgeſetzt. Die Bauern befanden ſich nach einem 
Worte Kübecks im Zuſtande halber Emanzipation; das Patrimonial⸗ 


verhältnis, der Herrſchaftsverband mit Roboten und Leiſtungen, mit 
Kriminaljuſtiz des patrimonialen Gerichtsherren, mit einer Fülle 


öffentlicher und privater Laſten beſtand noch, aber er lag in einem 


Zuſtande der Auflöſung, da hart drückend, dort läſſig eingehalten 
und durch offenen Widerſtand gegen Zahlung und Arbeit durchlöchert; 
als ein Widerſpruch gegen das neunzehnte Jahrhundert erſchien vielen 
Bauern die Grundhörigkeit. Die großinduſtrielle Bourgeoiſie hatte 
ſich gegen die Umwandlung des Prohibitivſyſtems in ein Schutzzoll⸗ 
ſyſtem, gegen eine Lockerung der Marktabſperrung gewehrt, litt aber 
doch unter der Einfuhr der fremden techniſch überlegenen Produkte; 
der gewerbliche Mittelſtand ſah der Gefahr der Proletariſierung 
entgegen, Kleinbürger und Fabrikarbeiter litten unter einem Steuer⸗ 


und Taxenſyſtem, das die Wohlhabenden am meiſten begünſtigte — 
die Verzehrungsſteuer iſt da noch beſonders zu nennen —, unter 


Verelendung der Wohnungs⸗ und Ernährungsverhältniſſe. Das ge⸗ 
ſamte Erwerbsleben ermangelte feſter und ſicherer Kreditgelegenheiten; 
die düſtere Lage der Staatsfinanzen hemmte den wirtſchaftlichen 
Aufſchwung; die kaum verhüllte Anarchie der oberſten Verwaltung, 


o 
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der Mangel folgerichtiger Förderung der Volkswirtſchaft, die Unter⸗ 


bindung der geiſtigen Kultur feſtigten mehr und mehr die Überzeugung, 


daß der alte Staat die Kräfte des Volkes nicht zu wecken, ſondern 


Sturm in den dreißiger Jahre 


nur zu feſſeln verſtehe. Die revidierte Charte des Orleans ſchen. 
Julikönigtums, Englands no das ohne revolutionären 


ſtellt worden war, die Verfaſſungen ſüddeutſcher Staaten ſtanden 


dem Bürgertum als Vorbild vor Augen. Zuerſt aber iſt das politiſche 


Leben, eben unter dem Eindrucke der agrariſchen kriſenhaſten Zuſtände, 
bei den niederöſterreichiſchen Ständen erwacht, ſie wurden zum 


| Sprecher der 5 Forderungen: nach Gleichſtellung des 


vierten Standes im Landtage mit den übrigen Ständen, Erweiterung 
ihres Anteils an der Geſetzgebung, Veröffentlichung des Staatshaus⸗ 
haltes und Kontrolle der Finanzgebarung, Reform der Gemeinde⸗ 
ordnung, des Unterrichtsweſens, der Zenſur. 

Die Kraft des altgewordenen Staates war auf die Verteidigung 
nach außen angewieſen. Die Zeit des aktiv konſervativen Eingreifens 

in ganz Europa war für Oſterreich lange vorbei; mit Mühe wurde 
die 3 im Deutſchen Bunde und in Italien aufrecht⸗ 
erhalten; ſie war erſchüttert in Deutſchland durch das Anſchwellen 
der Einigungsſtrömung im preußiſchen Sinne und durch die wirt⸗ 
ſchaftlichen Bande, die der preußiſche Zollverein knüpfte, erſchüttert 

in Italien durch das nationale Feuer, beſonders ſeitdem Pius X., 
das Großherzogtum Toskana und der König von Sardinien an bie 
ige der Oſterreich feindlichen Bewegung gehoben wurden, und 
5 wand ſich in ſchweren inneren Krämpfen, da auch im 
engeren Staatskörper die nationale Flut ſeit den letzten Jahrzehnten 
immer mehr angeſchwollen war: bei den Tſchechen, die in einem 


Repealverein die Fahne des politiſchen Radikalismus entfaltet hatten, 


© Fi 


im Landtage für ihr „hſiſtoriſches Recht“ ſprachen, bei Slowaken, 
Kroaten, Slowenen und nicht zuletzt bei den Magyaren unter der 
gemaltigen nationaliſtiſchen Alain Koſſuths. 

| 8 


In großen Zügen nur wollen wir die Wiener Revolution 1 dildern, 


Revolutionsluft ſtrich durch Europa von Weſten her: Palermo war 5 


gegen den Bourbonen Ferdinand II. aufgeſtanden, dann waren die 


Pariſer Umſturztage gefolgt, im deutſchen Reiche erhob ſich unter 
Itzſtein und Struve der politiſche Radikalismus und drängte die 


auf eine jo viel breitere Baſis ger 
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alten Liberalen Baſſermann und Mathy zurück, in Württemberg und 
Heſſen⸗Darmſtadt, in Hannover, Naſſau und Sachſen wurden die 
konſervativen Regierungen geſtürzt und liberale Miniſterien ernannt; 
ſelbſt der Frankfurter Bundestag verſchloß ſich der liberalen und 

nationalen Welle nicht und forderte die Regierungen der Bundes⸗ 
ſtaaten zur Reviſion der Bundesverfaſſung auf wahrhaft zeitgemäßer 


und nationaler Grundlage auf, er erklärte den Reichsadler für das 


Reichswappen, ſchwarz⸗rot⸗ -gold für die Bundesfarben. Und im alten 
Hauptorte des großen Bauernkrieges, im Odenwald, im Neckar⸗ und 
Kraichgau ſtanden die Bauern auf, im Südweſten rief Hecker das 
Volk zum Kampfe um die Republik. Aber Metternich und die Staats⸗ 
konferenz glaubten den Stürmen an den Grenzen Oſterreichs Halt 


gebieten zu können. 


| Sie waren gewarnt und ſchloſſen die Augen. Sie glaubten 

| nicht an den Erpſt der Kundgebungen, die die Intelligenz 
beriet oder beſchloß: der drei Adreſſen, die dem niederöſterreichiſchen 
Landtage vorlagen, und in denen die alten Reformforderungen er⸗ 
neuert, zugleich aber auch die Einberufung eines verſtärkten Zentral⸗ 


auusſchuſſes aller Provinzialſtände verlangt wurde; der Petitionen 


des Gewerbevereins, der Buchhändler, des juridiſch⸗politiſchen Leſe⸗ 
vereins und ſchließlich der Studenten. Es ſind alles in allem die 
liberalen konſtitutionellen Programmpunkte: periodiſche Verſammlung 
einer geſamtöſterreichiſchen Volksvertretung, Veröffentlichung des 
Staatshaushaltes und Verantwortlichkeit der Miniſter, Offentlichkeit 


und Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens vor Geſchworenen, Preß⸗ 


und Rede⸗, Lehr⸗ und Lernfreiheit, gleiches ſtaatsbürgerliches Recht 
für die Angehörigen der verſchiedenen Glaubensbekenntniſſe. Stände⸗ 
tum, bürgerliche Intelligenz und Studentenſchaft gingen auf getrennten 


Wegen einem annähernd gemeinſamen Ziele zu. Die beſitzenden 


Kreiſe gaben den Ton an: das zeigte ſich ſchon in der Tatſache, daß 
die Kunde von der Februarrevolution, da Krieg mit Frankreich und 
ein Staatsbankrott befürchtet wurde, als erſte Folge in Wien ein 
furchtbares Sinken der Kurſe der Staatspapiere an der Börſe, einen 


Sturm auf die Schalter der Nationalbank und der Sparkaſſen aus⸗ 


löſte. Verborgen lag dem Liberalismus noch der tiefe Wider⸗ 
ſpruch des zentraliſtiſchen und föderaliſtiſchen Gedankens, der öfter: 
reichiſchen Staatsidee und des nationalen deutſchen Einheits⸗ 


traumes, der nationalen Selbſtändigkeitstendenzen der Fremdvölker 15 


und der deutſchen auf Kultur und Staatsintereſſe begründeten 
n * e verborgen auch noch die Gefahr, 


pe 
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tariſche Bewegung in den Vorſtädten ſcharf zu ſcheiden, an Be. 
deutung aber gleich einzuſchätzen: die Ausſchreitungen der arbeitsloſen 
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die für die befipenben Stände in der Entfefelung der Mächte der 
Tiefe lag. | 
Welch geändertes klaſſengeſchichtliches Bild weiſt ſchon der erſte N 
Tag des Sturmes, der 13. März, auf! Die Regierung glaubte 
durch Alarmordnung und Weiſungen an die Polizei genügend ge⸗ 
ſichert zu ſein. Es iſt eine bunte Menge von Angehörigen des 
Mittelſtandes, Kleinbürgern, Arbeitern aus den inneren Stadtbezirken 
und Studenten, die ſich am Morgen des, 13. im Landhaushofe 
ſammelt und durch die zündende Anſprache des Sekundararztes 
Dr. Fiſchhof und die Verleſung der Rede Koſſuths vom 3. März 
entflammt wird; der „Taufrede der Revolution“, in der er das alt⸗ 
öſterreichiſche Syſtem des Bureaukratismus und Abſ olutismus verdammte . 
und freie Konſtitutionen für alle Völker der Monarchie verlangte. 
Die liberalen Grundforderungen werden zur Parole des Tages. Wer 


ſind die Führer? Die bedächtigen Landſtände, denen jeder Gedanke | 
an Gewalt fern lag, verloren mit einem Schlage die Initiative; 


ihre Forderung nach Berufung landſtändiſcher Ausſchüſſe aus allen 
Kronländern befriedigte das Volk nicht mehr, und als ſie nun das 
Programm des Volkes, beſonders den Ruf nach einer modernen 


Konſtitution, zum eigenen machten, da haben fie ihre eigene politiſche u . 


Ocbensberechtigung verneint, die Privileg ierten haben ihre Rolle 
ſchon im Vorſpiele der Revolution ausgeſpielt. Die treibendſte Kraft 
der Revolution waren die Studenten, die von Metternich ſo 
gering geſchätzten Jungen; ihre erſten Schritte auf politiſchem Felde 


zeigen ſchon das Streben, ſich von der Leitung der bisher maß⸗ 


gebenden Profeſſoren zu befreien: Hye und Endlicher vermögen es 
nur mit Mühe durchzuſetzen, daß die Studentenpetition dem Kaiſer 
nicht durch die Studierenden ſelbſt, ſondern durch die Profeſſoren im 
Namen der Studenten überreicht wird. Seitdem in einem Hörſaal 

der philoſophiſchen Fakultät das Wort Konſtitution demonſtrativ auf 


die Tafel geſchrieben worden, kam es wie ein Rauſch über fi. Aber j 


die Studenten bildeten doch nur die Avantgarde der Bewegung, nicht 


ihre Hauptmacht, wie ſie ſelbſt wohl meinten. Dieſe Hauptmacht 
waren die Bürger und Arbeiter, den Kitt der drei Gruppen 


bildet das Bürger⸗ und Arbeiterblut, das beim erſten Zuſammenſtoße 


mit dem Militär vergoſſen wird. Das Bündnis der drei Schichten 


zur politiſchen Revolution gibt dem 13. März in der inneren 
Stadt die Signatur. Von dieſem Kampfe iſt die rein prole⸗ 
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und brotloſen Arbeiter, denen ſich wohl auch Kleinbürger und Arbeits⸗ 
ſcheue angeſchloſſen hatten, eine Bewegung ohne Organiſation, nur 
vom blinden Drange nach Zerſtörung der dem Proletariat feindlichen 
Ignſtitutionen getrieben. Die Vorſtadtarbeiter, größtenteils durch 
Schließung der Tore von dem Putſch der inneren Stadt ferngehalten, 


am Vortage ſchon durch Studenten und Agitatoren von kommenden 
großen Ereigniſſen verſtändigt, richten ihre Wut in rein inſtinktiver 
Weiſe gegen die Verzehrungsſteuergebäude, die Verkörperung des 


ſiskaliſchen Syſtems, das ihren kümmerlichen Nahrungsbedarf ver⸗ 


teuerte, und gegen die Maſchinen; ſie verwüſten Fabriken, Grund⸗ 


gerichts⸗ und Polizeigebäude und begehen die erſten Plünderungen. 


Die politiſche Bewegung fand Befriedigung: der anſcheinend 


allmächtige Metternich, der doch in der Tat ſo wenig Macht hatte, 


ſtürzte; noch am 13. wurde die Bewaffnung der Studenten und die 
Bildung einer Natiönalgarde geſtattet, Preßfreiheit bewilligt, die Be⸗ 
rufung eines Zentralparlaments in Ausſicht geſtellt, und endlich 


wurde das Patent erzwungen, das die künftige Konſtitution des 
Vaterlandes ankündigt. Der liberale Mittelſtand hatte ſein 
Ziel anſcheinend erreicht: die verfaſſungsmäßig beſchränkte Monarchie, 


der Gipfel ſeiner Wünſche, die Stätte politiſcher, wirtſchaftlicher, 


geiſtiger Freiheit, ſollte ausgebaut und geſichert werden. Die Stu⸗ 
dentenſchaft fühlte ſich ſtolz als Erzwinger des neuen Oſterreich; 


—. 


anliegenden deutſchen Waffenrock | 
brefer mit ſchwarzer Feder und ſchwarz⸗rot⸗goldener Kokarde. Im 


ihre Überzeugung von der Größe der eigenen Leiſtung ſprach Ferdi⸗ 


nand Kürnberger aus: „Die akademiſche Jugend ſprach, es werde 
Licht, und es ward Licht. In ſechs Tagen wurde die Welt erſchaffen, 
in zwei Tagen Oſterreich!“ Die Flitter⸗ und Honigwochen der 
Revolution ließen den Enthuſiasmus auf das höchſte aufflammen; 
nun war es zu Ende mit dem ſchülerhaften Leben, dem ſektions⸗ 
weiſen Prüfen, nun wurde unter lebhafter Teilnahme der Studenten 


= auf den Antrag der philoſophiſchen Fakultät die Lehr⸗ und Lern⸗ 
freiheit durchgeführt, die Aula, in die man früher nach Schuſelkas 


Schilderung nur höchſt demütig geſchlichen war, um auf der Armen- 


5 . fündetbanf des Examens zu ſitzen, füllte ſich mit Bewaffneten; die 


akademiſche Legion formierte ſich außerordentlich raſch in Korps und 
Kompagnien, in ſchmucker — dem grauen Beinkleid, dem eng 
dem deutſchen Hute oder Kala⸗ 


erſten Märzenſturm noch hatte ſich Adolf Pichler mit ſeinem Schrift⸗ 
ſtellerpſeudonym in die Liſten eingetragen; bald war die Vorſicht 


überflüſſig, die Stärke der Legion ſtieg auf etwa 5000 Mitglieder. 


) 


* 


— —— — — 
ö „ . 
4 8 2 


8511 e Die Wiener Revolution des Jahres 1848 | 41 


Die theologiſhe Fakultät war von der Legion ausgeſchloſſen, aber 
der Profeſſor der Religionswiſſenſchaft Füſter trat als Feldkaplan 
in ihre Reihe; ein Mann, der, in joſefiniſchem Rationalismus auf⸗ 


gewachſen, halb aus Überzeugung, halb aus eitlem Triebe, den 


.. Führer zu ſpielen, ein Agitationstalent von größter Kraft entfaltete; 


ohne tieferes Denken warf er ſich zum Prediger der halb gereiften 
Ideen der Studentenſchaft auf und wußte ihren jugendlichen En⸗ 


thuſiasmus der Autorität Hyes und der anderen Lehrer ganz zu 
entziehen. Wir verſtehen und würdigen die Begeiſterung, den hell 


auflodernden Idealismus der Jugend, der in Umarmungen, in un⸗ 
endlich vielen Reden, in Plakaten, in ſtolzem Säbel⸗ und Sporen⸗ 


klirren eine uns fo fremd anmutende Auslöſung fand. Aber mußte 


es nicht faszinierend und verwirrend wirken, wenn die Akademiker 


ſich immer wieder als die Sendboten der Wahrheit, des Rechts und 


der Freiheit preiſen hörten? Eine Preſſe, die ſofort nach dem Fallen 


der Zenſurfeſſeln in Zügelloſigkeit verfiel, erhöhte in den jungen 


brauſenden Köpfen den Taumel der Völkerverbrüderung; wohl er⸗ 


klang das Lied: „Was iſt des Deutſchen Vaterland“ in voller ſieg⸗ 


hafter Jugendkraft, ſchwarz⸗rot⸗gold wurde die Fahne von jung und 


alt, die Legion flammte nach Füſters Ausdruck von Deutſchtum, über 
allem aber ſtand ihr die Freiheit, in der fie das einigende Band der 
Nationen und Konfeſſionen zu ſehen meinte. „Es war“, ſchreibt 


Füſter, „eine wahre Götterfreude, im Kreiſe der ſiegeserfüllten, freude⸗ 


bewegten Jünglinge zu weilen, zu ſehen, wie Deutſche, Italiener, 


Polen, Böhmen, Illyrier, Dalmatiner, Mährer, Magyaren, Kroaten 


in brüderlicher, herrlicher Eintracht zuſammenwirkten. Zuerſt Frei⸗ 
heit, dann Nationalität, ſei der Wahlſpruch“; „die Religion 


der Freiheit vereinigt die Studenten zu Brüdern“, „Altes und Neues 


Teſtament reihen ſich unter die Fahne der Freiheit“. Beim Leichen⸗ 
begängniſſe der Märzgefallenen läßt Füſter den Oberrabbiner zuerſt 


die Grabrede halten, eine ungeheure Bänderflut von Farben der ein⸗ 


zelnen Länder und Städte, von flawifchen Farben auch, ergießt ſich 


über Wien — wie bald ſollte Meltau auf die Blütenträume fallen! 
Wie ſehr ſtach doch ſchon im März und April vom Jubel aller 

Träger der Verfaſſungsbewegung die wirtſchaftliche Lage der breiten 
Volksmaſſen ab! Die ſoziale Frage war zum Leben aufgerüttelt 


worden. Viele Gewerbe⸗ und Handeltreibende hatten Stillſtand der 


Geeſchäfte zu beklagen, die Zerſtörung von Fabriken, Werkſtätten und 


Maſchinen machte viele Arbeiter brotlos, die Bauern verweigerten 


f Zehent und Robot. Kleinbürger und Arbeiterproletariat 


.* 
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ſahen zu den Studenten als Führern auf, aber was lag ihnen viel 
an der Konſtitution und der Freiheit als folder? Sie beſeelte 
das rein triebhafte Streben nach Beſſerung ihrer ökonomiſchen und 
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ſozialrechtlichen Lage, und Füſter hat wohl recht, wenn er meint, 


Getränke und Lebensmittel ſeien des Volkes liebſte Preßfreiheit und 


Konſtitution. 

Ein neuer Souverän, ſchrieb Schuſelka, war geboren, das ſou⸗ 
veräne öſterreichiſche Volk. Aber wer war dieſes Volk, und war ſeine 
Souveränität ſchon feſtſtehende Tatſache? Die Koalition der Bürger, 
Arbeiter und Studenten war nur durch die gemeinſame Gegnerſchaft 
gegen das alte Syſtem, den Abſolutismus, zuſammengehalten, wirt⸗ 


ſchaftlich⸗ſozial von Anfang an durch tiefe Gegenſätze getrennt. Und 
dazu kam bald ein zweites Trennungsmoment, das politiſche, die 


Frage der ſtaatlichen und nationalen Zukunft, durch die die Einheit 
des Bürgertums und der Studentenſchaft zerſpalten wurde. Dieſer 
politiſche Spaltungsprozeß tritt zuerſt an die Oberfläche; 
die Verſchärfung der wirtſchaftlich⸗ſozialen Gegenſätze 


vollzieht ſich zunächſt unbemerkter unter der Oberfläche. Sehen wir 


die weſentlichſten Haltpunkte der politiſchen Zerſetzung raſch an. 


Dem anfänglichen Jubel folgte bald Mißtrauen: die Konſtituante 
wurde nicht einberufen, das verantwortliche Miniſterium beſtand aus 


3 Mitgliedern des ancien régime und ließ auch in feiner zweiten 


Zuſammenſetzung die Zügel auf dem Boden ſchleifen; vom Hofe und 


* 


von der Straße in gleicher Weiſe bedrängt, ließ es die bewaffnete 


Bürgerſchaft und bewaffnete Studentenſchaft zu Richtern über die 
Neugeſtaltung Oſterreichs werden. Wie mußte nur das Selbſtbewußt⸗ 


ſein der Aula wachſen, wenn den Akademikern der Entwurf eines 


Preßgeſetzes vom Miniſterium zur Begutachtung vorgelegt und von 
ihnen vereitelt wurde! Zugleich zerfällt die Reichseinheit: die Lom⸗ 
bardei in hellem Aufruhr, Kriegszuſtand mit Sardinien, bald erhält 


Ungarn ſein eigenes Miniſterium und nahezu volle ſtaatsrechtliche 


Selbſtändigkeit; den tſchechiſch⸗ nationalen Tendenzen in Böhmen, die 


von der Forderung nach Gleichberechtigung mit den Deutſchen ſo 
bald zur Forderung nach Vorherrſchaft übergingen, wird in der 


Aprilcharte leichtherzig das Einheitsprinzip geopfert, in voller Halt⸗ 


loſigkeit auch den großdeutſchen Beſtrebungen nachgegeben. Traten 


doch die Ereigniſſe im Reiche immer ſtärker auch für die Wiener 


Nationalgeſinnung, die ſo lange geſchlummert hatte, in Wirkſamkeit: 


der Zuſammentritt des Frankfurter Vorparlaments, die blutigen 


Märzereigniſſe in Berlin und die Erklärung Friedrich Wilhelms IV., 


e 
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Kapitulation des Königs vor der Revolution, das Wort Friedrich 


Wilhelms, Preußen gehe fortan in Deutſchland auf, die Berufung 
eines liberalen Miniſteriums, all das fand in Oſterreich ein lebhaftes 
Echo. Der Regierung ſchien Oſterreichs Führerrolle im Reiche ge⸗ 


fährdet, ſie kam dem nationalen Einheitswillen entgegen, ſchwarz⸗ 


rot⸗goldene Fahnen wurden auf der Hofburg und dem Stefansdome 
gehißt, die Wahlen für das Frankfurter Parlament vorgenommen. 
Aber die Tſchechen unter der Führung Palackys weigerten ſich, an 


den Wahlen teilzunehmen, und die Regierung erließ Ende April die 


erſte Verfaſſungsurkunde für die Geſamtheit der Völker Oſterreichs: a 


mit ideeller Wahrung der Reichseinheit, mit Gewährung der wich⸗ 


den demokratiſchen Anſchauungen widerſprachen: zwei Kammern, ab⸗ 


ſolutes Vetorecht des Monarchen, ungenügende Vertretung der Städte, 
indirekte Wahl mit Ausſchluß der Arbeiter und Dienſtboten vom 
aktiven Wahlrecht u. a. m. Die ſtändiſche Geſellſchaftsordnung 
war aufrechterhalten, vom Monarchenrecht und Privilegienſyſtem 
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Deutſchland müſſe aus einem Staatenbunde ein Bundesſtaat werden, 

konſtitutionelle Verfaſſungen müſſen in allen deutſchen Ländern ge⸗ 

ſchaffen, eine allgemeine deutſche Wehrverfaſſung, eine deutſche Bundes⸗ 
flagge und deutſche Flotte, Preßfreiheit und Beſeitigung aller Zoll⸗ 
ſchranken erreicht werden. Die Barrikadenkämpfe in Berlin, die 


1 tigſten bürgerlich⸗ liberalen Grundſätze, aber mit Beſtimmungen, die 


fo viel als möglich gerettet, die bäuerliche Grundentlaſtung um 


keinen Schritt gefördert. Unwille der Kleinbürger, Arbeiter und 
Studenten erhob ſich gegen den Entwurf, der ſich im weſentlichen 


nach belgiſchem Vorbilde richtete, der Eintritt liberaler Miniſter ins 


Miniſterium wurde erzwungen, ein Zentralkomitee der Nationalgarden 
und Studenten gebildet, das bald zum eigentlichen Machthaber werden 
ſollte. Bourgeoiſie und Demokratie begannen ſich in 
der Verfaſſungsfrage und der nationalen Frage zu 
ſcheiden: konſtitutionelle Monarchie oder Demokratie mit Einkammer⸗ 


ſyſtem, allgemeinem Wahlrecht und Scheingewalt des Monarchen 
wird das eine, ſchwarz⸗rot⸗gold oder ſchwarz⸗gelb! das andere Trennungs⸗ 


wie mit einem bloßen Eintritt der bisher dem Bunde angehörigen 


Provinzen in den Bundesſtaat verbunden war; vielen ſprach die 


moment. Vielen Deutſch⸗ »Oſterreichern ſtand ja die öſterreichiſche 
8 Staatszukunft höher als die Volkseinheit, viele konnten ſich den 
deutſchen Volksſtaat nur mit dem öſterreichiſchen Kaiſer an der Spitze 
vorftellen oder erkannten auch die unendliche Schwierigkeit, die ſowohl 
mit einer Aufnahme des geſamten Oſterreich in den deutſchen Bund 
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Regierung aus dem Herzen, wenn ſie erklärte, Beſchlüſſe der Frank⸗ 1 


furter Paulskirche binden Oſterreich nicht, wenn ſie nicht mit den 
eigentümlichen Verhältniſſen der deutſchen Erblande und der geſamten 


Monarchie in Einklang ſtehen; das Weſen eines Staatenbundes dürfe 


nicht überſchritten, die Souveränität und Integrität Oſterreichs durch 


den Anſchluß an Deutſchland nicht berührt werden. Kalte Negation 


des Nationalitätenſtgates gegen den Einheitstraum begann ſich zu : 


erheben; ſchwarz⸗rot⸗gold, bisher mehr das Zeichen der Frei⸗ 


heit als des geſamtdeutſchen Staatsgedankens, gewann beſtimm⸗ a 


teren politiſchnationalen, ſchwarz⸗gelb beſtimmteren öſterreichiſch⸗ 
patriotiſchen Charakter, beide wurden Symbole der Parteiung. 
Den Blütentagen des März folgten die Saturnalien des Mai: 


die Revolution, kaum gedämpft, lohte wieder auf und wuchs weit 


über ihren Urſprung hinaus. Ein energiſcher Schritt des Miniſteriums 


Pillersdorf, die Auflöſung des Zentralkomitees, jener ungeſetzlichen 
Nebenregierung, bot den Anſtoß zur neuen Erhebung und neuen 


Feſtigung des Bundes der Kleinbürger, Pro letarier 


— 


und Studenten. Die Sturmpetition, die in die Hofburg drang, 


und von der Beſonnene wie Profeſſor Endlicher, Fiſchhof und 


Goldmark vergeblich abrieten, die Erregung Wiens führen zur Rück⸗ 
nahme des Auflöſungsdekretes, zur Zurückziehung der Aprilverfaſſung 
und zum Verſprechen, baldigſt eine Reichsverſammlung ohne Zenſur, 


allerdings auf Grund indirekter Wahlen, aber beſtehend aus einer 
einzigen Kammer, zu berufen, die der Verfaſſungsberatung ſich widmen 


ſollte. So ſollte denn Öfterreich feine Konſtituante haben wie einſtens 
Frankreich; klarer denn je war die volle Autoritätsloſigkeit und Ziel⸗ 


loſigkeit der Regierung geworden, klarer denn je die Macht der Be⸗ 
wegungspartei, das Unterliegen der gemäßigten Richtung in der dem 
Abſolutismus entgegengeſetzten Koalition und der Sieg der reinen 
Demokratie, die bereit war, die Revolutionsergebniſſe blutig zu ver⸗ 


teidigen. Noch aber war die eingewurzelte dynaſtiſche Geſinnung 


auch in dieſer ſiegreichen demokratiſchen Strömung 
außerordentlich ſtark, noch identifizierte man den Kaiſer und ſein Haus 


Da hat die Flucht des Kaiſers und des Hofes nach Innsbruck 


nicht mit der Reaktion und ihrem vermeintlichen Werkzeuge, der 
ſchwachen Regierung, noch gab es ſo gut wie keine rupublikaniſche 
. Unterftrömung in der Menge der Träger des Revolutionsgedankens. 


am 17. Mai und die offene Abſage des Monarchen an die Re⸗ 


volution die langſam erwachſene Wandlung im politiſchen Cha⸗ 


rakter der Wiener Bewegung zur Vollreife gebracht: bei der 


0 


2 
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Küdkehr des Kaiſers am 12 Aug bot Wien ein weſentlih ge⸗ 
aändertes Bild. | 
Die loyalen Elemente, die in der ne Dynaſtie Öfter- Bu 
reichs Heil ſahen, wandten ſich gegen den Radikalismus mit Vor⸗ 
würfen; die ruhebedürftigen beſitzenden Kreiſe ſahen in der Abreiſe 
des Kaiſers die Einleitung einer Schreckensherrſchaft, die Erinnerung 
an die Flucht Ludwigs XVI. nach Varenne wurde lebendig, der 
Handel⸗ und Gewerbeſtand fürchtete und erlitt Einbuße an ſeinen 
Geſchäften durch die Entfernung des Monarchen, des Hofes und der 


fremden Diplomaten; das eingeſeſſene, auf Wien ſo ſtolze Bürger⸗ 


tum empfand es ſchmerzlich, daß ſeine Vaterſtadt nicht mehr Reſidenz⸗ 
ſtadt ſei; ſeine Stimmung gegen die Legion ſchlug um, und in der 


Legion ſelbſt, namentlich im Juriſtenkorps, das ja gutenteils aus 


Beamtenſöhnen beſtand, griff ſtarke Ernüchterung um ſich; viele kehrten 


ihr den Rücken. Die Legion war im Begriffe, ſich ſelbſt ruhig auf⸗ 


zulöſen, wie Fiſchhof wollte. In unkluger Eile kam das Miniſterium 


wurden errichtet, der Auflöſungsbefehl widerrufen, an Stelle des 


1 5 Zentralkomitees trat, wieder nach altem Pariſer Mufter, ein Sicher⸗ 
heitsausſchuß unter dem Vorſitz des ernſten, klaren, patriotiſchen 
= Fiſchhof; aber faktifch. hat nun die legale Exekutivgewalt nahezu ab⸗ 


gedankt, eine uſurpierte Gewalt, die Legion und ihre Hinter⸗ 


Er männer, die Arbeiter, traten die eigentliche Herrſchaft an. Die 


offizielle Regierung ſchwankte haltlos zwiſchen dem Hofe, der in 


Innsbruck die maßgebende Staatsleitung führte, und den Ein⸗ 
wirkungen der Wiener Straße hin und her; die Bewegung der 
Provinzen gegen die Wiener Radikalen nahm von Tag zu Tag zu. 
Das iſt die Zeit, da Grillparzer nur in Wee Lager noch Oſter⸗ 
reich erblickt hat. 
E Die folgenden Monate ſehen nicht nur unter dem Zeichen der 


völligen Scheidung der altliberalen.oder konſtitutionell⸗ 


die durch Abſtammung, Beſitz oder Studien zur Mäßigung neigten, 


ausgetreten, ſo ſuchte im Juni die Regierung, nunmehr das liberale 


Miniſterium Doblhoff⸗Weſſenberg⸗Bach, die Zahl der Legionäre durch 
Schließung der Vorleſungen noch mehr zu verringern. Man meinte, 


= 


Pillersdorf durch ein Auflöſungsdekret zuvor. Die erſten Barrikaden | 


| monarchiſchen Richtung und der immer radikaler werdenden 
g Demokratie, die Abweſenheit des Kaiſers bot auch der Ver⸗ 
ſtärkung der republikaniſchen Strömung die günſtigſte 
Gelegenheit. Waren aus der Studienlegion ſchon im Mai viele, 


auf dieſem = x nut in Wien anſäſſigen Studenden aus Lr 
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Hauptſtadt zu entfernen. In der Ta Tat 28 nun ſo mancher, der nur 
in der Akademikeruniform ſtolziert war und keinen ernſten Dienſt 
getan hatte, den deutſchen Rock aus; viele zogen ſich auch ganz zu 
privaten Studien zurück, wie der nachmals ſo berühmte Reformator 


des öſterreichiſchen Zivilrechts, Joſef Unger, und für die Armen 


brachte der Schluß der Schulen den Verluſt von Privatſtunden und 
bittere Lebensnot mit ſich, zumal die Unterſtützungen des bemittelten 
Bürgertums ſchon gutenteils verſiegt waren. Im ganzen aber ver⸗ 
fehlte die Maßregel der Regierung ihren Zweck: denn gerade die 
trotzigſten, zielbewußteſten, vorwärtstreibenden Elemente ließen ſich 


vom begonnenen Werke nicht abbringen; ſie hatten nun vollends Zeit, 


ſich dem politiſchen Leben hinzugeben, und ſchloſſen einen um ſo 
feſteren Ring. Der Bund der verringerten Studentenſchar mit 
dem Radikalismus feſtigte ſich nur und wurde immer republika⸗ 
5 geſinnt; die urſprünglichen geiſtigen Leiter, ein Schuſelka, 
ein Fiſchhof, wurden zurückgedrängt durch die Füſter, Violand und 
bald durch manche bedenklichen Elemente; die Legionäre verloren 
großenteils, wie Schuſelka bezeugt, das Unterſcheidungsvermögen 
zwiſchen Patriotismus und Servilismus, ſie ſpotteten ſchon im 
Juni über die Altliberalen, und „jeder Jungliberale glaubte ein 
Meſſias zu fein“. Der Leitung der fortſchrittlichen Profeſſoren ganz 
entwachſen, wollten Studenten ihren ehemals ſo verehrten Lehrer 
Hye vor dem Sicherheitsausſchuß in Anklagezuſtand ſetzen, nur auf 
Fiſchhofs Einſprache wurde er vor ein ordentliches Gericht gewieſen; 
mit Mühe nur konnte auch das Verlangen der Studenten, in den 


Senat der Univerſität aufgenommen zu werden, abgelehnt und ſie 


durch Beiziehung in Diſziplinarangelegenheiten zufriedengeſtellt werden. 
Und doch währte es ſo lange, bis einige Klarheit über die Lebens⸗ 


fragen der eigenen Nation in der akademiſchen Jugend entſtand. 


Sie glaubten noch immer mit Füſter in ſchönem Idealismus, daß 
Freiheit und Humanität den Völkerſtreit zu überbrücken vermögen; 
nur über den Wert der tſchechiſchen Bundesgenoſſen gingen ihnen 
allmählich die Augen auf. Der Prager Slawenkongreß, an dem auch 

internationale Revolutionäre wie Bakunin teilnahmen, die offenkundigen 
föderaliſtiſchen und panſlawiſtiſchen Tendenzen, der Prager Pfingſt⸗ | 
aufſtand und ſeine Niederwerfung durch Windiſch⸗ Grätz — wie bald 
wich die tſchechiſche Sturmpolitik der klugen Gefügigkeit gegenüber 
dem Hofe, der die Gehilfen gegen Großdeutſchtum und Magyarentum 
zu ſchätzen wußte. Und die „Swornoſtjungen,“ die Delegierten der 
Prager tſchechiſchen Studentenſchaft, zeigten ſich auch in Wien ganz 
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offen als Feinde der Deutf chen, beſchimpften die deutſchen Farben 


Hund verſpotteten die deutſchen Lieder, während zugleich die Deutſchen 
in Prag verfolgt wurden; bis endlich die unlieben Gäſte aus Wien 


entfernt wurden und nur noch das Schwärmen für die unglücklichen 


herrlichen Polen und für die edlen ritterlichen Magyaren blieb, der 
Glaube an Füſters Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit als Gebot 


des Chriſtentums. Geſunde und gerechte Nationalitätenpolitik 


auf realiſtiſcher Grundlage, wie ſie Fiſchhof dachte, lag den meiſten 


fern. Und ebenſo fehlte es an Klarheit über die Ordnung des Ver⸗ 
hältniſſes zur deutſchen Geſamtnation und dem Reiche wie zu Ungarn. 
Der konſtituierende Reichstag, der am 22. Juli zuſammentrat, die 

erſte Vertretung aller Nationalitäten Oſterreichs, konnte dieſe Richt⸗ 
linien nicht geben: ſeinen Mitgliedern fehlte es natürlich großenteils 


an politiſcher Erfahrung; er erging ſich in uferloſen Debatten, war 


bald national und ſozial zerſpalten, und in ſeiner wirren Gruppierung 
trat die bürgerlich⸗demokratiſche Linke, obwohl in der Minderheit 


gegenüber Slawen und deutſchen Konſervativen, politiſch am rührigſten 


auf. Wie ſehr die Stimmung der organiſierten Studentenſchaft ins 
demokratiſch⸗republikaniſche Fahrwaſſer umlenkte, das beweiſen ganz 
draſtiſch Flugblätter, auf denen eine Wage dargeſtellt iſt: in der | 


einen Schale tief unten ein Legionärshut, in der anderen hoch oben 


ein Haufe von Fürſtenkronen, darunter die Worte „Er wiegt mehr 
als ſie alle“; oder die vom loyalen Bürgertum ſo übel vermerkte 
Tatſache: als Kaiſer Ferdinand auf die Bitte des Reichstages am 


12. Auguſt nach Wien zurückkehrte und eine Truppenſchau abhielt, 
da defilierte die Legion vor dem Monarchen ohne Zuruf, während 


ihre Muſik das Fuchslied ſpielte, und jubelte dann um ſo oſtentativer 
den anweſenden Reichstagsmitgliedern zu. Waren die Bewegungs⸗ 


parteien ſchon vom ruheverlangenden Bürger⸗ und Beamtentum, das 


den Grundſtock der Nationalgarden der inneren Bezirke bildete, ge- 
ſchieden, ſo verlor die Wiener Revolution bald auch einen 
anderen ſtarken Bundesgenoſſen, das Bauerntum. Der Antrag 


Kubdlichs, den bäuerlichen Untertanenverband und alle aus ihm ent⸗ 


ſpringenden Rechte und Pflichten aufzuheben, alle aus dem perſönlichen 
Untertänigkeitsverhältniſſe, dem Schutzverhältniſſe, der obrigkeitlichen 


j „Jurisdiktion und Dorfherrlichkeit entſtammenden wie alle dinglichen 


Rechte zu beſeitigen, befriedigte die Forderungen der Bauernſchaft, 
entzog aber ihre Hilfe der ſtädtiſchen Bewegung. An Debatten über 
Menſchenrechte und Bürgerpflichten hatten die Bauern kein Intereſſe; 


die Stadt wurde mehr und mehr iſoliert, und Kleinbürger, Stu: 
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denten und Arbeiter wurden ihre eigentlichen Herren, ſie zogen 
ohne rechtliche Grundlage auch legislative Aufgaben an ſich und er⸗ 
hoben ſich ſelbſt zum Revolutionstribunale. Zweifellos leiſtete 
das Studentenkomitee viel erſprießliche, weitausgreifende und inten⸗ 
ſive Arbeit; eine Fülle von Talenten, wie Fiſchhof und Goldmark, 
fanden hier Gelegenheit zur Betätigung; Ultraradikale konnten ſich 
zunächſt kaum halten; wie denn eine Totenkopfabteilung, die ſich in 
der Legion bildete, anſcheinend bald nach Ungarn verſchwunden iſt. 
Aber es iſt doch nicht zu verkennen, wie ſich von Woche zu Woche, 
beſonders unter dem Einfluße einer geradezu blutrünſtigen Preſſe, 
nach Füſters eigenem Zeugniſſe unter den Studenten die Geſinnung 
der roten Republik ſteigerte. Nicht ganz mit Unrecht iſt ja 
überhaupt die Wiener Preſſe der Revolutionszeit auch von durchaus 
freiheitlicher Seite als eine Schande bezeichnet worden. Gewiß 
trifft das Urteil in voller Schärfe nur die radikalſten Organe, und 


auch hier iſt zu bedenken, wieviel Übermaß einer im Kern be⸗ 


rechtigten Oppoſition gegen die unerträglichen vorrevolutionären Zu— 
ſtände und gegen unzweifelhaft vorhandene ſtarke Reaktionstendenzen 
entſprang, wieviel Zügelloſigkeit durch die frühere Knebelung der 
Preſſe zu erklären iſt. Immerhin hat Mahlers „Freimütiger,“ den 
Schuſelka den Freiwütigen nannte, Bechers und Jelineks „Radikaler,“ 
Häfners „Konſtitution“ und nicht zuletzt der „Politiſche Studenten⸗ 
kurier“ Buchheims und Falkes an radikalſter Zerſetzung, an blutiger 
Roheit und Seichtigkeit des Inhalts ſchon allzuviel geleiſtet, mochte 
auch der Ton der „guten Preſſe“ um nicht viel beſſer ſein. Im 
Studentenkomitee hat auch Füſter gewettert gegen die rohe Macht, 
die Italien in unſägliches Elend gebracht habe, gegen das pfäffiſch⸗ 
königsdieneriſche Geſindel, gegen alle Autorität, und als die Heraus⸗ 
geber des Studentenkuriers vor dem Schwurgericht angeklagt wurden 


D drr erſte öffentliche Preßprozeß in Wien —, da wurde der Prozeß 


geradezu zur Verhöhnung des Geſetzes durch die jungen Journaliſten 
und ihren akademiſchen Anhang und der Freiſpruch zeigte, welche 
Wirkung jene Preſſe auch auf kleinbürgerliche Kreiſe hatte. Eine 
terroriſtiſche Minderheit drängte eben in der Studenten— 
organiſation allmählich die reiferen Freiheitlichen zurück, und die 
gleiche Erſcheinung iſt ganz parallel bei Klkinbargern und 
Arbeiterſchaft zu beobachten. 

Es hat von Anfang an beſonders zwiſchen Studenten und 
Proletariat ein enges Bundes⸗ und Freundſchaftsverhältnis be⸗ 
ſtanden. Die armen unwiſſenden Taglöhner und Fabrikarbeiter 


A 
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ſahen zu bin Akademikern, die Freiheit und Recht auf ihre Fahne 
ſchrieben, wie zu Heroen auf; fie ſchrieben ihnen das Verdienſt zu, 
wenn die meiſten Unternehmer die Arbeitszeit auf zehn Stunden 


verringerten, ſie glaubten den Verſprechungen, daß die Studenten⸗ 


ſchaft ihren Beſchwerden hinſichtlich der Lehrlingszahl, der Maſchinen, 


der Arbeitsſtunden und Lohnhöhe abhelfen werde. Die Mehrheit 
der Arbeiter war zweifellos ein durchaus ehrliches, ernſtes Ordnungs⸗ 
element, das nur nach menſchenwürdigem ſozialen und wirtſchaft⸗ 
lichen Leben verlangte. Wie bezeichnend iſt es, daß noch im Juli 
Füſter mit größtem Erfolge vor der „ehrlichen, chriſtgläubigen Arbeiter⸗ 
gemeinde“ predigen konnte, während die Legion die Ordnung des 
Arbeiterzuges aufrechthielt! Studenten und Arbeiterführer ſtrebten 


auch ehrlich, Bildung in die bildungsloſe Maſſe zu bringen. Ebenſo 


ſicher aber iſt es, daß ſich ſchon von Anfang an mit den Arbeitern, 
die dieſen Namen verdienten, gemeingefährliches, licht⸗ und arbeit s 
ſcheues Volk vermengte, und daß nicht alle „Arbeiter“ jo ehrlich, a 


treu, gemütlich und verſtändig waren, wie Füſter und ähnlich Violand 


uns glauben machen wollen; ſo wenig wie alle Studenten ſo jung 


und fo weiſe waren, wie Füſter fie nennt. Es gibt Zeugniſſe genug 


| für Gewalttätigkeiten und Rechtswidrigkeiten einzelner, und einen 


Beweis für durchgängige Sicherheit des Beſitzes möchten wir doch 


nicht in den zahlreichen Aufſchriften an Häuſern und Geſchäften 
„Heilig iſt das Eigentum“ ſehen. Im Juni bereits mußte die 


Studentenlegion nicht bloß gegen Reaktionsverſuche, ſondern auch 
gegen etwaige Arbeiterputſche in Bereitſchaft ſtehen. Die Freund⸗ 


ſchaft der Studenten und Arbeiter blieb erhalten, aber ſchrittweiſe 


befreite ſich die Arbeiterſchaft doch von der Leitung 


der Akademikerorganiſation und ſchuf ſich ihre eigenen 


Körperſchaften, um ſelbſtändig aufzutreten. 
Buchdrucker und Schriftſetzer, die intelligentefte Schicht des 


Arbeiterſtandes, gingen voran. Sie hatten ſchon am 9. April Er⸗ 
höhung des Arbeitslohnes, Verkürzung der Arbeitszeit und Sonntags⸗ 
ruhe, Einſchränkung der Frauenarbeit, Regelung des Lehrlingsweſens 
und Regelung des Maſchinenweſens verlangt. Aus ihren Reihen 


it dann unter dem Antriebe Karl Scherzers der erſte Arbeiter⸗ 


- bildungsverein hervorgegangen, der lediglich Bildungszwecken 


dienen, eine Bibliothek und Zeitſchriftenſammlung anlegen, wiſſenſchaft⸗ 


liche und politiſche Debatten veranſtalten ſollte. Die Herausgabe einer 


politiſchen Zeitung und die Bildung einer Typographenlegion waren 


geplant; der Verein wurde aach gebildet und zeigte eine N 
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ſchieden nationale Note: das deutſche Lied, von der Arbeiterliedertafel 
»geſungen, eröffnete die Gründungsfeſtlichkeiten. Wie bald iſt dieſer 
glückliche Verſuch, zunächſt wenigſtens eine Berufsgruppe der Arbeiter 
durch eigene Ordnungsarbeit geiſtig und materiell zu heben und zu— 
gleich das Nationalbewußtſein des Proletarlats zu ſtärken, verklungen! 
Die Mehrzahl war nur von unklarem Drange erfüllt, mit einem 
Schlage die geſamte Geſellſchaft auf neue Grundlagen zu ſtellen, und 
fie fanden dabei Hilfe an Studenten und Kleinbürgern, vor allem 
wieder in einer brennenden Detailfrage, die ſyſtemlos herausgegriffen 
wurde: des Mietzinſes, der Gegnerſchaft gegen die Hausbeſitzer. 
Nicht nur viele Fabriken ſtanden ſtill, auch viele Handwerksbetriebe 
litten unter dem Mangel an Nachfrage, das Geſellenelend wuchs 
ebenſo wie die Proletariſierung des kleinen Meiſters; 
um der Arbeits⸗ und Verdienſtloſigkeit zu ſteuern, ſah ſich der Sicher⸗ 
heitsausſchuß gezwungen, Notſtands arbeiten, die wenig dauernden 
Wert hatten, und zwar Erdarbeiten, vornehmen zu laſſen. Ein 
Arbeiterkomitee des Sicherheitsausſchuſſes wurde eingeſetzt; in 
ihm ſpielte die größte Rolle ein blutjunger Student aus Mähren, 
namens Willner, bald der Arbeiterkönig genannt, ein Mann von 
ungewöhnlicher Organiſationsgabe, glühendem Idealismus und 
packender Beredſamkeit, der Louis Blanc der Wiener Revolution, 
wie Violand ihn nennt. Er ſetzte den Grundſatz Louis Blancs 
durch, daß der Staat verpflichlet ſei, allen Arbeitſuchenden Arbeit 
zu ſchaffen und dem Arbeitswilligen ſelbſt ohne Arbeitsmöglichkeit 
den gewöhnlichen Tagelohn zu geben. Die Koſten hatte die Ge⸗ 
meinde Wien zu tragen; die Tageslöhnung von 25 Kr. KM für 
den Mann und 18 Kr. für Weib oder Kind kam einem hohen Lohne 
in Privatunternehmungen gleich. Die Aufſicht über die Arbeiten 
führten beſonders Studenten der Technik; die Arbeiter wurden in 
Kompagnien geteilt, dieſe wieder in Rotten, deren Leitung von den 
Arbeitern gewählte Rottenführer hatten. Der hohe Lohn lockte ſehr 
viele Arbeiter aus allen Gegenden Oſterreichs an, wie in den National: 
werkſtätten Frankreichs drängten ſich aber auch viele Arbeitsſcheue 
heran, abgeſtrafte Landſtreicher und tſchechiſche Arbeiter entfalteten 
unter den deutſchen Arbeitswilligen bald eine aufreizende Agitation 
gegen den Sicherheitsausſchuß. Die Zahl derer, die wenig oder 
nichts arbeiten und auf Gemeindekoſten leben wollten, nahm immer 
mehr zu; um ſo größer wurde natürlich die Erbitterung jener bürger⸗ 
lichen Schichten, die ſchon lange der permanenten Revolution müde 
waren und den fortwährenden Waffendienſt ſatt hatten, die unter 
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der Stockung aller Geſchäfte litten, der Revolution die Schuld am 


Verſiegen aller Erwerbsquellen gaben und Radetzkys Siegen zu⸗ 
jubelten. ni | | 

Der ſeit langem latente Bruch zwiſchen Gemeinderat, 
Bourgeoiſe und innenſtädtiſcher Garde auf der einen, 
dem proletariſierten Kleinbürgertum der Vorſtadt⸗ 


garden, dem Proletariat und dem radikalen Teile der 


Legion auf der anderen Seite wurde zum offenen 
Waffenkampfe, als die unvermeidliche geringe Herabſetzung des 
Lohnes für die Notſtandsarbeiten durchgeführt werden ſollte. Alle 
Pläne von Arbeiterproduktiv⸗ und Verpflegungsgenoſſenſchaften und 


Kreditkaſſen waren unrealifiert geblieben, nun erhoben ſich die Arbeiter 
und wurden am 23. Auguſt durch die Nationalgarden der Leopold⸗ 


ſtadt und Landſtraße und die Munizipalwache blutig niedergeworfen. 


Der Sicherheitsausſchuß löſte ſich auf, eine große Zahl der Erd⸗ 


arbeiter wurde von Wien entfernt, auch die gkademiſche Legion 


= ſchmolz noch mehr durch Abwanderung vieler in die Heimat, in 


andere Univerſitätsſtädte oder nach Ungarn zuſammen; der Reſtkörper, 


der zurückblieb, umfaßte nun vollends gerade die ärmſten und ent⸗ 


ſchloſſenſten Elemente. Die Einheit der Revolution war endgültig 


vorbei, die Spaltung von Schwarz⸗gelb und Schwarz⸗rot⸗gold, von 
| Liberalismus und Demokratie definitiv vollzogen, mit Mühe wurde 
ein Kampf der Stadtgarden und des Militärs mit der Legion ver⸗ 


hindert, und die Arbeiter konnten es nimmermehr vergeſſen, daß 
Arbeiterblut von Bürgerhänden vergoſſen worden war. 5 
Wer kommandierte in Wien? jo ruft ſelbſt Füſter aus. Die 


Permanenz des Reichstages? oder der Gemeinderat? oder das National- 
gardeoberkommando? oder das Studentenkomitee? oder der demo⸗ 
kratiſche Verein? Alle zuſammen, jeder ſo viel als man ihn hören 


wollte; einer lähmte und erſchwerte, verzögerte die Wirkſamkeit des 


anderen. In dieſem Zuſtande voller Anarchie iſt der 6. Oktober 


der größte Unglückstag der Revolution geworden; ein ſchwarzer Tag 


. in der Geſchichte der Freiheitsbewegungen, kein großer Tag, wie 


Züfter meinte. Der Anlaß der blutigen Vorfälle iſt Ihnen gewiß 


bekannt: die Wiener Demokratie ſah in dem aufſtändiſchen Ungarn 


ihren natürlichen Bundesgenoſſen gegen die Kamarilla und das 


Slawentun; ſie war empört darüber, daß der Reichstag den Empfang 
einer ungariſchen Deputation abgelehnt hatte, ſie war von Argwohn 
gegen die doppelzüngige Hofpolitik erfüllt und ſah es als Verbrechen 


gegen das Volk an, daß der Kriegsminiſter Latour Truppen nach 
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Ungarn ſandte. Die Meuterei des Grenadierbataillons Richter, das 
einwaggoniert werden ſollte, der harte Kampf der Grenadiere, 
Studenten und Prolekarier mit dem treuen Militär 
an der Taborbrücke, Feuergefechte der Garden gegeneinander 
in der Stadt bilden den erſten Akt, die viehiſch⸗grauſame Ermordung 
und Schändung des Kriegsminiſters Latour, während 
die militäriſche Wache ruhig zuſah, den zweiten, der Sturm auf das 
Zeughaus, die Bewaffnung der Maſſen, ſelbſt von Frauen 
und Kindern, den dritten Akt dieſes ſchauervollen Dramas. Wieder 
ſteht für uns die Frage im Vordergrunde, wer denn in dieſen 
Ereigniſſen den Ausſchlag, wer der Revolution dieſe tragiſchſte 
Wendung gegeben hat. Studenten, Kleinbürger und proletariſche 
Lohnarbeiter mit mehr oder weniger klarem Klaſſenprogramm haben 
gekämpft, aber nicht gemordet und geſchändet; direkten Anteil hatten 
ſie nicht an einer Tat, die nur Unkenntnis der Geſchichte, wie man 
fie bei einem namhaften Führer der deutſch⸗öſterreichiſchen Sozial- 
demokratie unſerer Tage nicht erwarten ſollte, als „Hinrichtung des 
Kriegsminiſters“ bezeichnen kann. Mehr Anteil an der Schandtat, 


die die Revolution befleckte, hatte ſchon die radikale Preſſe, die ſeit 


langem die Menge mit allen Mitteln aufgehetzt hatte; ſo der Studenten— 
kourier, der das Lied à la lanterne veröffentlicht hatte: „Tyrannen, 
Pfaffen, Sklavenbrut, hoch, hoch an die Laternen.“ Die Hauptſchuld 
fällt dem „Lumpenproletariat“ zu, der Hefe der Großſtadt; 
jenen dunklen Elementen, die noch im Frühjahre von den Revolutions— 
leitern niedergezwungen worden waren, dann mehr und mehr das 
echte Proletariat durchſetzt hatten und nun ihren Tag gekommen 
ſahen. 


ET 5 


Nun kamen die Wochen der Zügelloſigkeit, des Fieberparoxismus, E 


des Deliriums; die Wochen der ungehemmten Demagogie, 
der vollen Anarchie, der Selbſtſucht in der Jakobinermütze, 
wie Adolf Pichler ſagt. Kaiſer und Hof verließen fluchtartig Wien, 
viele Beſitzende folgten ihnen; die Zurückgebliebenen ſahen nach der 
Armee als Retter aus. Die Exekutive übernahm der Permanenz— 
ausſchuß des Reichstages, der nur noch ein Rumpfreichstag war: in 
der Tat herrſchte in Wien die Gewalt einer diktatoriſchen 
Minderheit. Und Wien war nun ganz iſoliert. Vergeblich rief 
Kudlich, nachdem am 7. September die Grundentlaſtung zum Geſetz 
erhoben worden war, die Bauern auf. „Wenn der Löwe der Aula 
wieder brüllen wird, dann ſtehet auf, waffnet euch, von Berg zu 
Berg leuchten die Signalfeuer, und alle eilt dann herbei nach Wien, 
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um für die Freiheit zu kämpfen“; ſo hatte er gerufen, aber nun blieb 
der Landſturm aus. Und die Provinzen ließen Wien gleichfalls 


im Stich. Noch im April hatte Pichler die Stimmung in Graz 


radikaler gefunden als in Wien, und jede Stadt und jedes Dorf 
hatten nach Springers Wort in Oſterreich feinen Märzſturm und 


ſeinen Maibaum gehabt. Faſt ganz ſtill iſt es im Oktober um Wien 


geblieben. Die Gründe des Verſagens, unter denen der Abſcheu vor 


den Ereigniſſen des 6. Oktober und vor der Wiener Anarchie eine 


weſentliche Rolle ſpielten, ſollen hier nicht dargelegt werden. Genug, 


es kamen nur kleine Zuzüge, ſo auch etwa 300 bis 400 Steirer, zu⸗ 


meiſt Studenten, Arbeiter und Garden, die ſich tapfer ſchlugen, der 
Zahl nach aber nicht ſtark ins Gewicht fielen. Wien ſetzte ſeine 
eitlen Hoffnungen auf die Hilfe Ungarns; ſie blieb aus, und die 


polniſche Unterſtützung, etwa 60 Ulanen, war nahezu wertlos, nur 


den leitenden militäriſ chen e General Bem, dankte man Polen 


| mit Recht. 


206 Tage lang blieb das Proletariat mit ſeiner ſtarken 
Beimiſchung von Menſchen, die aus der dunkelſten Tiefe empor⸗ 
geſtiegen war, der Herr der Stadt; der Mittelſtand war gänz⸗ 
lich mundtot gemacht, auch die Studentenſchaft war nun ganz 
vom Proletariate, deſſen Führer fie einſt geweſen war, a b⸗ 
hängig. Wohl „ſchwang“ noch immer „Minerva die Lanze“, 
wohl war das Studentenkomitee noch immer eine der wichtigſten 
Zentralſtellen der Stadt, es ſorgte für Arbeitsgelegenheiten, Wohnung, 
Verpflegung, Waffen, es führte Verhandlungen mit dem Reichstage, 


dem Gemeinderate, dem Nationalgardeoberkommando; noch immer 
waren die Legionäre Lieblinge der Arbeiter, und wie das Wiener 


Kleinbürgertum, das in allen Phaſen der Revolution ſeinen Humor 
mehr als billig beibehalten hatte, überhaupt an ſeiner leichten Lebens⸗ 
auffaſſung feſthielt, ſo feierte die Studentomanie oder Kalabreſer⸗ 
wut der Wienerinnen erſt jetzt ihre freieſten Feſte, und die Studenten 


verloren ihren Hang zur Lebensheiterkeit nicht, während Windiſch⸗ 
Grätz den eiſernen Ring der Belagerung um die Stadt zog. Ein 


ſelbſtändiger Machtfaktor aber waren ſie nicht mehr, und mit klarem 


Blicke hielten ſich alle reifen, ernſten Männer von dem Kampfe der 


Legionäre gegen die Belagerer fern; wie Adolf Pichler, der während 
des Sommers mit der Tiroler Studentenkompanie an den Grenzen 


Tirols gegen den welſchen Feind geſtanden hatte, die deutſche Fahne 
an den Ufern des Gardaſees hatte flattern, das deutſche Lied über 


eh ſeine blaue e hatte klingen laſſen. e des Studenten ⸗ | 
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komitees gegen jeden, der zur Mäßigung riet; die Wiener Freiheit 
hatte nach Pichlers Urteil eine Polizei geſchaffen, welche nur um ſo 


verwerflicher war, als ſie im heiligen Namen der Freiheit geübt 


wurde. Terror des Proletariats gegen das Bürgertum und 
ein wachſendes Umſichgreifen der kommuniſtiſchen Ideen, 


das ſind die Hauptkennzeichen des Oktobers nach den Schreckens⸗ 


ſzenen und der allgemeinen regelloſen Bewaffnung. Noch immer 


zeigte ein Teil der Arbeiterſchaft viel Sinn für Ordnung und 


Sicherheit des Eigentums; daneben Zeichen einer Entfeſſelung aller 
Triebe, Lockerung aller Diſziplin in dem Leben auf den Barrikaden, 
in dem Eingreifen der Weiber, den „Verſchweſterungen“; zum Ver⸗ 
zweiflungskampfe entſchloſſene fanatiſierte Maſſen von Arbeitsloſen 
und Arbeitsunwilligen, eine anarchiſche Stimmung, die durch den 


Druck einer zehnfachen Übermacht der Belagerer, den zunehmenden 


Mangel an Munition und Lebensmitteln erhöht wurde. Das war 
die Lage, in der volksfremde Männer, wie es deren ja auch 
in der vergiftenden Preſſe, in der Legion und im Sicherheitsausſchuſſe 
ſo manche ſeit langem gegeben hatte, die Führung an ſich zu reißen 
trachteten: unſauberſte Exiſtenzen traten nun hervor, die ſelbſt nichts 
zu verlieren hatten, im trüben fiſchen und aus dem Chaos zu ge- 
winnen trachteten; bei einzelnen mag wohl auch ehrlicher alt⸗ 


teſtamentariſcher Fanatismus wirkſam geweſen ſein, in ſo manchem 


aber dürfen wir nur den gewiſſenloſen, profitgierigen Volksbetörer 
ſehen, der von den vielen geiſtig und ethiſch hochſtehenden Re⸗ 


volutionären feiner eigenen Raſſe wie Fiſchhoff durch einen Abgrund 
getrennt iſt. Wie bezeichnend iſt ein Erlebnis, das Adolf Pichler 


ſchon am 13. März hatte: „Ich traf“, ſchreibt er, „auf einen Haufen 


Arbeiter, zu denen ein bärtiger junger Mann, deſſen Phyſiognomie 


ſchon ſeine Abſtammung verraten haben würde, wenn ich ihn nicht 
von anderer Gelegenheit gekannt hätte, ſehr eifrig ſprach. Er wies 
mit dem Finger auf ein ſchönes Gebäude: Gefällt euch das Haus? 
Die Arbeiter, verwundert über dieſe Frage, antworteten: Ja. Nun 
gut, fuhr er fort, es gehört euch, wird euch gehören, denn bald 


werden alle Dinge gemeinſam ſein. Wie gefällt euch dieſe Laterne? 


Da könnte man die Reichen daran hängen, nicht wahr? Noch ver⸗ 
ſtanden die Arbeiter dieſe Frage nicht, ſie ſahen ſich befremdet an 
und ließen den Redner, ohne weiter auf ihn zu achten, ſtehen.“ Ein 
halbes Jahr ſpäter war der Sinn der Rede vielen nicht mehr fremd. 
Die glückliche Einwirkung Willners auf die Arbeiterſchaft war mit 


dem Ende des Sicherheitsausſchuſſes geſchwunden, chriſtlicher Ra⸗ 
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dikalismus des Freiherrn von Stift kreuzte ſich mit interkonfeſ⸗ 


ſioneller Agitation; der auf geſetzlichem Boden verharrende erſte all⸗ 
gemeine Arbeiterverein Sanders verlor an Werbekraft, die Mehrheit 
der Demokratie wandte ſich gegen die loyale Volksvertretung, den 


Reichstag, der am Geſetze feſthielt. In der führerloſen Menge bildete 


ſich ein Zentralausſchuß der demokratiſchen Vereine 


unter der Leitung von Dr. Tauſenau; ein Herd der wildeſten Ex⸗ 
tremen, die nach Tyrannenblut lechzten; voll glühender Beredſamkeit 


arbeitete Tauſenau gegen Miniſterium, Reichstag, Gemeinderat, für 


die Schaffung eines Konvents und vermochte doch ſelbſt in die 


anarchiſche Maſſe keine Organiſation zu bringen. An die Stelle 


dieſes Zentralausſchuſſes und Tauſenaus, der ſich rechtzeitig nach 


Ungarn in Sicherheit brachte, trat der „radikalliberale Ver⸗ 
ein“, die Schöpfung einer der abſtoßendſten Geſtalten der Revo⸗ 
lution: des Avrum Chaizes aus Polen; der Marat der Wiener 


Bewegung, der fi ſich Dr. Adolf Chaiſés oder Chaſſé nannte, ein 


Mann von dunkelſter, wechſelvollſter Vergangenheit, ein Caglioſtro 
der Politik, wie er mit Recht genannt wurde; er predigte die „reine 


urnvoerfälſchte Demokratie“, ohne tieferes Wiſſen, aber ein Meiſter der 


Schlagworte, ein Meiſter der Organiſation und Diſziplinierung von 
Proletariern, die ſich blind von dieſem charakterloſen Feigling führen 


und verführen ließen, während er ſelbſt den Maſſenkampf ängſtlich 


mied. Unter dem Deckmantel der Freiheit und grenzenloſen Volks⸗ 
ſouveränität, ohne klares kommuniſtiſches Programm, aber mit all⸗ 


gemeinen kommuniſtiſchen Lockworten hetzte er die verzweifelten Nicht⸗ 


arbeiter und die ehrlichen, armen und unmündigen Proletarier in 


den ausſichtsloſen Kampf und hat dann als erſter ſich mit den 
Werbegeldern aus dem Staube gemacht. 


Wenden wir uns zu menſchlich erhebenderen Tatſachen. Voll 


Mut und Selbſtaufopferung haben Studenten und Arbeiter 
den letzten ſchweren Kampf gekämpft. Akademiker und Pro⸗ 
letariat wetteiferten während der Zernierung und des Bombarde⸗ 


ments an Heroismus; nur von den journaliſtiſchen Hetzern ſtand faſt 


keiner im Feuer. Noch am 31. Oktober ſangen die akademiſchen 


Verteidiger auf den Baſteien „Was iſt des Deutſchen Vaterland“, 
und faſt alle, die nach der Einnahme der Stadt durch die kaiſer⸗ 
lichen Truppen an dem herben Allerſeelentage Wiens im Leichenhofe 
zu ſehen waren, trugen die Wunden vorne. Meiſt junge Männer — 
ſo beſchreibt ſie Pichler — der Ausdruck des Geſichtes wies darauf 
hin, daß ſie im Kampf fielen; die Brauen finſter zuſammengezogen, 
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die Sauft krampfhaft geballt, der Mund halb offen; dem Beobachter 
kamen die Worte des römiſchen Dichters in den Sinn: exoriare 
aliquis nostris ex ossibus ultor! 

Wien war gefallen, wieder wehte die ſchwarz⸗ gelbe Fahne vom 
Stefansturme, der Traum der Demokratie und bald auch der natio⸗ 
nale Einheitstraum waren ‚ausgeträumt; mit dem Rufe „Ola Ola“ 
waren die Kroaten, in dunkler Ahnung von der Bedeutung der Aula, 


in die beſiegte Stadt eingezogen, ein bureaukratiſcher Anhänger des 


ancien régime Regierungsrat Baron Buffa trat mit dem Gedanken 
hervor, die akademiſche Stätte der Bewegung dem Erdboden gleich 
zu machen; düſter breitete die Reaktion ihre Schwingen, Stockhaus, 


Galgen und das tödliche Blei ſtraften die einen, die anderen flohen, 


die dritten ſuchten geſinnungslos die Gunſt der Machthaber, viele 
ſchloſſen ſich aus Überzeugung nach den wilden Oktobertagen jenen 


an, die nach der Erlöſung von der Tyrannis der Straße ſich geſehnt 


hatten. Die Ideen, für die ſo viel Blut gefloſſen war, die durch 
ſo viel Irrtum und Ausſchreitung befleckt worden waren, konnten 
zurückgedrängt, aber nicht dauernd erſtickt werden. 

Die Idee der Freiheit war viel mißbraucht worden. 
„Studenten, die nicht ſtudieren, Garden, die nicht bewachen, Regie⸗ 
rungen, die nicht regieren, das ſind mir ſchöne Sachen“, ſo hatte 
Grillparzer mürriſch geſchrieben und hinzugefügt, „der Freiheits⸗ 
drang, der uns kam über Nacht, wird, fürcht' ich, wenig leiſten. 
Wißt ihr, was mir ihn verdächtig macht? Die Lumpe ergreift er 
am meiſten.“ Ss viel Richtiges an dieſen Beobachtungen fein mag, 
den Kern der Sache treffen ſie nicht. Das Weſentlichſte iſt: die 
Demokratie, die ſich von den Feinden jeder Ordnung nicht zu löſen 
vermochte, hat nicht erkannt, daß wahre Freiheit nur in Selbſtzucht 
und Achtung vor Recht und Geſetz beſtehen kann, daß wahre Freiheit 


keinen größeren Feind hat als Anarchie und Deſpotismus, weſſen auch 


immer. Laſſen Sie mich die von ſchlichter Weisheit erfüllten Worte 
wiederholen, die Adalbert Stifter in einem ſeiner Briefe im „tollen 
Jahre“ gebraucht hat: „Betrübend iſt die Erſcheinung, daß ſo viele, 
welche die Freiheit begehrt haben, nun ſelber von Deſpotengelüſten 
heimgeſucht werden; es iſt auch im Gange der Dinge natürlich: Wer 
den Übermut anderer früher ertragen mußte, wird, ſobald er frei 
iſt, nicht etwa gerecht, ſondern nur ſeinerſeits übermütig; das iſt 
der große Unterſchied, aus Gehorſam gehorchen oder aus Achtung 
vor dem Geſetze. Die früher bloß gehorſam waren, die werden nun 
willkürlich und möchten, daß man ihnen gehorſame; die ihrem inneren, 
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eigenen Geſetz Genüge taten, tun es auch jetzt 15 ſind gerecht 


N Solche find Männer der Freiheit, andere müſſen es erſt werden.“ 


Die Demokratie hatte ferner in der Idee der nationalen 


Einheit die unendliche Schwere des Problems nicht erfaßt; ſie 


hatte verkannt, daß die Vereinigung des Reichs mit dem alten 
Geſamtſtaate Ofterreih zu einem Bundesſtaate eine Unmöglichkeit, 
vollſtändiger nationaler Zuſammenſchluß nur bei Auflöſung des 


5 öſterreichiſchen Staats, teilweiſer nur durch den Kampf des orga⸗ 


niſierten Machtſtaates im Norden gegen den organiſierten Machtſtaat 
im Oſten zu erreichen ſei. Solange insbeſondere die monarchiſche 
Staatsform in Oſterreich beſtand, war der geſamtdeutſche Einheits⸗ 


ſtaat nicht zu ſchaffen; und als die Demokratie zum republika⸗ 


niſchen Staatsgedanken überging, da unterſchätzte ſie wieder 


die Stärke der dynaſtiſchen Geſinnung in Oſterreich. Das war ja 


ſchließlich ihr größter Rechenfehler: die mangelnde Erkenntnis 
der eigenen Kraft und der überragenden Kraft der 


Widerſtände. Die Wiener Demokraten meinten, daß Wien Oſter⸗ 


reich leiten könne wie Herz und Hirn den Körper, und vergaßen, 
daß fie ſelbſt in Wien nur eine Partei bildeten, daß Oſterreich ein 


überwiegend agrariſcher Staat war und die Fabriksarbeiter kaum 


9 % feiner Bevölkerung ausmachten, fie unterſchätzten die Beharr⸗ 
lichkeit der hiſtoriſchen Länderindividualitäten und Nationen. Aber 


können wir einen Stein auf ihre Führer werfen, ihnen die Über⸗ 


ſchätzung des geſchriebenen und geſprochenen Worts, die Phantaſie 
und Unklarheit über Ziel und Weg, das Übermaß der Tat allein 
zur Schuld ſchreiben? Die politiſchen Ideen, die ſie vertraten, waren 
im Kerne alle lebensfähig, und kein Geringerer als Erzherzog Johann 


hat zu Schuſelka die gedenkenswerte Außerung getan, die heute wie 


eine Prophezeiung klingen mag: „Es ſcheint ſchon in den Sternen 


beſtimmt zu ſein, daß die Menſchheit einmal in der Republik ihr Heil 
finden wird; jetzt aber, glaube ich, iſt es noch zu früh und beſonders 
bei uns.“ Wenn dieſes „zu früh“ nicht erkannt wurde, wenn aus 


dem Wiener Bürgertum, der Studentenſchaft und Arbeiterſchaft nach 


Adolf Pichlers Wort kein Gracchus und kein Mirabeau auftauchte, 
kein leitender ſtaatsmänniſcher Kopf ſich erhob, ſo lag die Schuld, 
wie uns ſchon Stifters Brief gezeigt hat, zum guten Teil auch 
daran, daß der Vormärz die Bürger nicht zu e Denken 


und zur Arbeit für den Staat erzogen hatte. 
Die politiſche Revolution hatte verſagt und war doch 
für die Zukunft nicht vergeblich. Aber die Wiener Bewegung war 


a 
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auch eine ſoziale Revolution, und nichts iſt falſcher, als wenn 
ein neuerer, die Extravaganzen liebender Gelehrter (Werner Som- 
bart, Sozialismus und ſoziale Bewegung) meint, die deutſche Revo⸗ 
lution — zu der ja die Wiener zu zählen iſt — habe etwas un⸗ 
endlich Komiſches und trage trotz aller revolutionären J Phraſeologie 
einen durch und durch ſpießbürgerlichen Charakter, überall luge ſtatt 
der phrygiſchen Mütze die Zipfelmütze hervor. Die Bauernemanzipation 
blieb ein dauerndes ſozialgeſchichtliches Ergebnis. Die proleta- 
riſche Unterſtrömung war ſchließlich zur Oberſtrömung 
geworden und hatte zu. einem nicht mehr verſiegenden Erwachen 
ſozialiſtiſcher und kommuniſtiſcher Ideen geführt. Das 
liberale Großbürgertum und der Radikalismus der Kleingewerbe— 
und Handeltreibenden war einſtweilen gebrochen, die Arbeiterſchaft 
in dunkle Ohnmacht zurückgeſtoßen. Aber ſie hatte einmal den ſüßen 
Rauſch der Macht gekoſtet und hat ihn nicht mehr vergeſſen; ſie 
fühlte ſich verraten und verkauft und fühlte doch die Kraft der 
Wiedererhebung in ſich, ſie hatte die Bedeutung der Organiſation 
erfaßt und wollte nicht mehr Dienerin der politiſchen Tendenzen 
bürgerlicher Parteien ſein wie im Anfange und der Mitte der Wiener 
Erhebung; der Gedanke des Klaſſenkampfes war wachgerufen, die 
Furcht vor der roten Gewalt trennt weiterhin den Liberalismus von 
der Demokratie. Und da bleibt es ein Ruhmestitel eines Teils der 
Wiener Studentenſchaft, daß ſie die Notwendigkeit erkannten, den 
Wohlfahrtsſtaat und den ſozialen Rechtsſtaat auch für die Arbeiter 
zu ſchaffen, zu einer Zeit, da Dynaſtie, Kirche und Adel und zum 
großen Teil auch das Bürgertum im Proletariate nur Pöbel ſahen. 
Eine Fülle bedeutſamer ſozialpolitiſcher Anregungen iſt 
während der Revolution in Oſterreich entſtanden oder wiedererweckt 
worden: die Forderungen nach Manimalarbeitszeit und Minimal- 
arbeitslohn, nach gewerblichen Schiedsgerichten und Gewerbeinſpek⸗ 
toren, nach Koalitionsrecht der Arbeiter, nach Kranken⸗ und Invalidi⸗ 
tätsverſicherung, Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und 
Gemeinſchaftskaſſen, um nur einiges zu nennen; Gedanken der 
Sozialreform, denen wie dem demokratiſchen Prinzip des allgemeinen 
Wahlrechts die Zukunft gehörte, und an denen die Studentenſchaft 
lebendigen Anteil hatte. Nach 70 Jahren, unter dem Eindrucke 
der weit gewaltigeren Umwälzungen der Gegenwart, erkennen wir 
heute mit voller Klarheit, welcher ſtarke Wegbereiter der politiſchen 


und ſozialen Geſtaltung der deutſchen Volksgeſchicke die Revolution . 


des Jahres 1848 Be iſt. 
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Wi ſind 1914 durch den engliſchen Aushungerungsplan über⸗ 
raſcht worden. Auch die deutſche Volkswirtſchaftslehre hat 
nicht nachdrücklich genug gewarnt; ich nehme von dieſem Vorwurfe 


mich nicht aus, obgleich ich zu der Minderzahl derer gehöre, die ge⸗ 


warnt haben. 

Zu dieſer Sorgloſigkeit Ei zweifellos bei das Beiſpiel Eng⸗ 
lands. England war der erſte große Staat, der es wagte, ſich von 
Nahrungseinfuhr ganz abhängig zu machen, anſcheinend mit voll⸗ 
kommenem Gleichmut. Allerdings beherrſchte England die See und 
ſeine fruchtbaren Kolonien. Aber bei näherem Zuſehen war der 
Gleichmut doch nicht ungetrübt. Nur fanden die Beſorgniſſe, an 


denen es nicht gefehlt hat, bei uns weniger Beachtung als die ſelbſt⸗ 


ſichere Miene, die England nach außen zeigte. Von dieſen Beſorg⸗ 
niſſen will ich heute ſprechen. | 
Ich muß dabei anknüpfen an den Gang der engliſchen Wirt- 


ſchaftspolitik, in deren Rahmen allein dieſe ne Stimmungen 
verſtändlich find. 


‚Bann ift eigentlich England Einfuhrland von Nahrungsmitteln | 
geworben? In alter Zeit hielten ſchon die unentwickelten Verkehrs⸗ 
verhältniſſe überall die Nahrungseinfuhr in Schranken, und ſoweit 


1 Die folgenden Zeilen find die Niederſchrift eines Vortrags, den ich im 
April 1918 vor der Deutſchen Weltwirtſchaftlichen Geſellſchaft in Berlin halten 
wollte und im letzten Augenblick abſagen mußte. Die Vortragsform iſt bei⸗ 


behalten, von Quellennachweiſen im allgemeinen abgeſehen worden. Auch eine 


Bezugnahme auf ſchwebende Fragen, die inzwiſchen durch Zeitereigniſſe überholt 
wurden, am Schliſe des Vortrags iſt unverändert gelaſſen. 


— 
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ſie namentlich für kleine Staaten doch ins Gewicht fiel, galt ſie als 
bedenklich für den Kriegsfall. In England wurde allerdings ſeit 
dem 15. Jahrhundert der eigene Ackerbau zurückgedrängt durch die 
Schafzucht im Dienſte des Wollgewerbes. Aber das war vorüber⸗ 
gehend. Der Kornbau nahm 1670—1750 einen neuen glänzenden 
Aufſchwung unter dem berühmten Syſtem des engliſchen Agrar- 
ſchutzes. Unter Mitwirkung guter Erntejahre deckte der engliſche 
Kornbau damals nicht nur den eigenen Landesbedarf, ſondern gab 
auch eine dauernde Kornausfuhr. Dabei ſtärkte die Politik der 
Ausfuhrprämien das Vertrauen in die Fortdauer befiändiger Preiſe 
ſo ſehr, daß der Landwirtſchaft große Kapitalien zufloſſen, weite 
Bodenflächen urbar gemacht und der Übergang zur intenſiven Frucht— 
wechſelwirtſchaft zum erſtenmal in großem Maßſtabe vollzogen wurde. 
Das Ergebnis faßte neuerdings ein führender deutſcher National⸗ 
ökonom in die Worte zuſammen: „Mit Staunen ſah das geſamte 
18. Jahrhundert auf dieſe Erfolge. Die engliſche Landwirtſchaft 
wurde nicht nur eine Exportinduſtrie, ſondern auch das Muſter der 
Landwirtſchaft der geſamten übrigen Welt.“ Iſt auch das Urteil 
über den kauſalen Zuſammenhang nicht unbeſtritten, ſo kann doch 
an dem damaligen Überſchuß der engliſchen Ernten nicht gezweifelt 
werden. 

Seit der Mitte und namentlich im letzten Viertel des Jahr⸗ 


hunderts trat eine neue Wendung ein. Die induſtrielle Entwicklung 


Englands begann, der Landwirtſchaft wurden Kräfte entzogen, 
mit der Nachfrage nach Fleiſch in den Städten ſtieg der Fleiſchpreis, 
die Getreideproduktion blieb bei ungünſtigeren Ernten hinter dem 
Bedarf der wachſenden Bevölkerung zurück, der Agrarſchutz wurde 
aufgelockert, und an die Stelle der Ausfuhrprämien für Korn traten 
zeitweiſe ſogar Einfuhrprämien. England begann, wie es ſcheint, 
gegen Ende des 18. Jahrhunderts, ein Korn einführendes Land zu 
werden. | 
Dann kam die lange Kriegszeit. Die frunzöſtſchert Kriege und 
Napoleons Kontinentalſperre 1806—13 ſchnürten die beginnende 
Einfuhr gewaltſam ab und brachten furchtbare Teuerungsjahre über 
das Land; nur die Landwirtſchaft blühte. Aber obgleich damals 
nur ein geringer Fehlbetrag zu decken war und die Deckung not— 
dürftig gelang, wirkte doch die Erinnerung an dieſen heilſamen 
Schreck ein Menſchenalter lang, 1815 —46, fo ſtark nach, daß man 
nach den Jahren der Kontinentalſperre zum Hochſchutz zurückkehrte, 
alſo mit hohen Kornzöllen die Landwirtſchaft gegen Einfuhr ſchützte, 


e 
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das Brot zeitweilig verteuerte und dadurch dem landwirtſchaftlichen 


Fortſchritt von neuem einen ſo ſtarken Anſtoß gab, daß die ſchnell 
wachſende engliſche Bevölkerung bis in die 40 er Jahre ihren Korn⸗ 
bedarf zu ſinkenden Preiſen im weſentlichen im Inland decken konnte. 


Die Einfuhr nahm allerdings zuletzt ein wenig zu, wohl unter dem 


Einfluß der beginnenden Ermäßigung der Zölle und der ſinkenden 


Frachtkoſten, auch unter dem Einfluß der iriſchen Zuſtände; denn der 


Schwerpunkt der Landwirtſchaft des Vereinigten Königreichs hatte 
begonnen, ſich nach Irland zu verſchieben, und mit der Irland⸗ 


Politik hängt das ſpätere Verſagen der inländiſchen Landwirtſchaft 


wahrſcheinlich mehr zuſammen, als die engliſche Darſtellung erkennen 
läßt. Übrigens bedarf auch die engliſche Einfuhrſtatiſtik bis zu 


den 40 er Jahren in ihrer gewöhnlichen Aufbereitung, wie mir ſcheint, 


ſehr einer Nachprüfung. 


Man war alſo zur Selbſtverſorgung, zur Politik ber Autarkie 


zurückgekehrt und zwar unter dem Eindruck der überſtandenen 
Kontinentalſperre. Ich führe dafür die Worte an, die im Unter⸗ 


e e 
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hauſe am 15. Juni 1813 der Vorſitzende der ſchutzzöllneriſchen par⸗ 
lamentariſchen Kornkommiſſion über die Kornzölle ſprach: „Es war 


De 


nicht der Geſichtspunkt unſeres Berichts, die Gewinne irgendeiner 


einzelnen Klaſſe von Geſchäftsleuten zu ſteigern, Pächter oder 


Verpächter; ihre Geſchäfte gehen ſeit lange ſehr gut. ... Die 


Kommiſſion hat ſich durch keinen anderen Geſichtspunkt beſtimmen 


laſſen, als durch eine ſtarke Empfindung von der Gefahr, die in 
einer ferneren Abhängigkeit von unſeren Feinden für genügende 


Lebensmittelzufuhr liegt, und von der Unzweckmäßigkeit, unſer Geld 


aus dem Lande zu ſchicken, um fremde Böden zu kultivieren, wäh⸗ 


rend wir ſoviel eigenen Boden haben, der derſelben Meliorationen 


* 


geſſen, als 1846 nach der berühmten Agitation der Kornzoll fiel. 
Er fiel wohl in erſter Linie infolge einer politiſchen Machtverſchiebung 
zuungunſten des Grundbeſitzes und zugunſten der aufſtrebenden Aus⸗ 
| ſuhrgewerbe, die im Freihandel beſſere Geſchäfte auf dem Weltmarkfʒtk 


bedarf.“ 
Nach der freihändleriſchen Verſion war dieſes ſchutzzöllneriſche 
Menſchenalter in England, 1815—46, voll Not und Elend. Dazu 


paßt freilich ſchlecht die ſchnelle Bevölkerungszunahme und der 
glänzende Fortſchritt der landwirtſchaftlichen Technik bei ſinkenden 


Preiſen. Von einer Übervölkerung, die zum Freihandel gedrängt 
hätte, kann man bei ſinkenden Kornpreiſen jedenfalls nicht ſprechen. 
Aber die Todesangſt der Kontinentalſperre war in 30 Jahren ver⸗ 
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zu machen hofften. Er fiel unter dem Eindruck von Teuerungsjahren 
und angeſichts der Kartoffelmißernte von 1845. Er fiel aber auch, 
weil man die politiſche Lebensnotwendigkeit der Unabhängigkeit von 
ausländiſchem Brote nicht mehr empfand. War dieſe Empfindung 
früher ſelbſtverſtändlich geweſen, wenn ſie auch zeitweiſe zurücktrat, 
hatte zum Beiſpiel noch ein Nationalökonom wie Malthus an ihr 


feſtgehalten, beſtärkt durch das Erlebnis der Kontinentalſperre; 


hatte noch 1838 der leitende Miniſter erklärt: „Die landwirtſchaft⸗ 

lichen Intereſſen ohne Zollſchutz zu laſſen, ich erkläre vor Gott, daß 
ich das für die wildeſte und tollſte Idee halte, die jemals menſchliche 
Einbildungskraft erſonnen hat,“ und war noch 1842 das Gebot der 
Autarkie für die Kornzollpolitik der engliſchen Regierung maßgebend, 
ſo finden wir andererſeits bei dem Nationalökonomen und Bankier 
- Ricardo 1815 den politiſchen Maßſtab verdrängt durch den kauf— 
männiſchen. Hatten ſchon im 17. Jahrhundert angeſehene engliſche 
Schriftſteller mit dem Gedanken geſpielt, Ernährung mit fremdem 
Korn komme billiger, ſa machte Ricardo 1815 gegen Malthus 


geltend, im Kriegsfalle brauche England nur genügende Preiſe zu 


zahlen, um ſich aus neutralen und ſelbſt feindlichen Ländern zu ver- 
proviantieren, bis der lohnende Gewinn auch die eigene Boden— 
produktion wieder angeregt habe. Keine Nation werde aus politiſchen 
Gründen jemals auf eine gewinnbringende Kornausfuhr verzichten. 
1836 nennt Porter es ſchon ein „Axiom“, daß eine Regierung gar 
nicht imſtande ſei, den Zug der Ware zum vorteilhafteſten Markte, 
d. h. des Getreides nach England, zu hemmen, und meint, man 
könne jederzeit darauf rechnen, den Nahrungsüberſchuß fremder 
Länder ſich zu ſichern, ſolange man imſtande ſei, ihn zu bezahlen. 
Vollends nach dem Siege des Freihandels, um 1850, ſpürt man 
die veränderte Atmoſphäre, wenn der damals führende National- 
ökonom Mill einen noch kräftigeren Ton anſchlug. „Das ſchutz— 
zöllneriſche Argument der Hungergefahr,“ ſagt er, „iſt ſo oft und 
ſo glorreich abgetan worden, daß es hier nur einer kurzen Be⸗ 
ſprechung bedarf. .. Es iſt lächerlich, ein großes wirtſchaftspolitiſches 
Syſtem auf eine ſo unwahrſcheinliche Gefahr zu begründen wie die 
eines Krieges mit der ganzen Welt gleichzeitig, oder zu glauben, 
daß, ſelbſt abgeſehen von der Seeherrſchaft, ein ganzes Land 
blockiert werden könnte wie eine Stadt; oder daß den fremden 
Nahrungsproduzenten der Verluſt eines gewinnbringenden Abſatz— 
marktes nicht ebenſo empfindlich ſein würde wie uns der Verluſt 

ihres Korns.“ | ! 
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Die politiſche Einſicht war damit auf ihren * ge⸗ 


kommen. Man darf aber zur Entſchuldigung geltend machen, daß 


der Kornhandel und überhaupt der Handel von Land zu Land ſich 


mitteln kannte man bei den damaligen Frachtſätzen noch nicht. Der 


erſt in kleinen Mengen abſpielte. Eine Maſſeneinfuhr von Lebens⸗ 


Nationalökonom trug alſo noch nicht viel Verantwortung mit einer 


ſolchen papiernen Theorie. Eine künftige überwiegende Ernährung 
Englands mit eingeführtem Getreide hielt man bei den damaligen 


| Frachtſätzen für ganz unwahrſcheinlich. Angeſehene Nationalökonomen 


im erſten Viertel des 19. Jahrhundets, wie Torrens, Ricardo und 


Tooke, hielten ſie für ebenſo ausgeſchloſſen wie vor ihnen Adam 


Smith und nach ihnen zum Beiſpiel Joſeph Hume in ſeiner be⸗ 


rühmten Freihandelsrede 1833. Nur ein Zwanzigſtel bis höchſtens ein 
Viertel Einfuhr des Kornbedarfs hielt man für möglich. Ricardo 
und andere meinten, die Getreideländer könnten nur geringe Mengen 


billig genug liefern. / Den Gedanken einer Arbeitsteilung zwiſchen 
Europa und Amerika als Induſtrie⸗ und Agrargebieten erklärte Malthus 


für einen phantaſtiſchen Scherz. Porter glaubte, die Ernährung 


eines Landes wie England mit fremdem Korn ſei ſchon durch das 
Fehlen einer genügenden Handelsflotte ausgeſchloſſen. In der Tat 


war die etwa in den vierziger Jahren beginnende amerikaniſche 


Weizenausfuhr nach Europa bis 1861 ohne alle Bedeutung. Wir 


wiſſen jetzt, daß Sir Robert Peel, der den Kornzoll beſeitigte, in 


einer geheimen Denkſchrift vom Jahre 1841 für ſeine Miniſterkollegen 


den amerikaniſchen Weizen in England nicht für wettbewerbsfähig 
hielt mit Danziger Weizen, überhaupt an billige Weizeneinfuhr nicht 


glaubte und in dieſer Vorausſetzung ſich dem Freihandel zuneigte. 
Derjenige Volkswirt aber, der die öffentliche Meinung der nächſten 


Jahrzehnte am ſtärkſten beeinflußt hat, J. St. Mill, bekämpft mit 


ſteigendem Nachdruck in den zahlreichen Auflagen ſeines zuerſt 1848 


erſchienenen Lehrbuchs die Hoffnungen des Freihandels auf eine 


weſentlich erleichterte Volksernährung; es ſei denn, daß einmal der 


billige Mais Volksnahrungsmittel würde. Er verſucht auch den 
Nachweis, daß die Getreideländer ihren Überfluß bald ſelbſt auf 
zehren würden. Als 1860— 62 die engliſche Getreideeinfuhr etwas 
ſchneller als bisher zunahm, bezeichnete die Zeitſchrift Economist 
dies als eine der merkwürdigſten, wenn nicht die merkwürdigſte kom⸗ 
merzielle Tatſache der neueren Zeit und als gleichmäßig überraſchend 


für Schutzzöllner und Freihändler. Und in der Statiſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaft konnte 1902 Sir John Glover erklären, er würde wohl die 


t 
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ungeteilte Zuſtimmung der Verſammlung mit der Anſicht finden, daß 
kein einziger von den Staatsmännern, die die engliſche Freihandels— 
politik gefchaffen, die heutige Nahrungsmitteleinfuhr vorausgeſehen 
habe. —_ . 
Natürlich verſprach man auch der Landwirtſchaft im Frei⸗ 
handel goldene Berge und ſteigerte ſich im Ausmalen der goldenen 
Zukunft bis zu phantaſtiſchen Extremen. Man ſchwelgte in Zukunfts— 
bildern. „Zuletzt,“ ſchrieb Torrens in freihändleriſcher Verzückung, 
„ergreift die Kultur ſelbſt die Hügel und Abhänge der Berge, und 
das Land gewährt den Anblick eines großen Gartens.“ Aber auch 


der Rückgang des Korn baus blieb nicht unbezweifelt, und der 


deutſche Nationalökonom Hildebrand meinte noch 1847, Englands 
landwirtſchaftliche Bevölkerung werde durch Rückſtrom aus der In— 
duſtrie zunehmen und das Vaterland von der Nahrungseinfuhr un— 
abhängig machen. Preisgekrönte Flugſchriften rechneten den Land— 


wirten ihren Gewinn im Freihandel vor. Wer widerſprach, bekam 


den Rat, nach Hauſe zu gehen und Nationalökonomie zu ſtudieren. 


Cobden aber, der Rufer im Streit gegen die Kornzölle, ſchüttet ſeinen 


Spott aus über „jene Doktrinäre“ (these philosophical men), die 
im Freihandel einen Rückgang der engliſchen Landwirtſchaft befürchten; 
ſpeziell die Weizenproduktion werde nicht um einen Morgen und 


nicht um einen Scheffel zurückgehen. „Ich fing’ ihr ein agrariſch 


Lied, um ſie gewiſſer zu betören.“ 

Als mildernden Umſtand aber für diejenigen, die die Gefährlich- 
keit der Nahrungseinfuhr verkannten, muß man ſchließlich noch zwei 
Tatſachen in Betracht ziehen. England beherrſchte die See, es 


brauchte für ſeine Zufuhr keinen Feind zu fürchten. Und anderſeits: 
man lebte in Erwartung des ewigen Weltfriedens auf der Grundlage 


des Freihandels. In den Verſammlungsſälen der Antikornzollliga zeigten 


Fahnen die Inſchrift: free trade; best security for universal 


peace. In jenem halb romantiſchen, halb kaufmänniſchen Zeitalter 
trieb man nach dem Krimkrieg eine Friedenspolitik. Man drängte 
in England zur Abrüſtung, um den Anbruch des Weltfriedens zu 


beſchleunigen; man emanzipierte die Kolonien, die nach Disraeli 


Mühlſteine um den Hals Englands waren; beide politiſche Parteien 
waren einig in der Prognoſe einer unvermeidlich kommenden Auf— 
löſung des Kolonialreichs. 1856 ſchaffte die Pariſer Konvention den 
Kaperkrieg ab und ſchränkte das Seebeuterecht ein. 1863 begab ſich 
England ſeiner Schutzherrſchaft über die ioniſchen Inſeln, weil die 


Bevölkerung den Anſchluß an Griechenland wünſchte. In der 
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| Handelspolitik herrschte der Zollverzicht ohne ä Im | 
Cobdenvertrag mit Napoleon verzichtete England ſogar auf das Recht 
eines Kohlenausfuhrzolls im Kriegsfalle, trotz des Widerſpruchs eines 
Teils der öffentlichen Meinung. Die Kriegsflotte wurde zeitweilig 
vernachläſſigt, und der große Freihändler Cobden empfahl, fie vollends 
bis auf einen zum Küſtenſchutz tauglichen Reſt zu beſeitigen, weil die 
Steuerlaſt die engliſche Ausfuhrinduſtrie behindere, und weil Eng⸗ 
lands Seeherrſchaft die anderen, von Natur friedfertigen Völker 
ärgere und ſie ſchon veranlaßt habe, eigene Induſtrien anzufangen, 
ſtatt das engliſche Fabrikat zu kaufen. Er wollte zugleich für den 
Kriegsfall das Seebeuterecht beſeitigen und das Blockaderecht ſtark 
einſchränken. Er bekämpfte den koſtſpieligen Krimkrieg und hielt 
auch ſiegreiche Kriege ſchon darum für unerwünſcht, „weil man dann 
lebenslänglich vor Generälen den Hut abnehmen müſſe.“ Es war 
die Zeit der Maienblüte mancheſterlicher Torheit, die Zeit einer 
engliſchen Romantik, einer Romantik mit umgekehrtem Vorzeichen. 
Es ſchien pſychologiſch ausgeſchloſſen, daß ein damaliger engliſcher 

Volkswirt aus Sorge vor Abſchneidung der Zufuhr den glorreich 

errungenen Freihandel in Frage geſtellt hätte, angeſichts der an⸗ 

brechenden Friedensära, angeſichts der unbeſtrittenen Seeherrſchaft 
Britanniens und angeſichts der berauschenden Fortf chritte ſeines . 
ſchimmernden Welthandels. 
Auf alle ſolche Lehrmeinungen nahm der geschichtliche Verlauf 
nach Aufhebung des Kornzolls 1846 keine Rückſicht. Die Phantome 
Weltfriede und Weltfreihandel verſchwanden wie Seifenblaſen, und 
| a Korneinfuhr, die bisher unerheblich geweſen, ſtieg auf 

einige 20 % in den 50 er Jahren, 
einige 40 % in den 60 er Jahren, 
faſt 70 % Ende der 80 er Jahre. 

„Man wird nicht umhin können,“ ſchrieb damals Paaſche, „zus 
zugeſtehen, daß eine derartige Abhängigkeit vom ausländiſchen Markte, 
ſelbſt für ein ſeebewehrtes Land wie Altengland ſeine großen Be⸗ 
denken hat... Es könnte ſich bitter rächen, daß man im eigenen 
Lande die Weizenfelder in Wieſen und Weiden verwandelt hat, nur 


um in ruhigen Zeiten der Induſtriebevölkerung billiges Brot zu 


liefern.“ Aber die Einfuhr ſtieg weiter: in den neunziger Jahren 
hoch in die 70%, erreichte 1904 —06 82 ‚ um dann bei beſſeren 

Preiſen auf 78% 1911—13 zu ſinken. Um 80% herum ſchwankte 
Alſo die Einfuhrquote vor dem Kriege. Und von den übrigen 20 %, 
von der eigenen Ernte, hing ein Teil noch = von ausländiſchem 
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Kunſtdünger ab und von demjenigen Viehdünger, der von eingeführtem 
Futter ſtammte. Die Weizenfläche ging auf die Hälfte zurück. Für 


alles Getreide, Reis und Hülſenfrüchte zuſammen war die Quote 
1909—13 faſt 70% ‚F für Zucker 100 „%. 


Indes einen noch größeren Wert als die Vegetabilien ſtellen 
Fleiſch und andere tieriſche Nahrungsmittel dar. Eine verbreitete 
Meinung ging dahin, die engliſche Landwirtſchaft werde zwar ihren 


Kornmarkt mehr und mehr dem Auslande preisgeben müſſen, aber 


angeſichts des vorzüglichen engliſchen Weideklimas den Fleiſchmarkt 


gegen allen ausländiſchen Wettbewerb halten, zumal die engliſche 


Viehzucht auch in ſteigendem Maße ſtaatlich geſchützt wurde, zwar 


nicht durch Zölle, aber durch veterinärpolizeiliche Einfuhrerſchwerungen. 


Aber auch dieſe beſcheidenere Hoffnung hat ſich nicht erfüllt. Zwar 
der Viehſtand nahm noch etwas zu bei wachſender Futtereinfuhr. 
Aber zugleich wuchs nicht nur die Vieheinfuhr trotz aller Erſchwerung 
beſtändig, ſondern neben ſie trat auch die Einfuhr von Fleiſch in 
geſalzenem, geräuchertem, gefrorenem, gekühltem Zuſtande, mit ſtaunens— 
wertem Fortſchritt in der Konſervierungstechnik, und überflügelte die 


Vieheinfuhr um das Mehrfache. Die Vieh⸗ und Fleiſcheinfuhr (Rind, 


Schwein und Hammel) ſoll 1868 erſt 7% des Bedarfs gedeckt haben; 


ſie ſtieg ſchließlich bis auf 40% (Kalorienwert) in den Jahren 
1909—13. Geflügel und Eier, Wild und Kaninchen kamen zuletzt faſt 


zur Hälfte ihres Kalorienwerts vom Ausland, Fiſche zu 26%, Milch, 
Butter, Käſe, Schmalz und Margarine zu 43 %%ꝓ. Von den inländiſchen 
Viehprodukten aber war gleichfalls ein zunehmender Bruchteil dem 


eingeführten Futter zuzuſchreiben. Dazu große Einfuhrmengen Obſt, 


auch Kartoffeln und Gemüſe. Der Geſamtwert der engliſchen 
Nahrungsproduktion ſoll in 30 Jahren um ein Drittel zurückgegangen 
ſein. Er erreichte im Anſang des 20. Jahrhunderts kaum die Hälfte 


des Bedarfs, 1909—13 noch nicht 41% nach Kaloriengehalt. Der 
Wert des landwirtſchaftlichen Bodens fiel ſturzweiſe. Dies iſt das 


Schickſal der engliſchen Landwirtſchaft, deren Blüte im 18. Jahr⸗ 
hundert das unerreichte Vorbild Europas war, und der 1844 Cobden 


gleich anderen eine noch glänzendere Zukunft in Ausſicht ſtellte, unter 


der Vorausſetzung des durchgeführten Freihandels. 
Die politiſche öffentliche Meinung Englands hat es mit ge- 


wohnter Kunſt verſtanden, ſich mit dieſem Gang der Dinge ab— 
zufinden. Die Lage der engliſchen Landwirtſchaft malt man roſig, 


und die zunehmende Einfuhr iſt erfreulich, weil ſie die Kaufkraft des 


Auslands ſtärkt, um engliſches Fabrikat zu kaufen. Ware tauſcht 
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nur gegen Ware; geht nach Hauſe und ſtudiert Nationalökonomie. 


Und die Hauptſache: an der Kriegsflotte wird längſt nicht mehr ge⸗ 
ſpart, die Seeherrſchaft bleibt geſichert. 
Es iſt nun merkwürdig, wie dieſe engliſche Weisheit auf Deutſch⸗ | 


land abgefärbt hat, obgleich uns die Seeherrſchaft fehlte. Zwar hat . 
der Altmeiſter unſerer Nationalökonomie, Roſcher, proteftiert. In 
einer Schrift von 1852 widerſprach er dem zuverſichtlichen Optimis⸗ 


mus Mills mit einer bei Roſcher bemerkerswerten Entſchiedenheit. 
„Ich fürchte ſehr,“ ſo ſchloß er ſeine Entgegnung, „daß die Zukunft 
manches in ihrem Schoße birgt, wovon ſich unſer friedliches Zeit⸗ 
alter, mit ſeinem Induſtrialismus und Philanthropismus, nichts 


träumen läßt.“ Und ſpäter bezeichnete er in ſeinem Lehrbuch ein 


Hinauswachſen der Induſtrie über die landwirtſchaftliche Baſis als 


Hein Element zwar vorübergehenden Glanzes, aber nachhaltiger innerer 
und äußerer Gefahr“. Gehen wir einige Jahrzehnte weiter, ſo ſtellt 


ſich auf denſelben Boden die amtliche Denkſchrift, mit der die Reichs⸗ 
regierung 1879 ihre erſte Schutzzollvorlage begründete. In den neun⸗ 


ziger Jahren folgten, abgeſehen von Landwirtſchaftlern, wie Graf 


Kanitz, im Reichstage eine Reihe von Stimmen aus der deutſchen 
Volkswirtſchaftslehre; ich nenne nur Adolf Wagner. Auch in Ge⸗ 
ſchäftskreiſen, in Handelskammerberichten uſw., fanden in den neun⸗ 
ziger Jahren ähnliche Erwägungen Raum, zum Teil wohl unter dem 


Eindruck des ſpaniſch⸗amerikaniſchen Krieges und der großen Korn⸗ 


ſpekulation des Jahres 1898. In der jungdeutſchen Flottenliteratur 


um die Wende des Jahrhunderts wird mitunter auf die Gefährdung 
der Nahrungseinfuhr im Kriegsfalle, nachdrücklicher auf die Ge⸗ 


fährdung von Handel und Induſtrie hingewieſen. Aber im ganzen 
war die öffentliche Meinung durchaus auf die engliſche Tonart ge⸗ 
ſtimmt, bei unverkennbarem Einfluß engliſcher Lehrbücher. Wie 
Deutſchlands volkswirtſchaftliche Entwicklung ſich dem engliſchen Vor⸗ 
gang anſchloß, ſo auch ſeine wirtſchaftspolitiſche Argumentation. 


1 Deutſchland war zwar ſchon in der Frage des induſtriellen Frei⸗ 
handels von den engliſchen Lockſtimmen irregeleitet worden; es folgte 


trotzdem auch in dieſer machtpolitiſchen Beurteilung der Nahrungs⸗ 


| einfuhr noch einmal engliſchem Vorbilde. 


Von den deutſchen Stimmen zugunſten der Autarkie war am 
gewichtigſten die der Regierung 1879. Die Antwort gab der Hallenſer 


Nationalökonom Profeſſor Conrad, der ſpätere handelspolitiſche Be⸗ 
rater Caprivis. Die amtliche Denkſchrift hatte auf die Gefähr⸗ 
. einer Sufubeftodung bei Bee eo und Blockade nn 
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gewieſen. „Wenn man dergleichen lieſt,“ erwiderte er 1879 in ſeinen 
Jahrbüchern, „fragt man ſich unwillkürlich, in welchem Jahrhundert 
und in welchem Lande iſt das geſchrieben?!“ Er nennt die Argu- 
mentation unbegreiflich und, da ſie auch im Reichstage Verteidigung 
gefunden habe, „tief deprimierend als Zeichen der geringen volkswirt— 
ſchaftlichen Bildung Deutſchlands in unſerer Zeit. Sind nicht 
gegenwärtig alle Länder Europas bereits hinſichtlich der Ernährungs— 
verhältniſſe abhängig vom Auslande? Lebt man heutzutage nur von 
Brot allein? Kann man Deutſchland einſchließen wie eine Feſtung, 
oder iſt es nicht gerade durch ſeine eigentümliche Lage und das aus— 
gebildete Eiſenbahnnetz unter allen abſehbaren Umſtänden in die 
Möglichkeit verſetzt, eventuell auf Umwegen jede nötige Quantität 
Getreide zuzuführen? Stehen aber alle in Betracht kommenden 
Länder, nicht nur Rußland und Frankreich, ſondern auch Oſterreich 
und England zugleich Deutſchland mit den Waffen in der Hand 
gegenüber, dann iſt nicht erſt Aushungerung nötig, um ihm die 
Friedensbedingungen zu diktieren: und für dieſen Fall künſtlich 
mit bedeutenden Opfern die Volkswirtſchaft einrichten zu wollen, geht 
denn doch noch weit über das hinaus, was man ſelbſt im vorigen 
Jahrhundert in dieſer Hinſicht dem Lande zumutete ... Einen 
Schein von Berechtigung kann die ganze Argumentation nur ge— 
winnen, wenn man ein unſinniges Extrem, das Aufhören des Ge— 
treidebaues in Deutſchland überhaupt vorausſetzt.“ 

Mit dieſem autoritativen Spruche war, wie ein Menſchenalter 
früher in England durch Mill, die Frage für die deutſche Wiſſen⸗ 
ſchaft im weſentlichen erledigt. Er fand Widerhall, wie im Reichs⸗ 
tag, ſo bei vielen Nationalökonomen; während Conrad ſelbſt ſich 
ſpäter zurückhaltender geäußert hat. Das Argument von Deutſch— 
lands zahlreichen Nachbarn kehrt regelmäßig wieder. So erklärte es 
ein ſehr angeſehener Wirtſchaftspolitiker 1899 und 1900 für „gänz- 
lich undenkbar, daß uns alle die vielen Getreidezufuhrwege zu Waſſer 
und zu Lande auf einmal verſperrt werden könnten“. Er ſpricht von 
einem „haltloſen Schreckgeſpenſt“. Einen künftigen langwierigen 
Krieg, mit dem Moltke rechnete, hielt einer unſerer führenden 
Nationalökonomen für ausgeſchloſſen; kein Volk könne auch nur die 
einjährigen Kriegskoſten aufbringen. Wenn wir aber bei höchſtens 
einjähriger Kriegsdauer nicht genug Getreide im Lande hätten, „ver⸗ 
dienten unſere Staatsmänner, leitenden Diplomaten und Militärs, 
alle gehängt zu werden.“ Bei längerer Kriegsdauer werde aber auch 
ein Agrarſtaat ſeine Felder wegen Arbeitermangels nicht beſtellen 


26 879] | f N Auszungerungskrieg | 69 


| können. Die Kritik ſolcher Fehlſchlüſſe iſt heute billig, aber doch 


lehrreich für den Bann, der damals auf unſerem wirtſchaftspolitiſchen 


Denken lag. Ein anderer angeſehener Nationalökonom meinte, wenn 
allerdings ganz Europa gegen uns verbündet ſei, nun, dann müſſe 
uns eben Gott einen zweiten Friedrich den Großen ſenden, der die 


Koalition „in Bälde“ niederwerfe. Friedrich der Große hat aber 
dazu einen ſiebenjährigen Krieg nötig gehabt und hätte ihn als 


N Haupt eines abgeſperrten Induſtrieſtaats nicht ausgehalten. Schließ⸗ 


lich fehlt auch der kaufmänniſche Hinweis auf den Weltfrieden nicht; 


gerade die zunehmende Verflechtung der Volkswirtſchaften mit ſtarken 
Geldintereſſen biete eine Garantie für Erhaltung des Friedens; wer's 


nicht glaubt, würde man in England ſagen, gehe erſt mal nach Hauſe 


und ſtudiere Nationalökonomie. 


Die Regierung hat ihrerſeits eine poſitive Volksernährungspolitik 
für den Kriegsfall zwar durch den Schutz der Landwirtſchaft, aber 


mit Ausnahme des Futterbaues getrieben. Infolgedeſſen war auch 


die wichtige Reſerve, die wir im Schweinefutter für die Volks⸗ 
ernährung hatten, nicht ausreichend. Die warnenden Stimmen ein- 
zelner Theoretiker auch im zwanzigſten Jahrhundert wurden überhört. 


Geradezu auffällig iſt die Zurückhaltung der Sozialiſten, die doch die 
Gefahr ſeit alters her geſehen haben. Eine Stapelung von Kriegs⸗ 


getreidevorräten, wie ſie ſchon der Antrag Kanitz 1895 anregte, hat 
man trotz der mancherlei Erörterungen der letzten Friedensjahre nicht 


mehr ausgeführt. Im ganzen ſcheint die deutſche Regierung ſolchen 


beſonderen Maßnahmen wenig geneigt geweſen zu ſein. Die Gründe | 
für ihre ablehnende Haltung find nicht genügend bekannt geworden, 


oder was davon in die Offentlichkeit gedrungen iſt, reicht nicht aus. 


Das Unglück war, daß keiner der leitenden Staatsmänner die Gefahr 


richtig einſchätzte. Das war aber nur möglich in jener Atmoſphäre 


eines blinden Optimismus, einer Einſchläferung des politiſchen In⸗ 
ſtinkts in der Wirtſchaftspolitik. In ſeinem Werk über den Krieg 
behauptet der Ruſſe v. Bloch, die deutſche Regierung habe einer 
Reichstagskommiſſion geheim erklärt, im Notfall würden wir Getreide 
aus Agypten, Ungarn und Rumänien bekommen. Das mag, wenn 


es zutrifft, in der Zeit Caprivis geweſen ſein; denn Agypten führt 


jetzt Korn längſt ein und Oſterreich⸗Ungarn regelmäßig keins mehr 
aus. Etwas fpäter ſcheint man im Reichsmarineamt an Proviant⸗ 
zufuhr durch Blockadebrecher gedacht zu haben, wenn man nicht mit 
Torpedobooten eine Blockade verhindern könne. Nach anderer Verſion 


rechnete die Regierung auf das Viehfutter zur Volksernährung. 


Be 2 a 


70 Ä | Karl Oldenberg | | 880 


Alle dieſe deutſchen Erörterungen intereſſieren hier deshalb, weil 
ſie auf der Grundlage des engliſchen Gedankenkreiſes verſtändlicher 
werden; allerdings eines ſchon abgelagerten engliſchen Gedankenkreiſes 
von vorgeſtern, denn inzwiſchen hatte in England eine Wendung des 
Denkens eingeſetzt, zu der ich nun komme. 

An Stelle des Willens zur Auflöſung des Kolonialreichs war 
bei älteren und jüngeren Politikern allmählich der Imperialismus 
getreten, und an Stelle der Weltverbrüderung eine maſſive engliſche 
Machtpolitik, allerdings noch verziert mit den alten Redewendungen, 
die noch antiquariſch verwendbar waren. Es iſt ja die Eigenart 
parlamentariſch regierter Staaten, daß ſie von veraltenden Schlag— 
worten nicht loskommen, ſondern ſie zur Sicherung der Mehrheit 
mitſchleppen müſſen, als mehr oder weniger aufrichtige Phraſe, die 
aber die Reſte der rückgängigen Partei unter die neue Fahne ſammeln 
hilft. Das gehört zur Naturgeſchichte des Parlamentarismus. 

Der Imperialismus begann ſeit Ende der ſechziger Jahre zu 
keimen. Disraeli krönte 1876 die engliſche Königin mit der indiſchen 
Kaiſerkrone. Das Kolonialreich wurde nach allen Seiten ausgebaut 
und mit ihm die Flotte. Chamberlains imperialiſtiſche Agitation 

um die Jahrhundertwende ſetzte mit klarem Bewußtſein politiſche 
Maßſtäbe wieder an Stelle der kaufmänniſchen. Begreiflich, daß jetzt 
auch die Farbenblindheit zu weichen begann, mit der man die furcht— 
bare Gefahr des Inſelſtaats überſehen hatte, der von fremder Nahrung 
immer mehr abhing. Cobden ſelbſt, der Vater des engliſchen Frei— 
handels, war ſchon bei der Abſchneidung der Baumwollzufuhr durch 
den amerikaniſchen Bürgerkrieg im Anfang der ſechziger Jahre ſtutzig 
gewprden; im Jahre 1868 lenkte er ſelbſt die Aufmerkſamkeit des 
Parlaments auf die Gefahr einer Blockade Englands. Dann kam 
die Strömung für einen moderniſierten Kaperkrieg. Sie fand 
ſeit den achtziger Jahren in Frankreich leidenſchaftlichen Anhang, mit 
der Spitze gegen England. Man drohte, den engliſchen Handel zu 
zerſtören und die Nahrungseinfuhr abzuſchneiden; man ſah keinen 
anderen Weg, England niederzuringen. So dachte damals zum Bei- 
ſpiel auch Delcaſſe. Man drohte auch, bei Kriegsausbruch alle 
Telegraphenkabel rings um England zu kappen und es dadurch hilflos 
zu machen. In England rechnete man ſich aus, daß 1873 noch 53% 
der engliſchen Getreide- und Mehleinfuhr aus Europa und dem 
Mittelmeer kamen, 1891 nur noch 24%; wie wollte man die 
wachſende Fernzufuhr beſchützen? Die Lage wurde um ſo unbehag— 
licher, als ſchon im Jahre 1885 Frankreich im Krieg gegen China 
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— 


Reis für Konterbande erklärt hatte, um in China eine Hungersnot 


zu ſchaffen, während bis dahin gerade Frankreich immer ſcharf ab⸗ 


lehnte, Lebensmittel als Konterbande anzuſehen. England erhob da- 


mals Einſpruch, wie auch in einem ſpäteren Falle gegenüber Ruß⸗ 
land. Aber Frankreichs Abſicht auf einen Hungerkrieg war un⸗ 


verkennbar. Man ſprach in England ſogar ſchon von Geldangeboten 


un 


der franzöſiſchen Regierung an einen engliſchen Reeder. 1886 führte 


ein. Fachblatt engliſcher Müller aus, wie ein im Suezkanal verſenktes 
Schiff den Preis des Quarters Weizen um 5 Schillinge treiben, 
wie Kriegsausbruch ihn ſofort um 10—20 Schillinge ſteigern würde. 
Der Autor forderte große ſtaatliche Getreidelager für den Bedarf 


| eines Jahres. 1888 hielt ein engliſcher Marineoffizier, Warren, der 
Londoner Handelskammer einen Vortrag über die Aushungerungs⸗ 


gefahr, ſehr peſſimiſtiſch. „Wir wiſſen von früherer Erfahrung,“ 
ſagte er, „daß unſere Regierung niemals für den Krieg vorbereitet 
war, wenn er ausbrach.“ Er ſchlug eine Aktiengeſellſchaft vor, die 
den halbjährigen Einfuhrbedarf aufkauft; er ſorderte auch Entwick⸗ 
lung des marokkaniſchen Kornbaues mit engliſchem Kapital und 


- irischen Arbeitskräften, letzteres nach einem Gedanken Niebuhrs; man 
müſſe die Nahrungsquelle in leicht erreichbarer Nähe haben. 


Die Jahre 1893—98 und wieder 1901 —06 bildeten den Höhe⸗ 


| punkt einer leidenſchaftlichen Agitation, die, von einigen Abgeordneten 


und Schriftſtellern geführt, bei Handelskammern, Landwirtſchafts⸗ 
kammern, politiſchen Organiſationen, Arbeitergewerkſchaften lebhaften 
Widerhall fand, bei den Arbeitern natürlich vom Konſumentenſtand⸗ 
punkt. Im Imperialismus Chamberlains fand die Bewegung einen 
mächtigen Bundesgenoſſen; er verſprach die Ernährung des Mutter⸗ 
landes durch die Kolonien ſpeziell auch im Kriege. Großen Eindruck 


machte ein Vortrag des Abgeordneten Lord Hamilton vor der 


Statiſtiſchen Geſellſchaft im Februar 1894. Eine ganze kleine 


Literatur von Zeitſchrift⸗Aufſätzen und Broſchüren entſtand, zum 
Teil auch unter dem ſozialen Geſichtspunkt. Bei einer Kriegs⸗ 


teuerung würden die Wohlhabenden ſich zunächſt noch ſatt eſſen, 
das hungernde Volk aber die Bäckerläden und Speicher ſtürmen, 
um ſo mehr als die Volksmaſſe jetzt, im Gegenſatz zu älteren Hungers⸗ 
nöten, ſtädtiſch ſei und der eigenen Vorrathaltung entbehre. Man 


erwog, wie man die Speicher gegen Angriffe der Konſumenten 


militäriſch ſchützen könne. Ein prophetiſcher Schriftſteller vom 
Jahre 1898 erzählt, wie Banden hungrigen Pöbels in den Straßen 
Londons an den Omnibuspferden blutigen Mundraub begehen werden. 


— 


In den Kammern, beſonders im Unterhauſe, wurde Jahr für 
Jahr die Regierung interpelliert. Im Vordergrunde ſtand die 
Forderung eiſerner Vorräte in ſtaatlichen Kornſpeichern. Ihre Be- 
dingungen und Wirkungen wurden nach allen Seiten erörtert; bei 
den Landwirten erregte der Vorſchlag zum Teil Anſtoß. Daneben 
wurde auch die Unterſtützung des heimiſchen Kornbaus mit Produk— 
tionsprämien, wenn nicht mit Zöllen gefordert, und die Unterſtützung 
privater Vorrathaltung. 1897—98 wurde der ganze Fragenkomplex 
mit umfangreicher Vernehmung von Sachverſtändigen vor einem 
Agricultural Committee erörtert, deſſen zwölf Mitglieder zur Hälfte 
von dem Abgeordneten Yerburgh, zur Hälfte vom Council of the 
central and associated chambers of agriculture ernannt waren. 
Das Komitee ging über ſeinen eigentlichen Zweck, die Bedeutung 
öffentlicher Kornvorräte für die Intereſſen der engliſchen Landwirt— 
ſchaft zu erörtern, weit hinaus und legte ſeine umfangreichen und 
lehrreichen Stenogramme und Materialien der Offentlichkeit vor!, in- 
dem es die ungeheure Bedeutung ſtaatlicher Kornſpeicher im Intereſſe 
der nationalen Sicherheit betonte und die Berufung einer cen 
Unterſuchungskommiſſion befürwortete. 

Im Parlament antwortete vom Regierungstiſche in der Regel 
Balfour, es komme lediglich auf eine ſtarke Flotte an, um die Zu— 
fuhr zu ſichern, und auf das Geld, um erhöhte Preiſe zu bezahlen. 
Sir Charles Dilke meinte 1897 im Unterhauſe, Weizen würde im 
Kriegsfalle knapp ſein, aber durch andere Nahrungsmittel erſetzt 
werden; auf die Frage: welche? verwies er unter Gelächter auf die 
Vorräte von Hülſenfruchtkonſerven. 

Der paſſive Widerſtand der Regierung führte im Februar 1903 
zu einer ſtarken Gegenwirkung. Unter dem Vorſitz des Herzogs von 
Sutherland bildete ſich ein impoſantes Komitee von weit über hundert 
Peers, Abgeordneten, Admiralen, Vertretern von Handel und Schiff— 
fahrt und Arbeiterführern, um eine amtliche Enquete zu erzwingen. 
Am 27. Februar tagte im Manſion Houſe eine Verſammlung, die 
wirkungsvollſte, wie der Lordmayor ſagte, ſeit vielen Jahren; ſie 
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hatte auch die Gewerkvereine hinter ſich. Am 5. März ging eine 


große Deputation mit vielen klangvollen Namen zum Premier- 
miniſter, und jetzt lenkte Balfour ein. Eine nunmehr ſofort ein- 
geſetzte Königliche Kommiſſion zur Unterſuchung der Frage der 


! Report from the Agricultural Committee on national wheat stores. 
London 1897—98, Newnham & Co. Folio. 318 S. und Tafeln. 


* 
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a. Nahrungs» und Rohſtoffein fuhr im Kriege, die Balfour bisher für 
unzweckmäßig erklärt hatte, aus allen Parteien und Intereſſengruppen 


ziuſammengeſetzt, erſtattete nach langer Arbeit 1905 in drei ſtarken 
Blaubüchern ihren Bericht 1. 


| Dieſer Bericht ergänzt mit einer Fülle von Information und 
ſachverſtändigen Urteilen den vom Jahre 1898. Er iſt wohl ſorg⸗ 
- fältig auf den Eindruck berechnet und wirkt trotz mancher Schärfen 


tont die engliſche Seeherrſchaft und beurteilt die Frage der Kriegs⸗ 
konterbande und des Kreuzerkrieges überwiegend optimiſtiſch. Für 
Klriegsverluſte an Handelsſchiffen empfiehlt er ſtaatliche Entfchädigung 


mehr als Verſicherung. Zum Plane öffentlicher Getreideſpeicher äußert 


er ſich ziemlich zurückhaltend. Er ſtellt feſt, daß jeweilig höchſtens 
für 17 Wochen Korn im Lande ſei, in gewiſſen Jahreszeiten unter 
ungünftigen Umſtänden nur für 6½ — 7 Wochen, aber ungerechnet 
die jeweilig ſchwimmende Einfuhr für einen Bedarf von weiteren 
3½—7 Wochen. Bei ſteigendem Weizenpreis würde überdies Futter: 
getreide zur menſchlichen Nahrung verfügbar werden, anderſeits 
die verbreitete Vergeudung von Brotſtoff bei Wohlhabenden wie bei 
Unbemittelten abnehmen. Der Bericht empfiehlt zugleich dringend 
eine zuverläſſigere Feſtſtellung der Vorräte. Erfreulich ſei die einiger⸗ 
maßen gleichmäßige Verteilung der engliſchen Zufuhr über das 
Kalenderjahr. Wenn das Korn nur zum kleineren Teile aus eng⸗ 
liſchen Beſitzungen komme, fo gewähre das den Vorteil, eine Viel⸗ 


zahl anderer Ausfuhrländer an der Aufrechthaltung des Kornverkehrs 
auch im Kriege zu intereſſieren. Ein ſcharfer Rückgang des Einfuhr⸗ 
anteils der Vereinigten Staaten in den allerletzten Jahren, freilich 


bei weniger günſtiger Ernte dort, wurde unterſtrichen und aus ihm 
die Meinung abgeleitet, daß England nunmehr von keinem einzelnen 


Korn liefernden Lande überwiegend abhänge; ich komme auf dieſen 


Punkt noch zurück. Der Bericht glaubt nicht an eine ernſte Hunger⸗ 
gefahr; ja ſelbſt zu einer ſtarken Kornteuerung könne es nur durch 
vorübergehende Panik kommen. 

Die Erörterung ſchloß mit dieſer Enquete meines Wiſſens im 


weſentlichen ab, wenn auch ſpätere Blaubücher uſw. noch ſtatiſtiſches 


Material namentlich über die nut beibrachten, und auch hier 


on supply of food and raw material in time of war. Folio. 216, 488 und 
372 S. 


beruhigend, wie er es nach einer Außerung Balfours ſollte. Er be⸗ 


. 


> Parlamentsdrucachen Cd. 2643— 2645: Report of the Royal Commission 
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und da die Frage von neuem erörtert zu ſein ſcheint, ſo 1909 von 
einer ſozialiſtiſchen Arbeiterverſammlung, und 1912—14 von der 
Londoner Handelskammer, die kurz vor Ausbruch des Krieges einen 
Alarmbericht erſtattete, anſcheinend mit dem praktiſchen Zweck, für 
die Reeder⸗Intereſſen im Kriegsfalle zu ſorgen und anderſeits für 
den vielumftrittenen Plan eines Kanaltunnels Stimmung zu machen, 
übrigens auch mit der Forderung einer ſtaatlichen ene 
fürſorge im Kriegsfalle !. 

Ich werfe darum hier einen kurzen Rückblick auf einige noch 
nicht berührte Argumente, die in dieſen Debatten eine Rolle ſpielten. 
So wurde die Möglichkeit einer Blockade Englands erörtert. Während 
die einen meinten, die vielen Häfen Englands könnten gar nicht alle 
blockiert werden, hielten andere eine Blockade der wenigen Großhafen— 
plätze des Landes für völlig ausreichend. Die Kleinheit der im Lande 
vorhandenen Vorräte wurde manchmal übertrieben. Mit Recht aber 
überſah man nicht die in den Zeitverhältniſſen begründete Tendenz, 
die Vorräte immer mehr zu verringern. Die verſchiedenſten Urſachen 
haben dahin zuſammengewirkt. Einmal bei den Vorräten aus der 
Inlandsernte. Früher ſpeicherte der engliſche Landwirt ſein Korn 
bis zu mehreren Jahren im Stroh und war ſtolz auf ſeine gefüllten 


= Scheunen. Jetzt muß der Landwirt fürchten, für töricht zu gelten, 
wenn er ſo lange hamſtert. Er rechnet jetzt mit dem Zinsverluſt, 


fürchtet wohl auch zur Zeit der landwirtſchaftlichen Kriſis den fort— 
ſchreitenden Preisfall, der ja in England noch weſentlich ſtärker war 
als bei uns. Das Bargeld war ihm damals auch gewöhnlich knapp, 
ja er verkaufte mitunter in Geldverlegenheit ſogar, was er ſpäter 
für den eigenen Bedarf teurer wieder zurückkaufen mußte. Auch die 
Verbreitung der Dreſchmaſchine beſchleunigte den Verkauf. Immer— 
hin wurde vom inländiſchen Korn auch neuerdings wohl ein größerer 
Bruchteil geſpeichert als vom ausländiſchen, aber der Anteil des In⸗ 
lands an der Kornverſorgung ging ja ſchnell zurück und damit die 
durchſchnittliche Vorratsmenge auf den Kopf der Bevölkerung. Aber 
auch beim ausländiſchen Korn ſank die Vorratsquote noch immer 
weiter. Denn auch Kornhändler und Müller hatten in den Jahr— 
zehnten ſinkender Preiſe an ihren Vorräten viel Geld verloren, an 


1 Vgl. Heft 15 der Kriegswirtſchaftlichen Unterſuchungen aus dem Inſtitut 


für Seeverkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität Kiel, Jena 1918, S. 16 ff. 


Dieſes Heft bringt auch eine Überſetzung des erſten Bandes des in der vorigen 
Fußnote genannten Berichts. 
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engliſchem wie an fremdem Korn. Auch fie ſchränkten daher, gleich 
den Landwirten, ihren Kornvorrat ein, ebenſo wie die Bäcker ihren 
Mehlvorrat. „Seit 1893,“ ſagte Mr. Chapman vor dem Agricultural 
Committee von 1897—98, „haben mir die erſten Autoritäten im 


Getreidehandel von London und Liverpool geſagt, daß die Vorräte 


ausländiſchen Weizens immer weniger werden.“ Der Kommiſſions⸗ 
bericht von 1905 beſtätigt zahlenmäßig, daß die Vorräte in den 
Häfen 1893/04 — 190203 abgenommen haben. Die Schnelligkeit des 
heutigen Transports und der Telegraph, und die Möglichkeit, ſich 
jederzeit an der Börſe zu decken, geſtatten die erwünſchte Einſchränkung 
des Vorrats und die Ausſchaltung der koſtſpieligen Zwiſchenlagerung 
im Hafenplatz. Der moderne Terminhandel befähigt den Müller, 
den Kornhändler und Spekulanten, ohne Feſtlegung größeren Kapitals 
in Vorräten, ſein Geſchäft zu vergrößern. Spekulierte man früher 
mit Kornvorräten, ſo jetzt auf dem Papier mit Terminkäufen. So⸗ 
wohl der engliſche Importeur ſteht ſich beſſer, wenn ein großer Teil 
ſeines Weizens im Ausland lagert, wie der amerikaniſche Exporteur, 
wenn er längere Zeit zwiſchen allen Abſatzmärkten wählen kann, ehe 
er ſich durch einen Transport feſtlegt. Die Vorrathaltung wird ſo 
immer mehr vom Einfuhrlande England ins Ausfuhrland, nament⸗ 
lich Nordamerika, übertragen. Das trockene amerikaniſche Klima fol 
ſich auch zur Kornſpeicherung beſſer eignen, und die großartigen 
Speicheranlagen dort in Verbindung mit der kommerziell wichtigen 
Sortierung des Korns ſind bekannt. Die primitivere Speicherung 
aber in Rußland, Indien, Argentinien iſt um ſo wohlfeiler. End⸗ 
lich, da jetzt in jedem Kalendermonat ein Teil des in England zu 
verzehrenden Korns in irgendeinem Teile der Welt geerntet wird, 
ſo kann auch im ganzen die internationale Vorrathaltung zwiſchen 
Ernte und Verbrauch auf einen Mindeſtbetrag eingeſchränkt werden, 
und ſie wird eingeſchränkt, weil die Landwirte und Kornhändler 
aller Länder Zinsverluſt ſcheuen. So ſind in eu die jeweiligen 
Kornvorräte zuſammengeſchmolzen. 

Auf der anderen Seite finden wir den alten Ange eie 
Optimismus des vorigen Menſchenalters erhalten. So ſchreibt im 
Jahre 1897 ein kanadiſcher Politiker Deniſon in der engliſchen 
Zeitſchrift The nineteenth century von feinen Eindrücken in 
England: „Ich fand ein allgemeines Zutrauen, daß gewiſſe Theo⸗ 
rien, oder ein Glücksfall, oder eine Art von Vorſehung oder ſonſt 
etwas die Sache gut machen würde.“ Von den „gewiſſen Theorien“ 
hören wir Näheres durch Lord Playfair, der 1893 im Ober⸗ 
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hauſe meinte: der Handelsverkehr paßt ſich in a wonderful way 


dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage an. Bei Kriegsgefahr 
würde die engliſche Anbaufläche von Weizen ſchnell wachſen und die 


Einfuhr zunehmen. Er ſei vom Kriegsamt zu der Erklärung autori— 
ſiert, daß man für eine geſetzliche Regelung von Nahrungsreſerven 
keine Notwendigkeit ſehe. Und Sir Charles Dilke fügte 1897 im 
Oberhauſe hinzu: Die neutralen Mächte (mit Einſchluß der Ver— 


- einigten Staaten) würden mit Rückſicht auf ihr Geldintereſſe unter 


allen Umſtänden die Ernährung Englands fortſetzen. 

Demgegenüber war das ſtärkſte Gegenargument: die zunehmende 
politiſche Abhängigkeit eines Induſtrieſtaats von den Ländern, die 
ihm ſeine Nahrung liefern. 

Worin liegt eigentlich dieſe Abhängigkeit eines Induſtrieſtaates? 
In einem Falle iſt von Abhängigkeit keine Rede: wenn der Induſtrie⸗ 
ſtaat zwiſchen einer Mehrzahl von Ländern zu wählen hat, die ſich 
um den Vorzug reißen, ihm Nahrungsmittel liefern zu dürfen. In 
dieſer Lage glaubte 1846 England zu ſein, als es ſich mit der Be⸗ 
ſeitigung des Kornzolls für den Beruf zum freihändleriſchen Induſtrie— 
ſtaate entſchied. Die Länder des europäiſchen Feſtlands waren 


damals fähig und begierig, ihre Kornausfuhr nach England zu 


ſteigern, von Amerika nicht zu reden. Und man dachte, es werde 
ſo bleiben. In Wirklichkeit wurden bald wenigſtens die weſteuropäiſchen 
Länder ſelbſt Einfuhrgebiete. Und ſo ſchied auch weiter ein Gebiet 
nach dem anderen aus der Überſchußgruppe aus und trat in die 

empfangende Gruppe über; ſo unſer früherer Kornlieferant Polen, 
halb und halb auch ſchon Oſterreich⸗-Ungarn. Agypten, einſt Roms 
Kornkammer, iſt ein Baumwollland geworden, das Nahrungsmittel 
einführt. Afrika ſcheint überhaupt im Nahrungsverkehr ein Paſſivum 
zu werden, trotz mancher übertriebenen Hoffnungen auf Marokko, 
und mit Ausnahme vielleicht des ägyptiſchen Sudans. Auſtralien 
wird durch ſein trockenes Klima wie durch ſeine Bodenſchätze von 
der landwirtſchaftlichen Bahn abgedrängt. Indien ſoll ſchon jetzt 
nur durch Unterernährung der eigenen Bevölkerung einen künſtlichen 
Überſchuß an Cerealien erzeugen; die „Kornkammer“ Meſopotamien 
iſt von Natur zugleich Baumwollſtaat wie Agypten, und Sibiriens 


Nahrungsüberſchuß kann wohl kaum dem Rieſenbedarf eines künftigen 
induſtrialiſierten China genügen. So ſcheinen nur Amerika und 


Rußland die dauernden Großlieferanten Weſteuropas zu bleiben; ſie 


nähern ſich einer Monopolſtellung und treten mehr und mehr dem 
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weſteuropäiſ den Käufer als Herren et Marktlage, als Brotherren 

gegenüber. | 
Di—eſe drohende Einklemmung zwiſ chen zwei Lieferanten mußte 
die engliſchen Sorgen vermehren, auch wenn man ſich der hier 
ſkizzierten Entwicklung nicht voll bewußt war. Man wußte, daß 
Rußland und die Vereinigten Staaten, mit Einſchluß der in ihren 
Einflußbereich fallenden Gebiete, England den weitaus größten Teil 
des Korns nicht nur, ſondern auch der anderen ausländiſchen 
Nahrungsmittel und der Rohſtoffe lieferten. Dadurch wurde aber 
die Frage der Zufuhrſicherung völlig verſchoben. Was half dem 
Briten die Blockadefreiheit ſeiner Häfen, was half die Beherrſchung 
der See und die Lahmlegung des Kaperkriegs, wenn die Ausfuhr⸗ 
länder ihre Ausfuhr ſperrten? Die ganze Kaſuiſtik der bisherigen 
Erörterung wurde damit über den Haufen geworfen. Rußland und 
Amerika brauchen nur auf ihren Vorräten zu „ſitzen“ (ſo ſagte man 
in der Sprache des Getreidemarkts), um England niederzuzwingen. 

„Niemand,“ ſo ſchrieb 1902 der bekannte Herausgeber des Corn 
Trade Yearbook, Broomhall in Liverpool: „Niemand, der den 
Stand der Lebensmittelverſorgung Großbritanniens kennt, kann daran 
zweifeln, daß Amerika und Rußland zuſammen unſer Land in ſechs 
Monaten zu jeder Bedingung willig machen könnten, einfach durch 
Hinderung der Ausfuhr von Getreide und Lebensmitteln. Wie lange 
wird es dauern, bis Amerika allein der Herr unſeres Schickſals wird?“ 
Schon lange vorher ſchrieb Carnegie: Schon jetzt ſei Europa auf 
Amerikas Lebensmittel angewieſen und werde bei zunehmender Be⸗ 
völkerung in ein feſtes Abhängigkeitsverhältnis zu ihm treten müſſen. 
Die Navy League ſchrieb 1898 einen Preis aus für die beſte Dar⸗ 
legung der Folgen einer Brotteuerung, wenn England mit zwei 
Mächten erſten Ranges Krieg bekomme. Die Frage lag in der Luft. 

Natürlich dachte man bei der damaligen Lage zunächſt an den ruſſiſch⸗ 

franzöſiſchen Zweibund als Kriegsgegner: Rußland ſperrt ſeine 
Ausfuhrgrenze, und ſeinem franzöſiſchen Bundesgenoſſen fällt die Rolle 
zu, die Hälfte der nordamerikaniſchen Ernte aufzukaufen; dann hilft | 
die ſtärkſte Flotte nichts. Ein großer Getreidehändler erklärte 1897 
als Sachverſtändiger vor dem Landwirtſchaftlichen Komitee, er 


würde 1895, mit den nötigen Aufträgen von der ruſſiſchen und 


franzöſiſchen Regierung ausgerüſtet, imſtande geweſen ſein, in zwei 
Monaten England auszuhungern, während 1897 ein ſolcher Verſuch 
an der reichlichen Maisernte ſcheitern müßte. Auch die unterwegs 
ſchwimmende Ladung, ſoweit ſie ohne feſtes Ziel (with continental 
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option) verkauft würde, könne er ſich ſichern und ſie an England 
vorbei nach dem Kontinent leiten. Das mag vielleicht zu kauf⸗ 
männiſch gedacht fein, weil die amerikaniſche Regierung im Ernft- 
fall Partei genommen hätte. Im Unterhauſe erwiderte für die 
Regierung Balfour 1897, wenn Frankreich Terminkäufe in Getreide 
mache, könne England das auch, und wie wolle Frankreich das viele 
Getreide verwenden? 1 

Auf eine zweite Möglichkeit wurde 1897 im Unterhauſe hin- 
gewieſen: daß Rußland ein Jahr amerikaniſcher Mißernte benutze, 
um ſeine Ausfuhr zu ſperren. Die Annahme des umgekehrten Falls, 
daß in einem Jahre ruſſiſcher Mißernte ein amerikaniſcher Corner 
Unheil ſtiften könne, lag den Franzoſen näher und führte in der 
Pariſer Kammer 1903 zu dem Antrage Conſtans, mit Rückſicht auf 
den Kriegsfall der Regierung Getreideeinfuhr und Getreidelagerung 
zu übertragen. Aber auch in England gab die Baumwollnot von 
1862 infolge des amerikaniſchen Bürgerkriegs, und gab der amerifa- 
niſche Weizen⸗Corner Joſeph Leiters im Jahre 1898, der in europä⸗ 
iſchen Ländern Teuerungsunruhen auslöſte, zu denken. „Ob nun 
ein einzelner Spekulant wie Pierpont Morgan,“ ſchrieb Broomhall 
1902, „oder eine Gruppe von Männern wie Joſeph Leiter dieſes 
Land aushungern könnte, iſt nicht ganz ſo gewiß“ (wie die Gefähr⸗ 
lichkeit eines Zuſammenwirkens von Amerika und Rußland); „aber 
wenn man bedenkt, was dieſer junge, kaum erwachſene Mann, und 
mit einem beſcheidenen geliehenen Kapital, erreicht hat durch Empor⸗ 
treiben der Preiſe zur Hungergrenze, fühlt man ſich nicht ganz ſo 
beruhigt wie Sir William Harcourt ſchien, als er im Parlament 
den britiſchen Getreidehändlern ſagte, ſie könnten im Kriegsfalle 
Hamerikaniſche Nahrungsmittel über die franzöſiſchen Kanalhäfen ein- 
führen, oder ſelbſt wie Herr Gerald Balfour, der meint, das Kriegs— 
riſiko würde nur eine Preisſteigerung von 2½ bis 3 sh für den 
Quarter auslöſen.“ Zur Beruhigung trug es auch nicht bei, als 


verlautete, daß im Jahre 1896 die ruſſiſche Regierung verſucht habe, 


in Waſhington ein Abkommen der kornausführenden Länder anzuregen, 
um durch internationale Regierungsaufkäufe den Weizenpreis hoch— 
zuhalten, und daß man in Rußlemnd an dieſem in Waſhington zu— 


nächſt ſchroff zurückgewieſenen Plan noch feſthalte; die Fortnightly 


Review brachte darüber im Jahre 1900 Enthüllungen !. 
Die heikle Frage der politiſchen Freundſchaft zwiſchen der Union 


1 Whelpley, An international wheat corner? 
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und England iſt damit berührt. Man weiß, mit wie weitem Ent⸗ 
gegenkommen das Mutterland in jenen Jahrzehnten ein gutes Ver⸗ 
hältnis zu ſeinem ungeratenen Sohne in Waſhington erkaufte, und 


wie gleichzeitig Kanadas Neigung zwiſchen dem Mutterlande und 


dem Nachbar geſchwankt hat. Den bloßen Gedanken an eine Kriegs⸗ 
möglichkeit drängte man in England offenbar zurück. Ja, man ent⸗ 


nahm gerade aus dem Intereſſe der Union an ihrer Getreideausfuhr 


die Gewißheit ihrer dauernden Geſchäftsfreundſchaft. Halte Frank⸗ 
reich an ſeinem neuen Grundſatze ſeſt, Nahrungsmittel als Kriegs⸗ 


konterbande zu behandeln, ſo könne es ſich damit „mächtige Neutrale“ 


entfremden . Die Vereinigten Staaten, erklärte ſchon 1897 im 


Unterhauſe der Erſte Schatzlord Balfour in Übereinſtimmung mit 
Sir Charles Dilke und mit dem ſpäteren Blaubuch von 1905, 
würden das niemals zulaſſen; ſie würden Englands Verbündete 


£ werden, und mit ihnen im Bunde könne England der ganzen zivili⸗ 


ſierten Welt die Stirn bieten. Schon wenn ein Volk den Welt⸗ 


markt leer kaufe, fügte er 1903 hinzu, machte es ſich damit Feinde. 


Diefe amtliche Auffaſſung war aber nicht unbeſtritten; vielmehr 


konnte Englands bedürftige Lage die Vereinigten Staaten gerade 


reizen, ſich zum Herrn der Situation zu machen 5 


1 Bellairs, Our food supply in time of war, in der Commercial 
Intelligence, 26. Oktober 1901. 

2 So ſchrieb der ſchon erwähnte imperialiſtiſche Kanadier Deniſon, der 
1897 als Begleiter Lauriers zum Regierungsjubiläum nach England kam, er 
habe mit vielen und mit einigen der erſten engliſchen Autoritäten die Frage 
der engliſchen Nahrungsautarkie erörtert (Dezemberheft 1897 des Nineteenth 


u Century). Some would not discuss the possibility of war with the United 


States. Canadians, who are better able to judge of the state of feeling on 
this continent,. know that if England were in a life-and-death struggle, and 
particularly if it were with Russia, the United States would be almost cer- 
tain to throw in their whole strength against England. The belief which they 


‚have, that in combination with Russia they would with ease be able by a joint 


embargo to bring England to her knees, adds greatly to the danger of war. 
If England's food supply were safe within the Empire, the United States 
Government would be more inclined for peace, and their diplomatic tone 
would at once become more courteous. Some thought that in case of war 


these nations would not put an embargo on food products because it would 


interfere with their trade, and that, having command of the sea, Great Bri- 


Br tain could get the food. They seemed to forget that, if we had coinmand 
of the sea, these nations would have only one possible weapon, an embargo 
on food, and would be driven to use the only offensive action possible. 


Vgl. auch Report of the R. Commission 1905, qu. 5926 (Sir Jones): 


1 think the most serious of that 08 would be a war with the United States. 
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Im Jahre 1896 meinte die National Review, in einem Kriege 
gegen Amerika und Rußland würde England aus den neutralen 
Ländern Weizen bekommen. Mit Recht wurde darauf entgegnet, 
ſoviel neutralen Exportweizen gebe es auf dem Weltmarkte nicht. 
Das iſt ein Rechenexempel, auf Grund der bisherigen Weizen— 
ausfuhr dieſer Staaten zu berechnen. Als Ausfuhrſtaaten kommen, 
wenn Rußland und die Union ihre Grenzen ſperren, hauptſächlich 
in Betracht Rumänien, Bulgarien, Oſterreich⸗Ungarn, Kanada, 
Argentinien, Uruguay, Chile, Indien, Auſtralien. Nimmt man den 
äußerſten Fall, England riſſe deren ganze Ausfuhrmenge an ſich und 
ließe die Einfuhrländer des Kontinents hungern, ſo hätte England 
nach meiner Rechnung 1892—1900 doch nur 72 %% ſeines Einfuhr- 
bedarfs decken können!. Für Weizen, Roggen, Hafer, Gerſte, Mais 
zuſammen ergibt dieſelbe, von anderer Seite gemachte Rechnung eine 
Bedarfsdeckung von 62— 70 .. Auch für andere wichtige Nahrungs- 
mittel ergibt ſich eine überragende Vorzugsſtellung der Vereinigten 
Staaten und Rußlands. So waren die Vereinigten Staaten be— 
kanntlich der Hauptlieferant des Fleiſches. Und wenn England zum 
Beiſpiel die Hälfte ſeiner eingeführten Butter aus Dänemark bezog, 
ſo waren doch die däniſchen Kühe auf ruſſiſches oder amerikaniſches 
Futter angewieſen. Von Rohſtoffen wie Baumwolle und Petroleum 
iſt dabei ganz abgeſehen worden; ſie haben überwiegend dieſelbe 
Herkunft. Zu erhöhten Preiſen hätte England allerdings mehr 
Lebensmittel einführen können, zum Beiſpiel Reis aus Indien, das 
heißt, es hätte die Inder an ſeiner Hungersnot für Geld teilnehmen 
laſſen können, obgleich ſie ſicher nicht viel Fett zuzuſetzen haben. 
Aber anderſeits hätte auch ein Teil der Ausfuhrmengen ſeinen Weg — 
in die neutralen Einfuhrländer gefunden, oder hätte ihnen aus 
politiſchen Gründen von England abgelaſſen werden müſſen, oder 


If we had a war with Russia, or with France, or with Germany, America 
would be smart enough to make money by supplying us. But if we had war 
with America, we might have the great food supplies stopped, and then we 
should be placed very awkwardly. 

1 Allerdings kommt die hier in Rechnung geſtellte Weizenausfuhr der 
Vereinigten Staaten zum Teil aus Kanada (im Winter), die Weizenausfuhr 
Kanadas zum Teil aus den Vereinigten Staaten (im Sommer). Die vollſtändigen 
ſtatiſtiſchen Nachweiſe der nordamerikaniſchen Regierung darüber beginnen erſt 
mit dem Jahre 1903. Die eigene Ausfuhr der Vereinigten Staaten würde 
danach 1903—04 um einige wenige Prozente kleiner anzuſetzen ſein. Vgl. 
Report of the Royal Commission on supply of food I, S. 9 und 185. 
II, qu. 60—63, 65. 
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wäre durch amerikaniſche oder ruſſiſche Maßnahmen im Ausfuhr⸗ 
lande feſtgehalten worden oder dem Kaperkriege zum Opfer gefallen. 
überdies war mit einer Mißernte in den neutralen Ausfuhrländern 
zu rechnen, bei den ſehr wechſelnden Ernteergebniſſen in Argentinien, 

Indien, Auſtralien. In den Vereinigten Staaten und Rußland 
hätten inzwiſchen die Regierungen die Ausfuhrmengen ihrer Länder 
aufgekauft oder (in Rußland) für rückſtändige Steuern in Zahlung 


genommen, um ſie ſpäter zu gutem Preiſe zu verkaufen; in Rußland 
war es ohnehin in den neunziger Jahren nichts Ungewöhnliches, daß 


die Regierung im Intereſſe der Preispolitik Getreide aufkaufte, ein 


Schritt zu dem erwähnten internationalen Plan von 1896; ver⸗ 
glichen mit den Koſten eines Krieges wären ſolche Spekulationen u 
wohlfeil, wenn nicht gewinnbringend; und während ſonſt ſteigender 


Kornpreis den Anbau vermehrt, müßte hier meines Erachtens das 


ſchwebende Angebot ſolcher zurückgehaltenen Vorräte international 
von ſpekulativem Mehranbau abſchrecken, ſo daß England auch in 
einem zweiten Kriegsjahr auf die nach volkswirtſchaftlichen Regeln | 


ſonſt zu erwartende Mehrlieferung nicht rechnen könnte. Der Krieg 


ne hätte aber auch billig geführt werden können, da Rußland und die 


| Vereinigten Staaten durch England ſchwer angreifbar find; rühmten 


ſich doch die Amerikaner, daß man ihnen nicht beikommen, ſie höchſtens 


„am Rande kratzen“ könne. | 
Es iſt klar, wie ſehr jolche get den imperialiſtiſchen | 


. Gedanken fördern mußten; wirtſchaftliche Selbſtändigkeit des Reichs 


gehörte ja zu ſeinen Schlagworten. Zwar iſt es zu einer Zoll⸗ 
begünſtigung der kolonialen Landwirtſchaft durch das Mutterland 
nicht gekommen. Aber die Beſiedelung Kanadas wurde vom Mutter⸗ 
lande planmäßig gefördert, zugleich mit der Pflege direkter Verkehrs⸗ 
verbindung; der Ausfuhrüberſchuß kanadiſchen, indiſchen, auſtraliſchen, 


auch argentiniſchen Weizens wuchs ſchnell, während der der Ver⸗ 


8 einigten Staaten bei zunehmendem Eigenbedarf ſchnell zurückging. 


Der vielbemerkte Rückgang ihres Anteils an der engliſchen Einfuhr 2 


1903-04 war alſo keine vorübergehende Erſcheinung. Von der 
engliſchen. Weizeneinfuhr l aus Kanada, Indien, Auſtralien und 


= ie, Neuseeland | = . ze 


arg Volkswirtſchaftliche Chronik der Jahrbücher für Nationalökonomie, 1917, j 


> ö S. 471. Weizenmehl iſt auf Weizen umgerechnet. Nach S. 22 des Second 
Report of the Agricultural Committee of the Tariff Commission (London 1914) 


— kamen aus allen britiſchen Beſitzungen an Weizen und Weizenmehl ins. Mutter⸗ 


and 1875 11%, 1910 —13 über 48 %%. 
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Ries drohte man in den Vereinigten Staaten, im Falle eines 
Krieges mit England werde kanadiſches Getreide die Küſte niemals 
erreichen; aber inzwiſchen war der Imperialismus, der Kanadas 


ſchwankende Treue ſicherte, abgelöſt und ergänzt worden durch die 


bürgerlichen und Hinwendung zu ſtaatlichen Maßſtäben. Wirtſchaft⸗ 


ihres Wirtſchaftskörpers; Vervollſtändigung früher meiſt in induſtria⸗ 


Er mannigfachen Geſtaltungen von Staat zu Staat zu verfolgen. Der 


Ententenpolitik, die Englands Erbfeinde Rußland und Frankreich zu 
ſeinen Freunden machte und auch die Freundſchaft mit den Ver⸗ 8 
einigten Staaten feſthielt. Eine gänzlich neue Lage war geſchaffen. 
Zwar blieb man ſich bewußt, daß nur die Seeherrſchaft England 
vor Aushungerung ſchützte . Aber die Gefahr einer Ausfuhrſperre 
hatte ihren Schrecken für England verloren, und dieſes konnte nun 
den Spieß umdrehen gegen den zweitgrößten Nahrungseinfuhrſtaat 
der Welt, Deutſchland. Die ſelbſtſichere Miene, mit der England © 
ſich in die Gefahr begeben, hatte den Rivalen, der dem induſtrieſtaat— 9 
lichen Beiſpiel gefolgt war, in Sicherheit gewiegt. Jetzt glaubte 
England den Kopf aus der Schlinge ziehen und bie Schlinge um 
den Hals des Rivalen legen zu können. 

Damit war eine Entwicklung abgeſchloſſen, auf deren Unter- 
grunde wir jene ſchon vorhin beobachtete Wandlung des wirtſchafts⸗ 
politiſchen Denkens erkennen; Abwendung von kaufmänniſch-welt⸗ 


liche Selbſtändigkeit der ſtaatlich zuſammengefaßten Volkswirtſchaft, 
Autarkie, iſt das verlaſſene Ideal, zu dem man zurückkehrt. In 
internationaler Übereinſtimmung wiederholt ſich ſeit vielen Jahr⸗ 
zehnten dieſes natürliche Streben der Staaten nach Vervollſtändigung 


liſtiſchem Sinne ſeit den Tagen Friedrich Liſts, der das damalige 
agrariſche Deutſchland mit einem einarmigen Manne verglich und 
ihm riet, ſich den andern, induſtriellen Arm wachſen zu laſſen; heute 
auch umgekehrt im Sinne landwirtſchaftlicher Ergänzung. Es wäre 
eine reizvolle Aufgabe, dieſes naturgewaltige Streben in ſeinen 


Weltkrieg hat die ſiegreiche Kraft des Autarkiegedankens auch dem 


1 Sir Edward Greys Worte auf der Reichskonferenz 1911, angeführt von 
Lejeune- Jung, Schriften der Deutſchen Weltwirtſchaftlichen Geſellſchaft, 
Heft 5, S. 56. 1 s 
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= göiberfreßenden offenbart. Autarkie der Boltswirtſchaften ſtatt ihrer 
N weltwirtſchaftlichen Auflöſung, unter dieſem Zeichen ſteht die Wirt⸗ 


ſchaftspolitik des 20. Jahrhunderts, mindeſtens für die vorgeſchrittneren - 


Volkswirtſchaften. Internationale Arbeitsteilung, ſo berechtigt ſie 
in gewiſſen Grenzen immer bleiben wird, war das Schlagwort einer 
7 Übergangszeit. Erſt eine feſte weltwirtſchaftliche und weltſtaatliche 

—Organiſation, wenn fie möglich ift, könnte das politiſche Gebot wirt⸗ 

1 ſchaftlicher Autarkie aufheben. 
Man mißdeute das Wort Autarkie nicht; ſie bedeutet nicht 
= Selbſtgenügſamkeit, ſondern Unabhhängigkeit. Selbſtgenügſame Ab⸗ 
kapſelung einer Volkswirtſchaft vom Auslande wäre ein karikiertes 
Extrem der Unabhängigkeit. So wenig es zum Beiſpiel für die 
Di deutſche Volkswirtſchaftspolitik nützlich wäre, daß wir überall in der 
Welt unſere Finger zwiſchen die Angeln aller offenen Türen legen, 
ſo unnötig und verderblich wäre doch ein grundſätzlicher Verzicht auf 
Ausfuhrmärkte. Anderſeits brauchen wir Unabhängigkeit zwar in 
der Verſorgung mit Exiſtenzgütern, aber weniger mit entbehrlichen 
Gütern. Selbſtverſorgung mit Exiſtenzgütern bleibt das Ziel, auch 
wenn es nicht alsbald erreichbar iſt. Aber wenn wir daneben ent⸗ 
behrliche Waren vom Auslande eintauſchen, vergeben wir unſerer 
Vnabhängigkeit nicht viel; und wenn wir durch Gewinnung von 
Arusfuhrmärkten unſere Zahlungsbilanz ſtärken und unſern Einfluß 
ſtärken, jo ſichern wir auch damit unſere Unabhängigkeit. Unſern 
Einfluß ſtärken wir aber durch Ausfuhrmärkte für unentbehrliche 
Waren. Auf den Gebrauchswert, nicht auf den Tauſchwert der 
Waren kommt es auch in der Ausfuhr an. Das Optimum volks⸗ 
ee wirtſchaftlicher Macht erreichen wir, wenn wir unſere produktiven 
Kräfte auf die höchſten Gebrauchswente lenken, in der Produktion für 

den Inlandsmarkt wie für die Ausfuhr. Eine Machtpolitik keines⸗ 


. 


2 wegs nur für den Kriegsfall, ſondern auch für den Fall dauerhaften 
Friedens. Wir müſſen die anderen für uns wirtſchaftlich möglichſt 


=. entbehrlich machen und uns für die anderen möglichſt unentbehrlich. 
Ees wäre kein Schade, wenn Volkswirte mehr von Machtpolitik und 
a Politiker mehr von Wirtſchaft wüßten. Die Volkswirte würden dann 


nicht in Gefahr fein, die⸗ Volkswirtſchaft in ihre kaufmänniſchen 


Marktwerte, in ihre Tauſchwerte aufzulöſen, ſondern auch den Ge⸗ 
5 e 


neten der wirkſchaftlichen ee und zu einer acc 


. binudjömerten, infonderheit den politiſchen Werten ihr Recht * = 


Es kann nicht ausbleiben, daß biefe neuen Maßſtäbe zu einer 
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politiſchen Standortslehre auf wirtſchaftsgeographiſcher Grundlage 
führen, von der wir bisher nur Bruchſtücke kannten. Nicht nur Kohle 
und Eiſenerz und andere Rohſtoffe, auch die landwirtſchaftlichen 
Nahrungsgquellen find Weltmachtfaktoren, die im Kurſe ſteigen, um 
die in Amerika, in Aſien, in Oſteuropa der politiſche Wettbewerb 
ſchärfer werden wird. Wer die Nahrungsquelle in ſeiner Gewalt 
hat, beherrſcht damit auch das verſorgte Einfuhrgebiet. In dieſem 


Sinne bedeutet zum Beiſpiel der Beſitz Sibiriens vielleicht einmal 


Macht in China, eine Korrektur der induſtriellen Weltmachtſtandorte. 


= Die uralte Herrſchgewalt der Landwirtſchaft kommt wieder zur Gel- 


tung, nachdem das zeitweilige Zwiſchenſpiel landwirtſ chaftlicher Über: 
produktion ſein Ende erreicht haben wird. 


Das Gebot der Autarkie drängt anberfeits defekte Volkswirt: 


ſchaften zu Ergänzungsbündniſſen. So wird das kohlenreiche, aber 
u eiſenerzarme China vielleicht einmal die Freundſchaft amerikaniſcher 
Erzgebiete ſuchen, die allerdings nicht am Stillen Ozean liegen. Das 
erzreiche Frankreich wird zwiſchen engliſcher und deutſcher Kohlen— 
freundſchaft zu wählen haben. Es verſteht ſich, daß ähnliche Motive 
in der Kolonialpolitik Weſteuropas mitſpielen, nicht nur für die 
Rohſtoffverſorgung, auch für die Ernährung (England, Frankreich). 
Auch das übervölkerte Deutſchland ziſt jetzt vor die Frage geſtellt, ob 


eez zur Ergänzung der eigenen Landwirtſchaft die politiſche Freund⸗ 
ſcſcchaft des ſüdöſtlichen Nachbarn verwerten und mit dieſer Protheſe 
0 feines landwirtſchaftlichen Armes die Nahrungsautarkie erſetzen ſoll. 
Wir würden damit ſcheinbar dasſelbe tun wie das engliſche Mutter- 


land, wenn es ſich der kanadiſchen, auſtraliſchen, indiſchen Protheſen 
bedient. Allein das ſcheinbar Gleiche iſt doch ungleich. Der Unter— 
ſchied liegt nicht darin, daß es ſich in unſerem Falle um einen Nach⸗ 
barn mit nationalitätsfremder Bevölkerungsmehrheit handelt; das iſt 
auch bei den engliſchen Ergänzungsgebieten teilweiſe der Fall; ſondern 
der Unterſchied liegt in der geographiſchen Lage. Für allen Im⸗ 
| perialismus iſt die Grenznachbarſchaft ſeiner Teilgebiete ein Vorteil, 
kommerziell und militäriſch, aber unter Umſtänden ein Bedenken 
politiſch. Der engliſche Imperialismus krankt an dem Fehlen der 
nachbarlichen Geſchloſſenheit. Aber der deutſch⸗öſterreichiſch⸗ungariſche 
Imperialismus hat gerade in der breiten gemeinſamen Grenze eine 
Gefahr, ſofern wir eine Grundlage unſerer ſtaatlichen Exiſtenz, die 
Ernährungsbaſis, den Schlüſſel unſeres Hauſes, einem gefährlich 
nahen Nachbarn mit fremdſtämmiger Mehrheit in ſeine Gewalt geben 
würden. Das können wir verantworten, wenn wir durch ein mili— 


r 
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täriſches Aternat uns des Bundesgenoſſen verfichern, oder aber, wenn 
es möglich ſein ſollte, eine unzerreißbare wirtſchaftliche Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft mit ihm zu ſchaffen. Wie er uns, ſo müßten auch wir 
ihm lebensnotwendige Güter liefern, für die es einen Erſatz von 
anderer Seite nicht gäbe. Eine ſolche Intereſſengemeinſchaft an⸗ 
zubahnen, müßte bei einem Wirtſchaftsabkommen leitender Gedanke 
ſein. In welcher Form bei den Rohſtofffragen das Problem wieder⸗ 
kehrt, kann hier nicht erörtert werden. 

Durch Jahrzehnte iſt uns die engliſche Wirtſchaftspolitit ein 
trügeriſcher Leitſtern geweſen. Sie zeigt jetzt ein anderes Geſicht 
und wird es nach dem Kriege wohl noch ſichtbarer tun: Autarkie⸗ 
politik ſchließlich auch hier; neben geſteigerter induſtrieller Autarkie, 
die unter dem Schlagwort des wirtſchaftlichen Kampfes gegen 
Deutſchland gewiſſe Einſeitigkeiten zu weit getriebener internationaler 
Arbeitsteilung ausgleichen ſoll, auch agrariſche Autarkie, aber in einer 
Geſtalt, die unmittelbare Nachahmung ausſchließt. 


er, 
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Die Wirtſ chaftsblockade im Weltkrieg 
| Von Dr. Georg Brodnitz 


PR Profeſor der Staatswiſſenſchaften an der Aniverſität Halle a. S. 


güßaltsberzeicnis: Der Aufbau der Wirtſchaftsblockade S. 87. — Die 
Durchführung der e S. 104. — Die feſtländiſche Wirtſchaftsſperre 
er 115. | . 
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ie Kriegsvorbereitungen unſerer Gegner gingen von vornherein 
von dem Gedanken aus, daß Deutſchland ausgehungert werden 


konne und müſſe: im Mai 1914 wies ein franzöſiſcher Vertreter die 
Schweizer Regierung darauf hin, daß kriegeriſche Verwicklungen 
drohten und in dieſem Falle alle Zufuhren nach Deutſchland durch 
Rußland und England geſperrt würden “. Dieſer Plan beruhte auf 


der Erkenntnis der wirtſchaftlich⸗geographiſchen Lage Deutſchlands 


in einem Einkreiſungskriege. Wir ſind ein auf dauernde Rohſtoff⸗ 


lieferungen angewieſenes Defizitgebiet und hatten im Kriegsfalle un⸗ 


mittelbaren Zugang nur zu Ländern gleicher Wirtſchaftsart. Gelang 


es unſeren Gegnern, die umgekehrt die Wege zu den großen Rohſtoff⸗ 


| gebieten oder gar dieſe ſelbſt beherrſchten, uns wirklich von Überſee | 
abdzuſchneiden, fo ſchien der Zuſammenbruch . . 
auf die Dauer unvermeidlich. 


Vorausſetzung für den Erfolg dieſes Planes war die Schließung 


| der deutſchen Zufuhrſtraßen. Sie durchzuführen, war die 
Aufgabe Englands, der maritimen Vormacht. Deshalb wurde die 


en wirtſchaftliche Niederringung Deutſchlands durch die Handelsſperre 


ſchlechthin Englands Krieg, das von feinen Alliierten hierbei nur ge⸗ 


legentlich Unterſtützung in Anſpruch nahm und erhielt. 
Das Ziel ſtand alſo feſt: es galt, Deutſchland während des 


Krieges aus der Weltwirtſchaft auszuſchalten. Von den Mitteln, 


die nach Kriegsbrauch und Völkerrecht hierfür in Frage kamen, ſchied 
das Seebeuterecht ohne weiteres aus, da die deutſche Handelsflagge 
von den Weltmeeren verſchwand und deutſches Gut ſich unter den 
1 der deckenden Flagge neutraler e begab. So blieb 


1 Die e Vörgeſgichte des Krieges. Eine Unterredung mit Botſchafter 


| von Schoen. „Berliner Lokalanzeiger“ Nr. 646 vom 21. Dezember 1918. 
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England nur die Wahl zwiſchen einer Blockade oder einer Be⸗ 
ſchränkung auf die Verhinderung des Bannwarenhandels. 

Die Blockade der deutſchen Häfen wäre das wirkſamſte Mittel 
zu völliger Abſchneidung vom unmittelbaren Welthandel geweſen, 
da ſie den Verkehr unter jeder Flagge trifft, Ein⸗ und Ausfuhr 
gleichermaßen verhindert. Aber die Blockade hätte nach den Be— 
ſtimmungen der Pariſer Deklaration von 1856 faktiſch ſein müſſen, 

d. h. England hätte ſo ſtarke Seeſtreitkräfte einſetzen und damit ge⸗ | 
fährden müſſen, daß der Seeweg zu deutſchen Häfen tatſächlich ab- ee 
geſchnitten oder doch nur in einzelnen Fällen mit augenſcheinlicher En. 
Gefahr zurüdlegbar geweſen wäre. Ein ſolches Riſiko konnte und — 
wollte England nicht auf ſich nehmen, denn ſeine ganze Politik war 5 
darauf gerichtet, die Flotte als letztes Hilfsmittel aufzuſparen. Des⸗ 
halb ergriff man auch keinerlei Maßnahmen zu einer faktiſchen Blockade, 
ſondern begnügte ſich damit, im Auslande durch den Hinweis auf 
die engliſche Flottenmacht den Seeweg nach Deutſchland als un— 
gangbar hinzuſtellen und den Anſchein zu erwecken, als ſei Deutjch- 
land tatſächlich blockiert. Schon am 16. Auguſt 1914 erklärte dem⸗ 
gegenüber die deutſche Regierung: „Die im neutralen Auslande 
verbreitete Anſicht iſt unzutreffend, daß die deutſchen Häfen blockiert, 
der Schiffsverkehr mit Deutſchland unterbunden ſei. Kein Hafen iſt 

blockiert, dem Schiffsverkehr neutraler Staaten mit Deutſchland ſteht 
nichts im Wege!.“ 

In der engliſchen Preſſe wurde damals allerdings der Plan 
einer wirklichen Blockade Deutſchlands erörtert, und es ſcheint, als 
habe ſich auch die engliſche Regierung zeitweilig hiervon beeinfluffen 
laſſen. Denn in der Ratsverordnung vom 20. Auguſt 1914 ſetzte 
England die Londoner Seerechts⸗Erklärung von 1909 in Kraft, aber 
mit einer Verſchärfung ihrer Blockaderegeln in der Richtung, daß 
der blockierten Macht die vorgeſchriebene Benachrichtigung der Neu- 
tralen aufgebürdet werden ſollte. Die deutſche Regierung lehnte 
dieſen Standpunkt natürlich ab. In ihrer Denkſchrift vom 10. DE 
tober 1914 erklärte ſie: „Durch die Beſtimmung in Nr. 4 der Order 
in Couneil wird die Wegnahme wegen Blockadebruchs in unbilliger 
Weiſe erweitert, da hiernach die Vermutung für die Kenntnis der 
Blockade auch dann eintreten ſoll, wenn das Schiff nach Ablauf einer 
gewiſſen Zeit ſeit der Bekanntgabe der Blockade eines feindlichen 
Hafens an die dortigen Ortsbehörden einen anderen feindlichen Hafen 


N 


5 „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ Nr. 193 vom 17. Auguſt 1914. 
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5 verlaſſen hat. Durch dieſe Beſtimmung will die britische Regierung 
die Behörden des feindlichen Staates über die durch das Völkerrecht 
gezogenen Grenzen hinaus in den Dienſt der eigenen Seeſtreitkräfte 

| ſtellen und dieſen Dienſt durch die Wegnahme neutraler Schiffe er⸗ 

- zwingen“ In, * 


Wenn England dieſe. Beſtimmung durch die Declaration of 


= London Order in Council Nr. 2, 1914 am 29. Oktober 1914 
wieder aufhob, ſo geſchah es ſicherlich nicht aus völkerrechtlichen 
| Erwägungen heraus, ſondern weil es glaubte, einen anderen, für 
ſeine Seeſtreitkräfte weniger gefährlichen Weg zur Erreichung ſeines 
Zieles. gefunden zu haben. Denn am 3. November erklärte der 
britiſche Geſandte im Auftrage ſeiner Regierung dem niederländiſchen 


Miniſter für auswärtige Angelegenheiten: „Die Admiralität hält es 


E für notwendig, außerordentliche Maßnahmen zu ergreifen, die den 
neuen Bedingungen angepaßt ſind, unter ur dieſer Krieg geführt 


wird e. Zu dieſem Zweck erließ ſie die Sperrgebietserklärung, ſie 


N | verzichtete alſo auf die Blockade und erklärte ſtatt deſſen kurzerhand 


die ganze Nordſee zum Kriegsgebiet. Der Vorteil dieſes Vorgehens 


lag für England darin, daß es keine Blockadeſtreitkräfte von ſeiner 


maritimen Baſis loszulöſen und einzüſetzen brauchte, ſondern ſich auf 


| das Legen von Minen und den Kontrolldienſt auf den Handelsſtraßen 


. 1015 S. 18. 


beſchränken konnte. Allerdings war die Sperrgebietserklärung auch 
weniger durchgreifend, da ſie nur die tatſächliche Gefährdung durch 


Minen brachte, ihre Mißachtung aber nicht wie der Blockadebruch 


den Verfall von Schiff und Ladung zur Folge hatte. Mittelbar 
ſuchte England die gleichen Wirkungen wie durch eine Blockade herbei⸗ 
zuführen, indem es die neutralen Schiffe auf die Gefahren im Sperr⸗ 
gebiet hinwies und ſie zu ihrer Vermeidung nötigte, auf dem Wege 
nach Holland, der Oſtſee und den fkandinaviſchen Staaten aus⸗ 


ſchließlich den Weg durch den Kanal zu wählen. Es begründete 


ſein Vorgehen „mit der Rückſicht auf die großen, der britiſchen Flotte 
anvertrauten Intereſſen, auf die Sicherheit des friedlichen Handels 


auf hoher See und der angemeſſenen Aufrechterhaltung des inter⸗ 
nationalen Handels zwiſchen den neutralen Staaten“. In Wahrheit 


aber kam es England nur darauf an, den Handel mit Deutſchland 
2 und ut Anlieg geritanten einer weſentlich ſtärkeren Aufſicht als bis⸗ 


— 


„ Norddeutsche Allgemeine Zeitung“ Nr. 262 vom 25. Oktober 1914. | 
” > Diploimaticke bescheiden Beer ade de vaart in de Nordzee. Haag 
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her zu unterwerfen, da es ſich entſchloſſen hatte, Deutſchland durch 


den Ausbau des Bannwarenrechtes vom Weltverkehr abzuſchließen. 


Die Minenſperre ſollte durch eine Handelsſperre ergänzt werden. 
Nach völkerrechtlichen Grundſätzen war England zweifellos be— 
rechtigt, den Seeverkehr Deutſchlands zu unterbrechen, ſoweit es ſich 
um die Zufuhr von Bannware handelte. Es kam alſo für Eng- 
land jetzt darauf an, dieſen Begriff ſo umzugeſtalten, daß er ſchließ— 
lich den geſamten Wirtſchaftsverkehr umfaßte, Ein⸗ und Ausfuhr in 
gleicher Weiſe unmöglich machte. Es kam England zu ſtatten, daß 
es ſich zwar hinſichtlich der Blockade an die Beſtimmungen der Pariſer 


Deklaration von 1856 gebunden hielt, die Londoner Erklärung von 
1909 und ihr Bannwarenrecht aber nicht ratifiziert hatte. 


Wegen der Ungewißheit, welche Stellung die Kriegführenden in 


dieſen Fragen einnehmen würden, hatte das Staatsdepartement in 


Waſhington am 6. Auguſt 1914 bei ihnen angefragt, ob fie die 


Grundſätze der Londoner Erklärung zur Anwendung zu bringen ge⸗ 
dächten 1. Oſterreich erklärte ſich hierzu am 13. Auguſt 1914 bereit, 


ebenſo Deutſchland — das am 3. Auguſt 1914 bereits eine der 


Londoner Erklärung entſprechende Priſenordnung veröffentlicht hatte — 


am 22. Auguſt 1914 unter der Vorausſetzung gleicher Stellungnahme 


der übrigen Kriegführenden. England aber erklärte im Gegenſatz 
dazu am 20. Auguſt 1914: Nachdem Frankreich und Rußland ihre 
Aſbſicht kundgegeben hätten, die Londoner Erklärung ſoweit angängig 


anzuwenden, ſetze es auch ſeinerſeits die Erklärung mit beſtimmten 
Anderungen in Kraft?. In Wirklichkeit verſtieß jedoch ſchon dieſer 
Vorbehalt gegen die Londoner Erklärung, die in Art. 65 ihre Be— 


ſtimmungen ausdrücklich für ein unteilbares Ganze erklärte, alſo eine 


Anwendung mit beliebigen Anderungen ohne weiteres ausſchloß. 
Die Londoner Erklärung war von dem Gedanken ausgegangen, 
daß der neutrale Handel nur ſoweit gehemmt werden ſolle, als es 
die Kriegsmaßnahmen unbedingt erforderlich machten. Die Krieg— 
führenden ſollten ſelbſtverſtändlich berechtigt ſein, jeden mili⸗ 
täriſchen Machtzuwachs des Gegners und jede unmittelbare 
Stärkung ſeiner Streitkräfte zu verhindern, darüber 
hinaus aber ſollte der Wirtſchaftsverkehr ungehemmt bleiben. Aber 


1 Diplomatic Correspondence with belligerent Governments relating to 
neutral rights and commerce. Washington, Printed and distributed May 27, 
1915, S. 5. 

? e Gazette“ vom 22. Auguſt 1914. 


— 


901 Di. Wirtſchaftsblockade im Weltkrieg 91 


gerade weil die Beſtimmungen der Londoner Erklärung zwiſchen 


Krieg und Handel unterſchieden, entſprachen ſie nicht den Wünſchen 
der engliſchen Regierung, denn England will ja im Kriege den Gegner 
nicht nur militäriſch vernichten, es will ihn vor allem auch wirtſchaft⸗ 
lich matt ſetzen. Dazu genügt aber natürlich nicht die Verhinderung 
der Zufuhr kriegeriſcher Hilfsmittel, ſondern England muß verſuchen, 


8 den Bannwarenbegriff ſo umzugeſtalten, daß es ihm mit ſeiner Hilfe 


möglich wird, den Gegner vom Handelsverkehr überhaupt 
auszuſchalten. Es muß verſuchen, die Zahl der bef chlagnahmefähigen 
Güter tunlichft auszudehnen, es muß das Beſ chlagnahmeverfahren 


moöͤglichſt leicht durchführbar machen und es muß ſchließlich die Bann⸗ 


waerenregeln jo anwenden, daß die neutrale Schiffahrt wegen der ihr 


drohenden Schikanen und Gefahren vom Verkehr mit dem Feinde 
ſo abgeſchreckt wird, daß ſie ihn su mit beſchlagnahmefreien Gütern 

nicht mehr wagt. | 
Am die Intereſſen ſowohl der Kriegführenden wie der Neutralen 
zu wahren, hatte die Londoner Erklärung drei Regeln aufgeſtellt. 
Kriegeriſche Hilfsmittel dürfen auf keinem Wege das feindliche Wirt⸗ 

ſchaftsgebiet erreichen, die in Art. 22. aufgeführten zweifelloſen 
Hilfsmittel der Kriegführung unterliegen deshalb der Beſchlagnahme 


dals unbedingte Bannware, ſobald ſie für die feindliche 


Streitmacht oder für das feindliche Gebiet beſtimmt 
ſuͤld, auch wenn ihre Zuſtellung mittelbar durch ein 
neutrales Land im Wege der „fortgeſetzten Reiſe“ er⸗ 
folgen ſoll. Dagegen unferliegen Gegenſtände, die unter Um⸗ 
ſtänden, aber nicht unbedingt, Hilfsmittel der Kriegführung 
ſind, der Beſchlagnahme als bedingte Bannware erſt dann, wenn 
ſie nachweisbar für den Gebrauch der Streitmacht oder der 
Verwaltungsſtellen des Feindes beſtimmt ſind, aber nur auf 
einem Schiff, das ſich auf der Fahrt nach feindlichem 
Gebiet oder zur feindlichen Streitmacht befindet. 


Gegenſtände alſo, die nicht zweifellos eine unmittelbare Stärkung 


der Kriegsmacht bedeuten, ſondern auch der Zivilbevölkerung zugute 
kommen können, dürfen ungehindert, insbeſondere auch über 


neutrale Häfen, in das feindliche Wirtſchaftsgebiet eingeführt 


werden, ſolange nicht der Gegner den Beweis führt, daß fie nicht 
wirtſchaftlichen, ſondern unmittelbar kriegeriſchen Zwecken dienen 


1 


ſollen. Da die Londoner Erklärung aber eine Erweiterung der Liſte 
der Bannwarengüter zugelaſſen hatte, ſtellte fie im Intereſſe der 


Zivilbevölkerung für alle Fälle eine Reihe von Gegenſtänden, die 
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unter feinen Umftänden zu Vannware erklärt werden durften, zu 
einer Freiliſte zuſammen. | 

Die Anderungen, die England bei dein Inkraftſetzen der Londoner 
Erklärung zunächſt vornahm, beſtanden darin, daß es Waren von 
der Freiliſte zu bedingter, ſpäter ſogar zu unbedingter Bannware 
erklärte. Schon in ihrer Denkſchrift vom 10. Oktober 1914 erhob 
die deutſche Regierung Einſpruch gegen dieſes Vorgehen. Sie warf 
England vor, es habe in der Proklamation vom 21. September 1914 
Gummi, Häute und Felle ſowie verſchiedene Sorten Eiſenerze zu be- 
dingter Bannware erklärt, obwohl dieſe Gegenſtände nicht oder doch 
nur ſehr mittelbar für kriegeriſche Zwecke verwendbar ſind und daher 
auf der Freiliſte der Londoner Erklärung ſtehen. „Damit wird zu— 
gleich allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts ins Geſicht ge— 
ſchlagen, wonach der neutrale Handel mit Gegenſtänden ausſchließlich 
friedlichen Gebrauchs durch die Kriegführenden nicht geſtört werden 
darf. Die Verordnungen und darüber hinausgehend die Geeftreit- 
kräfte Großbritanniens und Frankreichs ſetzen ſich hiernach über die 
in der Londoner Seekriegsrechtserklärung niedergelegten Regeln in 
willkürlicher Weiſe hinweg. Sie verfolgen ausgeſprochenermaßen 
den Zweck, durch Lahmlegung des neutralen Handels nicht nur die 
Kriegführung, ſondern auch die Volkswirtſchaft ihrer Gegner zu 
treffen und greifen dabei in unzuläſſiger Weiſe ſowohl i in den legitimen 
Handel der Neutralen mit dem Gegner, als auch in den Handel der 
Neutralen untereinander ein. Die Londoner Erklärung iſt zwar 
bisher nicht ratifiziert worden; wie indes die Bevollmächtigten der 
Signatarmächte mit Einſchluß der britiſchen und franzöſiſchen in der 
einleitenden Beſtimmung ausdrücklich feſtgeſtellt haben, entſprechen 
die Regeln der Londoner Erklärung im weſentlichen den allgemein 
anerkannten Grundſätzen des internationalen Rechtes. Die von 
Großbritannien und Frankreich beliebten Verletzungen der Londoner 
Erklärung ſtellen ſich daher zugleich als Verletzungen des Völkerrechts 
dar, die um ſo ſchwerer ins Gewicht fallen, als Großbritannien in 
Kriegen, in denen es neutral war, wie beiſpielsweiſe im ruſſiſch— 


japaniſchen Kriege, gegen ſolche Rechtsverletzungen auf das Nach- 


drücklichſte Einſpruch erhoben hat.“ Dieſe Auffaſſung der Deutſchen 
Regierung wurde auch von Unbeteiligten, zum Beiſpiel in dem damals 
noch neutralen Italien, geteilt“. Dadurch hat ſich England 


1. P. Fedozzi, La Guerra al Commercio Nemico e i Diritti dei Neutri. 
Rivista di Diritto Internazionale. Vol. IV, 1915, S. 68: L’Inghilterra, fiduciosa 


u A Te EN Een ech ME u FE et et EEE SL Ze 
5 a ae — . . Seelze < ne ? 44 m 
. RR . 


7 


90) Die Wirtſceftsblogade im Welttees? 93 


aber nicht von der weiteren Vermehrung der ee ab⸗ 
bringen laffen. | 
5 Daneben baute es das Bannwarenrecht Boni aus, daß es ſich 
. ſeine Ausübung immer mehr erleichterte. Es erreichte dies einmal 
dadurch, daß es Waren von der Liſte der bedingten in die Reihe der 
Aunbedingten Bannware hinaufſetzte, fo daß fie auch bei fortgeſetzter 
Reiſe beſchlagnahmt werden konnten. Für die verbleibende bedingte 


Bannware erleichterte ſich England den Zugriff, indem es eine Reihe 
von Präſumtionen aufſtellte, bei deren Zutreffen ihm die Beſchlag⸗ 


nahme zuſtehen ſollte. Schon durch die Ratsverordnung vom 


ie P 20. Auguſt 1914, durch die ſich England ausdrücklich zur Londoner 


Erklärung bekannt hatte, wurde im Gegenſatz zu ihr alle bedingte 


Bannware ohne weiteres für beſchlagnahmefähig erklärt, wenn ſie 


konſigniert war an eine unter Kontrolle des feindlichen Staates 5 
Perſon oder an einen feindlichen Agenten, ſelbſt dann, wenn ſie fuß. 


8 auf einem nach neutralen Häfen gehenden Schiff befand, um von. 


dort im Wege der fortgeſetzten Reiſe nach Deutſchland gebracht zu 
werden. Materiell gleiche Beſtimmungen erließen dann die Alliierten, 
5 Frankreich am 25. Auguſt 1914, Rußland am 14. September 1914. 


5 Die Neutralen waren ſich klar darüber, daß damit jeder Handel mit 


d Deutſchland ſo gut wie unmöglich wurde. So ſagt die Nieder⸗ 
. Jändifche Regierung von dieſen Beſtimmungen: „Ces additions et 
modifications toutefois rendaient A peu de chose près comple- 
tement illusoires les garanties que la Déclaration de Londres = 
donnait au commerce et & la navigation neutres contre Parbi- 


—traire possible des belligerants en matière de transport de la 


contrebande conditionnelle. Elle supprimaient de plus toute 


duifférence de traitement entre la contrebande absolue et condi- 


.. . . vivamentf\utte le tesi atte ad etendere i poteri del belligerante; ma la guerra 
russo- giapponese la fece sentire come intollerabile quella condizione giuridica 
di neutralitö, che essa aveva cercato di imporre agli altri, e da allora divenne 
il campione degli interessi dei neutri, fino al punto da proporre e sostenere 
z vigorosamente alla Conferenza dell’ Aja del 1907 Pabolizione del contrabbando 


tionelle“ 1. Die deutſche Denkſchrift vom 10. Oktober 1914 wies 
= ebenfalls darauf hin, daß durch die neuen t Beſtmmungen der Alliierten 


nella;s 1 potenza marittina, ebe per yo tempo a sostenere 


di. guerra. Ora l’Inghilterra belligerante dä macchina indietro a tutto vapore\ 


e impone al commercio neutrale restrizioni non comportate da we rogole, | 
che essa stessa aveva concorso A formare. | 5 
| Recenil de diverses communications. . par rapport à ia neutr aute nn 
des Pay Bas, S. 22. | | e N 
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jede nach dem feindlichen Lande gerichtete. Sendung bedingter Bann⸗ 
ware der Beſchlagnahme ausgeſetzt ſei, da ſich dort natürlich ſämt⸗ 
liche Bewohner unter der Kontrolle der Landesbehörden befinden. 
Indem hier der Begriff der fortgeſetzten Reiſe auch auf bedingte 
Bannware zur Anwendung komme, würden die für ſie vorgeſehenen 
milderen Regeln der Londoner Erklärung beſeitigt und die bedingte 
Bannware der unbedingten im Ergebnis völlig gleichgeſtellt. Da- 
durch würde vor allem der zur Verſorgung der bürger— 
lichen Bevölkerung beſtimmte neutrale Handel mit 
Gegenſtänden der bedingten Bannware, alſo in3- 
beſondere mit Lebensmitteln, der im geltenden Völker— 
recht als vollkommen legitim anerkannt iſt, nahezu 
illuſoriſch gemacht und ſo das Intereſſe der Krieg— 


. führenden wie der Neutralen in völkerrechtswidriger 


Weiſe verletzt. | 
England kam der Auffaſſung der Neutralen ſcheinbar ent: 
gegen, denn die Proklamation vom 29. Oktober 1914 erwähnt die 
unter Kontrolle des feindlichen Staates ſtehenden Perſonen nicht 
mehr allgemein als präſumtive Empfänger von Bannware. Tat- 
ſächlich aber wurde durch dieſe Verordnung die Beſchlagnahme noch 
ganz weſentlich erleichtert, denn es genügte hierfür von nun an be— 
reits, daß die Ware an Order oder an eine in den Schiffspapieren 
| nicht genannte Perſon konſigniert war. Bei der Bedeutung der 
Orderkonſignation im Welthandel ergibt ſich ohne weiteres die ein— 
ſchneidende Bedeutung dieſer Vorausſetzung. Sie wurde noch dadurch 
verſchärft, daß England ſich der nach Völkerrecht ihm obliegenden 
Beweislaſt über die Bannwareneigenſchaft einſeitig entledigte und 
nur dem Orderempfänger umgekehrt die Möglichkeit des Beweiſes 
der Unſchuld der Ware zubilligte. 
Durch dieſe eigenartige Anwendung der Londoner Erklärung 
j wurde der geſamte Überſeehandel in außerordentlichem Maße beun⸗ 
ruhigt und gehemmt. Soweit er nicht durch die Beſchlagnahme der 
Sendungen als angeblicher Bannware unmöglich gemacht wurde, 
erlitt er ſchon durch die Unſicherheit, in der man ſich dauernd über 
die engliſche Praxis befand, eine ganz weſentliche Erſchwerung. Dieſe 
Verhältniſſe wirkten aber verſchieden auf die Beteiligten ein, einer⸗ 
ſeits auf die Rohſtofflieferanten, das heißt vornehmlich die Ber: 
einigten Staaten, und andererſeits auf ihre Abnehmer, die europäiſchen 
Neutralen. Denn dieſe wurden durch die engliſche Politik unmittel⸗ 
bar in ihren Lebensintereſſen berührt, da ſie mit der Gefahr rechnen 
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5 mußten, vollſtändig ausgehungert zu werden, wenn ihren England 
in fortſchreitendem Maße die überfeeifche Zufuhr abſchnitt. Für die 


Vereinigten Staaten handelte es ſich dagegen um ein wirt⸗ 
ſchaftlich⸗finanzielles Problem. Auf die Zufuhren aus Europa, die 


5 ihnen abgeſchnitten werden konnten, waren ſie nicht in erheblichem 
Maße angewieſen und konnten zunächſt noch auf die neutrale Schiff⸗ 
fahrt auch bei Waren deutſcher Herkunft rechnen. Viel größer war 


die Gefahr, daß ſich Rohſtoffe bei ihnen ſtauen könnten mit den un⸗ 


vermeidlichen Folgen der Arbeitslosigkeit und der Wirtſchaftskriſis. 


Allerdings muß man berückſichtigen, daß einzelne Zweige der 


amerikaniſchen Produktion von vornherein durch den Kriegsausbruch | 


Vorteil gehabt haben. Für die Getreidebörſe war der Krieg geradezu 


ein Glücksfall, denn weite Gebiete, die früher von Rußland verſorgt | 


wurden, wie Frankreich, Italien, Griechenland und Skandinavien, 


mußten jetzt notwendig Kunden Amerikas werden. Ganz anders 
aber lag es mit der Baumwolle, die zur Verwertung ihrer Ernte 


N keinen Erſatz für die abgeſchnittenen Mittelmächte finden konnte. 
Von den Baumwollproduzenten ging deshalb auch die Bewegung aus, 
die die Vereinigten Staaten veranlaßte, ſich gegen das engliſche 


50 


. Seekriegsrecht zu wenden. Der erſte Proteſt ging am 22. Oktober 


13914 nach London ab, wurde aber der Offentlichkeit nicht mitgeteilt !. 


Pose 


Offiziell erhoben. die Vereinigten Staaten am 28. Dezember 1914 
Einſpruch gegen die engliſche Politik?. Sie gaben alle Schwierig⸗ 
keiten zu, mit denen England beſonders während der ungeklärten 
Lage unmittelbar nach Kriegsausbruch zu kämpfen gehabt habe. 


= Aber jetzt ſehe ſich die Regierung der Vereinig ten Staaten doch ge⸗ 
u nötigt ihrem Befremden Ausdruck zu geben über die große Zahl 
amerikaniſcher Schiffe, die in engliſche Häfen. gebracht 


8 würden, unter Anwendung von Grundſätzen, die mit 
dem Völkerrecht in Widerſpruch ſtünden. Auch wenn man 
von der rechtlich zweifelhaften Erweiterung der Bannwarenliſte ab- 
ſehe, bleibe das engliſche Verfahren grundſätzlich un⸗ 
ee zuläf fig. Es ſei nicht angängig, den Beweis für die Bannwaren ? 
2 eigenſchaft durch Indizien und Präſumtionen zu erſetzen. Indem 
aber England ſo handle, ſtöre es den geſamten überſeeiſchen Waren⸗ 
| verkehr. Die Induſtrie verliere dadurch ihre gewohnten Märkte, die 


Edwin J. Clapp, Economic Aspects of the War, 1915, S. 44. Die 
engliſche Note vom 10. Februar 1915 erwähnt „prolonged discussions. 
throughout the month of October“. 


e Miscellaneous Nr. 6. (1915). London 1915, S. 1-8. 
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Sqhiſahrts ı und Verſicherungsgeſellſchaften würden finanziell bedroht. 
Die Vereinigten Staaten verfehlten nicht, darauf hinzuweiſen, daß 
hierdurch notwendig Mißſtimmung' gegenüber England 
hervorgerufen werden müſſe. 

| Auf dieſe Beſchwerde erteilte London eine vorläufige Antwort 
am 7. Januar 1915, deren Grundgedanken in der Note vom 10. Fe⸗ 
bruar 1915 ausführlicher dargelegt wurden!. In den Mittelpunkt 
der Erörterung ſtellte die engliſche Regierung jetzt die Gefahr, daß 
| Deutſchland ſeine Anliegerſtaaten zu ſeiner Handelsbaſis machen könne. 
Dagegen müſſe ſich England unter allen Umſtänden ſchützen. In 
ſehr geſchickter Weiſe wurde deshalb die Erörterung vom rechtlichen 
auf das wirtſchaftliche Gebiet hinübergeſpielt. Man wies darauf 
hin, daß der Handel der Vereinigten Staaten im Kriege ja keines— 
wegs ungünſtiger ſtünde als vorher. Die Tatſache, daß die ameri: 
kaniſche Ausfuhr nach Deutſchland im November 1914 nur noch 


40 000 Dollars gegen 48 Millionen Dollars im gleichen Monat des 


Vorjahres betrug, ließ man natürlich unerwähnt, ſondern betonte 
um fo mehr, daß die Geſamtausfuhr der Vereinigten Staaten nach 
einer vorübergehenden Störung, die der Kriegsausbruch zunächſt allen 


neutralen Ländern gebracht habe, jetzt höhere Ziffern als zur gleichen 


Zeit des Vorjahres aufweiſe. Sehe man von der Baumwolle ab, 
ſo habe der Krieg gerade umgekehrt den Abſtieg der amerikaniſchen 
Ausfuhr, der vorher eingeſetzt hatte, in ſein Gegenteil verwandelt. 
u Dieſe Tatſachen find an ſich richtig, denn für einzelne Zweige 

des amerikaniſchen Handels, die durch England behindert wurden, 
war inzwifchen - ‚anderweitig reichlicher Erſatz entſtanden, es braucht 
nur an die Munitionsfabrikation und überhaupt an die Heeres⸗ 
lieferungen für die Alliierten erinnert zu werden. Deshalb war auch 
die Stimmung in den Vereinigten Staaten ungleich, je nachdem 
man unter dem Krieg litt oder an ihm verdiente. Trotzdem wollte 


man dort, noch einen Verſuch machen, wieweit England in ſeiner 10 55 


Behinderung des amerikaniſchen Handels zu gehen gewillt ſei. Des⸗ 
halb ſandte man am 22. Januar 1915 die „Wilhelmina“ mit ameri- 


kaniſcher Getreideladung an den amerikaniſchen Vertreter der Eigen⸗ 8 


tümer nach Hamburg ab. Unmittelbar darauf, am 25. Januar, er: 


folgte die Getreidebefchlagnahme in Deutſchland, und am 2. Februar ER 


meldete nun der amerikaniſche Botſchafter aus London, England 
werde auf Grund dieſer Mopnahme alles nach Deutſchland unter— 


1 Mingllaneou Nr. 6 1915) London 1915 S. 3 ff. 
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* wegs befindliche Getreide ſeinerſeits mit Beſchlag belegen. Tatſächlich 
wurde auch die „Wilhelmina“ am 11. Februar angehalten. Die 
engliſche Regierung erklärte zur Rechtfertigung ihres Vorgehens, die 


deutſche Beſchlagnahmeverfügung beweiſe, daß alles Getreide und 


Mehl unter die Kontrolle der deutſchen Regierung komme und des⸗ 
halb bei der Einfuhr als in Wirklichkeit an die deutſche Regierung 
ober ihr unterſtehende Dienſtſtellen konſigniert anzuſehen ſei. Dieſer 


Zuſtand ſchaffe eine neue Sachlage und mache es notwendig, daß die 
Ladung der „Wilhelmina“ einem engliſchen Priſengerichtshof unter 


worfen würde, damit eine Entſcheidung über die jetzt von der deutſchen 


Regierung herbeigeführte Situation nach eingehender Prüfung ab⸗ 


= gegeben werden könne. Es ſei keine Rede davon, Maßnahmen gegen 


das Schiff ſelbſt zu treffen, und ſeine Eigentümer würden deshalb 


für die Verzögerung voll entſchädigt werden. Ebenſo würden die 


Verlader eine Abfindung erhalten!. Die amerikaniſche Regierung 


erhob aber am 16. Februar 1915 Einſpruch gegen dieſe Darlegungen, 


indem ſie darauf hinwies, daß nach amtlichen Erklärungen der 


deutſchen Regierung alles nach dem 31. Januar eingeführte Getreide 
in Deutſchland beſchlagnahmefrei bleibe, ſo daß jeder Grund wegfalle, 


die für einen Amerikaner beſtimmte Ladung der „Wilhelmina“ fort⸗ 
zunehmen ?. Die engliſche Regierung befand ſich nun in einer. 
ſchwierigen Lage, denn ſie hatte bis zu dieſem Kriege in 


Priſenſachen die für die Zivilbevölkerung beftimmten 


Nahrungsmittel immer frei gelaſſen. Sie ſuchte in der 


Antwort, die ſie am 19. Februar 1915 nach Waſhington richtete, 


ſich jetzt durch die Erklärung zu helfen, Hamburg, der Beſtimmungs⸗ 


hafen der „Wilhelmina“, ſei ein militäriſcher Stützpunkt und dürfe 
nicht mit Nahrungsmitteln von außen verſorgt werden, zumal das 
völkerrechtswidrige Verhalten Deutſchlands im Seekriege zu Re⸗ 


preſſalien nötige“. Einen Ausweg aus allen Schwierigkeiten brachte 


dann die Order vom 23. März 1915, die der engliſchen Regierung 


die Befugnis gab, alle zur priſengerichtlichen Behandlung gebrachten 


Waren vor der Entſcheidung zu requirieren. Dadurch vermied man 
den zweifelhaften Gerichtsſpruch gegen die . und behielt 


1 ihre Ladung. 


— — 


Tr Ertlürung en 6. Februar 1915. Franzbſischer Text in „Revue de 


Droit international public“, 1915, Band 72 S. 174. 
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Zur Sicherung des Überſeehandels hatten die Vereinigten Staaten 
inzwiſchen am 22. Februar 1915 einen Vermittlungsverſuch zwiſchen 
den Kriegführenden gemacht . Im Zuſammenhang mit einer Regelung 
des Minen⸗ und U- Bootkrieges ſchlugen fie vor, Großbritannien 
ſolle Lebens⸗ und Nahrungsmittel nicht als unbedingte Bannware 
behandeln und ſie unbehindert durchlaſſen, wenn ſie an beſtimmte, 
von den Vereinigten Staaten namhaft zu machende Agenten in 
Deutſchland konſigniert würden. Deutſchland ſeinerſeits ſolle dafür 
zugeſtehen, daß die Nahrungsmittel an dieſe Agenten eingeführt und 
von ihnen ausſchließlich an die Zivilbevölkerung abgegeben würden. 
Die deutſche Regierung erklärte ſich am 28. Februar 1915 grund— 
ſätzlich einverſtanden: ſie ſei bereit, die gewünſchten Erklärungen 
über die Verwendung der eingeführten Lebensmittel abzugeben, ſie 
lege aber Wert darauf, daß ihr auch die Zufuhr anderer, der fried— 
lichen Volkswirtſchaft dienender Rohſtoffe einſchließlich der Futter— 
mittel ermöglicht würde. Zu dieſem Zwecke ſollten die feindlichen 
Regierungen die in der Freiliſte der Londoner Seerechtserklärung 
aufgeführten Rohſtoffe auch wirklich ungehindert nach Deutſchland 
gelangen laſſen und die auf der Liſte der bedingten Bannware 
ſtehenden Stoffe nach den gleichen Grundſätzen wie die Lebensmittel 
behandeln. 

Während alſo die deutſche Regierung geeignete Grundlagen für 
weitere Verhandlungen ſchuf, antwortete England mit der Erklärung 
vom 1. März 1915, die eine vollkommen neue Sachlage brachte. 
England hatte erkannt, daß ſeine ganze Handhabung der Bannwaren— 
politik, mochte man den Begriff ſo weit ausdehnen wie man wollte, 
immer noch nicht zur völligen Abſchneidung Deutſchlands ausreichte 
und vor allem feine Ausfuhr nicht unmittelbar zu treffen vermochte. 
Hier hätte nur eine faktiſche Blockade nach völkerrechtlichen Grund— 
ſätzen einwirken können, die aber ein zu gefährliches Unternehmen 
gegenüber den deutſchen Seeſtreitkräften darſtellte. Deshalb verſucht 
England, ein vollkommen neues Prinzip zur Durchführung zu bringen 
in der Form des Handelsſperrkrieges: der Gedanke, der der 
Sperrgebietserklärung zugrunde lag, ſoll jetzt auf das wirtſchaft— 
liche Gebiet übertragen werden. | 

England ſtützte ſich hierbei auf zwei Momente. Einmal auf die 
Gunſt ſeiner geographiſchen Lage, die bei der gegebenen politiſchen 
1 den ganzen Verkehr von und Au Deutſchland zum 


1 „Norddeutſche Allgemeine Beitung“ Nr. 62 vom 3. März 1915. 
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| Paſſieren der engliſchen Küſten nötigte, ſodann aber auf ſeine welt⸗ 
politiſche und maritime Macht, die ihm eine wirkſame Kontrolle 
dieſes Verkehrs ſicherte, da ſich die Neutralen allen ſeinen Vorſchriften 
unterwerfen zu müſſen glaubten. Schon in der Note vom 10. Februar 


i 1915 hatte England den Vereinigten Staaten eine entſprechende An⸗ 


deutung gemacht, denn es hieß dort: It is not impossible, that 
the course of the present struggle will show the necessity for 
belligerent action to be taken in various ways which may at 
first be regarded as a departure from old practice. Dem- 
entſprechend erklären nun die Alliierten am 1. März 
1915, die britiſche und franzöſiſche Regierung nehme 
von jetzt ab das Recht in Anſpruch, alle Schiffe an⸗ 
zuhalten. und zur Unterſuchung in einen ihrer Häfen 
einzubringen, die aus oder nach einem feindlichen 
Hafen gehen oder Güter von vermutlich feindlicher 
Beſtimmung, feindlichen Eigentums oder feindlichen 
uUrſprungs führen. Dieſe Güter unterliegen priſengerichtlicher 
Beſchlagnahme. me 
Während die Block ade die Überſchreitung einer faktif Hen 
Sperrgrenze ſtrafbar macht und das Bannwarenrecht ſich gegen 


Waren von unmittelbarer oder mittelbarer kriegeriſcher Zweck⸗ 


. beſtimmung richtet, machen die Alliierten für ihr neues Verfahren 
allein maßgebend ein rein wirtſchaftliches Moment, die Wirt⸗ 

ſchaftszugehörigkeit der Ware. Es genügt, daß ſie irgendwie 
mit dem deutſchen Wirtſchaftsleben verknüpft iſt oder geeignet er⸗ 
ſcheint, ihm zugute zu kommen, ſei es durch Hebung der Ausfuhr 
oder Vermehrung des Beſtandes, um ſie der Beſchlagnahme zu unter⸗ 


| werfen. Die engliſche Regierung hat ſpäter erklärt, daß fie hierin 


einen Erſatz der Blockade ſuchte, die ſie den Bedingungen des modernen 


| Krieges und Handels angepaßt habe. Der einzige Unterſchied liege 


nur darin, daß die beſchlagnahmten Güter nicht notwendigerweiſe 
konfisziert würden. Formell findet ſich die Bezeichnung „Blockade“ 
für den Sperrkrieg aber nur dreimal in engliſchen Verordnungen. 

Der bisherige Zuſtand zeigte nach engliſcher Auffaſſung drei 
Mängel. Das Bannwarenrecht gäbe England nicht einmal genügend 
freie Hand gegenüber der deutſchen Einfuhr, denn Nichtbannware | 
müſſe durchgelaſſen werden und bedingte Bannware könne nur be⸗ 
ſchlagnahmt werden, wenn ihre Beſtimmung für die feindliche Re⸗ 
gierung oder die feindliche Macht irgendwie nachweisbar ſei. Da 
JR Belälngnafme vor dem Priſengericht gerechtfertigt werden . — 
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das nach internationalem Recht entſcheidet, genüge die Fortnahme 
der Güter noch nicht, ſolange nicht der Nachweis ihrer feindlichen 
Beſtimmung erbracht ſei. Die Hauptſchwierigkeit liege nun darin, 
Güter mit tatſächlich feindlicher Endbeſtimmung von ſolchen mit 
wirklich neutraler Beſtimmung zu unterſcheiden. In früheren Zeiten, 
in denen ſich das Bannwarenrecht entwickelt habe, beſonders vor der 
Ausdehnung des Weltverkehrs durch den allgemeinen Eiſenbahnbau, 
war die erforderliche Beweisführung einfach, da die Waren regel— 
mäßig unmittelbar nach ihrem Beſtimmungslande gebracht wurden. 
Deshalb hätten damals ſchon die Schiffspapiere als Beweismittel 
genügt, und es war nur noch erforderlich, die Bannwarennatur der 
beſchlagnahmten Güter nachzuweiſen. Die Sachlage im gegenwärtigen 
Kriege ſei ganz abweichend. Die Waren, die Deutſchland einzuführen 
verſuche, würden nach neutralen Häfen konſigniert, und es ſei ſelbſt— 
verſtändlich, daß nunmehr die Schiffspapiere kein zutreffendes Bild 
der endgültigen Beſtimmung zu geben vermöchten. Der moderne 
Handel biete nahezu unbegrenzte Möglichkeiten, die wahre Natur eines 
Geſchäftes zu verbergen, und die Beteiligten hätten ihre ganze Findig- 
keit angeſtrengt, um den tatſächlich für Deutſchland beſtimmten Ver— 
ſchiffungen den Anſchein eines rein neutralen Geſchäfts zu geben. 
Die hierfür gewählten Konſignationshäfen, wie Rotterdam und Kopen— 
hagen, hätten ſchon in Friedenszeiten einen ſo ausgedehnten Handel 
mit den Feinden der Alliierten gehabt, daß es jetzt überaus ſchwer 
wäre, den eigenen über ihre Häfen eingehenden Bedarf der Neutralen 
von den ſchließlich für den Feind beſtimmten Waren zu unterſcheiden. 
Wollte England wie bisher nur auf Grund der Schiffspapiere vor— 
gehen, ſo würde es überhaupt nicht in erheblichem Maße gegen die 
deutſche Einfuhr einſchreiten können, und damit würden die Alliierten 
eines wichtigen Rechtes ihrer Kriegsführung vollkommen beraubt ſein. 
Vor allem war es aber natürlich nicht möglich, auf Grund des 
Bannwarenrechtes gegen die deutſche Aus fuhr aufzutreten. Gerade 
darauf aber erklärte die engliſche Regierung großes Gewicht legen 
zu müſſen, da in dem Maße, wie die deutſche Ausfuhr verhindert 
werde, die Entſtehung feindlicher Guthaben im neutralen Auslande 
und damit die Möglichkeit, von dort Waren zu beziehen, automatiſch 
zurückgehe. Da England eine vollkommene wirtſchaftliche Iſolierung 
Deutſchlands herbeiführen wollte, mußte es Ein- und Ausfuhr durch 
ein nach beiden Richtungen hin wirkſames Mittel zu bekämpfen 
ſuchen und fand es in der Handelsſperre, die jede Bezugnahme auf 
die Natur der Ware aufgibt und ſie allein deshalb beſchlag— 


— 
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| nahmt, weil ſie den Iſolierungsplan zu durchbrechen geeignet 


erſcheint. 


Gegen den von den Alliierten feit dem 1. März 1915 ein- 


| genommenen Standpunkt iſt von den Neutralen, vor allem von den 


Vereinigten Staaten, entſchiedener Einſpruch erhoben worden !. Sie 
machten geltend, daß die von den Alliierten angekündigte Abſicht, 
gegen den geſamten deutſchen Handelsverkehr, alſo auch gegen die 


Ausfuhr vorzugehen, tatſächlich eine Blockade vorſtelle, ohne daß 
hierfür die Regeln des Völkerrechts innegehalten würden. Die ſo⸗ 
genannte Blockade, die man jetzt angekündigt habe, ſei un⸗ 


rechtmäßig und unwirkſam. Sie ſei vor allem nicht effektiv, 
denn notoriſch beſtehe der Verkehr in der Oſtſee zwiſchen Deutſchland 


und den ſkandinaviſchen Häfen fort. Ferner werde fie entgegen den 


Vorſchriften des geltenden Völkerrechts nicht gleichmäßig gehandhabt, 
denn den Vereinigten Staaten wäre die weitere Belieferung der drei 


- ftandinavifchen Mächte erſchwert, während England ſelbſt den Handels⸗ 


verkehr dorthin unbeſchränkt aufrecht erhalte. Schließlich liefen die 


Sperrvorſchriften der Alliierten geradezu auf eine Blockade neutraler 
Häfen hinaus, während doch England bei der Beratung der Lon⸗ 


doner Erklärung ſelbſt den Standpunkt vertreten habe, daß ſich eine 
Blockade ſelbſtverſtändlich immer nur gegen feindliche Häfen richten 


dürfe. England habe die Londoner Erklärung zwar nur mit gewiſſen 


Vorbehalten in Kraft geſetzt, aber ihren Artikel 18, der die Blockade 


neutraler Häfen ausdrücklich verbiete, habe es bisher beibehalten. 


Die Vereinigten Staaten müßten es deshalb ablehnen, 


die Rechte und Intereſſen der Neutralen einem Oppor⸗ 
tunitätsvorgehen unterordnen zu laſſen, das England 


in dieſem Kriege durch die zufällige geographiſche 


Lage der Zentralmächte erforderlich erſcheine. Wenn 


England künftighin alle verdächtigen Schiffe zur Unterſuchung in 


einen ſeiner Häfen einbringen wolle, nehme es für ſich ein Recht in 


Anſpruch, das es nur bei tatſächlich beſtehender Blockade habe. 
Hierfür fehlten alle Voraus ſeungen, und lane erkenne das Nicht⸗ 


1 Die engliſche Auffaſſung ift Einoebenb dargelegt in er „Statement of 
the Measures adopted to Intercept the Sea-born Commerce of Germany“. 


Miscellaneous Nr. 2 (1916). Die Vereinigten Staaten hatten am 30. März 
1915 Diplomatic Correspondence. Waſhington, 27. Mai 1915, S. 69) _ 


und am 5. November 1915 (Miscellaueous Nr. 15, London 1916, S. 2) ihren 


Standpunkt dargelegt. Dazu Walter Simons, Die Note der Vereinigten 
Staaten an England. „Deutſche Juriſtenzeitung“ vom 1. Dezember 1915. 
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beſtehen der Blockade ja ſelbſt dadurch an, daß es das Bannwaren⸗ 
recht unverändert aufrecht erhalte. Auch rein formell ſei England 
nicht im Rechte, denn Priſen müſſen nach Völkerrecht auf See unter- 
ſucht werden und könnten nicht zum Anlaufen eines beliebigen Hafens 
gezwungen werden. 

England ſuchte demgegenüber zu beruhigen, indem es darauf 
hinwies, daß die neuen Maßnahmen nur in europäiſchen Gewäſſern 
gehandhabt werden würden, ſo daß alſo Amerikas Küſten gegen jede 
Behelligung ſichergeſtellt wären. Im übrigen aber erklärte es die 
getroffenen Maßnahmen für rechtswirkſam. Die Blockade der Alliierten 
entſpreche einer modernen Auslegung der Pariſer Deklaration und 
werde ihr entſprechend durch einen engliſchen Kreuzerkordon effektiv 
gehandhabt. Allerdings dürfte ſich die Blockade nicht nur gegen 
Deutſchland richten, denn das verbiete die geographiſche Eigenart 
der europäiſchen Küſten, die ſchon in Friedenszeiten vielfach neutrale 
Häfen zu den geeignetſten Durchgangspunkten für den deutſchen 
Handel machten. Im Kriege trete das noch weſentlich ſchärfer 
hervor, es gäbe jetzt viele neutrale Häfen, von denen nur Heuchelei 
behaupten könne, daß ſie etwa nur neutralem Verkehre dienten. 
Die Alliierten müßten unbedingt darauf ſehen, daß ihre Maßnahmen 
gegen den deutſchen Seehandel nicht durch die Benutzung ſolcher 
Häfen illuſoriſch gemacht würden. Wofern man überhaupt noch 
anerkenne, daß die Blockade in gewiſſen Fällen das angebrachte 
Mittel zur Abſchneidung des feindlichen Handels ſei, und wenn ſie 
nach Lage der Dinge nur dadurch wirkſam werden könne, daß ſie 
auch auf den über neutrale Häfen geleiteten Handel erſtreckt wird, 
ſo iſt nach der Auffaſſung der Alliierten eine ſolche Ausdehnung 


rechtmäßig und in Übereinſtimmung mit allgemein anerkannten | 


Grundſätzen. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten hat ſich 
durch die Gründe Englands nicht überzeugen laſſen. 
In der Note vom 15. Juli 19152, die fie im Falle des „Neches“ nach 
London richtete, als amerikaniſches Eigentum auf dem Wege von 
Rotterdam nach Amerika angehalten wurde, weil es feindlichen Ur— 
ſprungs ſei, hat ſie ihren Botſchafter ausdrücklich an— 


1 Memorandum vom 17. Juni 1915. European War Nr. 2: Diplo- 
matic Correspondence. Waſhington, 21. Oktober 1915. Note vom 23. Juli 
1915 ebenda S. 179. 

2 European War Nr. 2: Diplomatic Correspondence. Waſhington, 
21. Oktober 1915, S. 177. | 
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gewieſen, nochmals zu betonen, daß ſie ihre Anſicht 
über die völkerrechtliche Ungültigkeit der engliſchen 


u Maßnahmen aufrecht erhalte. 


| Auch unter den Alliierten ſelbſt tauchten Bedenken darüber auf, 
| welche Folgerungen in Zukunft gegen ſie aus dem Prinzip des 
Sperrkriegs gezogen werden könnten. Frankreich machte gegenüber 
England geltend, daß es der Gefahr ausgeſetzt ſei, in einem zu⸗ 
künftigen Kriege von den Vereinigten Staaten auf dem Wege über 
ſeine Anliegerſtaaten — Belgien, Spanien oder Italien — vom 
Weltverkehr abgeſchnitten zu werden, wofern man das Recht der 
Blockade neutraler Häfen anerkenne. England erklärte jedoch, daß 
es in dieſem Kriege auch neutrale Häfen wie Rotterdam oder 
Malmoe in jeder Beziehung den deutſchen Häfen gleichſtellen müſſe 
und daß die Alliierten nur dadurch, daß ſie auch dieſe Häfen dem 
deutſchen Handel verſchlöſſen, darauf rechnen könnten, die Mittel⸗ 
mächte tatſächlich auszuhüngern. Mit Rückſicht auf dieſe inneren 
| Meinungsverſchiedenheiten iſt die amerikaniſche Regierung im Januar 
1916 mit den Waſhingtoner Vertretern der Alliierten. nochmals in 
einen nicht offiziellen Gedankenaustauſch über die ganze Frage ein⸗ 
getreten 1. 
Wohl im Zuſammenhang hiermit wurde am 26. Januar 1916 
im Unterhauſe ein Antrag auf Verſchärfung des Sperrkrieges ein⸗ 


gebracht, da man vielleicht mit einem gewiſſen Entgegenkommen der 


engliſchen Regierung den Neutralen gegenüber rechnete. Der Antrag 
lautete: Da dieſes Haus davon Kenntnis erhielt, daß in neutralen 
Ländern, die an feindliches Gebiet grenzen, große Mengen Waren, 
die der Feind ſür die Fortſetzung des Krieges benötigt, eingeführt 
werden, fordert es die Regierung auf, die Blockade ſo wirkungsvoll 


ei möglich auszugeſtalten, ohne dadurch die normale Einfuhr der 


Neutralen für den Bedarf im Inlande zu beeinträchtigen. Die 
Verhandlung hierüber wurde vertagt, doch brachte Lord Sydenham 
einen entſprechenden Antrag am 22. Februar 1916 im Ober⸗ 
hauſe ein. 


Den Geſichtspunkt der Rückſichtnahme auf die Neutralen hat 


die engliſche Regierung auch in ihrer Darſtellung des Sperrkrieges 
vom Januar 1916 betonte. Es ie in hohem Bu gefährlich, bei 


1 „Dei europäiſche Krieg in attenmäßiger Darſtellung (Bippermanns > 


: deutſcher Geſchichtskalender, herausg. von Purlitz) Bd. 4, S. 156. 


2 „Statement of the Measures.“ Miscellaneous Nr. 2 (1916), $ 29. 
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der Behandlung internationaler Fragen die Aufmerkſamkeit aus⸗ 


ſchließlich auf einen Punkt zu richten, ſelbſt wenn dieſer Punkt von 
ſo ausſchlaggebender Bedeutung ſei, wie die Blockade Deutſchlands. 
Dieſe Politik iſt in England ſelbſt nicht unangefochten geblieben, 


aber die Regierung konnte in der Oberhausverhandlung vom 4. Juli 


1917 auf ihre Erfolge hinweiſen. Der Marquis von Lansdowne 
erinnerte daran, es habe einmal die Gefahr beſtanden, daß ſich die 


Neutralen gegen einen zu ſcharfen Druck von engliſcher Seite zu— 
ſammenſchließen würden. Hätten die Vereinigten Staaten ſich dann 


wohl noch auf Englands Seite geſtellt? 


II 
Der Sperrkrieg, den die Alliierten am 1. März 1915 gegen 


Deutſchland eröffneten, war ihrer Darſtellung nach nur eine zeit⸗ 


gemäße Fortbildung der ſchon immer geübten Blockade. In Wahr: 
heit aber war er eine vollſtändige Neubildung. Der Sperrkrieg 
läßt ſich ſchon deshalb nicht unter den völkerrechtlichen Begriff der 
Blockade bringen, weil er räumlich nicht begrenzt iſt und neutrale 
Küſten mit umfaßt, während anderſeits ſeine Nichtachtung nicht als 


Blockadebruch beſtraft wird. Vor allem unterſcheidet er ſich aber 
dadurch von der Blockade, daß er nicht eine marinetechniſche, 
ſondern eine wirtſchaftliche Zwangsmaßnahme iſt. Die 


engliſche Flotte ſpielte nur eine ſekundäre Rolle als Aufſichtsorgan, 


in der Hauptſache wurde der Zweck des Sperrkrieges durch wirt— 


ſchaftliche Druckmittel erreicht, die England dank ſeiner Weltſtellung 
zur Verfügung ſtanden. 

Der Sperrkrieg hatte eine doppelte Aufgabe. Einmal ſollte er 
den Seeverkehr nicht nur nach Deutſchland, ſondern auch nach ſeinen 


Anliegerſtaaten überhaupt möglichſt einſchränken. So weit er aber 


dennoch ſtattfand, ſollte er ſo geleitet und kontrolliert werden, daß 
er Deutſchland jedenfalls keinerlei wirtſchaftliche Vorteile zu bringen 
vermochte !. 

In erſter Linie verbot England natürlich feinen eigenen 
Schiffen den weiteren Verkehr mit Deutſchland. Die Proklamation 


über den Handel mit dem Feinde vom 5. Auguſt 1914 ſtellte jeden 


Verkehr eines britiſchen Schiffes, und zwar ſchon die Abfahrt, nach 


einem feindlichen Hafen unter Strafe. Eine weitere Proklamation 


1 Erſt durch die Order in Council vom 10. Januar 1917 wurde die 
Sperre auf alle mit England im Kriege befindlichen Staaten ausgedehnt. 
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vom gleichen Tage verbot insbeſondere auch die Beförderung von 
Bannware von einem ausländiſchen Hafen nach einem anderen, wo⸗ 
fern ſich der Schiffseigner nicht vorher davon überzeugt hat, daß 
die Güter endgültig nicht zum Gebrauch im feindlichen Lande be⸗ 
ſtimmt find. Gegen den deutſchen Schiffsverkehr nach den 
Häfen unſerer Anliegerſtaaten vermochte England zwar nicht direkt 
vorzugehen, es ſuchte ihn aber wenigſtens dadurch zu erſchweren, daß 
Nes jedem, der in neutralem Hafen eine Reparaturarbeit an einem 
deutſchen Schiff vornahm, damit drohte, ihn zum Feinde Englands 
zu erklären und damit gleich den Deutſchen ſelbſt aus dem Welt⸗ 
verkehr auszuſchalten !. | 
Gegen die neutrale Schiffahrt ergriff England Abſchreckungs⸗ 
maßregeln, um ſie von der Aufrechterhaltung des Verkehrs mit 
Deutſchland abzuhalten. Deshalb hatte ſchon die Verordnung vom 
20. Auguſt 1914 beſtimmt, daß jedes Schiff, das Bannware nach 
Deutſchland brachte, jederzeit während ſeiner ganzen Reiſe beſchlag⸗ 
nahmt werden könne. Damit ſtellte ſich England in Widerſpruch 
zu dem eigentlichen Sinne des Bannwarenrechtes, denn die Beſchlag⸗ 
nahme ſoll nur eine Repreſſivmaßnahme ſein, ſie ſoll verhindern, 
daß das Banngut den Feind erreicht und ihn unterſtützt. Jetzt aber 
wird die Beſchlagnahme zu einer Strafe, die angedroht wird, um 
von vornherein vom Bannwarenhandel abzuſchrecken. Die deutſche 
Regierung wies in ihrer Denkſchrift vom 10. Oktober 1914 darauf 
hin, daß eine ſolche Beſtimmung zu dauernden Schikanen des neu⸗ 
tralen Schiffsverkehrs mit dem feindlichen Gebiete führen müſſe, da 
er der Gefahr ausgeſetzt ſei, nicht nur auf Grund einer offenkundigen 
Tatſache, nämlich wegen des Vorhandenſeins von Bannware, ſondern 
auch auf Grund einer häufig nicht nachweisbaren Behauptung über 
einen früheren Bannwarentransport aufgebracht zu werdens. Noch 
deutlicher wurde der engliſche Standpunkt durch die Deklaration vom 
29. Oktober 1914, nach welcher die Beſchlagnahme ausgeſprochen 
werden ſoll, wenn ein neutrales Schiff mit irgendeiner Ladung 
einen feindlichen Hafen anläuft, obgleich es nach den Schiffspapieren 
eine neutrale Beſtimmung hat. Die Beſchlagnahme iſt bis zum 
Ende der nächſten Reiſe zuläſſig, auch wenn das Schiff gar keine 
Bannware geführt hat. Damit . der Verkehr an ſich unter 


1 In Dordrecht nach „De Tookomst® vom 20. Mai 1916, in Stawanger 
nach „Nordd. Allgem. Ztg.“ Nr. 230 vom 20. Auguſt 1919. 
2 „Nordd. Allgem. Ztg.“ Nr. 262 vom 25. Oktober 1914. 
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Strafe geſtellt, gleichviel, ob von ihm ein Einfluß auf die Krieg: 
führung zu erwarten iſt, oder nicht!. In der gleichen Richtung lag 
es, wenn in derſelben Deklaration bedingte Bannware ohne weiteres 
der Beſchlagnahme unterworfen wurde, wofern ſie nach einem Lande 
beſtimmt war, durch das oder aus dem die feindliche Heeresmacht 
Lieferungen bezogen hatte. Ob und wann dies geſchehen ſei, war 
der Entſcheidung der engliſchen Regierung vorbehalten. Jedes Schiff, 
das entgegen der Anordnung Englands nach einem ſolchen Lande 
fuhr, unterlag der Fortnahme. Es ergab ſich alſo die Sachlage, 
daß es genügte, wenn irgendein Neutraler einmal Heereslieferungen 
für Deutſchland ausführte oder daß die engliſche Regierung eine 
ſolche Ausführung auch nur annahm, um dem neutralen Lande von 
da ab jede Zufuhr bedingter Bannware unmöglich zu machen, ſelbſt 
wenn ſie für ſeinen eigenen Bedarf beſtimmt war. Die Order vom 
11. März 1915 erweiterte die bisherige Beſtimmung dahin, daß ein 
Schiff, das entgegen neutraler Beſtimmung einen feindlichen Hafen 
anlief, der Beſchlagnahme nicht nur bis zum Ende der nächſten 
Reiſe, ſondern jederzeit in der Folge unterlag. 

Der Einfluß der Alliierten auf die neutrale Schiffahrt wurde 
dadurch vermehrt, daß fie im Oktober 1915 den Art. 57 der Lon— 
doner Erklärung aufhoben? und das Recht in Anſpruch nahmen, 
jedes Schiff, gleichviel unter welcher Flagge zu beſchlagnahmen und 
zu verkaufen, an welchem der Feind irgendwelche Eigentumsrechte 
habe. Offiziös wurde das von London aus damit begründet, 3 
Art. 57 der Londoner Erklärung einen Flaggenmißbrauch zulaſſe. Es 
habe ſich gezeigt, daß manche Schiffe unter neutraler Flagge in 


1 Der engliſchen Deklaration vom 29. Oktober 1914 haben ſich durch eigene 
Dekrete angeſchloſſen Frankreich im November 1914, Rußland am 8. Dezember 
1914, Italien am 3. Juli 1915. 

2 Die engliſchen und franzöſiſchen Beſtimmungen find formell nicht über- 
einſtimmend. England fagt: From and after this date Article 57 of the De- 
claration of London shall cease to be adopted and put in force. In lieu of 
the said Article, British Prize Courts shall apply the rules and principles 
formerly observed in such courts. Frankreich beſtimmt: La disposition de 
Particle 57, alinea 1, sera, durant la guerre actuelle, appliquée, sous réserve 
de la modification ci-après, savoir: S’il est établi que les interets dans la 
propriété d'un navire battant pavillon ennemi appartiennent en fait à des 
nationaux d'un pays neutre ou allié, ou, reciproquement, que les intéréts dans 


la propriété d'un navire, battant pavillon neutre ou allié, appartiennent en - 


fait à des nationaux d'un pays ennemi ou à des personnes résidant en pays 
ennemi, le navire sera en donséquence réputé neutre, alliE ou ennemi. 
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Wirklichkeit ganz oder teilweiſe feindliches Eigentum wären. Des⸗ 
halb erſcheine es notwendig, das alte engliſche Priſenrecht wieder 


aufleben zu laſſen, wonach, wenn ein Feind auch nur einen Eigen⸗ 


tumsanteil an einem Schiff hat, dieſer Anteil beſchlagnahmt und zu 
Geld gemacht werden kann, entweder durch Verkauf des Anteils 
oder durch Verkauf des ganzen Schiffs. und Einziehung des feind⸗ 
lichen Anteils !. Es iſt richtig, daß England damit zu feiner 
früheren Priſenpraxis zurückkehrte. Die feſtländiſche Anſchauung 
war dagegen von einem politiſch⸗ rechtlichen Geſichtspunkte aus⸗ 
gegangen und hatte die neutrale oder feindliche Eigenſchaft eines 
Schiffs nach der Flagge beurteilt, zu deren Führung es berechtigt 
war. Hiervon ſagte ſich Frankreich nun los und ſtellte ſich gleich 
- England auf einen rein wirtſchaftlich begründeten Standpunkt: Es 
genügt, daß ein feindlicher Staatsangehöriger Aktionär einer neu- 
tralen Reederei iſt, um ihre ſämtlichen Schiffe dem Zwangsverkauf | 
auszuſetzen. | 
Die auf wirtſchaftlicher Grundlage beruhende Einflußnahme auf 
die neutrale Schiffahrt wurde weſentlich unterſtützt durch die bri- 
tiſche Bunkerkohlenpolitik. England war ſich der großen 
Macht bewußt, die es als hauptſächlichſter Lieferant der Bunker⸗ 
kohlen im Weltverkehr auszuüben vermochte und nutzte ſie ſeit Ok⸗ 
tober 1915 durch feſte Vorſchriften für die neutrale Schiffahrt aus. 
Bunkerkohlen wurden nur gegen Übernahme beſtimmter Verpflichtungen 
abgegeben. Die neutralen Reeder hatten die engliſche Regierung von 
nun an über alle in ihrem Eigentum oder in ihren Dienſten ſtehenden 


Schiffe dauernd auf dem laufenden zu halten. Keines ihrer Schiffe 


durfte dem Feinde überlaſſen werden, einen feindlichen Hafen anlaufen 
oder Ladung von oder nach feindlichem Lande befördern. Wurden 
dieſe Vorſchriften auch nur von einem Schiff einer Reederei ver⸗ 
lletzt, ſo bekam keines De Schiffe in Zukunft engliſche Bunker⸗ 
kohle überlaſſen“. 

Da ein Teil der rale Schiffahrt die engliſchen Vorschriften 
dadurch zu umgehen ſuchte, daß es ſich auf die Einnahme deutſcher 
Bunkerkohle beſchränkte, erließ England die Verordnung vom 
18. April 1916, nach der in Zukunft deutſche Bunkerkohle der Be⸗ 


1 Der europäiſche Krieg in aktenmäßiger Darſtellung III, 657. 
N 2 Ahnliche Beſtimmungen galten in den Vereinigten Staaten te dem 
x 1. e 1918. ur 
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ſchlagnahme als Ware deutſchen Urſprungs unterliegen ſollte, alſo 
ohne Unterſchied zwiſchen Ladekohle und Betriebskohle !. 

Soweit nun ein neutraler Verkehr von und nach Deutſchland 
und ſeinen Anliegerſtaaten noch ſtattfand, unterlag er feit der Er— 
öffnung des Speerkrieges den verſchärften Beſtimmungen, die Eng⸗ 
land am 11. März, Frankreich am 15. März 1915 erließ. Grund- 
ſätzlich ſollten ſeitdem alle Schiffe im Verkehr von 
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oder nach einem Anliegerhafen Deutſchlands in einen | 
alliierten Hafen zur Unterſuchung eingebracht werden. 
Auch gegen dieſe formale Handhabung der engliſchen Grund— | 


ſpruch. Sie erklärten, daß England nach Völkerrecht nur zu einer 
Durchſuchung auf See berechtigt, nicht aber befugt ſei, das An— 
laufen eines ſeiner Häfen zu erzwingen. Indem England der neu— 
tralen Schiffahrt hiermit drohe, ſchrecke es den Handel ab, ohne daß 
Erſatzanſprüche geltend gemacht werden könnten. Obendrein ermög⸗ 
liche ſich England durch ſein Vorgehen die Anwendung engliſchen 
Rechtes und könne ſich dadurch unzuläſſige Vorteile verſchaffen. Die 
britiſche Regierung hielt aber ungeſtört an ihren Grundſätzen ſeſt, 
bis ſie ſie durch die Erlaſſe vom 16. und 21. Februar 1917 noch 
weiter erheblich verſchärfte. Denn die Pflicht zur Unter— 
ſuchung wurde jetzt zu einer Geſtellungspflicht erweitert: 
Jedes neutrale Schiff nach oder von einem Anliegerhafen des Feindes 
wurde nun ohne weiteres ſo angeſehen, als ob es Ware feindlicher 
Beſtimmung oder feindlichen Urſprungs befördere und deshalb mit 
Beſchlagnahme bedroht. Hiervon konnte es ſich nur dadurch be— 
freien, daß es von ſelbſt einen Hafen der Alliierten zur Unterſuchung 
anlief. Dann beſchränkte ſich die Beſchlagnahme auf die Waren, 
die als N Herkunft oder feindlicher Beſtimmung erkennbar 
waren ?. 

Gegen den Verkehr nach Deutſchland und den Häfen ſeiner 
neutralen Anliegerſtaaten wurde jetzt unter mehrfachen Geſichts— 
punkten vorgegangen. Das Blockaderecht wurde trotz faktiſch 
nicht beſtehender Blockade am 30. März 1916 dadurch verſchärft, 
daß die Beſtrafung wegen Blockadebruchs im Gegenſatz zur Londoner 
Deklaration auch bei fortgeſetzter Reiſe für zuläſſig erklärt wurde. 


ſätze erhoben die Vereinigten Staaten am 5. November 1915 Ein⸗ | 


a 
5 
| 


I Die engliſche Bunkerkohlenpolitik verfolgte außer dem repreſſiven Zweck 
— Verhinderung des Verkehrs mit Deutſchland — auch ein poſitives Ziel, die 
Erlangung von Zwangsfahrten neutraler Schiffe im Intereſſe der Alliierten. 

2 Heinrich Pohl, Engliſches Seekriegsrecht im Weltkriege, 1917, S. 21. 
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Danach durft ein Schiff auch auf dem Wege Nac einem nicht 
blockierten Hafen weggenommen werden, wenn Schiff oder Ladung 
ſpäter für einen deutſchen Hafen beſtimmt war. Daneben wurde das 


Bannwarenrecht unabläſſig erweitert. Am 10. Januar 1916 


konnte der Miniſter Runciman im Unterhauſe auf den dort ge⸗ 


äußerten Wunſch, die. Zahl der Bannwaren noch weiter zu erhöhen, 


darauf hinweifen, daß England bereits die längſte Bannwarenliſte 


aufgeſtellt habe, die jemals dageweſen ſei. Sie gehe, wie er ſelbſt 


betonte, weit über die Liſten der Londoner Deklaration hinaus, denn 
jede Ware ſei ohne Zögern zu Banngut erklärt worden, von der 


man irgendwie eine Förderung feindlicher Kriegszwecke gewärtigen 
mußte. Trotzdem hat England ſpäter noch mehrfach Erweiterungen 


ſeines Bannwarenrechtes vorgenommen. Von beſonderer Bedeutung 


wurde es, als England auch Geld und Wertpapiere zu Bannware 
erklärte. Damit wurde der deutſche Außenhandel ſtark getroffen, da 


erer der Gefahr ausgeſetzt war, daß der Gegenwert feiner Lieferungen 
der Beſchlagnahme durch England unterlag. ' 


4 


Auch die Durchführung des erweiterten Han a pentech ies 


ſuchte ſich England zu erleichtern. Die Order vom 30. März 1916 


erklärte alle Sendungen ohne weiteres für beſchlagnahmefähig, deren 
Konſignatar früher einmal Bannware nach feindlichem Gebiet aus⸗ 


geführt hatte. Ein Doppeltes verſprach man ſich hiervon. Einmal 
eine Erweiterung des Kreiſes der beſchlagnahmefähigen Güter, ſo⸗ 
dann aber vor allem eine Abſchreckung der Neutralen von der wei⸗ 


teren Belieferung Deutſchlands. Denn man erwartete, daß der neu⸗ | 


trale Händler lieber auf einen Abſchluß mit Deutſchland verzichten 
werde, als alle ſeine künftigen überſeeiſchen Bezüge von Bannware | 
der Beſchlagnahme durch England auszuſetzen. 


— Am 13. April 1916 hob England in der Einleitung zu einer 


alphabetiſchen Bannwarenliſte den Unterſchied zwiſchen unbedingter 


und bedingter Bannware auf. Es erklärte, die Verhältniſſe des 


gegenwärtigen Krieges ſeien ſo eigenartig, daß dadurch die bisher 


95 üblich geweſene unterſchiedliche Behandlung beider Arten des Bann⸗ 


gutes hinfällig geworden ſei. An dem Kriege nehme unmittelbar 


oder mittelbar ein ſo großer Teil der Einwohner des feindlichen 
Landes teil, daß eine wirkliche Unterſcheidung zwiſchen der bewaff⸗ 
neten Macht und der bürgerlichen Bevölkerung undurchführbar ſei. 


Zudem habe die feindliche Regierung den ganzen Beſtand an bedingter 
Bannware ihrer Aufſicht unterworfen, jo daß fie ohne weiteres dar⸗ 


Rüber verfügen könne. Deshalb habe die engliſche Regierung gegen 
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beide Arten der Bannware gleiche Rechte und werde ſie in gleicher 
Weiſe behandeln. Trotz dieſer Erklärung, die faktiſch ja keine An⸗ 
derung des von England ſchon geſchaffenen Zuſtandes bedeutete, 
wurden in ſpäteren Bannwarenliſten die beiden Arten der Banngüter 
dennoch wieder getrennt aufgeführt. 

Ihren Abſchluß fand dieſe Bewegung dadurch, daß ſich England 
und. Frankreich am 7. Juli 1916 von der Londoner Deklaration 
endgültig losſagten, um ſich vollkommene Bewegungsfreiheit! in ihrem 
Seekriegsrechte zu ſchaffen. 

Für das engliſche Priſenrecht galten ſeitdem folgende Grund— 
ſätze. Die feindliche Beſtimmung von Bannwarengütern wurde ver— 
mutet und bis zum Beweiſe des Gegenteils der Verurteilung zugrunde 
gelegt, wenn die Güter konſigniert waren: 1. an oder für eine feind⸗ 
liche Behörde oder einen Agenten des feindlichen Staates, 2. an oder 
für eine feindliche Perſon auf feindlichem oder vom Feinde beſetzten 
Gebiete, 3. an oder für eine Perſon, die während des gegenwärtigen 
Krieges Bannware an eine feindliche Behörde oder an einen Agenten 
des feindlichen Staates oder an oder für eine Perſon in feindlichem 
oder vom Feinde beſetzten Gebiet geſandt hatte. Weiter genügte zur 
Verurteilung 4. wenn die Güter an Order konſigniert waren oder 
5. wenn aus den Schiffspapieren der wirkliche Konſignatar der Güter 
nicht erſichtlich war. 

Der Grundſatz der fortgeſetzten Reiſe kam ſowohl in Bann⸗ 
waren⸗ wie in Blockadefällen zur Anwendung. 

Ein neutrales Schiff, daß Bannware führte und trotz neutraler 
Beſtimmung in den Schiffspapieren einen feindlichen Hafen anlief, 
unterlag der Wegnahme und Verurteilung bis zur Beendigung der 

nächſten Reiſe. 
| Wegnahme und Verurteilung eines Schiffes, das Bannware 
führte, erfolgte, wenn dieſe nach Wert, Gewicht, Umfang oder Fracht 
mehr als die Hälfte der Ladung ausmachte. 

Neben dieſem Bannwarenrechte beſtand uun ſeit März 1915 
das Vorgehen auf Grund der Sperrvorſchriften gegen jede Ware 
feindlichen Urſprungs oder feindlicher Beſtimmung ohne Rückſicht 
auf ihre Natur. Welche Waren unter dieſe Begriffe zu rechnen 
wären, hat England nicht feſtgelegt, während Frankreich in Art. 2 
der Verordnung vom 15. März 1915 ausdrücklich beſtimmte: Als 
aus Deutſchland ſtammende Waren ſind alle Gegenſtände und Waren 
anzuſehen, die mit deutſchem Warenzeichen verſehen oder in Deutſch⸗ 
land hergeſtellt ſind, ferner deutſche Bodenerzeugniſſe, wie überhaupt 


* 
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alle Gegenſtände und Waren jeder Art, deren Verſendungsort un⸗ 
mittelbar oder im Durchfuhrverkehr im deutſchen Gebiete gelegen 


iſt. Entſprechend ſagt Art. 3: Als nach Deutſchland gerichtete 
Gegenſtände und Waren jeder Art ſind ſolche anzuſehen, die un⸗ 


” Nachbarlande Deutſchlands gerichtet find, ſofern die ſolche Gegen⸗ 
ſtände oder Waren begleitenden Papiere nicht den Nachweis für eine 
ſchließliche und unverdächtige Beſtimmung in einem neutralen Lande 


| ergeben. 


Zur Prüfung des Vorhandenſeins von Waren feindlichen Ur⸗ 
ſprungs oder feindlicher Beſtimmung wurden Schiffe aus einem 


neutralen Anliegerhafen Deutſchlands eingebracht entweder in die 
Downs, nach Falmouth oder Dartmouth. Schiffe, die nach einem 


neutralen Anliegerhafen Deutſchlands auf Fahrt waren, wurden in 


Kirkwall oder Lerwick unterſucht. Seit dem 16. Februar 1917 
konnte die Unterſuchung der von oder nach einem Anliegerhafen 


Deutſchlands, fahrenden Schiffe in einem beliebigen Hafen der 
Alliierten ſtattfinden. In Betracht kamen beſonders die Bermudas⸗ 


\ Inſeln und der kanadiſche Hafen Halifax, an deſſen Stelle nach der 


großen Exploſion vom Dezember 1917 der Beſtimmungshafen in den 
Vereinigten Staaten oder bei Fahrten durch den e Kingston 
zugelaſſen wurde. 


Die Behandlung der auf dem Schiffe betroffenen Waren feind⸗ 


lichen Urſprungs oder feindlicher Beſtimmung war zunächſt ſeit 
März 1915 unterſchiedlich. Maßgebend ſollte ſein, ob bereits eine 


wirtſchaftliche Verknüpfung, ein wirtſchaftlicher Vorteil für Deutſch⸗ 
land vorlag oder nicht. Deshalb ſollten Waren, die nach Deutſch⸗ 


land beſtimmt waren und es durch engliſches Eingreifen nicht er⸗ 


reichen konnten, bei denen alſo eine Stärkung der deutſchen Wider⸗ 


mittelbar oder im Wege der Durchfuhr nach Deutſchland oder einem 


\ 


ſtandskraft zwar beabſichtigt, aber nicht durchgeführt wurde, an⸗ 
gehalten und dem neutralen Abſender zur Verfügung geſtellt werden, 


ſoweit es ſich nicht um Bannware handelte oder der Staat die Waren 


für ſich zu requirieren wünſchte. Dagegen ſollten Waren deutſchen 


Urſprungs angehalten und verkauft werden, natürlich unter Zurück⸗ 
haltung des Erlöſes bis zum Friedensſchluß. Seit dem 16. Fer 


bruar 1917 wurde dieſe Beſtimmung aber dahin verſchärft, daß alle 


der priſengerichtlichen Einziehung unterlagen. 
England ſtand nun vor der Aufgabe, Beweismittel für den 


4 Feinbfichen ne oder die feindliche ee der neutralen 


Waren feindlichen Urſprungs oder feindlicher Beſtimmung ſchlechthin N N 
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Schiffsladungen zu erbringen. Erleichtert wurde ihm dies durch die 
von den Alliierten eingeführten Urſprungszeugniſſe. Schon am 
9. Oktober 1914 hatte England angeordnet, daß vom 19. Oktober 
1914 ab alle Einfuhr in britiſches Gebiet von Urſprungszeugniſſen 
begleitet ſein müſſe, wofern ſie nicht erfolge über ruſſiſche, belgiſche, 
franzöſiſche oder portugieſiſche Häfen. Eine Verordnung vom 25. Sep- 
tember 1916 erweiterte dies dahin, daß für den Export nach britiſchem 
Gebiete bei Sendungen aus den neutralen Anliegerſtaaten Deutſch— 
lands verlangt wurden Certificates of Origin and Interest, bei 
Sendungen aus anderen Ländern Certificates of Interest. Der 
feindliche Urſprung wurde alſo auch dann vermutet, wenn nur ein 
Intereſſe irgendwelcher Art vorlag. Dieſe Zeugniſſe, die eine Gültig- 
keit von zwei Monaten hatten, wurden bei Sendungen nach anderen 
Ländern als dem Britiſchen Reiche nicht vorgeſchrieben, aber emp— 
fohlen. Frankreich verlangte justitication de l'origine des marchan- 


dises et de la nationalité des expéditeurs. Die Zeugniſſe wurden 


von den franzöſiſchen Behörden verweigert, wofern der Abſender 
mit feindlichem Kapital arbeitete, ſtanden alſo den engliſchen voll— 
kommen gleich. 

Die Hauptunterlagen, die zugleich auch noch zur Kontrolle der 
Urſprungszeugniſſe dienten, verſchafften ſich die Alliierten durch den 
Poſtraub, bei dem fie ſich gegenſeitig in die Hände arbeiteten. Nicht 
nur die geſamte Poſt auf allen Schiffen, die England zur Unter— 
ſuchung einbrachte, wurde im Intereſſe der Alliierten nachgeprüft, 
ſondern wir finden auch, daß die Poſt von Kopenhagen nach Rußland 
unterwegs beſchlagnahmt wird, und wir hören, daß das engliſche 
Konſulat in Amſterdam Kenntnis vom Inhalt des Briefwechſels 
dortiger Kaufleute mit Münchener Geſchäftsfreunden hat!. Die 
Feſthaltung der geſamten Poſt, ſowohl der feindlichen wie der neu— 
tralen, ermöglichte den Alliierten nicht nur die Anſammlung eines 
ausgiebigen Nachrichtenmaterials, ſondern bot ihnen durch die Ver— 
zögerung und Vernichtung des geſchäftlichen Nachrichtenverkehrs, ſo— 
wie durch die Zurückhaltung von Dokumenten und Wertpapieren ein 
weſentliches Mittel des Kampfes gegen die deutſchen Wirtſchafts— 
beziehungen. Daß England hierbei nicht nur an den Krieg, ſondern 
auch an ſeine eigenen Intereſſen gedacht hat, wird vorſichtig auch 
von der Schweizer Regierung ausgeſprochen, indem ſie ſagt, es dürfe 
nicht verſchwiegen werden, daß die engliſche Brief⸗ und Telegramm⸗ 


1 Kieler Kriegswirtſchaftliche Nachrichten, Abt. 1, Nr. 146, S. 1092. 
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zenſur ſich, vorausſichtlich ohne ſich deſſen bewußt zu ſein, in den 
Dienſt von Konkurrenzbeſtrebungen geſtellt hat!. 

Am 3. April 1915 haben die Alliierten einzelnen neutralen 
Staaten die Mitteilung gemacht, daß ſie ausdrücklich das Recht für 


ſich in Anſpruch nähmen, auch die Briefpoſt der Neutralen zu be⸗ 


ſchlagnahmen und zu durchſuchen?. 

An den Berner Weltpoſtvereinsvertrag hielt ſich England nicht 
gebunden. Als man am 13. Oktober 1915 im Unterhauſe auf die 
Mißſtimmung bei den Neutralen hinwies, die durch die Verzögerung 
des Poſtverkehrs auf britiſchem Gebiete entſtehe, erklärte Sir Edward 
Grey, daß nach Auffaſſung der engliſchen Regierung die Beſtimmungen 
des Berner Allgemeinen Poſtvereins nur in Friedenszeiten gelten. 
Man könne das Übereinkommen nicht ſo auslegen, daß der Regierung 
eines kriegführenden Staates zugemutet werde, ihre eigenen poſtaliſchen 
Einrichtungen vom Gegner als Verbindungsweg für ſeine Nachrichten 
benutzen zu laſſen. Die engliſche Regierung halte ſich für ver⸗ 
pflichtet, ihr Recht zur Durchſicht der Poſten zwiſchen neutralen 
Ländern beim Durchgang durch britiſches Gebiet auszuüben ®. | 

Nach engliſcher Auffaſſung fiel hierunter auch die Poſt der 
zwangsweiſe aufgebrachten Schiffe, und hiergegen ſind zahlreiche 
Proteſte der Neutralen ergangen, die immer wieder betonten, daß 
nach der XI. Haager Konvention die auf See auf neutralen oder 


feindlichen Schiffen vorgefundenen Briefpoſtſendungen der Neutralen 


und auch der Kriegführenden, mögen ſie privater oder amtlicher 
Natur ſein, unverletzlich ſind. Am eingehendſten iſt dieſer Stand⸗ 
punkt von den Vereinigten Staaten in ihrer Note vom 10. Januar 
1916 dargelegt worden. Sie wieſen darauf hin, die moderne Völker⸗ 


rechtspraxis erkenne allgemein an, daß die Briefpoſt ſelbſt auf feind⸗ 


lichen Schiffen nicht zenſuriert, konfisziert oder zerſtört werden dürfe. 
Daraus folge, daß es erſt recht nicht zuläſſig ſein könne, neutrale 


Schiffe auf direkter Fahrt zwiſchen neutralen Häfen zwangsweiſe in 


engliſche Häfen zu bringen, um dort ihre Poſt fortnehmen und 


1 Dritter Neutralitätsbericht, S. 20. 

2 Der europäiſche Krieg, Bd. 4, S. 812. 

s Das war ſchon engliſche Auffaſſung vor dem Kriege. Oppenheim, 
International Law, Bd. II, 1906, S. 108: So called law-making treaties, as 
the Declaration of Paris for example, are not cancelled through the outbreak 
of war. The same is valid in regard to all treaties to which a multitude of 
States are parties, as the International Postal Union for example, but the 
belligerents may suspend them, as far as they themselves are concerned, in 
case the necessities of war 1 them to do 80. 
Schmollers Jahrbuch XIIII 3. | a 8 
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prüfen zu können. Selbſt in den Fällen, in denen neutrale Schiffe 
freiwillig britiſche Häfen anliefen, habe die engliſche Regierung nach 
Voölkerrechtsgrundſätzen nicht die Befugnis, die verſiegelten Poſten 
an Bord zu zenſuriern oder vom Schiff zu entfernen, da fie nicht 
rechtmäßig in ihren Gewahrſam gekommen ſeien. 
| England und Frankreich ſetzten ihre Auffaſſung in einem Memo- 
randum vom 15. Februar 1916 auseinander, das ſie am 1. April 
den Neutralen überreichen ließen. Sie erkannten darin das XI. Haager 
Abkommen als bindend an!, machten aber geltend, daß der Brief— 
verkehr vielfach widerrechtlich zu einem Warenverkehr geworden ſei, 


indem in den Briefhüllen nicht Nachrichten, ſondern Warenproben 


enthalten ſeien. Hiergegen müßten ſich die Alliierten ſchützen, da 
auderenfalls alle ihre Maßnahmen gegen den deutſchen Handel auf 
dieſem Umwege durchkreuzt werden könnten. Soweit es ſich um echte 
Korreſpondenz handele, ſeien auch die Alliierten zur Weiterſendung 
bereit, ſo ſchnell es die erforderliche Prüfung möglich mache. Die 
Prüfung ſelbſt behielten ſie ſich allerdings auch weiterhin vor. 

Die Antwortnote der Vereinigten Staaten vom 24. Mai 1916 
wies darauf hin, daß die Briefſendungen Stück für Stück in England 
geprüft und trotz aller Zuſicherungen tage⸗ und wochenlang zurück— 
gehalten würden. Wenn die Alliierten darauf verzichtet hätten, die 
Poſt auf See zu beſchlagnahmen und ſich auf eine Prüfung im 
Hafen beſchränkten, ſo heiße das nur, ein ungeſetzliches Verfahren 
aufgeben, um der Entwicklung eines noch läſtigeren Platz zu machen. 
Dadurch ſeien die Hochſtraßen des Weltverkehrs geradezu geſperrt. 
Die Vereinigten Staaten wären nicht geneigt, ſich 
Rechtswidrigkeiten zu unterwerfen, bei denen man 
ſich auf militäriſche Notwendigkeiten berufe, über die 
der Täter allein zu befinden habe. 

Weder. dieſer Proteſt noch die zahlreichen anderen der übrigen 
Neutralen haben zu einer Anderung des von den Alliierten ein— 
geführten Verfahrens geführt. Nur Schweden erreichte eine teilweiſe 
Beſſerung, da es in der Lage war, die für Rußland enen 
za aufzuhalten“. | 5 


1 Bis dahin konnte dies zweifelhaft ſein, da das XI. Haager Abkommen 
die Allbeteiligungskauſel enthielt, Rußland ſich aber nicht angeſchloſſen hatte. 

2 Neukamp, Der engliſche Poſtraub im Lichte des Völkerrechts. 
„Deutſche Juriſtenzeitung“ 1916, Spalte 567. Fleiſchmann, ee 
nahme auf See. „Bankarchiv“ vom 15. Juli 1916. Vgl. auch 3. Schweizer 
Neutralitätsbericht S. 21 und Treub, e 2. Auflage, S. 340 ff. 
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Die Kenntniſſe, die man dem Poſtraub verdankte, dienten den f 


beſonderen Behörden zur Grundlage, die man zur Durchführung 
des Sperrkrieges eingerichtet hatte. Jedes in England einfahrende 


Schiff wurde zur Feſtſtellung des Tatbeſtandes zunächſt von den Zoll⸗ 
behörden unterſucht und das Ergebnis nach London weitergegeben. 
Handelte es ſich um ein Schiff, das aus einem europäiſchen Hafen 


kam und verdächtig war, Waren deutſcher Herkunft zu führen, ſo 


ging das Material an die Admiralität, das Auswärtige Amt und 


die Zentral⸗Zollbehörden. Dieſe bearbeiteten den Fall und berichteten 


an das beim Auswärtigen Amt unter Mitwirkung der Admiralität 


und des Handelsamts gebildeten Komitee zur Kontrolle der feind⸗ 
lichen Ausfuhr (Enemy Export Committee). In dem weit 
wichtigeren Fall der Fahrt nach einem europäiſchen Hafen wirkten 


die drei Londoner Zentralbehörden mit der Kriegshandelsabteilung 


(War. Trade Intelligence Department) zuſammen. Dieſe hatte 


die Aufgabe, alles erdenkliche Material an Briefen, Telegrammen, 


drahtloſen Nachrichten und vertraulichen Berichten bereitzuhalten. 


Es war teilweiſe nach Gruppen von Reedern und Händlern, teil⸗ 


wurde der Fall für das Konterbandekomitee vorbereitet, das über =. 


weiſe nach Warengattungen geordnet. Auf Grund dieſer Kenntniſſe 


die Freigabe oder Beſchlagnahme entſchied ». 
Dieſe Kontrolle des europäiſchen Verkehrs wurde außerordentlich 


N ſtreng gehabt. Nach einer Mitteilung, die Lord Curzon am 29. Ok⸗ 


tober 1917 dem Unterhauſe machte, ſind 1915 von 1400 in Frage 


min Council of March 1915 (1916). Miscellaneous Nr. 6 0155 0 d. 8469. 


u. kommenden Schiffen 1144, 1916 aber von 3000 Schiffen 2940 obigem 
| men unterworfen worden. 


III 
Trotz 1 1 Kontrolle des ganzen Seeverkehrs der neutralen An⸗ 
liegerſtanken Deutſchland befürchtete die engliſche Regierung, es könnte 


immer noch irgendwelche Belieferung der Mittelmächte erfolgen, die 
ihren Aufſichtsorganen entginge. Deshalb ſuchte ſie die See⸗ 


ſperre durch entſprechende Maßnahmen zu Lande zu ergänzen. 
Sie ſetzte mit ihrer Aufſicht bei dem Hauptlieferanten 
der Rohſtoffe, den Vereinigten Staaten, ein und ver⸗ 


5 e die Lieferungen ale ud a 


m Report dran up 5 the Committee on the Administration of the Order 
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ein Syſtem von Abkommen mit den neutralen An- 
liegern Deutſchlands, daß die „Blockadelinie“ un- 
mittelbar an unſere Landgrenzen gelegt wurde. 

In den Vereinigten Staaten nahm Englands Vorgehen ſeinen 
Ausgang von der Beaufſichtigung derjenigen Rohſtoffe, welche die 
dortigen Fabrikanten aus dem britiſchen Reiche zu beziehen gewohnt 
waren. Die Einfuhr von Wolle war amerikaniſchen Verbrauchern 
aus britiſchen Beſitzungen nur noch durch Vermittlung der ameri— 
kaniſchen Textilalliance möglich, die ſich ſeit dem 10. Februar 1915 


dem engliſchen Handelsamte gegenüber verpflichtete, nicht nur die 


Wiederausfuhr aus britiſchem Gebiete bezogener Wolle, ſondern auch 
die Ausfuhr der in den Vereinigten Staaten ſelbſt erzeugten Wolle 
nach Deutſchland zu verhindern. Ahnliche Beſtimmungen galten für 
Zinn, das vornehmlich aus England und den Straits Settlements 
bezogen wurde. Gummi wurde in den Vereinigten Staaten zu 30% 
aus Braſilien, zu 70% aus engliſchen Kolonien bezogen. Trotzdem 
wurde die geſamte Gummiverſorgung der Vereinigten Staaten unter 
engliſche Kontrolle geſtellt. Seit dem 8. Januar 1915 erhielten 


5 Händler und Fabrikanten Gummi nur, wenn ſie Sicherheit dafür 
leiſteten, daß er nicht wieder ausgeführt würde. Die Kontrolle be- 


ſchränkte ſich aber nicht auf den Rohgummi, vielmehr wurde auch 
die Ablieferung amerikaniſcher Fabrikate an europäiſche Neutrale 
dadurch geſichert, daß ſie nur auf dem Wege über England erlaubt 


war. D. h. alſo, alle Gummifabrikate mußten zunächſt aus den 


Vereinigten Staaten nach England gebracht werden und durften erſt — 
dann auf Grund beſonderer Genehmigung dem A Beſteller 
übermittelt werden. | 

Damit nicht genug, erſtreckte ſich die engliſche Aufſicht in den 
Vereinigten Staaten weiter dann auch auf deren eigene Produkte, 
ſoweit die Verhinderung der Ausfuhr an die Mittelmächte von be— 
ſonderer Bedeutung für das Ziel des Sperrkrieges war. Seitdem 
England am 20. Auguſt 1915 Baumwolle zu unbedingter Bann— 
ware erklärt hatte, mußten die amerikaniſchen Baumwollhändler, 


wenn ſie den europäiſchen Neutralen liefern wollten, Mitglieder der 


Baumwollbörſe in Liverpool werden und Sicherheit leiſten, daß ihre 
Lieferungen auch nicht mittelbar Deutſchland zugute kommen würden. 
In ähnlicher Weiſe wurden die Mitglieder der amerikaniſchen Metall- 


börſe abhängig gemacht. Die engliſchen Aufſichtsorgane verlangten 


ſo eingehende Auskünfte über alle Geſchäfte, wie man fie der eigenen 
Regierung niemals gegeben hatte. Beſonders ſcharf ſah man dabei 
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auf Kupfer, das nur mit befonderer Genehmigung Englands nad) 
Europa ausgeführt werden durfte. 

Damit die Maßnahmen, die England in den Vereinigten Staaten 
ergriffen hatte, nicht umgangen würden, übte es auch auf die Schiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaften einen Druck aus. Es legte ihnen nahe, daß ſie 
gut daran täten, ſich gegen langwierige Unterſuchungen in engliſchen 


Häfen zu ſchützen. Deshalb verlangten die Schiffahrtsgeſellſchaften 
von ihren Verladern Sicherheit dafür, daß die zu verſchiffenden 


Güter nicht gegen engliſche Vorſchriften verſtießen und trafen auf 
der anderen Seite Abkommen mit der engliſchen Regierung, um ihr 


die Durchführung der Handelskontrolle noch weiter zu erleichtern !. 


Den ſo ſchon an ſeinem Ausgangspunkt und auf ſeinem Wege 
beaufſichtigten Verkehr kontrollierte England nun weiter mit Hilfe 


einer entſprechend zurechtgemachten Statiſtik. Schon in der Note, 


die die engliſche Regierung am 10. Februar 1915 an die Vereinigten 
Staaten richtete, in der ſie zuerſt den kommenden Sperrkrieg an⸗ 
deutete, wies ſie darauf hin, daß die neutralen Anliegerſtaaten 
Deutſchlands ſteigende Einfuhrziffern aufwieſen, und folgerte daraus 
ohne weiteres, daß ſich dies nur durch eine Zunahme der Verſorgung 


Deutſchlands über neutrales Gebiet erklären laffe. England benutzte 


wohlüberlegterweiſe zu ſeiner Beweisführung nicht Gewichts⸗, ſondern 


Wertziffern, die ſelbſtverſtändlich bei der allgemeinen Steigerung der 


Kriegspreiſe auch bei gleichbleibenden Quanten zunehmende Tendenz 


aufweiſen mußten. Es nahm auch keine Rückſicht auf die Ver⸗ 
ſchiebungen im Welthandel, die durch den Ausfall der Mittelmächte 


unvermeidlich hervorgerufen werden mußten und ohne weiteres zu 


„These agreements vary much in scope, but all result in — 
the inconveniences arising from the exercise of belligerent rights. There 
are, for instance, undertakings from neutral shipowners or consignees, 
either general or relating to specific shipments, for the return of the 
goods to this country in consideration of the ship beeing allowed to 
proceed without discharging here; undertakings from traders that goods 
shall not reach or have not originated with the enemy; undertakings to 


comply with restrictive conditions in consideration of bunkering facilities; 5 


or, again, so called rationing agreements, which assure free passage to such | 
quantitives of particular commodities as are bona fide required for the use 


of the neutral country to which they are consigned. These have recently 


been supplemented by a scheme of proposed bookings or lettres of assurance, 


under which shipments can be submitted to and sanctioned in advance by 


the committèe (d. h. Konterbandekommitee)“. Report on the Administration 


u ©. 3. 


* 


et 


2 = 8 5 „ % „ 8 2 
＋ 25 5 DE 5 5 
N a er — 2 
. » N 


— 


118 ö Georg Brodntz 15928 


einem verſtärkten Handelsverkehr der europäiſchen Neutralen führten, | 
ſondern ſtellte einfach den Grundſatz auf, daß jedes Wachſen der | 
Einfuhrbeträge der Neutralen verdächtig fei und eine geeignete Hand— = 
habe zu weiterer Verſchärfung der Handelsſperre biete. Das Un- 
berechtigte dieſes Vorgehens haben die Vereinigten Staaten in ihrer 
Note vom 5. November 1915 dargelegt. Sie machten darauf auf— 
merkſam, daß England ſelbſt mit der Belieferung der europäiſchen 
Neutralen auch im Kriege fortfahre und damit ſeinerſeits zum | 
Steigen der Einfuhrziffern beitrage, umgekehrt dann aber dieſen | 
Umſtand dazu benutzen wolle, um Neutrale wie die Vereinigten | 
Staaten vom Handel mit dem gleichen Staate fernzuhalten. So 
ſchaffe ſich England durch ſein eigenes Verfahren in immer größerem 
Umfange die Möglichkeit, amerikaniſche Warenſendungen als für 
feindlichen Endverbrauch beſtimmt anzuſehen und anzuhalten. Die 
Vereinigten Staaten müßten aber ganz entſchieden gegen die hier 
zugrunde gelegte Konjekturalpolitik Englands Einſpruch erheben, 
wenn dieſes ohne weiteren Beweis behaupten wolle, daß jede Ver⸗ 
mehrung des Warenbeſtandes in einem neutralen Lande feindliche 
Endbeſtimmung habe. Die Neutralen hätten das unbeſtrittene Recht, 
ihren Güterbeſtand gegenſeitig zu ergänzen, und es gehe keinen Krieg- 
führenden etwas an, welches das ſchließliche Schickſal dieſer Waren f 
ſei. Damals hat die engliſche Regierung an ihrer Auffaſſung von 
der Verwertungsmöglichkeit und Beweiskraft ihrer Einfuhrſtatiſtik 
feſtgehalten. Als ſpäter aber im Parlament aus den gleichen Ziffern 
Folgerungen gezogen wurden, die ihr unbequem waren, hat ſie keine 
Bedenken getragen, die Friedens⸗ und Kriegsziffern der Handels- 
ſtatiſtik für untereinander nicht vergleichbar zu erklären !. 
ö 1 Great Britain’s Measures against German Trade. A Speech delivered 
by the Rt. Hon. Sir E. Grey, Secretary of State for Foreign Affairs, in the 
House of Commons on the 26. January, 1916. London, Holder and Stoughton. 
Published by Authority, S. 5: The figures take no account of the fact that 
in the case of many of these articles in time of peace neutral countries do 
not draw the whole of their supplies from the United States. They drew 
them from enemy countries or from sources which are not available to them 
in time of war. Therefore, to take the export from the United States into, 
these countries, and to assume that, because these exports have risen there: 
fore the large surplus which has been imported into neutral countries has 
gone into enemy countries, entirely leaves out of account the fact that in 
very many cases the increased exports from the United States have been for 
real consumption in these neutral countries and have taken the place of the 
supplies which in peace time have been drawn from other sources than the 
United States, and are not now available. 
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Mit Hilfe ihrer Statiſtik bildete die engliſche Regierung für 
die Neutralen ein regelrechtes Syſtem der Kontingentierung aus. 
Dieſe Abſicht trat ſchon bald nach Kriegsbeginn hervor, ſo daß die 


deutſche Regierung bereits in ihrer Denkſchrift vom 10. Oktober 1914 


darauf hinweiſen konnte: „Wie die Ereigniſſe auf dem Seekriegs⸗ 


ſchauplatz beweiſen, geht England nach dieſer Richtung in der rück⸗ 


ſichtsloſeſten Weiſe vor, dergeſtalt, daß es ſogar den für die Nach⸗ 
barſtaaten Deutſchlands beſtimmten Bedarf in Kontrolle nimmt und 
dadurch auch deren Verſorgung in Frage ſtellt.“ Das Syſtem wurde 
ſpäter dahin ausgebaut, daß als angemeſſene Zufuhr ein Import in 
der Höhe des Durchſchnitts der drei letzten Friedensjahre galt. Die 
jährlichen Kontingentierungen für die einzelnen Warenſorten wurden 
von einer internationalen Kommiſſion mit dem Sitze in Paris be⸗ 
ſtimmt, in der Großbritannien, Frankreich, Italien und Rußland 
vertreten waren. Sobald die Zufuhr den normalen Bedarf zu über⸗ 
ſchreiten ſchien, machte die britiſche Regierung das betreffende Land 
durch Vermittlung ſeines diplomatiſchen Vertreters in London hierauf 
aufmerkſam. 

Aber ſelbſt die vollſtändige Rationierung der Neutralen genügte 
England noch immer nicht. Es hatte zwar vollkommen in ſeine 
Hand bekommen, wieviel Waren es in die neutralen Anliegerſtaaten 
Deutſchlands hineinlaſſen wollte, es fehlte ihm aber noch die Kon⸗ 
trolle über den weiteren Verbleib dieſer Güter. Es lag noch die 
Möglichkeit vor, daß neutrale Händler ſelbſt bei ſtrikter Rationierung 
die Waren des größeren Gewinnes wegen lieber wieder ausführten, 
als ſie im Lande ſelbſt zum Verkauf zu bringen. In gewiſſem Sinne 
erhöhte ja England ſelbſt gerade durch ſeine Sperre und fein Ratio⸗ 
nierungsſyſtem den Anreiz zu ſolchen Manipulationen, denn je enger 
der Warenſpielraum wurde, deſto mehr mußten die Preiſe, die den 
Neutralen für ihre Vorräte geboten wurden, in die Höhe gehen. 
Abgeſehen hiervon mußte England aber auch damit rechnen, daß die 
Zufuhren der Neutralen, ſelbſt wenn ſie im Beſtimmungslande ver⸗ 
blieben, doch ihrerſeits einen Teil der dortigen Erzeugniſſe und Vor⸗ 
räte vom inländiſchen Verbrauch freiſetzten und für die Ausfuhr ver⸗ 
wendungsfähig machten. So wäre immer noch Englands letztes Ziel 
die vollſtändige Abſchneidung, bedroht geweſen. 

Deshalb ſuchte es jede Belieferung der Zentralmächte dadurch 
zu verhindern, daß es auf die neutralen Anliegerſtaaten einen ſtarken 

Druck zum Erlaß immer weitergehender Ausfuhrverbote aus⸗ 
übte. Grundſätzlich ſuchte es auf ſie den Gedanken zu übertragen, 


f 
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daß der Handelsverkehr mit den Feinden Englands für jedermann, 
alſo auch für die Neutralen, unzuläſſig ſei. Natürlich konnte Eng- 
land nicht darauf rechnen, auf dieſem Wege eine lückenloſe. Sperrung 
der deutſchen Grenzen zu erreichen, aber es kam ſeinem Ziele immer 
näher, je mehr die Zahl der Ausfuhrverbote wuchs. 

Während zunächſt Verbote der Wiederausfuhr den engliſchen 
Anſprüchen genügten, mußten die Neutralen dann auch auf eigene 
Erzeugniſſe Embargo legen, um zu vermeiden, gemäß der engliſchen 
Order vom 29. Oktober 1914 als Lieferanten Deutſchlands zu gelten 
und dadurch alle ſpäteren Zufuhren beſchlagnahmefähig zu machen!. 
In ihrer Kriegsgebietserklärung vom 4. Februar 1915 konnte die 
deutſche Regierung feſtſtellen, daß ſich die neutralen Mächte den 
Maßnahmen der britiſchen Regierung im großen und ganzen gefügt 
hätten. „Auch haben ſie ſich in gewiſſer Richtung ſogar den mit der 
Freiheit der Meere unvereinbaren Maßnahmen angeſchloſſen, indem 
ſie offenbar unter dem Druck Englands die für friedliche Zwecke be— 
ſtimmte Durchfuhr nach Deutſchland auch ihrerſeits durch Ausfuhr— 
und Durchfuhrverbote verhindern.“ 

Allerdings war das Syſtem der Ausfuhrverbote in mancher 
Hinſicht eine zweiſchneidige Waffe. Einmal war auch England ſelbſt, 
zumal hinſichtlich leicht verderblicher Lebensmittel, erheblich auf Be— 
lieferung durch die europäiſchen Neutralen angewieſen und konnte ſie 
ſich natürlich nicht durch das Verlangen eines allgemeinen Ausfuhr: 
verbotes ſelbſt unmöglich machen. Sodann aber brauchten die Neu- 
tralen die weitere Ausfuhr notwendig zu Kompenſationszwecken, um 
ſich Grundſtoffe ihrer Wirtſchaft, die ihnen England nicht zu liefern 


vermochte, von Deutſchland verſchaffen zu können. England mußte. 


alſo in eine gewiſſe Durchlöcherung ſeines Abſperrungsſyſtems willigen, 
um nicht die Neutralen notgedrungen zu ſeinen Gegnern zu machen. 
Deshalb finden wir, daß England in einzelnen Fällen dazu überging, 
neutrale Empfänger überſeeiſcher Zufuhr einer Verbleibsaufſicht zu 
unterwerfen. Sie mußten Sicherheiten geben und ſich einer Bücher⸗ 
kontrolle unterwerfen. Aber das war natürlich ein umſtändliches 
Verfahren, und England ſtrebte daher danach, in jedem der neutralen 
Anliegerſtaaten Deutſchlands an die Stelle der Einzelaufſicht ein 
einheitliches zentrales e zu ſetzen. 


1 über dieſen Zusammenhang der engliſchen Order mit dem italieniſchen 
Dekret vom 13. November 1914 vgl. Fedozzi in der Rivista di Diritto inter- 
nazionale 1915, S. 76. 
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Den Weg hierzu hatte Art. 8 der Order vom 11. März 1915 
eröffnet, die den Staaten eine erleichterte Handhabung der Sperr⸗ 
kriegsmaßnahmen in Ausſicht ſtellte, die eine Erklärung abgeben 
könnten, daß unter ihrer Flagge kein Handelsverkehr von oder nach 
Deutſchland ſtattfinden würde. Die neutralen Regierungen haben 
dieſen Schritt aber nicht getan, da fie eine ſolche einfeitig an Eng⸗ 
land abzugebende Erklärung und eine einſeitige Ausſchließung des 
Handelsverkehrs von und nach Deutſchland als unneutral anſahen !. 
Konnte England ſomit die neutralen Regierungen nicht als Garanten 
des Verbleibs der überſeeiſchen Zufuhren gewinnen, ſo brachte es ſie 
durch entſprechende Handhabung der Sperrmaßnahmen doch dahin, 
daß ſie zur Vermeidung eines vollen Zuſammenbruchs ihrer Volks⸗ 
wirtſchaft die Entſtehung einheitlicher Kontrollorgane privater Natur 
zuließen und ſogar ſelbſt förderten. In Holland, in der Schweiz 
und in den drei ſkandinaviſchen Staaten wurden nach engliſchen 
Wünſchen Organe geſchaffen, die genügende Sicherheit dafür zu 
leiſten vermochten, daß die ihrer Aufſicht unterſtellten Einfuhren 
weder in gleicher noch in verarbeiteter Form, weder unmittelbar noch 
in zweiter und dritter Hand zu den Zentralmächten gelangten. 


1 Holländifhe Erklärung vom 16. März 1915: Je crois utile de faire 
ressortir que le gouvernement n&erlandais ne pourrait, le cas échéant, faire 
une declaration dans ce sens; dans son öpinion, l’observation des devoirs de 
la neutralité s'oppose en elle-m&me à ce qu'il prenne un engagement de cette 
nature. Votre Excellence a bien voulu, avant la publication de l’Ordre en 
Conseil, me donner & entendre qu’il serait tenu compte dans une large mesure 
des intéréts des Pays-Bas et de leurs possessions d’outre-mer. Cependant 
quelque moderee que puisse ätre P’application de l’Ordre en Conseil le 
gouvernement neerlandais ne peut passer sous silence la grave atteinte que 
ce decret porte A une regle fondamentale du droit des gens, établie et sanc- 
tionnee par toutes les puissances depuis plus d'un demi-siecle. 
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Fragen des Preiſ es 


Von Dr. Oskar Engländer 
Privatdozent an der deutſchen Aniverſität Prag 


Inhaltsverzeichnis: I. Die zeichneriſche Darſtellung der Nachfrage. 
Konſtruktion der Nachfragekurve bei Schumpeter. Ihre Bedeutung die einer 
Preiswilligkeits⸗ oder Höchſtgebotsfunktion. Sie iſt keine Wertkurve. Sie 
kann es nicht ſein, weil der Käufer ſeine Wertung nicht ziffernmäßig in Geld 
ausdrücken kann. Unzuläſſigkeit der Heranziehung des Tauſches mit un⸗ 
mittelbarer Schätzung von Ware und Preisgut durch den Käufer. Die 
Frage, wie ſich ein Preisangebot des Käufers in Geld bildet, erſcheint un⸗ 
gelöſt S. 123—129. — II. Preis willigkeit und ſubjektiver Wert in 
der Theorie. Menger. Böhm⸗Bawerk. Mehrdeutigkeit des Satzes, daß 
ſich der Wert eines Gutes nach der Größe des Grenznutzens bemißt. Die 
von Böhm⸗Bawerk angeführten Beweiſe für die Meßbarkeit des ſubjektiven 
Wertes nicht ſtichhaltig. Keine Vorſtellung eines ſubjektiven Wertes der 
Geldeinheit. Das Preisangebot kein Geldausdruck des ſubjektiven Wertes. 
Keine Proportionalität von Preis und Grenznutzen. Wieſer. Verſuch des 
Beweiſes einer Meßbarkeit des Wertes durch Zurückführung auf Koften. 
Unanwendbarkeit für die geſchloſſene Wirtſchaft. Negatives Ergebnis für 
die Geldwirtſchaft. Zuckerkandl. Richtige Beſtimmung des Verhaltens gegen⸗ 
über einem gegebenen Preiſe. Lexis. Ungerechtfertigte Beſtreitung der 
Kommenſurabilität der Werte. Unverwendbarkeit der Seltenheit. Anſatz 
Reiner richtigen Anſchauung. Oswalt. Marſhall. Aus gleicher Preiswilligkeit 
läßt ſich nicht auf gleichen Rang des Bedürfniſſes ſchließen. Caſſel. Wickſell. 
Conrad. Schumpeter. Hermann. Zwiedineck. Einwand gegen das Träg⸗ 
i beitsgeſet des e Elſter S. 129—171. 


On ſeinen Grundfägen der politiſchen Okonomie tat einmal J. St. 
Mill hinſichtlich der Preistheorie den bekannten Ausſpruch: 
„Es bleibt an dem Geſetze des Wertes nichts mehr zu erklären übrig, 
weder jetzt noch ſpäter. Die Theorie iſt vollkommen.“ Nur wenige 
Jahre ſollte es nach dem Erſcheinen des Werkes von J. St. Mill 
dauern, daß eine dreigeteilte neue Werßtheorie entſtand, die gegen⸗ 
über der von Mill vertretenen klaſſiſchen Theorie den Nachweis 
führte, daß das, was die klaſſiſche Schule als Werttheorie bezeichnete, 
gar nicht dieſen Namen verdiene, daß es teils unrichtig, teils grund⸗ 
ſätzlich unvollſtändig, teils eine Erklärung im Zirkel ſei. An dieſen 
Sachverhalt finden wir uns einigermaßen erinnert, wenn wir bei 
Schumpeter in ſeiner Dogmen⸗ und Methodengeſchichte (Grundriß 
der Sozialökonomik, I. Band, 1914) leſen, das theoretiſche Gerüſt 
der modernen Preistheorie ſei ziemlich fertig. Wirklich bedeutende 
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Gegenſätze gäbe es innerhalb dieſer Preistheorie nicht mehr, in den 
Grundprinzipien — bis auf die Erklärung des Kapitalzinſes — 
gäbe es kaum ernſtliche Differenzen. Uns will es demgegenüber 
ſcheinen, daß das Gerüſt der modernen Preistheorie auch wieder 
bedenkliche Sprünge aufweiſt, die es notwendig machen dürften, 
Teile abzutragen oder ihnen wenigſtens einen tragfähigeren Unter⸗ 
bau zu geben, daß alſo das Gerüſt der modernen Preistheorie noch 
lange nicht fertig iſt, wenn wir dieſen Ausdruck nicht etwa in dem 
ominöſen Sinne eines Nichtweiterkönnens auffaſſen wollen. Wenn 
wir uns aber weniger bildlich ausdrücken wollen, ſo ſind wir der 
Anſicht, daß gewiſſe, und zwar grundlegende Fragen der Preislehre, 
von denen ſehr wichtige Ergebniſſe abhängen, in der modernen Preis⸗ 
- theorie überhaupt nicht, nicht vollſtändig oder nicht richtig gelöſt 
ſind. Es gibt noch ſehr wichtige ungelöſte grundſätzliche Probleme 
in der Preistheorie. Dies nachzuweiſen, iſt die Aufgabe der folgen- 
den Ausführungen. n 


J. Die zeichneriſche Darſtellung der Nachfrage 


In theoretiſchen Abhandlungen über den Preis finden wir häufig 
die Nachfrage eines Käufers nach verſchiedenen Mengen einer Güter- 
art durch eine Kurve innerhalb eines Ordinatenſyſtems dargeſtellt. 
(Fig. 1.) Wir fragen, was dieſe Darſtellung eigentlich bedeutet. 
Als Antwort nehmen wir die 
Ausführungen Schumpeters in 
ſeinem „Weſen und Hauptinhalt 
der theoretiſchen Nationalöfono- 
mie“. Dort wird (S. 70) die 
Nachfragelinie, wie folgt, erklärt: 
„Man frage die einzelnen Wirt- 
ſchaftsſubjekte, was ſie für eine 
beſtimmte Menge irgendeines 
Gutes zu geben bereit ſeien, 
lieber als darauf zu verzichten .. 

Stets wird für jedes Wirtſchaftsſubjekt und jede Menge 1 55 
Gutes eine Menge irgendeines anderen Gutes angegeben werden 


Fig. 1 


können, die es zu geben bereit iſt, während bei einem nur 


um wenig größeren ‚Preis‘ kein Tauſch mehr zuſtande kommt. — 
Nehmen wir den Preis zur Kenntnis, und fragen wir dieſelben Leute 
in demſelben Zeitpunkte, was ſie für eine andere beſtimmte Menge 


* 
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des ſelben Gutes zu geben bereit wären, lieber als darauf zu ver⸗ 
zichten ... Notieren wir wieder die Antwort... Wiederholen wir 
unſere Frage ſo oft als möglich. Nun 12 9 wir für jedes Wirt⸗ 
ſchaftsſubjekt die verſchiedenen Mengen auf der Abſziſſenachſe eines 
rechtwinkligen Koordinatenſyſtems und die Preiſe, die uns dasſelbe 
angegeben hat, als Ordinaten auf. Und endlich verbinden wir die 
gewonnenen Flächenpunkte durch Interpolation zu einer kontinuierlichen 
Kurve.“ Aus dieſer Art, wie die Nachfragelinie oder Nachfragekurve 
zeichneriſch gebildet wird, ergibt ſich ihre Bedeutung, ihr Sinn. Sie 
bringt eine Preis⸗ oder, richtiger, eine Preiswilligkeits⸗ oder Höchſt⸗ 
gebotsfunktion zum Ausdruck; ſie zeigt die Verſchiedenheit der 
Preiswilligkeit eines einzelnen Käufers für je ein Stück aus ver⸗ 
ſchiedenen von ihm zu erwerbenden Mengen einer beſtimmten Güter⸗ 
art. Das Sinken der Linie zeigt dabei das Sinken der Preis⸗ 
willigkeit bei Erhöhung der N vom Käufer aufzunehmenden 
Menge. 
Was bedeutet nun aber die Linie wenigſtens von vornherein 
nicht? Sie bedeutet keine Wertfunktion des Käufers, Wert im Sinne 
von ſubjektivem Werte genommen. Sie iſt keine Darſtellung der 
verſchiedenen ſubjektiven Wertſchätzung des Käufers hinſichtlich eines 
Stückes aus verſchiedenen ihm angebotenen, von ihm zu erwerbenden 
Mengen einer Güterart. Gerade dieſe Bedeutung wird nun aber 
der Nachfragekurve ſehr häufig beigelegt. Man erklärt ſie für eine 
Wertkurve. Wir finden dieſe Auffaſſung eben bei Schumpeter, der 
doch, wie wir ſahen, die Nachfragekurve ausdrücklich als Preiswilligkeits⸗ 
kurve konſtruiert. Schumpeter begründet dabei die Identifizierung 
von Preiswilligkeitskurve und Wertkurve wie folgt: „Allein, warum 
heißt dieſe Funktion — die durch die Nachfragekurve veranſchaulicht 
wird — die Wertfunktion? Das iſt nicht ſchwer zu erklären. Die 
befragten Wirtſchaftsſubjekte werden ſagen, das eine beſtimmte 
Menge eines Gutes im äußerſten Falle jo viel ‚wert‘. und nicht mehr 
als fo viel ‚wert‘ ſei. Fragte man fie weiter, warum fie überhaupt 
einen Preis für ein beſtimmtes Gut zu zahlen bereit ſind, ſo würden 
ſie antworten, daß ſie dasſelbe brauchen.“ Allein dieſe Begründung 
ift jedenfalls nicht genügend, um auf ihr die Identität von Preis⸗ 
willigkeits⸗ und Wertkurve aufzubauen. Wenn das Wirtſchafts⸗ 
ſubjekt, gefragt, warum es höchſtens einen beſtimmten Betrag für 
ein beſtimmtes Gut hinzugeben bereit iſt, antwortet, weil ihm das 
Gut ſo viel wert ſei, ſo iſt dieſe Antwort entweder falſch oder als 
e far eine Went von Preisangebot und Wert 
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nicht zu brauchen. Falſch iſt die Antwort, wenn das Wirtſchafts— 
ſubjekt ſein Preisangebot mit dem innerlich empfundenen ſubjektiven 
Werte des zu erwerbenden Gutes wirklich unmittelbar begründen, 
alſo ſagen wollte, dieſer primäre Wert drücke ſich bei ihm unmittel⸗ 
bar in der angebotenen Summe aus. Dieſe innere Begründung des 
Preisangebotes iſt auch gar nicht Sache jedes beliebigen Wirtſchafts— 
ſubjektes, ſondern Sache des theoretiſchen Pſychologen — National- 
ökonomen. Tatſächlich denkt aber das Wirtſchaftsſubjekt, wenn es 
die erwähnte Antwort gibt — und man hört die Antwort ja ſehr 
häufig — gar nicht an eine wirkliche Begründung ſeines Preisan— 
gebotes mit dem ſubjektiven Werte des Gutes. Wenn jemand auf 
die Frage, warum er für einen Hut höchſtens 15 Kronen zu geben 
bereit iſt, antwortet, ‚weil ihm der Hut ſo viel wert ſei“, will er 
damit ſicher nicht ſagen, daß ſich ſeine ſubjektive Schätzung des Hutes 
in dem Betrage von 15 Kronen ausdrücke. Der Sinn der Antwort 
„ich gebe für ein Gut einen beſtimmten Betrag, weil es dieſen 
Betrag wert iſt“, iſt vielmehr der, man gebe den Betrag für das 
Gut, weil das Gut dieſen Betrag allgemein koſtet und ſeine Anſchaffung 
um dieſen Preis für den Käufer wirtſchaftlich gerechtfertigt iſt, viel- 
leicht auch der, daß der Verkäufer dabei keinen übermäßigen Gewinn 
erzielt. Daß aber eine Antwort in dieſem Sinne uns nicht be— 
rechtigt, das Preisangebot des Käufers als Ausdruck ſeiner Wert⸗ 
ſchätzung anzuſehen, iſt doch ganz klar. Die weitere Antwort des 
Wirtſchaftsſubjektes, die Schumpeter hinzufügt, „weil es das Gut 
brauche“, genügt aber offenbar noch viel weniger, um das Preis— 
angebot als Ausdruck der ſubjektiven Wertſchätzung des Käufers auf— 
faſſen zu dürfen. Denn man braucht alle Güter, die man kauft, 1 
bewilligt dafür aber die verſchiedenſten Preiſe. Es iſt alſo ganz 
unzuläſſig, auf die Antwort, die man etwa vom Wirtſchafts— 
ſubjekt erhält, und wie ſie Schumpeter anführt, die Identität von 
Preisangebot und Wertſchätzung, von Preiskurve und Wertkurve zu 
gründen. | | | 
Tatſächlich kann eine Identität von Preiswilligkeits⸗- und Wert: 
kurve überhaupt nicht beſtehen, und zwar aus dem Grunde, weil 
die ſubjektive Wertſchätzung eines Käufers gegenüber einem anzu— 
ſchaffenden Gute weder vom Käufer ſelbſt noch von einem Beobachter 
durch einen Geldbetrag ausgedrückt werden kann. Eine zahlenmäßige 
Meſſung des Bedürfniswertes in Geld iſt grundſätzlich ausgeſchloſſen. 
Wir werden darauf noch zurückkommen. Damit entfällt aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch die Möglichkeit, die verſchiedene Wertſchätzung eines 
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Stückes aus verſchiedenen Mengen einer Güterart ſeitens eines 


Käufers durch verſchiedene Geldbeträge auszudrücken und dies 


zeichneriſch darzuſtellen. Die Nachfragekurve, deren Elemente ver⸗ 
ſchiedene, verſchiedenen Mengen einer Güterart entſprechende Geld⸗ 


beträge darſtellen, kann daher keine Wertkurve ſein. Sie iſt eben 


nichts anderes als eine Preiswilligkeitskurve, als die ſie ja von 
vornherein konſtruiert wurde. Wollte man auf einer graphiſchen 
Darſtellung der verſchiedenen ſubjektiven Wertſchätzung — alſo nicht 
Preiswilligkeit — des Käufers gegenüber einem Stücke aus ver⸗ 
ſchiedenen Mengen einer Güterart beſtehen, müßte man ſich damit 
begnügen, irgendeine abwärts gerichtete Linie zu zeichnen, zwar mit 
Mengenangaben auf der Abſziſſe, jedoch ohne jede Angabe irgend⸗ 
einer Quantität auf der Ordinate, was dann nur bedeuten würde, 
daß das Wirtſchaftsſubjekt ein weiteres Stück einer Güterart in der 
Regel geringer ſubjektiv wertet als ein früheres. Irgendeine be⸗ 
ſtimmte Geſtalt könnte dieſer Linie nicht beigelegt werden. Nicht 
einmal die abſteigende Richtung ſteht für alle Fälle feſt, da eine all⸗ 


gemeine unbedingt notwendige geringere Schätzung der an folgende 


Stücke einer Güterart geknüpften Bedürfnisbefriedigungen nicht an⸗ 


| genommen werden darf. Gegenüber dieſer ganz unbeſtimmten Geſtalt 
der Wertfunktion hat die Nachfragefunktion eine ganz beſtimmte 


i Geſtalt, die man auf die von Schumpeter angegebene Art, wenn 


auch, wie wir ſehen werden, mit einem anderen Ergebniſſe, ermitteln 
und graphiſch konſtruieren kann. Allein ſie bleibt dabei eben nur 
Nachfragefunktion und iſt keine Wertfunktion, noch auch if fie aus | 


der ſubjektiven Wertung erklärt. 


Dabei wäre noch folgendes zu Depterbeit Schumpeter ſagt, ſtets 


werde für jedes Wirtſchaftsſubjekt und jede Menge eines Gutes 


eine Menge irgendeines anderen Gutes angegeben werden können, 
die es dafür zu geben bereit iſt. Schumpeter überſieht dabei den 
grundlegenden Unterſchied zwiſchen Tauſch und Kauf. Das Wirtſchafts⸗ 


| ſubjekt kann für ein Gut, das es zu erwerben beabſichtigt, ein Gut 


hingeben, das es im Hinblick auf eine von dieſem Gute abhängige 


Bedürfnisbefriedigung unmittelbar wertet. In dieſem Falle kann 
das Wirtſchaftsſubjekt unmittelbar im Hinblick auf das Vorzugs⸗ 


verhältnis der abhängigen Bedürfnisbefriedigungen des hinzugebenden 


und des zu erwerbenden Gutes beſtimmen, ob die Hingabe des Gutes 


für das zu erwerbende Gut gerechtfertigt iſt. Der Akt der Erwerbung 


gründet ſich unmittelbar auf eine ſubjektive Wertſchätzung ſowohl 
des hinzugebenden als auch des zu erwerbenden Gutes. Dies iſt 
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der Fall des Tauſches. Ganz anders verhält es ſich, wenn das 
Wirtſchaftsſubjekt Geld für ein Gut hingeben ſoll. Hier fehlt dem 
Wirtſchaftsſubjekt jede Möglichkeit eines unmittelbaren Vergleiches 
des ſubjektiven Wertes des zu erwerbenden Gutes mit dem Werte 
der hinzugebenden Geldſumme. Die Erklärung der Bereitwilligkeit 
des Käufers, für ein beſtimmtes Gut einen beſtimmten Geldbetrag 
hinzugeben, und die Feſtſtellung der Gründe, die den Käufer zur 
Hingabe ebendieſes Geldbetrages und keines anderen veranlaſſen, 
wird hierdurch zum wiſſenſchaftlichen Problem. Das iſt der Fall 
des Kaufes, der uns im Hinblick auf die heutige verkehrswirtſchaft— 
liche Organiſation der Volkswirtſchaft allein intereſſiert. Schumpeter 
begeht an der angeführten Stelle den ſo häufigen Irrtum, Kauf 
und Tauſch nicht gehörig auseinanderzuhalten und Sätze, die ſich 
allenfalls für den Tauſch ergeben würden, unmittelbar auf den Kauf 
anzuwenden. Demgegenüber wäre auf folgende Bemerkung von 
Karl Elſter in einer Beſprechung der zweiten Auflage von Knapps 
Staatlicher Theorie des Geldes zu verweiſen: „In folgerichtiger 
Fortbildung der Knappſchen Theorie iſt Bendixen zu der Auffaſſung 
gelangt, . .. daß die Charakteriſierung des modernen Geldverkehrs 
als einer Tauſchwirtſchaft verfehlt und nur durch eine geſchichtlich 
zu erklärende Verkennung der tatſächlich beſtehenden Verhältniſſe be⸗ 
dingt iſt. Die theoretiſche Geldtheorie überſieht, daß das Geld, das 
wir beim Kauf am Werke ſehen, beim Tauſche nicht — zwei grund: 
verſchiedene Wirtſchaftsepochen trennt, daß es nicht aus dem Tauſche 
begriffen, ſondern nur im Gegenſatz zum Tauſchverkehr verſtanden 
werden kann.“ Was hier von der Geldtheorie ausgeſagt wird, gilt 
im vollen Umfange auch von der Preistheorie. Auch dieſe darf, ſo— 
weit ſie die Preiſe der Verkehrswirtſchaft erklären will — und das 
allein iſt doch ihr Zweck —, nicht Erſcheinungen eines Tauſchverkehrs 
zur Grundlage nehmen. Schumpeter durfte daher die Identifizierung 
der Nachfrage⸗ und der Wertkurve nicht damit begründen, daß jeder 
angeben könne, wieviel Güter einer Art er für Güter anderer Art 
hingeben würde. Er hätte lediglich auf die Hingabe von Geld für 
ein Gut Rückſicht nehmen dürfen. Dann aber wäre er wohl dazu 
gekommen, daß man aus der ſubjektiven Wertſchätzung eines Gutes 
die Bereitwilligkeit des Käufers zur Hingabe einer beſtimmten Geld— 
ſumme für dieſes Gut nicht unmittelbar ableiten könne, und daß fo- 
mit beim Kaufe eines Gutes um Geld die Nachfragekurve nicht ein— 
fach eine Wertungskurve darſtellen könne. 
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Die Annahme einer Identität der Nachfrage⸗ mit einer Wert⸗ 
kurve iſt ſomit verfehlt. Die Nachfragekurve, die die Geſtaltung der 
Preiswilligkeit des einzelnen Käufers für je ein Stück aus verſchie⸗ 
denen Mengen einer Güterart darſtellt, iſt keine Wertkurve; ihre 
Elemente ſtellen nicht verſchiedene ſubjektive Wertſchätzungen des 
Käufers ſondern lediglich verſchiedene Preiswilligkeiten desſelben 
hinſichtlich je eines Stückes aus verſchiedenen Mengen einer Güterart 
dar. Daraus ergibt ſich aber, daß man bei Identifizierung der Nach⸗ 
fragekurve mit einer Wertkurve eine grundlegende Frage umgangen 
hat, die Frage nämlich, wie die einzelnen Elemente der Nachfrage⸗ 
kurve zuſtande kommen, oder — wenn wir von der graphiſchen Dar⸗ 
ſtellung abſehen und die Sache ſelbſt in Betracht ziehen — wie es 
auf Grund der ſubjektiven Wertſchätzung des Käufers zu einem 
beſtimmten Preisangebot desſelben für Güter beſtimmter Art und 


beſtimmter Menge überhaupt kommt. Mit der Stellung, die die 


Theorie zu dieſer Frage eingenommen hat, wollen wir uns im 
folgenden beſchäftigen. Wir greifen dabei einzelne Autoren heraus, 
bei denen ein beſonderer Standpunkt feſtzuſtellen iſt. Eine allgemeine 
Wege ge Darſtellung liegt uns vollkommen . 


„ Preiswiligkeit und fubjettioer Wert in der <peorie 
Die klaſſiſche Nationalökonomie und ihre Nachfolger haben ſich 


— 


mit den im einzelnen Individuum ſich abſpielenden Vorgängen über⸗ 5 


haupt nicht oder doch nur ſehr flüchtig beſchäftigt. Für ſie entfiel g f 
daher die Frage, wie ſich beim Individuum auf Grund pſychiſcher 
Vorgänge ein beſtimmtes Preisangebot für ein beſtimmtes Gut ergibt, 


überhaupt. Als man dann dazu kam, durch Beobachtung des pſychi⸗ 
ſchen Verhaltens des einzelnen Individuums, ſoweit es ſich auf 
Bedürfnisbefriedigungen bezieht, den Schlüſſel für die Löſung volks⸗ 


wirtſchaftlicher Probleme zu ſuchen, hat man geglaubt, durch den 


Hinweis auf den Grenznutzen von Werturteilen des Individuums 


unmittelbar zu einer Erklärung ſeines Preisangebotes und ſodann des 


Preiſes zu gelangen. Man nahm an, daß das Werturteil des Indi⸗ 


viduums unmittelbar ſein Preisangebot und daß ein beſtimmtes Wert⸗ 


urteil eines beſtimmten Wirtſchaftsſubjektes oder einer Gruppe ſolcher 
unmittelbar den Preis ergäbe. Dies etwa iſt der Stand der Frage 
bei Menger. Für Menger war die Aufgabe die, an Stelle der 


offenbar unzulänglichen Koſtenerklärung eine Erklärung des Preiſes 


zu ſetzen, die aul-letzte Elemente, das iſt das Wertverhalten des 
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einzelnen Individuums, zurückführte, dabei aber den Widerſpruch 
zwiſchen Gebrauchswert und Tauſchwert auflöſte, der eben die klaſſiſche 
Scchule veranlaßt hatte, die Erklärung des Preiſes aus Wert— 
„ ſchätzungen des Individuums abzulehnen !. Den Ausweg fand 
Menger in dem Hinweis auf den Grenznutzen. Wenn man ſtatt des 
einfachen Nutzens eines Gutes oder einer Güterart den Grenznutzen 
der gegebenen Menge einer Güterart nimmt, ergibt ſich die geſuchte 
Übereinſtimmung zwiſchen Tauſchwert und Gebrauchswert, zwiſchen 
jubjeftivem Wert und Preis; man kann den Preis unmittelbar auf 
den ſubjektiven Wert zurückführen, und alle anderen Erklärungen des 
Preiſes — insbeſondere die aus Koſten — ſind unrichtig oder ledig— * 
lich von ſekundärem Charakter. Dementſprechend vertritt denn Menger 
in feinen Grundſätzen der Volkswirtſchaftslehre entſchieden eine voll- 
kommene Proportionalität zwiſchen ſubjektivem Wert und Preis. 
„Da nun, wie wir in den beiden nächſten Kapiteln ſehen werden, 
der Preis der Güter eine Folge ihres Wertes für den wirtſchaftenden 
Menſchen iſt und auch die Größe des erſteren unter allen Umſtänden 
in jener des letzteren ihr maßgebendes Prinzip findet“ (S. 143), 
oder „In Wahrheit ergibt ſich denn auch der Preis konkreter Arbeits— 
leiſtungen, wie wir ſehen werden, gleich jenem aller anderen Güter 
nach ihrem Werte.“ Allein einen Beweis dafür, daß die Wert⸗ 
ſchätzung des Käufers unmittelbar ſein Preisangebot ergäbe, finden wir 
bei Menger nicht, ja auch nicht einmal den Verſuch, zu zeigen, wie 
der Käufer auf Grund ſeiner Wertſchätzung des Gutes zu einem | 
beſtimmten Preisangebote in Geld gelangt. Das erklärt fih zum Teil 
auch wieder daraus, daß Menger eine unmittelbare Schätzung des 2 
hinzugebenden und des zu empfangenden Gutes durch den Käufer 
annimmt, alſo vom Naturaltauſch ausgeht. Freilich jagt er, dieſeer .; 
Begriff ſei im Sinne der Volkswirtſchaftslehre ein viel weiterer als 
im populären und insbeſondere auch im juriſtiſchen Sinne, indem er 
im Sinne der Volkswirtſchaftslehre auch den Kauf umfaſſe. Aber 
feine Beiſpiele wählt Menger doch nur vom eigentlichen Natural⸗ 
tauſch, und für dieſen verſchwinder eben, wie wir ſahen, das der 
geldwirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft eigentümliche Problem 
des Preisangebotes in einem nicht unmittelbar geſchätzten Gute — in 
Geld. Dieſes Problem bleibt ſo bei Menger ganz ungelöſt. Allein 
nicht nur das. Durch die . daß ſich das Preisangebot un— 
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mittelbar auf die Wertſchätzung gründe, gelangt Menger, wie ie erwähnt, 
folgerichtig dann auch zur Proportionalität von Wert und Preis. 
Damit erſcheint aber auch die poſitive Löſung des Preisproblems, 


\ ſoweit wir von einer ſolchen bei Menger ſprechen können, als nicht 


entſprechend. Wir verdanken Menger — mit anderen — die Heran⸗ 


ziehung des ſubjektiven Wertes zur Erklärung des Preisproblems. 


Ohne dieſen Schritt wäre jede Fortentwicklung der ſtagnierenden 


| volkswirtſchaftlichen Theorie unmöglich geweſen. Wir verdanken 


Menger ferner den Hinweis auf den verſchiedenen Rang der von 
Gütern einer Art abhängigen Bedürfniſſe. Auch dieſer Hinweis iſt 


wichtig und für die Fortbildung der nationalökonomiſchen Theorie 


unentbehrlich. Allein eine richtige Erklärung des Preisproblems hat 
Menger durch die Annenbung aaa beiden Grundgedanken nicht 
gegeben. 5 
Für die unmittelbaren Nachfolger Mengers gilt zunächſt das⸗ 


ſelbe wie für Menger ſelbſt. Man behandelte die Wertlehre, wobei 
man auf den Grenznutzen das entſprechende Gewicht legte, und in 


unmittelbarem Anſchluſſe hieran hieß es dann beim Übergang zur 


| eigentlichen Preistheorie: „Wir nehmen an, A ſchätze ein Gut auf 


100.“ Wie aber 4, auch wenn er nach Grenznutzen ſchätzt, gerade 


auf 100 oder ſonſt eine beſtimmte Summe kommt, dieſe Frage 
wurde überhaupt nicht erhoben, geſchweige denn beantwortet. Man 


nahm an, ſie ſei durch Hinweis auf den Grenznutzen erledigt. All⸗ 


mählich tauchten nun aber doch Zweifel auf, ob ſich die Wertſchätzung 


5 des Käufers tatſächlich unmittelbar im Preisangebot geltend mache, ob 


fie ſich denn überhaupt irgendwie ziffernmäßig ausdrücken laſſe. Man 
nahm nun dieſe Frage, die früher überhaupt nicht geſtellt, ſondern 


deren Bejahung ſtillſchweigend als ſelbſtverſtändlich angenommen 

wurde, vor, behandelte und bejahte ſie. Hierher gehören die Aus⸗ 

führungen Böhm⸗Bawerks in dem den Wert und Preis behandelnden 
III. Buch ſeiner poſitiven Theorie des Kapitals. Mit dieſen Aus⸗ 
führungen wollen wir uns nun beſchäftigen. 


Böhm⸗ Bawerk geht ganz richtig davon aus, daß es bei der 
Größe des Wertes auf die Rangordnung der Bebürfniffe unkomme. 


Er ſpricht vom Grade der Wichtigkeit des Bedürfniſſes (S. 236), 


| | von der Rangordnung der Bedürfnisgattungen und der konkreten 
Bedürfniſſe (S. 237); er ſtellt die Frage, nach welcher dieſer Skalen 


man Güter zu bewerten hat (S. 239), und kommt zum Schluſſe, 
daß es die Wertſchätzung der Güter nicht mit der Rangordnung der 


ee Bedürfnisgattungen, ſondern nur mit jener der konkreten Bedürfniſſe 
e | 9 
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Diͤeſen Satz formuliert er dann kurz: Der Wer 
ſich nach der Größe ſeines Grenznutzens (S. 247). 
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zu tun habe (S. 240). Nachdem er ferner feſtgeſtellt hat, daß es 


jedesmal auf das mindeſt wichtige unter allen in Frage kommenden 
Bedürfniſſen ankomme (S. 243), bezeichnet er als Hauptergebnis der 
Unterſuchung: „Die Größe des Wertes eines Gutes bemißt ſich nach 
der Wichtigkeit des ... mindeſt wichtigen a Bedürfniſſes.“ 

eines Gutes bemißt 


Diͤeſer Satz enthält zwei mehrdeutige Worte, die ſchließlich aus 
den an ſich richtigen Vorderſätzen zu unrichtigen Nachſätzen führen. 


Es find dies die Worte „bemißt“ und „Größe“. Das Wort „bemißt“ 


ſollte richtig in dem Satze den Sinn haben, daß für den Wert eines 
Gutes der Grenznutzen in Betracht kommt, daß es der Grenznutzen 


und nicht ein anderer Nutzen des betreffenden Gutes oder gar der 
Nutzen der Güterart iſt, den wir beim einzelnen Gute ſchätzen, der 


den Wert des Gutes, der ja mit Nutzen identiſch iſt, ausmacht. Der 


Wert des Gutes beſteht in ſeinem Grenznutzen. Man kann hierfür 
das Wort „bemißt ſich“ etwa in dem Sinne gebrauchen, wie wenn 


man ſagt, der Wert eines Kunſtwerkes „bemißt ſich“ nach ſeiner 
Schönheit, wo man beſſer ſagen würde: der Wert eines Kunſtwerkes 
beſteht in ſeiner Schönheit. Das Wort „bemißt“ hat aber noch 
einen anderen Sinn, bei welchem man eine Sache tatſächlich mißt, und 
zwar nach etwas von der Sache Verſchiedenem, nach Wirkungen uſw., 
wenn man zum Beiſpiel ſagt, die Stärke eines Menſchen bemißt ſich 
nach dem Gewichte, das er heben kann. Bei dieſem Gebrauche des 
Wortes herrſcht ſelbſtverſtändlich nicht — wie in dem erſten Fall — 
Identität zwiſchen dem, was bemeſſen wird, und dem, woran es be- 
meſſen wird. Die Schönheit, nach der ſich der Wert des Kunſtwerkes 
bemißt, bildet den Wert des Kunſtwerkes, iſt unmittelbar Gegenſtand 
des Werturteils, ebenſo wie der Grenznutzen mit dem Werte, der ſich 


nach ihm bemißt, identiſch iſt. Das Gewicht hingegen, nach dm 
man die Stärke bemißt, iſt mit der Stärke nicht identiſch; es handelt ie 


ſich um eine Wirkung der Stärke, von der man auf die Stärke 
zurückſchließt. Bei Böhm⸗Bawerk iſt nun der Satz ſo formuliert, 
daß er den zweiten Sinn erhält. Er muß die Vorſtellung erwecken, 
als ob Grenznutzen und Wert zwei verſchiedene Dinge wären, als ob 
man durch Meſſung des einen zur Meſſung des anderen gelangte. 


So insbeſondere, wenn es S. 259 heißt: „Bis jetzt erklärten wir 


die Höhe des Wertes aus der Höhe des Grenznutzens.“ Richtig 
würde der Satz lauten: „Wir fanden den Wert eines Gutes mit 
ſeinem Grenzwert identiſch.“ Es handelt ſich beim Grenznutzen um 
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keine Wertmeſſung, ſondern lediglich um die Feſtſtellung, auf welche 
Bedürfnisbefriedigung es beim Werte ankommt. | 

Böhm-Bawerk geht aber noch weiter und ſpricht außer von 
bemeſſen auch von einer „Größe“ des Wertes, die ſich nach der Größe 
des Grenznutzens beſtimme. Auch das Wort „Größe“ kann man in 
doppeltem Sinne nehmen. Man kann „Größe“ im Sinne irgendeines 
Rangverhältniſſes auffaſſen. In dieſem Sinne können wir von Größe 
der Schönheit ſprechen, einer Schönheit, die einen bedeutenden Grad 
erreicht, ohne dabei irgendwie an in eigentlichem Sinne meßbare 
Größen zu denken. Der Wert iſt nun ſicher keine Größe im eigent⸗ 
lichen Sinne, im Sinne der Mathematik (vgl. Kraus, Zur 
Theorie des Wertes, ©: 24 und S. 90). Böhm⸗Bawerk faßt aber 
den Wert als in eigentlichem Sinne meßbar auf, wenn er auch eine 
exakte Meſſung für unmöglich hält. So ſagt er denn ausdrücklich: 
„Wir gaben die Anleitung, die Größe des Wertes zu bemeſſen nach 
der Größe der Wohlfahrtsdifferenz“, obſchon er doch nur gezeigt 
hatte, auf welche von einem Gute abhängige Bedürfnisbefriedigung 
oder Wohlfahrtsdifferenz es beim Werte des Gutes ankommen fol. 
Daß dieſe Bedürfnisbefriedigung oder Wohlfahrtsdifferenz meßbar 
wäre, hatte er bisher nirgends gezeigt, geſchweige denn, in welcher 
Weiſe ſie meßbar wäre. vr 

Unmittelbar anſchließend an die letzt angeführte Stelle geht 
Böhm-⸗Bawerk nun daran, Einwendungen gegen die Meßbarkeit von 
Gefühlsgrößen zu entkräften. Zunächſt bemerkt er, wie es denn 
möglich ſein ſollte, zu beurteilen, welcher Nutzen der größere ſei, 
wenn es uns nicht möglich wäre, überhaupt unſere Bedürfniſſe, 
Wünſche, Empfindungen aus einem gemeinſamen Geſichtspunkte zu 
vergleichen, auf einen einheitlichen Nenner zu bringen und uns über 
ihre abſolute und relative Intenſität ein Urteil zu bilden. Darauf 
antworten wir, daß — wie Franz Brentano gezeigt hat — die Feſt⸗ 
ſtellung der Vorzüglichkeit eines Wertes vor dem anderen auf Grund 
von Intereſſeakten beſonderer Art erfolgt, ohne daß hierzu irgend⸗ 
ein Zurückführen der Werte auf einen gemeinſamen Nenner, ein ge⸗ 
meinſames Maß erforderlich wäre. Davon wird noch zu ſprechen 
ſein. Dann ſagt Böhm⸗Bawerk: wären unſere Luſt⸗ und Leidgefühle 
wirklich inkommenſurabel, ſo wären wir immerfort in der größten 
Ratloſigkeit. Denn da auch des reichſten Mannes Mittel nicht aus⸗ 
reichen, um alle ſeine Wünſche zu befriedigen, ſo hätten wir abſolut 
keinen Anhaltspunkt, welche Wünſche und Bedürfniſſe bevorzugt 
werden ſollen, und welche nicht. Darauf antworten wir wieder, daß 
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es für das Vorziehen nicht auf eine Kommenſurabilität im engeren 
Wortſinn, im Sinne des Auf⸗ein⸗gemeinſames⸗Maß⸗Zurückführens, 
ankommt, daß aber die Kommenſurabilität von Werten im weiteren 
Sinne, die Vergleichbarkeit und Feſtſtellbarkeit des Vorzuges, wenn 
auch ohne Maß, beſteht. Wenn dann ſchließlich Böhm⸗Bawerk ſagt, 
daß wir wirtſchaften, ſei der beſte Beweis dafür, daß unſere Luſt— 


und Leidgefühle für Größenbeſtimmungen nicht ſchlechthin unzugäng⸗ 


lich ſind, ſo antworten wir, das Wirtſchaften zeige nur, daß wir in 
der Lage ſind, Vorzugsurteile zu fällen und auf Grund derſelben 
beſtimmte wirtſchaftliche Akte vorzunehmen. Wie ſich aber das Vor- 
ziehen in den wirtſchaftlichen Akt umſetzt, das iſt eben das Problem, 
deſſen Löſung die Preistheorie erfordert. 

Böhm⸗Bawerk unternimmt es nun aber auch, ſeine Annahme, 
daß die Wirtſchaftsſubjekte die Größe des Abſtandes zweier Luſtgefühle 
ziffermäßig beſtimmen, durch ein Beiſpiel nachzuweiſen, und zwar 
verweiſt er auf einen Knaben, der einem Apfel ſechs Pflaumen vor— 
zieht. Zu dieſem Beiſpiel iſt zunächſt zu bemerken, daß das Urteil, 
der Genuß von ſechs Pflaumen übertrifft gerade den eines Apfels, 
abſolut nicht identiſch iſt — wie Böhm⸗Bawerk vermeint — mit dem 
Urteil, daß der Genuß eines Apfels den einer Pflaume etwas weniger 
als ſechsmal übertrifft. Es bleibt vielmehr bei dem einen Urteile, 
ſechs Pflaumen ſind beſſer als ein Apfel, und alle Ableitungen, wie: 
eine Pflaume iſt beſſer als der ſechſte Teil des Genuſſes eines Apfels 
oder: der Genuß eines Apfels iſt nicht ganz ſechsmal größer als der 
Genuß einer Pflaume, ſind vollkommen unzuläſſig. Man kann alſo 


in gewiſſem Umfange durch Summierung eines für ſich allein ge⸗ 


ringeren Wertes ſeine Gleichſtellung oder auch den Vorzug vor einem 
für ſich allein höheren Wert herbeiführen. Allein das iſt eben kein 
eigentliches Meſſen, und deshalb darf man bei einem ſolchen Auf— 
wiegen oder Überwiegen des höheren Wertes durch Summierung des 
geringeren Wertes weitere Operationen wie bei einem wirklichen 
Meſſen nicht vornehmen. Aber ganz abgeſehen hiervon handelt es 
ſich beim Preisangebot des Käufers gar nicht um ein Aufwiegen oder 
Überwiegen eines Wertes durch einen anderen. Denn das, was der 
Käufer hingibt, das Geld, ſchätzt er überhaupt nicht in der Weiſe, 
wie er das zu erwerbende Gut ſchätzt. Es fehlt, wie oben gezeigt 
wurde, jede Möglichkeit eines unmittelbaren Vergleiches des ſub— 
jektiven Wertes des zu erwerbenden Gutes mit dem im gleichen Sinne 
aufgefaßten ſubjektiven Werte des Geldes. 

Böhm⸗Bawerk hat denn auch ganz richtig erkannt, daß man 
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| durch bloße Feſtſtellung der Tatſache, daß es gelingt, durch Summierung 


| u; minder geſchätzter Güter eine Wertgleichheit mit Gütern höherer 


i Einzelſchätzung herbeizuführen, zu einer Erklärung des Preisangebotes 
des Käufers nicht gelangt, das hierzu vielmehr der Nachweis er⸗ 


forderlich iſt, daß ein entſprechender Vorgang auch im Hinblick auf 


das Geld möglich ſei. „Unzählige Wirtſchaftsakte nehmen wir rein 


gewohnheitsmäßig, gleichſam mechaniſch, vor.“ Auf dieſe kommt es 


5 bei unſerer Frage überhaupt nicht an, da es darauf ankommt, wie 


ſich die Gewohnheit bildet. „Allein in vielen Situationen, die außer⸗ 


halb des tief ausgefahrenen Geleiſes der. Alltagsgewohnheit liegen“, 
das heißt alſo in jenen Fällen, in denen wir allein den Vorgang 


der Preisbildung in ſubjektiver Beziehung beobachten können, „ſind 
wir doch veranlaßt, wirtſchaftlich zu überlegen, und hier find ziffer 


mäßige Größenbeſtimmungen von Genüſſen und Entbehrungen nicht 
ſelten.“ „Ich möchte ſogar behaupten, daß wir uns für Beſtimmungen 


ſolcher Art häufig geradezu einer Art Maßeinheit bedienen. Als 


ſeoolche dient uns die Größe des Genuſſes, den wir uns durch die 
| Geldeinheit. verſchaffen können. Ich glaube, jeder von uns hat 


von dem Genuß, den er ſich durch beſtimmte Geldſummen verſchaffen 
kann, eine feſte Größenvorſtellung im Kopfe, an der er in zweifel⸗ 


haften Fällen bemißt, ob ein beſtimmter Genuß die Geldausgabe 
lohnt. Natürlich ſind die Genußgrößen, die an der Geldeinheit 


haften, für jedes Individuum andere... Mag es indes mit der 


Benutzung von Gefühlsgrößen als förmlichen Maßeinheiten beſtellt 


ſein wie immer, für einen Satz glaube ich durch die vorſtehenden 


Ausführungen den Beweis jedenfalls erbracht zu haben, daß wir 


uämlich uns nicht damit begnügen, bloß zu urteilen, ob ein Luſt⸗ 
gefühl überhaupt größer iſt als ein anderes, ſondern daß wir es 
auch unternehmen, die Größe des Abſtandes ziſfermäßig A beſtimmen.“ 

Dem iſt nun wieder zu entgegnen. Die Annahme Böhm⸗Bawerks, 


daß der einzelne die Vorſtellung des Genuſſes einer Geldeinheit habe 


und an ihr in zweifelhaften Fällen meſſen könne, ob ein beſtimmter 


Genuß die Hingabe einer beſtimmten Geldſumme wert ſei, iſt ent⸗ 
ſchieden abzulehnen. Sie widerſpricht jeder Erfahrung. Wenn 
jemand bei einer Verſteigerung ein Bild erſtehen will und dafür 


50 Kronen bietet — wir nehmen das Beiſpiel der Verſteigerung, 
weil man ſich in dieſem Falle nicht an gegebene Preiſe anſchließen 
und ſomit keiner Gewohnheit folgen kann, vielmehr ſein Preisangebot 


iim eigentlichen Sinne zu bilden gezwungen iſt —, jo tut er es doch 
ſicher nicht in der Weiſe, daß er ſich die Größe des Genuſſes, den 
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eine Geldeinheit verſchaft, vorſtellt und berechnet, daß der Wert des 
Bildes das Fünfzigfache dieſes Genuſſes überſteigt. Das entſpricht 
doch unbedingt nicht dem wahren Verhalten des Käufers, und ſein 
Preisangebot kommt jedenfalls auf dieſe Weiſe nicht zuſtande. Tat⸗ 
ſächlich beſteht Böhm⸗Bawerk nicht unbedingt auf dieſer Erklärung. 
Er trägt ſie zögernd vor und iſt von ihrem Zutreffen nicht ganz 
überzeugt. Wenn er dann aber meint, es genüge, daß er den Be⸗ 
weis erbracht habe, daß man es unternehme, die Größe des Abſtandes 
von Wertungen ziffermäßig zu meſſen, ſo iſt feſtzuſtellen, daß Böhm⸗ 
Bawerk dieſen Beweis nicht erbracht hat — denn das Beiſpiel des 
Apfels und der Pflaumen genügt jedenfalls nicht —, und daß er ihn 
insbeſondere nicht für ein Meſſen in Geld erbracht hat, worauf allein 
es ankommt. Es iſt alſo der Verſuch Böhm⸗Bawerks, das Preis⸗ 
angebot des Käufers als ziffermäßigen Ausdruck ſeiner Schätzung des 
Gutes zu erklären, auch wenn die Möglichkeit des Aufwiegens eines 
höheren Wertes durch Summierung geringerer Werte berückſichtigt 
wird, nicht als gelungen anzuſehen. Das Preisangebot des Käufers 
iſt tatſächlich kein in Geldbeträge umgeſetzter Nutzen. Das ziffer⸗ 
mäßig beſtimmte Preisangebot des Käufers ergibt ſich vielmehr aus 
ganz anderen Erwägungen. ö 
Daraus ergibt ſich nun aber folgende wichtige Folgerung hin⸗ 
ſichtlich der ſchon berührten Proportionalität von Preis und Grenz- 
nutzen. Wenn nicht nachgewieſen werden kann, daß das Preisangebot 
eines Käufers ein ziffermäßiger Ausdruck ſeiner Wertſchätzung ſei, 
ſo wurde auch nicht nachgewieſen, daß ſich die Preiſe von Gütern 
verſchiedener Art jo verhalten wie die Wertſchätzungen der Grenz: 
güter dieſer Güterarten. Wäre nämlich das Preisangebot für ein be— 
ſtimmtes Gut der ziffermäßige Ausdruck der Wertſchätzung dieſes 
Grutecs ſeitens des Käufers, ſo müßten die Preiſe jener Güterarten, 
für welche die Preisangebote derſelben Käuferſchicht maßgebend ſind, 
in demſelben Verhältniſſe zueinander ſtehen wie die Grenznutzen 
dieſer Güterarten. Eine Proportionalität von Preis und Wert 
müßte ſich, wenn auch nicht allgemein, ſo doch innerhalb gewiſſer 
großer Gruppen von Güterarten ergeben. Dieſe Annahme iſt für 
die Grenznutzenſchule — und nicht nur für dieſe — von allem An⸗ 
fang an charakteriſtiſch. Wir zitierten ſchon entſprechende Außerungen 
Mengers und verwieſen darauf, wie es geradezu als das eigent— 
liche Problem aufgefaßt wurde, die Disproportionalität, die ſich in 
der Erfahrung zwiſchen Wert und Preis zeigte, und die die klaſſiſche 
Schule veranlaßt hatte, eine Erklärung des Preiſes aus ſubjektiven 
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Wertſchätzungen uberhaupt abzulehnen, aufzulöſen und das Beſtehen 
der Proportionalität zu beweiſen. Dieſer Beweis wäre erbracht, 
wenn es gelingen würde, den Preis als ziffermäßigen Ausdruck der 
Wertſchätzung eines Käufers zu erklären. Dieſe Erklärung hat ſich 
jetzt als nicht zutreffend erwieſen. Damit fällt ein Beweis für die 
Proportionalität von Wert und Preis. Mit einem Gedankengang, 
der dieſen Beweis auf anderem Wege verſucht, werden wir uns an 
anderer Stelle beſchäftigen. Jetzt aber wollen wir noch feſtſtellen, daß 
mit dem Nachweis der Unmöglichkeit, das Preisangebot des Käufers 
als Ausdruck ſeiner Wertſchätzung in Geld aufzufaſſen, keinesfalls 
auch ſchon die Möglichkeit oder Notwendigkeit einer Erklärung des 
Preiſes aus ſubjektiven Wertſchätzungen fällt. Gerade die Einſicht 
vielmehr, daß zwiſchen Wert und Preis keine Proportionalität zu 
beſtehen braucht und auch nicht beſteht, ermöglicht es uns erſt, die 
Wirkung der ſubjektiven Wertſchätzungen bei. der Preisbildung in 
richtiger Weiſe zu beſtimmen und mit jenen Preisbeſtimmungsgründen 

zu vereinbaren, auf die die klaſſiſche Schule das Hauptgewicht legte, 

und die ſich mit der bisherigen ſubjektiven un der Preiſe nicht 
recht in Einklang bringen ließen. 

Mit der Meßbarkeit von Gefühlsgrößen beſchäftigt ſich Böhm⸗ 
Bawerk noch in einem eigenen Exkurs (X) in Form einer Polemik 
gegen Ausführungen Cuhels in deſſen Lehre von den Bedürfniſſen. 
Cuhel nimmt an, die wirklich ſtattfindende ziffermäßige Beſtimmung 
der Egenzen — wir würden ſagen, die Beſtimmung des gegen⸗ 
ſeitigen Ranges von Werten oder Bedürfniſſen — ſei ein Vorgang, 
der mit der ziffermäßigen Beſtimmung der Härtegrade der Mineralien 
mittels der Härteſkala in Parallele zu ſtellen ſei, und durch den, trotzt 
des ziffermäßigen Ausdruckes, nichts anderes feſtgeſtellt werden kann, 
als ob die zu beſtimmende Härte gleich iſt einer anderen als Muſter 
angenommenen, oder obi ſie größer iſt. Böhm⸗Bawerk hat nun gegen⸗ 
über Cuhel recht, wenn er darauf hinweiſt, daß über ein ſolches 
„Skalieren“ hinaus bei den Bedürfniſſen noch die Möglichkeit ge⸗ 
geben ſei, durch Summierung von Bedürfniſſen geringeren Ranges 
den Rang eines höheren Bedürfniſſes zu erreichen, was bei Härte⸗ 


graden ausgeſchloſſen iſt. Allein im Unrecht iſt Böhm⸗Bawerk, wenn 


er meint, ein ſolches Summieren unterſcheide ſich von einem eigent⸗ 
lichen Meſſen nur durch den geringeren Grad der erzielbaren Ge⸗ 
nauigkeit. Wir fanden vielmehr bereits oben, daß der grundlegende 
Unterſchied der iſt, daß Rechenoperationen, die ſich an ein Meſſen 
anknüpfen laſſen, bei dem „Summieren“ ausgeſchloſſen ſind. Die 
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1 für die Anſchauung Böhm⸗Bawerks finden wir noch— 
mals in ſeiner folgenden Außerung. Er ſagt, außerordentlich häufig 
zwinge die praktiſche Situation dazu, unſer Handeln ziffermäßig feſt— 
zulegen, die Luſtbereitungsmittel oder Güter zu beſtimmten Größen 
aufzuſummieren oder in beſtimmten Vielfachen einander gegemüber- 
zuſtellen. Und dieſe ziffermäßige Beſtimmtheit des Handelns erheiſche, 
wenn dieſes nicht in ſinnloſer Willkür ſich vollziehen ſoll, die voraus— 


gehende Bildung ziffermäßig beſtimmter Urteile über den Intenſitäts⸗ 


grad anzuſtrebender oder zu ihren Gunſten aufzuopfernder Freuden. 
Demgegenüber verweiſen wir zunächſt wieder auf die Lehre von 
Franz Brentano, wonach das Vorziehen in keiner Weiſe in einer 
größeren Intenſität des Wünſchens oder Begehrens beſtehe. Ein 
ziffermäßig beſtimmtes Urteil aber über den Intenſitätsgrad irgend— 
eines Wertes, einer Luſt, einer Erkenntnis uſw. als Gegenſtand eines 
Intereſſephänomens gibt es überhaupt nicht; feine Annahme wider: 
ſpricht jeder pſychologiſchen Erfahrung, ganz abgeſehen davon, daß 
es ſicher Werte gibt, die überhaupt intenſitätslos geliebt werden und 
die dabei ſogar noch den Vorrang vor Werten erzielen, die mit einer 


gewiſſen Intenſität geliebt werden. So hat denn Böhm-Bawerk auch 


in dem Exkurs nicht nachgewieſen, daß ein eigentlichen Meſſen von 
Gefühlsgrößen in Gefühlsgrößen möglich ſei, und daß insbeſondere 
in dem Gleichſetzen durch Summierung ein ſolches eigentliche Meſſen 
zu erblicken wäre. Allein das iſt dabei immer wieder nicht einmal 
der ſpringende Punkt. Denn die Frage drehte ſich um die Möglich— 
keit eines Meſſens von Gefühlsgrößen durch Gefühlsgrößen; bei 
einem Geldpreisangebote eines Käufers für ein beſtimmtes Gut zu 
eigenem Gebrauch aber handelt es ſich, um es nochmals zu betonen, 
gar nicht um ein Vergleichen von Gefühlsgrößen untereinander, 
ſondern einem Werte, einer „Gefühlsgröße“, wird etwas gegenüber— 
geſtellt, was ſicherlich keine Gefühlsgröße iſt, und was daher auch 
nicht einmal durch Summierung, alſo ein uneigentliches Meſſen, 
mit einer Gefühlsgröße auf die gleiche Größe, den gleichen Rang, 
gebracht werden kann, nämlich Geld. Wie eine Meſſung der Ge: 
fühlsgröße in einem ſolchen nicht als Gefühlsgröße empfundenen 
Dinge möglich fein ſoll, hat Böhm⸗Bawerk in keiner Weiſe nach— 
gewieſen. Wenn daher Böhm⸗Bawerk in der Preistheorie von dem 
Beiſpiele ausgeht, daß für einen Pferdebeſitzer fein Pferd einen jub- 
jektiven Wert von 50 fl. habe, ſo hat er nicht nachgewieſen — und 
auch nicht nachweiſen können —, daß ſich der ſubjektive Wert in 
dieſer oder überhaupt in einer Geldſumme ausdrücke. Und wenn er 
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dann unter den Preisbeſtimmungsgründen die absolute Größe des 
ſubjektiven Wertes der Ware für den Kaufluſtigen und die abſolute 
Größe des ſubjektiven Wertes des Preisgutes für den Kaufluſtigen 
anführt, jo entgegnen wir, daß von einer abſoluten Größe des ſub⸗ 
jektiven Wertes der Ware für den Kaufluſtigen nur in uneigent⸗ 
lichem Sinne geſprochen werden könne, daß es aber einen e 
Wert des Preisgutes Geld überhaupt nicht gibt. 
Wir gehen über zur Behandlung unſeres Problems in Wieſ ers 
„Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft“ (Grundriß der Sszial⸗ 
ökonomik, I. Band): „Die primären Bedürfniswerte ſind nicht rechen⸗ 
bar, denn ſie können nicht auf ein gemeinſchaftliches Maß gebracht 
werden, als deſſen Vielfaches ſie ſich darſtellen laſſen, ſie haben nicht 
extenſive Zahlengröße, ſondern ſie haben Intenſitätsgröße.“ Daß 
es nicht richtig iſt, die Unterſchiede der Schätzung auf Unterſchiede 
in der Intenſität des Begehrens zurückzuführen, wurde eben er⸗ 
wähnt. Darauf kommt es indes hier nicht an. Wichtig iſt viel⸗ 
mehr, daß Wieſer im Gegenſatz zu Böhm⸗Bawerk von einer Nicht⸗ 
berechenbarkeit der Bedürfniswerte ausgeht. Er fährt denn auch 
fort: „Auch Intenſitätsgrößen laſſen ſich gegeneinander abſchätzen, 
aber das Ergebnis kann in allen Fällen nur das ſein, daß man die 
geſchätzten Größen gleich groß oder daß man die einen größer, die 
anderen kleiner findet; die Abſtände der Größen laſſen ſich jedoch 
als das Vielfache einer Einheit nicht ausdrücken ...“ (S. 215 ff.). 
Alſo wieder entſchiedene Betonung einer Unmöglichkeit der Meſſung. 
Trotz dieſes vollkommen richtigen Ausgangspunktes gelangt Wieſer 
nun aber doch zu der Annahme, daß ſich die einzelnen Werte auf 
ein gemeinſames Maß zutüdführen laſſen, ſo daß man mit ihnen „als 
Extenſitätsgrößen ziffernmäßig rechnen kann“. Er will dies zunächſt 
für die einfache Wirtſchaft beweiſen. Der Gedankengang iſt etwa 
folgender: Die meiſten Güter laſſen ſich auf gemeinſame Koſten⸗ 
‚elemente zurückführen, zum Beiſpiel auf Arbeit. Dementſprechend 
werden alle dieſe Güter nach dem Verhältniſſe geſchätzt, in welchem 
ſie Arbeit erfordern. Güter, deren Wert nicht auf Arbeit beruht, 
können Gütern, die nur Arbeit erfordern, gleichgeftellt werden; 8 
„läßt ſich genau die Menge des Brotes oder die Menge der Weizen⸗ 
einheiten ermitteln, deren Nutzen oder Bedürfniswert dem eines 
Zobelfelles oder eines Eimers Wein gleichgeachtet wird; denn das 
Verhältnis der Gleichheit iſt auch für Intenſitätsgrößen feſtzuſtellen.“ 
Kurz geſagt, der Wert ſoll durch die Koſten beſtimmt ſein, und da 
ſich die Koſten zahlenmäßig vergleichen laſſen, außerdem ſich Güter 
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mit der Art nach verſchiedenen Koſten einander gleichſtellen laſſen, 
ergibt ſich die Mögſichkeit eines zahlenmäßig beſtimmten Verhältniſſes 
verſchiedener Güter. Dem iſt nun zu entgegnen. Die Beſtimmung 
des Wertes nach Koſten iſt eine Art der Verwendung des Begriffes 
eines Subſtitutionswertes. Der Wert des Gutes wird nicht auf die 
vom Gute abhängige Bedürfnisbefriedigung, ſondern darauf ge— 
gründet, was der Beſitz des Gutes erſpart, oder womit der Beſitz 
des Gutes beſchafft werden kann. Auf die Bedenken, die ſich einer 
ſolchen Verwendung des Begriffes wirtſchaftlicher Wert entgegen⸗ 
ſtellen, wurde mehrfach hingewieſen. Sie birgt die Gefahr einer 
Zirkelerklärung in ſich, ohne zu neuen Erkenntniſſen zu führen. Man 
gelangt zu dem Schluſſe: der Wert iſt gleich den Beſchaffungskoſten, 
das iſt dem Preiſe, während doch gerade erklärt werden ſoll, wie 
ſich aus dem Werte der Preis ergibt. Der Subſtitutionswert ſetzt 
den Preis voraus und iſt daher grundſätzlich zur Erklärung des 
Preiſes unverwendbar. Das gilt auch für die geſchloſſene Wirtſchaft. 
Ein Problem, das mit dem des Preisangebotes verglichen werden 
kann, tritt an die geſchloſſene Wirtſchaft dann heran, wenn es heißt 
auf Güter Arbeit aufzuwenden. Wenn die beſchränkt zur Verfügung 
ſtehende Arbeitszeit auf die beſte Art verwendet werden ſoll, muß 
das Wirtſchaftsſubjekt wiſſen, wieviel Arbeit auf das einzelne Gut 
aufgewendet werden darf. Für dieſe Entſcheidung genügt dem Wirt: 
ſchaftsſubjekt die bloße Erwägung, wieviel Arbeit die einzelnen 
Güter tatſächlich koſten, keineswegs. Das Wirtſchaftsſubjekt muß 
ſich alſo von anderen Erwägungen leiten laſſen, wenn es die ihm 
zur Verfügung ſtehende Arbeit auf die einzelnen Güterarten aufteilen 
will. Um feſtzuſtellen, ob Brot, Wein oder ein Zobelfell erzeugt 
werden ſoll, genügt dem Wirtſchaftsſubjekt keineswegs die Erfahrung, 
daß zehn Stück Brote ſo viel Arbeit erfordern wie zwei Eimer 
Wein und ein Zobelfell. Dieſe zunächſt rein techniſchen Erwägungen 
können alſo nicht die maßgebenden „Wert“ erwägungen ſein. Mit 
dieſen allein wäre das Wirtſchaftsſubjekt tatſächlich ratlos. Die 
Frage aber, von welchen Erwägungen ſich das Wirtſchaftsſubjekt der 
einfachen Wirtſchaft bei der Beſtimmung leiten läßt, welche Arbeit 
ein Gut nicht nur koſtet, ſondern koſten darf, wird ganz übergangen. 
Und doch find gerade dieſe Erwägungen jenen analog, die ſich in 
der Verkehrswirtſchaft beim Preisangebot ergeben, und gerade ſie wären, 
da es doch im übrigen einen Preis in der einfachen Wirtſchaft nicht 
gibt, zur Erklärung des Preisangebotes in der verkehrswirtſchaftlich 
organiſierten Volkswirtſchaft heranzuziehen geweſen. 
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85 Bei Behandlung des Grundgeſetzes der Preisbildung in der 
Tauſchwirtſchaft bemerkt Wieſer nun weiter, die Ermittlung der 


Aufgabe, denn jedes einzelne Gebot ſei durch die Preisauslage, die 
man für die ſonſtige Bedarfsdeckung zu machen genötigt iſt, mit 
bedingt. Von der Verfolgung dieſes richtigen Gedankens ſieht Wieſer 
ab. Dann heißt es, „der bedürftigſte und kaufkräftigſte Konſument 
möge ein Höchſtgebot von hundert Geldeinheiten berechnen“, und ferner: 
„die Preiſe erhalten von der geringſten Kaufkraft das Maß“ (S. 258), 

endlich (S. 260): „Der Preis erhält vom geſchichteten Grenznutzen 
ſein Maß.“ Wie ſich aber auf Grund des Grenznutzens ein zahlen⸗ 
mäßig beſtimmtes Höchſtgebot des Käufers bildet, erfahren wir nicht, 

Die Frage verſchiebt ſich vielmehr bei Wieſer dahin, der Grenznutzen | 
welcher Käuferſchicht für den Preis maßgebend ſei. Mit dieſer ſicher 
ſehr wichtigen Frage wird die Grundfrage, wie ſich das Preisangebot 

eines Käufers oder einer Käuferſchicht gleicher Kaufkraft überhaupt 


Grenze für das Höchſtgebot des Käufers ſei eine ſehr verwickelte = 


ziffermäßig bildet, übergangen und als mehr oder minder jelbil- 


verſtändlich angenommen, daß der Preis den ziffermäßigen Ausdruck 
der Schätzung des Grenznutzens in Geld durch dieſe Käuferſchicht 
darſtelle. Ä 5 . 
Nun beſchäftigt ſich Wieſer er noch ſehr eingehend mit 
der Frage nach dem Werte des Geldes. Er jagt, der Grenznutzen 


des Haushaltes beſtimme den perſönlichen Tauſchwert des Geldes. ö 


Dieſer Satz iſt in dem Sinne richtig, daß einem Geldbetrag als 


Teil der einem Haushalt überhaupt zur Verfügung ſtehenden Geld? 
ſumme die Bedeutung jenes Gutes zukommt, welches unter allen 


mit der ganzen Geldſumme anzuſchaffenden Gütern als letztes an die 
Reihe kommt, im Range als letztes ſteht und mit dem in Frage 
ſtehenden Geldbetrag angeſchafft werden kann. Ein ſubjektiver Wert 
des Geldes oder einer Geldeinheit läßt ſich hieraus nicht ableiten, 
noch weniger dann eine Möglichkeit für den Käufer, den ſubjektiven 


Weert eines Gutes in Geld anzuſchlagen und danach ſein Preisangebe 
zu bilden. Gleichwohl nimmt Wieſer mit der obigen Feſtſtellung 
den ſubjektiven Wert einer Geldeinheit als tatſächlich gegeben an. 

„Eine Summe von. 10 Mark, 100 Kronen, 10⁰⁰ Franks iſt für den 


Deutſchen, den Oſterreicher, den Franzoſen ein ganz beſtimmtes Ge⸗ 


wicht wirtſchaftlicher Macht, deſſen Ziffer Gefühlswert hat.“ Wir | 


haben die Annahme eines ſelbſtändigen Gefühlswertes eines Geld⸗ 
betrag es ober einer Geldeinheit ſchon gegenüber Böhm: Bawerk abgelehnt. 
Nun wird für Wieſer dieſer ſubjektive Gefühlswert der e 

* | 
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aber auch oe zum objektiven Wert. „Das Geld, wie wir es alle 
kennen, iſt keine ſolche Anweiſung auf die Werte der Zukunft, es 
iſt, weil von Tauſchwert geſättigt, ſelber lebendiger Wert, es iſt die 
Konzentration des Wertes, die alle Werte des Marktes vereinigt 
reflektiert, zu deren Erwerbung es das Mittel bietet.“ Auf dieſem 
Wege können wir Wieſer überhaupt nicht folgen. Wir anerkennen 
überhaupt keinen objektiven Wert im Sinne eines vom einzelnen 
Individuum und ſeinen Bedürfniſſen losgelöſten, für ſich ſtehenden 
Wertes und um ſo weniger dann einen objektiven Wert des Geldes, 
dem nicht einmal ſubjektiver Wert im eigentlichen Sinne zukommt. 
Es wurde denn auch von Wieſer nirgends gezeigt, wie das Wirt— 
ſchaftsſubjekt den ſubjektiven Gebrauchswert des zu erwerbenden 
Gutes in den objektiven oder ſubjektiven Wert des Geldes umſetzen 
könne. So iſt das Ergebnis denn doch nur, daß die Frage, wie das 


Wirtſchaftsſubjekt auf Grund ſeiner ſubjektiven Schätzung des zu. 


erwerbenden Gutes zu einem ziffermäßig beſtimmten Preisanbot für 
dieſes Gut gelangt, bei Wieſer ungelöſt bleibt. 

Zuckerkandl (Artikel „Preis“ [Theorie] im H. W. St. W.) 
hebt hervor, daß ſich beim Gelde die beſondere Erſcheinung ergibt, 


daß man es allgemein für Güter als Gegenleiſtung annimmt, ob- 


gleich ihm die Eigenſchaft fehlt, unmittelbar zur Bedürfnisbefriedigung 
geeignet zu ſein. Er hemerkt, die Erklärung dieſer Erſcheinung nicht 


geben zu wollen. Die Frage, nach welchen Erwägungen die einzelnen 


die Geldbeträge feſtſetzen, die für ein Gut noch gegeben werden 
können, vermöge man, ohne auf jenes Problem einzugehen — warum 
man Geld als Preis annimmt — zu löſen. Die Löſung ſei die 
folgende: „Man entſchließt ſich, den für ein erwünſchtes Gut ver- 
langten Geldbetrag, falls er überhaupt den Mitteln des Kaufwerbers 
entſpricht, zu zahlen, wenn mit dieſer Summe nach den Geldpreiſen 
der übrigen praktiſch in Betracht kommenden Güterarten kein nütz— 
licheres Gut angeſchafft werden kann.“ Dazu wäre zu bemerken: 
Zuckerkandl erklärt, wann der einzelne einen vom Verkäufer ver⸗ 
langten Preis bewilligen kann. Die Erklärung iſt richtig, und es 
liegt hierin, insbeſondere in dem Hinweis auf die Abhängigkeit des 
Preiſes einer Güterart von Preiſen der wichtigeren Güter, ein großer 
Fortſchritt gegenüber dem früheren Stande der Theorie. Allein die 
Frage, wie der einzelne zu einem ziffermäßig beſtimmten Preisanbot 
gelangt — eine Frage, zu deren Löſung von dem oben angeführten 
Satze Zuckerkandls nur ein kurzer Schritt erforderlich war — wird 
nicht beantwortet, und es werden daher auch nicht jene wichtigen 


x 
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2 Folgerungen gezogen, die ſich an die Art der Feſtſtellung der ziffer⸗ 
mäßigen Grenzen des Preisangebotes des Käufers knüpfen. Vielmehr 


faßt auch Zuckerkandl das Verhalten des Käufers gegenüber dem 
Gelde als eine Art ſubjektiver Schätzung des Geldes auf und bleibt 


ſo bei der Proportionalität von Preis und Grenznutzen, und zwar 


ſowohl im Hinblick auf Güter derſelben Art verſchiedener Mengen | 
als auch im Hinblick auf Güter verſchiedener Art. „Durch das. 


individuell feſtgeſetzte noch akzeptable Verhältnis der zu erwerbenden 
und der hinzugebenden Güter bringt der Käufer ſeine Abſtufungen 


des ſubjektiven Gebrauchswertes zum Ausdruck.“ Gerade das erweiſt | 


— ſich — wie wir oben gegenüber Böhm⸗Bawerk bemerkten — als 


nicht zutreffend, wenn man die Grenzen des Preisangebotes des ein⸗ 


zelnen Käufers richtig beſtimmt. Insbeſondere iſt weder das Sinken 
des Preisanbotes bei erhöhtem Mengenangebot an ein Sinken des 
Grenznutzens gebunden — und wenn es mit einem Sinken des 
Grenznutzens verbunden iſt, geht es in ganz anderer Weiſe vor ſich 
als das Sinken des Grenznutzens —, noch auch iſt das Verhältnis 


der Preisangebote und noch weniger dann das Verhältnis der Preiſe 


von Gütern verſchiedener Art durch ein Verhältnis der Grenznutzen 
gegeben, und zwar auch dann nicht, wenn wir — wie Zuckerkandl — 
. Güterarten nehmen, deren Preiſe auf der Preiswilligkeit derſelben 
Käuferſchicht beruhen. | 5 3 
Lex is bezeichnet im Artikel „Preis“ im Wörterbuch der Volk s⸗ 
wirtſchaft den Preis als den in Geld ausgedrückten Gegenwert eines 
Gutes. Dabei betont Lexis, daß die naturalwirtſchaftliche Preis: 


‚bildung für die beſtehende Volkswirtſchaft bedeutungslos iſt. Nament⸗ 2 
lich gelte dies von dem primitiven Falle, in dem beide Beteiligten 
ſowohl dem Eingetauſchten als auch dem Hingegebenen konkreten 


Gebrauchswert beilegen. Trotzdem ſoll der Preis den Wert des 
Gutes in Geld ausdrücken. Die Erklärung hierfür geben uns die 


Ausführungen von Lexis in ſeiner Allgemeinen Volkswirtſchaftslehre 


(in „Kultur der Gegenwart“, Berlin 1910). Lexis geht davon aus, 


daß es für die ſubjektive Schätzung der Nützlichkeit keinen Maßſtab 
gäbe. Man könne nur von einem höheren oder geringeren Grade 


| es Nutzens ſprechen, den man einem Objekt unter verſchiedenen Um⸗ 
ſtänden zuerkenne. Ein Maß für die Nützlichkeit ſelbſt ſei in keiner 


Weiſe gegeben. Dieſe ſei vielmehr bei verſchiedenen Güterarten 
gänzlich unvergleichbar. „Die Nützlichkeit eines Stückes Brot und 


l eines Rockes iſt durchaus inkommenſurabel, ſelbſt wenn man die un⸗ 
N . des ne burch das in der Geſamtheit N 
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hervortretende Durchſchnittsurteil zu erſetzen ſucht ... Theoretiſch 


kann man ſich allerdings den Fall denken, daß ein Menſch zwiſchen 


Brot und Rock zu wählen, alſo zu entſcheiden hätte, was ihm in 
dem Augenblicke am wenigſten entbehrlich ſcheine. Er würde dann 
die größere oder geringere Nützlichkeit dieſer beiden Gegenſtände für 
ihn vergleichsweiſe abwägen, aber dieſe Schätzung würde doch nur 
für dieſe Perſon und in dieſem Augenblick unter ganz beſonderen 
Umſtänden Geltung haben“ (S. 29). Lexis verfällt hier, wenn wir 
ſeine Auffaſſung etwa mit der von Böhm⸗Bawerk vergleichen, in das 
andere Extrem. Behauptet Böhm⸗Bawerk die Möglichkeit einer zahlen⸗ 
mäßigen Meſſung der Werte in Geld, beſtreitet Lexis ſogar jede 
auch nicht zahlenmäßige Vergleichbarkeit. Freilich muß Lexis, wie 
das Zitat zeigt, ſchließlich die Kommenſurabilität verſchiedener Werte 
in dem Sinne, daß man zwiſchen ihnen nach der Wichtigkeit wählen 
könne, doch zugeben. Er meint damit zwar nur einen theoretiſchen 
Ausnahmefall zu bezeichnen, allein der Fall einer Wahl zwiſchen Be⸗ 
dürfniſſen nach Maßgabe ihrer Wichtigkeit iſt tatſächlich kein bloß 
theoretiſcher, ſondern iſt im höchſten Grade praktiſch. Immer wenn 
ſich ein Wirtſchaftsſubjekt einer neuen Lage gegenüberſieht — und 
das trifft immer dann zu, wenn es ſich um Anderungen bisheriger 
Preiſe, aber auch wenn es ſich um gleiche Preiſe bei geänderten Ver⸗ 
hlältniſſen des betreffenden Individuums handelt —, muß es Er: 
wägungen hinſichtlich der Wichtigkeit des zu befriedigenden und des 
nicht mehr zu befriedigenden Bedürfniſſes anftellen- Und dieſe Er⸗ 
wägungen wirken auf den Preis oder auf die Jabgeſetzte Menge, ſo⸗ 
weit fie nur einen hinlänglich großen Kreis von Wirtſchaften um⸗ 
faſſen. Das aber kann ſehr leicht zutreffen. Denn es handelt ſich 
bei den gedachten Erwägungen nicht — und dies iſt die andere Ein- 
wendung, die wir zu erheben haben — um rein individuelle und 
auch im einzelnen Individuum nach Zeit und Ort wechſelnde Vor⸗ 
gänge, ſondern um Maſſenerſcheinungen weſentlich einheitlicher Art. 
Man muß den Doppelſinn des Wortes „ſubjektiv“ ſich vor Augen 
halten. Es handelt ſich bei der Wertung wohl um ſubjektive, d. h. 

pſychiſche Vorgänge. Sie ſind aber nicht ſubjektiv in dem Sinne, 
| Dep: fie von zu une verſchieden fein "al l 


I Vgl. hierzu auch Ba ed (a. a. O.), der zeigt: 586 ſelbſt wenn 
die Wertſchätzungen der Wirtſchaftsſubjekte tatſächlich zeitlich und individuell 
ganz verſchieden wären, was ſie nicht ſind, dies keinen Einwand dagegen wäre, 
die tatſächlichen Preiſe aus den itunes zu erklären. 
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Das wäre alſo gegen den Verſuch von Lexis einzuwenden, das 


Moment der ſubjektiven Wertung bei der Preisbildung überhaupt 


auszuſchalten. Lexis verſucht nun in anderer Weiſe, als von der 


ſubjektiven Schätzung her, den Zuſammenhang zwiſchen Wert und 


Preis herzuſtellen, und zwar durch Vermittlung der Seltenheit. 


Seltenheit wird dabei in einem beſonderen Sinne gebraucht, der ſich 


auf die Erſchwerung der Erlangung der Güter durch die beſtehenden 


Eigentumsverhältniſſe ſowie auf das Erfordernis der Aufwendung 
menſchlicher Arbeit zu ihrer Beſchaffenheit bezieht. Dieſe „Selten⸗ 
heit“ werde dann nicht mehr nach dem ſubjektiven Mangelgefühl 
bemeſſen, ſondern nach der objektiven Schwierigkeit der Beſchaffung, 
d. h. nach dem für dieſen Zweck erforderlichen Aufwand. Der 

Fehler dieſes Gedankenganges iſt leicht zu erkennen. Es iſt 
der einer Zirkelerklärung. Der Preis beruht auf der Seltenheit. 


; Seltenheit ift Schwierigkeit der Erlangung. Die bemißt ſich nach 


dem Preis. Wir ſehen, die Deduktion gibt nicht die Spur einer 


Erklärung. 


Im Einklange mit dieſen Anſchauungen ſteht es dann, wenn 
Lexis den Wert der Geldeinheit, gleichviel wie dieſe dargeſtellt wird, 


als das allgemeine Wertmaß bezeichnet. Die Nützlichkeit des Geldes 
als ſolche ſoll freilich von ganz anderer Art als die der gewöhn⸗ 


lichen zu konkreten Zwecken dienenden Güter ſein; ſie ſei eine all⸗ 


gemeine und abſtrakte, da das Geld zur Anſchaffung jeder beliebigen 

Art von Gütern ſpezieller Nützlichkeit dienen könne. Tatſächlich 

folgt aus dieſer „abſtrakten“ Nützlichkeit des Geldes nur, daß Geld 
überhaupt keinen eigentlichen inneren Wert hat und ſich daher der 


Wert eines Gutes erſter Ordnung mit dem einer Geldſumme gar 


nicht unmittelbar vergleichen läßt. 


Nun finden wir bei Lexis noch einen anderen Gedankengang. | 


Er ſagt, es werde einerſeits der relative Grad des Bedürfniſſes im 
Vergleich mit anderen erwogen und anderſeits geſchätzt, welche 


E Einkommensquote im äußerſten Falle durch Zurückdrängung anderer 


Bedürfniſſe für die Anſchaffung des Gutes in der bisherigen Menge 


ei aufgewendet werden könnte (S. 41). Lexis hebt auch hervor, daß 
jede Preisſteigerung eines weniger entbehrlichen Gutes eine Ver⸗ 


minderung der Nachfrage nach entbehrlicheren hervorrufe (S. 77). 


Allein dieſe Anſätze einer richtigen Auffaſſung ſtehen vereinzelt; ſie 


paſſen nicht in den vorhergehenden Gedankengang, nach dem der 


u Preis den in Geld ausgedrückten Gegenwert eines Gutes darſtellt, 


und nach dem „auf dem großen Markt ein A als Maſſen⸗ 
10 


N Schmollerz Jahrbuch XLIII 3. 
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erſcheinuug entfteht, in welchem die wechselnden ſubjektiven Bedürf⸗ 


niſſe der einzelnen nicht mehr unterſchieden werden können“. 


Oswalt (Vorträge über wirtſchaftliche Grundbegriffe. Jena 


a 1914) charaktereſiert im allgemeinen richtig das Verhältnis des Be- 
dürfniſſes nach den einzelnen Güterarten. Er ſpricht von relativen 


Sättigungspunkten, die je nach dem anderen zu vergleichenden Be— 
dürfniſſe verſchieden liegen. Hinter den verſchiedenen relativen 
Sättigungspunkten mag dann ein abſoluter liegen, über den hin⸗ 
auszugehen keinen Vorteil mehr bietet, ja geradezu ſchädlich ſein 
kann. Auch die von ihm angeführten Beſtimmungsgründe für das 
richtige „Bedarfsſyſtem“ des einzelnen kann man gelten laſſen. Es 
ſind dies a) die Stärke der einzelnen Bedürfniſſe. Oswalt ſelbſt 
bezeichnet dies als Ausdruck den kein anderer Vorzug als der der 
Kürze empfiehlt. Beſſer ſpricht man unſeres Erachtens vom Rang 


des Bedürfniſſes; b) das Geſamteinkommen; c) die Preiſe der 


einzelnen Güter (S. 43). Natürlich iſt damit noch keine Erklärung 
der Preiſe gegeben, da dieſe vielmehr zunächſt als gegeben voraus— 
geſetzt werden. Oswalt fragt dann weiter (S. 45): „Warum koſtet 


die Wohnung gerade 600 Mk.?“ Die Verfolgung der Löſung dieſer 
Frage bei Oswalt iſt nicht ganz leicht. Er führt an, wie die Be⸗ 


darfsſyſteme der einzelnen Individuen ſich gegenſeitig bedingen. 
Dann heißt es (S. 52): „Im freien Tauſchverkehr bilden ſich die 
Preiſe durch Angebot und Nachfrage. Das Angebot bringt zum 
Ausdruck die Geſamtmenge der Güter; die Nachfrage bringt zum 
Ausdruck die Geſamtheit der Bedürfniſſe. Folglich ergibt ſich aus 
dem Zuſammenwirken von Angebot und Nachfrage unmittelbar die 


Geſtaltung der Preiſe.“ Ohne auf die Einzelheiten dieſes Satzes 


einzugehen, wäre feſtzuſtellen, daß er jedenfalls nicht ſagt, wie ſich 


aus Angebot und Nachfrage der Preis ergibt. Daß er ſich aus 


beiden ergibt, das „wiſſen alle aus praktiſcher Erfahrung“, wie Os— 
walt ſelbſt bemerkt. Dann kommt das Beiſpiel: „Sind zehn Käufer 


vorhanden, die für ein Gut bis zu 5. Mk. zu geben bereit ſind, zehn 


andere bis zu 6 Mk., zehn andere bis zu 7 Mk. uſw.“ Oswalt 
fragt nun ebenſo wie Schumpeter die einzelnen Käufer, wie ſie zu 
dieſen Beträgen kommen. Die Antwort iſt wörtlich dieſelbe wie 
bei Schumpeter: „Weil mir das Gut noch 6 Mk. wert iſt.“ Auf 


dieſe Antwort geht Oswalt nun näher ein. Er verweiſt darauf, 


daß ein ziffermäßiges Meſſen bei Bedürfniſſen nicht möglich iſt. 
Allein dann heißt es bei ihm doch, daß jedem der Käufer Ge— 


| legenheit gegeben iſt, durch Nachfrage nach dem Gute auszudrücken, 
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wieviel ihm das Gut wert iſt, wie er feinen Wert ſchätzt. Der 
Preis des Brotes ſoll ſich danach beſtimmen, wieviel es der Ge⸗ 
ſamtheit der Individuen eben noch wert iſt. Wie verträgt ſich 
dies mit der Unmöglichkeit eines ziffermäßigen Meſſens des Wertes? 
Die Antwort lautet bei Oswalt: der Preis wird nicht durch ſta⸗ 
tiſtiſche Erhebung. und darauf gegründete Berechnung ermittelt, 


ſondern der maßgebende Preis, bei dem Angebot und Nachfrage 5 


ſich decken, ſtellt ſich durch Fordern und Bieten, durch Hin⸗ und Her⸗ 
probieren heraus. „Nach einer ſolchen Probiermethode vollzieht ſich 
nun die Ermittlung der Werte durch Angebot und Nachfrage; ſie 
gibt nur Annäherungswerte, aber ſie iſt praktiſch durchführbar. Wir 
müſſen ſie daher ſo lange anwenden, als noch kein Weg gefunden iſt, 
die Werte der Güter durch Rechnung zu ermitteln. Bis heute iſt 


ein ſolcher Weg noch nicht gefunden.“ Die in dieſer Auseinander- | 


ſetzung verſuchte Beweisführung, wie ſich ein ziffermäßiges Preis⸗ 
angebot bildet, iſt jedenfalls nicht zutreffend. Wenn feſtgeſtellt iſt, 
daß Bedürfniſſe, das ſind die primären Werte, grundſätzlich keine 
ziffermäßige Meſſung zulaſſen, ſo kann ſich eine Ermittlung des 


Wertes in Zahlen auch nicht im Wege des Probierens vollziehen. 8 | 


Oswalt beruft ſich auf das Beispiel der Ermittlung einer Quadrat⸗ 
wurzel. Auch wer das Wurzelziehen nicht kenne, könne doch durch 
Probieren zu einem annähernd richtigen Ergebniſſe gelangen. Allein 
dieſes Beiſpiel iſt offenbar nicht anzumenden. Denn beim Wurzel⸗ 
ziehen handelt es ſich um eine Methode, die an Stelle einer unvoll⸗ 


kommenen geſetzt wird. Bei den Bedürfniſſen aber erſcheint — wie . 


Oswalt doch ſelbſt bemerkt — die ziffermäßige Beſtimmung grund⸗ 
ſätzlich ausgeſchloſſen. Es handelt ſich nicht darum, daß „noch kein 
Weg gefunden wurde, den Wert durch Rechnung zu ermitteln”, _ 


ſondern um Nie grundſätzliche Unmöglichkeit einer jeden zahlen⸗ 


mäßigen Ermittlung des Wertes in Geld. Wird dieſe Unmöglich⸗ 
keit zugegeben — und das iſt doch auch der Standpunkt Oswalts — 


dann kann auch von einer Ermittlung der Größe des Wertes in 5 


Geld durch Probieren keine Rede ſein. Oswalt geht denn auch 
wieder auf die Frage der Meſſung ein. Er fragt: „Kann man die 


ſpezifiſch verſchiedenen Nutzen miteinander vergleichen, aneinander 2 


meſſen, derart, daß man den einen für den größeren, den anderen 
für den kleineren erklärt?“ Wir ſehen, die Frage nach einer ziffer⸗ 
mäßigen Meſſung wird gleich in die nach einem Vergleichen, Größer⸗ 
oder Kleiner⸗Erklären, d. h. richtiger, nach einer Beſtimmung des 


gegenseitigen 9 . Die Antwort bei Oswalt iſt, daß 
10* 
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ſich die Frage in abstracto nicht löſen laſſe, ſondern nur im Hin⸗ 
blick auf jeden konkreten Fall. Man vergleiche, wenn man für den 
Gebrauch eine Sache für 20 Mk. zu kaufen beabſichtigte, „den Nutzen, 
den die Sache leiſten ſoll, mit gewiſſen ſpezifiſch verſchiedenen 
anderen Nutzen, nämlich mit allen denjenigen, die man ſich nach der 
Erfahrung mittels 20 Mk. verſchaffen könne“. Allein das ſetzt vor⸗ 
aus nicht nur die Kenntnis und das Vorhandenſein der Preiſe 
aller anderen Güter, ſondern auch ſchon ein beſtimmtes Preisangebot 
für das in Betracht kommende Gut. Wie kommt aber der Käufer 
zu dieſem Preisangebot? Auch Oswalt ſcheint von der Löſung nicht 
befriedigt, denn S. 67 heißt es dann weiter: „Wieſo wir modernen 
Kulturmenſchen trotzdem dazu kommen, alle Werte ziffermäßig zu 
meſſen, werden wir ſpäter nachzuprüfen haben.“ Nun folgt eine 
Auseinanderſetzung über den Wert mittelbar nützlicher Güter und 
deſſen Zuſammenhang mit dem Werte der unmittelbar nützlichen 
Güter: eine Auseinanderſetzung, die wir für grundſätzlich verfehlt 
erachten — wenn auch gewiſſe Ergebniſſe den Tatſachen entſprechen 
mögen —, da fie eine unmittelbare Schätzung der Produktionsmittel 
durch den Käufer der Produkte vorausſetzt, die in der verkehrs— 
wirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft nicht gegeben iſt. Wir 
werden auf dieſen Punkt noch zurückkommen. Es iſt alſo unrichtig, 
wenn Oswalt ſagt, daß das Gut im Regelfalle als die Summe 
ſeiner wirtſchaftlichen Beſtandteile, alſo letztlich der Güterelemente, 
aus denen es beſteht, betrachtet und bewertet wird. Das wider: 
ſpricht jeder Erfahrung. Der Verkäufer bewertet, wie Oswalt an 
anderer Stelle ganz richtig bemerkt, das von ihm zum Verkauf ge— 
brachte Gut überhaupt nicht, kann alſo auch die Elemente nicht be— 
werten. Was aber den Käufer des Gutes für den eigenen Gebrauch 
anbelangt, ſo kennt dieſer die Elemente, aus denen ſich das Gut zu— 
ſammenſetzt, zumeiſt gar nicht, geſchweige denn, daß er ſie ſchätzen 
könnte. Er hat an dieſer Schätzung auch kein Intereſſe, da er doch 


das Gut erſter Ordnung und nicht die Elemente kauft. Schließlich 
führt Oswalt an, daß die Preiſe ein Ausdruck des Wertes ſeien 


(S. 84), daß der Preis eines Gutes das im Tauſchverkehr für das 
Gut hingegebene Aquivalent ſei. Demgegenüber iſt feſtzuſtellen, daß 
dies von Oswalt nirgends bewieſen wurde, vielmehr mit ſeiner 
Feſtſtellung der Unmöglichkeit einer ziffermäßigen Beſtimmung des 
Bedürfniswertes nach wie vor in Widerſpruch ſteht. So finden wir 
denn bei Oswalt keine irgendwie genügende Aufklärung für die 
‚Bildung des ziffermäßigen Geldangebotes des Käufers bei Unmöglich— 
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keit der iffermäßigen Beſtimmung der Höhe des Vedürfniswertes in 
Geld, um ſo weniger dann einen Beweis des Satzes — den wir für 

ganz unrichtig erachten —, daß die tatſächlichen Preiſe den Aus⸗ 
druck des Wertes darſtellen. 

Wenden wir uns zu Marf hall (Handbuch der Volkswirtſchafts⸗ z 

lehre, überjegt von Ephraim und Salz). Für Marſhall ift der Wert 


eines Dinges ſein Tauſchwert, „gemeſſen an einem anderen Ding an 


einem beſtimmten Ort zu beſtimmter Zeit“. Den Gebrauch des 
Wortes Wert im Sinne von Gebrauchswert lehnt er ab. Das iſt 
zu berückſichtigen, wenn man unterſuchen will, inwiefern Marſhall 
die Meßbarkeit des ſubjektiven⸗Bedürfniswertes annimmt, da er für 
Bedürfniswert das Wort Wert eben überhaupt nicht gebraucht. Er 


— ſpricht daher nicht von der Meßbarkeit des Bedürfniswertes, ſöndern 


von der Meßbarkeit der Bedürfniſſe. Dieſe nimmt er jedenfalls als 
vorhanden an. Der Anfang einer wiſſenſchaftlichen Methode der 
Wirtſchaftslehre ſei überhaupt gegeben, „ſobald man die Stärke der 
perſönlichen Bedürfniſſe an der Summe Geldes meſſen kann, welche 


der Menſch gerade hingeben will, um eine gewünſchte Befriedigung 


zu erlangen.“ (S. 62.) Es handelt ſich nun darum, wie Marſhall 
dieſe Meßbarkeit des Bedürfniſſes in Geld bzw. den Satz, daß das 
Preisangebot des Käufers ein Ausdruck der Stärke des Bedürfniſſes 
ſei, beweiſt. Er jagt zunächſt: „Wenn wir jemand im Zweifel finden, 
ob er einige Pfennige für eine Zigarre oder für eine Taſſe Tee aus- 
geben ſoll, können wir erwarten, daß er von dieſen Dingen eine 
gleiche Luſt erwartet.“ Dies iſt richtig. Allein das Beiſpiel zeigt 
uns doch nur, daß wir in gewiſſen Fällen aus dem Verhalten des 
Wirtſchafters ſchließen können, daß für ihn zwei oder mehrere Be⸗ 


— bürfniffe den gleichen Rang befigen, dann nämlich, wenn wir ihn 
ſchwanken ſehen, ob er eine und dieſelbe Geldſumme für die Be⸗ 


friedigung des einen oder des anderen Bedürfniſſes hingeben ſoll. 


= Mehr aber ergibt ſich uns nicht, insbeſondere nicht eine Meßbarkeit 


der Bedürfniſſe an dem Höchſtgebote des Käufers. Nicht einmal 

dahin dürfen wir den Satz erweitern, daß, wenn jemand für zwei 
Güter denſelben Betrag hinzugeben bereit iſt, er dieſe Güter gleich 
ſchätzt. Das aber behauptet Marſhall: „Wenn der Wunſch, ſich 
jeden von zwei Genüſſen zu verſchaffen, Leute auf gleicher ſozialer 


| Stufe und mit gleichen Mitteln veranlaßt, einen Schilling dafür zu 5 


geben, dann können wir ſagen, daß jene Genüſſe für unſere Zwecke 
gleich ſind, weil der Wunſch, ſie zu erlangen, Leute in ähnlichen 
Verhältniſſen gleich ſtark zur Tat anregt.“ Dieſe Behauptung iſt 
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unrichtig, und zwar ergibt dies folgende Erwägung. Jemand iſt 


bereit, für ein Gut A höchſtens einen Betrag m zu geben. Bekommt 
er das Gut, A um den Betrag m nicht, iſt er jedenfalls bereit, den 


gleichen Betrag m für ein Gut geringeren Ranges B hinzugeben, 


ſofern er bei Hingabe des Betrages m für das Gut B auf keine 


N 


Güter höheren Ranges als B zu verzichten braucht. Wir finden 


ſo die Möglichkeit gleich hoher Höchſtgebote für Güter verſchiedenen 


Ranges bei demſelben Käufer. Aus der gleicher Preiswilligkeit für 
Güter verſchiedener Art darf daher weder bei einer und derſelben 
Perſon noch bei verſchiedenen Perſonen, auch wenn bei ihnen die 
gleichen Verhältniſſe beſtehen, auf Gleichheit des Bedürfnisranges 
geſchloſſen werden. Nur dann, wenn der Wirtſchafter ſchwankt, ob 
er einen beſtimmten Betrag für das eine oder das andere Bedürfnis 
hingeben ſoll, ergibt dies bei ihm Gleichheit des Ranges dieſer beiden 
Bedürfniſſe. Keinesfalls genügt jedoch zu einem Schluſſe auf Gleich⸗ 
heit der Bedürfniſſe, wenn jemand den gleichen Höchſtbetrag für ver: 
ſchiedene Güter anbietet. Dieſe Güter können für ihn trotz gleichen 


Höchſtbetrages doch einen verſchiedenen Rang haben. Iſt es aber 


nun möglich, daß für Güter verſchiedenen Ranges gleiche Höchſt— 
beträge angeboten werden, ſo ergibt ſich, daß die Preiswilligkeit 
jedenfalls kein Ausdruck des Ranges des Bedürfniſſes iſt, und daß 
ſie ſich noch viel weniger auf Grund einer Meſſung des Bedürfnis⸗ 
grades vollzieht, da ſich ſonſt für verſchiedene Bedürfnisgrade bei 
ſonſt ganz gleichen Verhältniſſen nicht gleiche Höchſtgebote des Käufers 
ergeben könnten. Es kann alſo keine Rede davon ſein, daß man 
auf dieſe Weiſe — durch Beſtimmung des Höchſtgebotes — „einen 
geiſtigen Zuſtand an ſeiner motoriſchen Kraft mißt“. Es trifft nicht 
zu, wenn Marſhall ſagt (S. 67): „Wenn das Geldmaß für das 
Glück, welches zwei Ereigniſſe verurſachten, das gleiche iſt, ſo kann 
man, dem Sprachgebrauch folgend, die Größe des Glückes in beiden 
Fällen als gleichwertig anſehen.“ Es gibt kein Geldmaß für ein 
Glück. Man kann ſich Glück durch Geld verſchaffen. Aber das 
Glück, das man ſich durch eine beſtimmte Geldſumme verſchafft, 


wird durch dieſe Geldſumme nicht gemeſſen, und es kann bei Anbot 


oder Ausgabe derſelben Geldſumme ein verſchiedenes ſein, ohne daß 


ſich die Verhältniſſe dieſes Käufers zu ändern brauchten. Es iſt 


alſo nicht richtig, daß „der Wunſch, etwas zu erlangen, was ge— 
wöhnlich für Geld gekauft oder verkauft wird, mittels des Preiſes 
meßbar iſt, den man gern dafür zu zahlen bereit iſt“, und „daß das 
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Geld in dieſer Welt das einzige geeignete Mittel iſt, die Motive ! = 
menschlichen Handlungen im großen abzumeſſen“. | 

Auf die Meßbarkeit der Nützlichkeit geht Marſhall weiter auch ö 
dort ein, wo er es unternimmt, wie er ſagt, das Geſetz vom ab⸗ 
nehmenden Nutzen durch den Preis auszudrücken. (S. 140.) Er 
führt ein Beiſpiel an: Jemand würde für ein einziges Pfund Tee 
höchſtens 10 sh geben. Sein Geſamtbedarf an Tee iſt 30 Pfund. 
Iſt der Preis 2 sh, ſo kauft er 10 Pfund. Das ſoll nach Marſhall 
heißen, daß der Vorteil des zehnten Pfundes gerade groß genug iſt, 
um zu einer Ausgabe von 2 sh zu veranlaſſen, während das elfte 
Pfund nicht mehr einen Mehrwert von 2 sh beſitzt. Der Grenz⸗ 


nutzen des Tees ſei in dieſem Falle durch 2 sh gemeſſen. Dem iſt | 


wieder zu entgegnen. Wenn der Käufer nicht mehr als 2 sh für 


ein Pfund von zehn Pfund Tee — wie Marſhell ſagt, ein zehntes 


Pfund — hinzugeben bereit iſt, heißt dies nichts anderes, als daß 
die Güter, die er um 2 sh ſonſt erwerben könnte, und auf. die er 
durch Anſchaffung. des zehnten Pfundes Tee verzichtet, für ihn keinen 
höheren oder höchſtens den gleichen Nutzen haben, wie das zehnte 


Pfund Tee. Daß der Käufer den Nutzen des zehnten Pfundes Tee durch 


2 sh meſſen würde, davon iſt keine Rede. Übrigens iſt, es nicht 
richtig, wenn Marſhall annimmt, daß, wenn jemand zum Preiſe von 
2 sh gerade 10 Pfund Tee kauft, für ihn das zehnte Pfund gerade 
den Wert von 2 sh haben müßte. Ein elftes Pfund hat wohl jeden⸗ 
falls für ihn nicht mehr den Wert von 2 sh. Deswegen kann aber, 
ein zehntes Pfund noch immer einen höheren Nutzen haben als 2 sh. 
Der Käufer möchte für ein Pfund von zehn Pfund vielleicht 3 sh 
geben, und nur der Umſtand, daß er für ein Pfund von elf Pfunden 
auch nicht einmal 2 sh zu geben in der Lage iſt, iſt der Grund da⸗ 
für, daß er zum Preiſe von 2 sh nur 10 Pfund kauft. Wenn alſo 
jemand zum Preiſe von 2 sh 10 Pfund und nicht 11 Pfund Tee 
kauft, läßt ſich hieraus noch nicht ſchließen, daß ſein Höchſtgebot für 
ein zehntes Pfund Tee gerade 2 sh betragen würde. Allein ſelbſt 


wenn wir annehmen, der tatſächlich gezahlte Preis komme dem Höchſt⸗ 


gebote gleich, iſt doch, wie erwähnt, von Marſhall nirgends der Be⸗ 
weis erbracht, daß der für das letzte Pfund gezahlte Preis durch ein 
Meſſen des Wertes in Geld zuſtande gekommen ſei, das Maß des 
Grenznutzens bilde. 

Caſſel (Grundriß einer elementaren Preislehre, in Zeitſchrift | 
für Staatswiſſenſchaft, 55. Jahrgang 1899) geht mit Entſchiedenheit 
von einer Meſſung des ſubjektiven Wertes in Geld aus. „Das In⸗ 


152 Br © Oskar . rer, 1962 | 


| dividuum beſtdt im Gelde eine Wertſkala, mit deren Hilfe es nicht 
nur ſeine Bedürfniſſe zu klaſſifizieren, ſondern auch das Zahlen— 
verhältnis ihrer Intenſität auszudrücken vermag. „Das Geld iſt 
ein Wertmaßſtab für das Individuum.“ Er will dies an einem 
‚ Beifpiele beweiſen. „Im Notfalle bin ich bereit, für ein Gut 10 Mk. 
zu zahlen, für ein anderes Gut möchte ich etwa 20 Mk. geben, dann 
iſt erſtens dieſes Gut wichtiger als das andere, aber noch mehr, es 
hat eine genau (von Caſſel unterſtrichen) doppelt ſo große Bedeutung.“ 
Dem iſt zu entgegnen. An dem Beiſpiele iſt wieder nur das richtig, 
daß, wenn jemand für ein Gut mehr zu geben bereit iſt als für 
ein anderes, man darauf ſchließen kann, daß das erſtere Gut für 
ihn wichtiger iſt als das andere. Hingegen iſt die weitere Be— 
hauptung, daß das Verhältnis der Höchſtgebote irgendwie, geſchweige 
denn genau, ein Verhältnis der ſubjektiven Wertung der betreffenden 
Güter ausdrücke, entſchiedenſt abzulehnen. Wir zeigten oben gegen 
Marſhall, daß ſich für Güter verſchiedenen Ranges gleiche, wenn 
auch einander ausſchließende Höchſtgebote ergeben können und daß 
ſchon hieraus hervorgeht, daß die Verhältniſſe der Wertſchätzungen 
verſchiedener Güter ſich im Verhältniſſe der Höchſtgebote jedenfalls 
nicht ausdrücken. Wir gehen jetzt aber noch weiter. Wir behaupten 
— ohne freilich für dieſe Behauptung jetzt den Beweis führen zu 
können —, daß Höchſtgebote für Güter verſchiedenen Ranges gar 


nicht nebeneinander beſtehen können, daß das Höchſtgebot für das. 


Gut höheren Ranges das Höchſtgebot für das Gut geringeren Ranges 
überhaupt ausſchließt, womit ſelbſtverſtändlich jeder Ausdruck des 
Rangverhältniſſes durch die Höchſtgebote vollkommen hinfällig wird. 
Wenn jemand ſagt, er gebe für einen Hut höchſtens 20 Mk. und 
für einen Stock. höchſtens 2 Mk., ſo kann man daraus ſchließen, 
daß der Hut für ihn im Range höher ſteht als der Stock. Aus 
welchem Grunde dieſer Schluß berechtigt iſt, iſt jetzt nicht weiter zu 
erörtern. Allein zu ſagen, der Rang des Stockes ſtehe zu dem Range 
des Hutes im Verhälkniſſe von 2 zu 20, kann ſchon deshalb nicht 
richtig ſein, weil für einen Stock nur dann 2 Mk. geboten werden 
können, wenn der Preis des Hutes das Höchſtgebot von 20 Mk. 
nicht erreicht. Ein Preis von 20 Mk. für den Hut und ein ſolcher 
von 2 Mk. für den Stock ſind für den betreffenden Käufer neben⸗ 
einander nicht möglich; die Höchſtgebote beſtehen nicht nebeneinander 
und ſie können daher das Rangverhältnis von Hut und Stock, das 
in der inneren Erfahrung tatſächlich beſteht, zahlenmäßig gar nicht 
ausdrücken. Der Satz Caſſels, daß das Höchſtgebot des Käufers 
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ein Ausdruck ſeiner Wertſchätzung ſei, kann alſo nicht richtig ſein. 
Weiter ſagt Caſſel freilich, er meſſe nicht den Wert. „Solange man 
keine Methode beſitzt, die es ermöglicht, die Zahlen, die die Werte 
vertreten ſollen, wirklich zu finden, ſo lange iſt und bleibt es ein 
Nonſens, Werte durch Ziffern auszudrücken.“ Allein er fügt hinzu, 
„daß jede ſolche Einwendung hinfällig werde, ſobald man ſich dazu 
entſchließt, die Bedeutung der Bedürfniſſe durch ihre ökonomiſche 
Außerung zu meſſen.“ Das aber iſt eben unrichtig. Die „ökonomiſche 
— Aaußerung“, das iſt das Höchſtgebot für ein beſtimmtes Gut, ſtellt 
die „Bedeutung des Bedürfniſſes“ gar nicht dar, und es iſt daher 
ganz unzuläſſig, die erſtere für die letztere zu nehmen. Wenn alſo 
Caſſel zuſammenfaſſend jagt, die Wiſſenſchaft müſſe, von der Viel⸗ 
ſeitigkeit der Bedürfniſſe abſehend, die Verſchiedenheit der Bedürfniſſe 
nur inſoweit berückſichtigen, als ſie in den Geldſchätzungen der In⸗ 
dividuen zum Ausdrucke kommt, fo ift dem zu entgegnen, daß die 
Verſchiedenheit der Bedürfniſſe in den Geldſchätzungen des Individiums 
eben nicht zum Ausdrucke kommt, andererſeits aber auf dieſe in ganz 
beſtimmter Weiſe wirkt. In welcher Weiſe, das aufzuklären iſt eben 

das Problem, das bei Caſſel vollkommen ungelöſt bleibt. ö 
ö Dies macht ſich nun ſogleich dort geltend, wo Caſſel ſich mit 
den Faktoren der Wertſchätzung, ſoll heißen des Höchſtgebotes, be⸗ 
ſchäftigt. Als einen ſolchen Faktor führt er zunächſt die wirtſchaft⸗ 
. liche Lage des Individuums ein. Das wäre an ſich richtig; doch 
| ift die Art, wie die wirtſchaftliche Lage auf das Höchſtgebot wirkt, 
von Caſſel nicht entſprechend erfaßt. Als ein zweiter Faktor des 
u Höchſtgebotes, auf den er beſonderes Gewicht legt, erſcheint bei Caſſel 
der Preis aller Güter. Dieſem gegenüber iſt feſtzuſtellen, daß das 
Höchſtgebot für ein Gut zwar den Preis beſtimmter anderer Güter 
vorausſetzt, aber eben nur den Preis beſtimmter, keineswegs aller 
Güter. Dieſe Güter, deren Preis das Preisangebot eines Käufers 

für ein Gut vorausſetzt, ſind, wenn wir von dem Falle der Ver⸗ 
tretbarkeit — Verwandſchaft — abſehen, der Hauptſache nach die 
im Range höherſtehenden Güter. Caſſel führt als Beiſpiel der Ab⸗ 
hängigkeit eines Preisangebotes von Preiſen anderer Güter den Fall 
an, daß ein Arbeiter eine Zeitung anzuſchaffen beabſichtigt. Sein 
Preisangebot werde für dieſe ſicher von dem Preiſe des Brotes ab⸗ 
hängen. Das iſt jedenfalls richtig. Aber ebenſo ſicher iſt es, daß 

das Preisangebot des Arbeiters für Brot von dem Preiſe der Zeitung 


kaum abhängig ſein wird. Das Beiſpiel ſpricht alſo nicht für, 


ſondern gegen eine wechſelſeitige Abhängigkeit der Preiſe. Caſſel 
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ſtellt nun die Formel auf NI = Fi (pi- — pn), d. h. die geſamte Nach: 
frage nach einer Güterart iſt eine Funktion der Preiſe aller Güter⸗ 
arten einſchließlich des Preiſes der in Betracht kommenden Güterart. 
Indem er dann von gegebenen Mengen der einzelnen Güterarten 
Al, A, uſw. ausgeht, die zur Gänze abgeſetzt werden ſollen, denen 
alſo die Nachfrage gleich kommen muß, kommt er zu den Formeln 
Fi (pi Pn) = Ai, Fa (pi pn) = Az uſw. Hierin findet er die 


CLioſung des Preisproblems. Dem iſt entgegenzuhalten. Zunächſt 


iſt es, wie wir bereits bemerkt haben, nicht richtig, daß die Nach— 
frage nach einer beſtimmten Güterart von Preiſen aller Güterarten 
abhängt, ſo daß alſo nicht alle Preiſe zuſammen die Funktion der 
abzuſetzenden Menge jeder einzelnen Güterart darſtellen. Ferner iſt 
nicht gezeigt, wie der Zuſammenhang der einzelnen Preiſe ſich bildet. 
Denn warum das Preisangebot für ein Gut beſtimmter Art von den 
Preiſen der Güter anderer Art abhängt, wird von Caſſel nirgends 
befriedigend erklärt. Der mathematiſche Ausdruck einer Funktion hilft 
da wieder einmal über ein Problem hinweg, über das Problem der 
Erklärung eines kauſalen Zuſammenhanges. Berückſichtigen wir dieſe 
Einwendungen, ſo bleibt von der vermeintlichen Löſung des Preis— 
problems nur der Satz übrig, daß ſich auf Grund gegebener Mengen 
der einzelnen Güterarten Preiſe der einzelnen Güterarten bilden, 
die irgendwie — aber nicht, wie Caſſel annimmt, gegenſeitig — im 
Zuſammenhange ſtehen. Ob in dieſem Satze eine Löſung des Preis— 
problems zu erblicken iſt, darf wohl ebenſo bezweifelt werden, wie, 
ob die mathematiſche Faſſung irgendwie dazu beiträgt, ihn ver- 
ſtändlicher, anſchaulicher zu machen, was doch der einzige Zweck der 
mathematiſchen Faſſung ſein könnte. Übrigens erachtet Caſſel ſelbſt 
ſeine Löſung nicht als eine vollſtändige (S. 443). 

Wickſell (Vorleſungen über Nationalökonomie 1913) ſetzt an 
den Anfang ſeiner Wertlehre den Satz: „Die Bedeutung, welche 
wir den uns zu Gebote ſtehenden Mitteln zur Abhilfe der Bedürfniſſe 
beilegen, erhält in unſerer modernen Geſellſchaft ihren prägnanteſten 
und objektivſten Ausdruck in den Tauſchwerten oder Preiſen der ver- 
ſchiedenen wirtſchaftlichen Gegenſtänden.“ Anders ausgedrückt heißt 
dies, daß ſich der ſubjektive Wert der Güter nicht etwa nur in der 
Preiswilligkeit der Käufer, ſondern unmittelbar in den Preiſen der 
Güter ausdrücke. Fragen wir nun, wie Wickſell dieſen Satz beweiſt, 
ſtoßen wir wieder auf die Auffaſſung, den Kauf in der verkehrs— 
wirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft als einen Fall des Tauſches 
zu behandeln. „Unter Tauſchwert verſteht man das Verhältnis, in 


N 
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welchem eine Ware ... gegen andere Waren ... vertauſcht wird, 
d. h. die Menge jeder anderen Ware, die gegen eine beſtimmte Ein⸗ 
heit der erſtgenannten Ware eingekauft wird. Eine Ware hat alſo 
ſtreng genommen ebenſoviele Tauſchwerte, wie es andere Waren gibt, 
gegen welche ſie ſich austauſchen läßt.“ Den Preis „denkt man ſich 
nach einem beſtimmten, allen Waren gemein ſamen Wert⸗ oder Preis⸗ 
meſſer abgeſchätzt oder darin angegeben, welchen Preismeſſer man 
Geld nennt ..., wobei das Verhältnis zwiſchen dem Preiſe zweier 
Waren natürlich zugleich ihren gegenſeitigen Tauſchwert angibt.“ 
Alle dieſe Sätze ſind anfechtbar. Wir können von einem Tauſchwert 
in der modernen Wirtſchaft nicht fprechen, da in dieſer Güter gegen⸗ 
ſeitig nicht ausgetauſcht werden. Es iſt unzuläſſig, den Verkehr in 
der verkehrswirtſchaftlichen Organiſation als eine Art von kompli⸗ 
zierterem Tauſch aufzufaſſen. Wir finden dieſe Auffaſſung, die, wie 
wir bereits wiederholt erwähnt haben, die Einſicht in die Preis⸗ 
probleme ſo ſehr erſchwert, zum Beiſpiel auch bei Tauſſig (Principles 
of economics, New York 1912), wenn er jagt, die fundamentale 
Tatſache des Tauſches werde eben durch denſelben Mechanismus 
verdunkelt, der ſie in ſo vollkommener Weiſe erleichtert, nämlich 


durch das Kaufen und Verkaufen um Geld (I. Band, S. 115). 
Diaas iſt unrichtig, der Kauf um Geld in der verkehrswirtſchaftlich 


organiſierten Volkswirtſchaft iſt kein verdunkelter Tauſch, ſondern 
etwas vom Tauſch vollkommen Verſchiedenes. Es it ferner unrichtig, 
wenn Wickſell ſagt, daß der Preis in Geld als Wert⸗ oder Preismeſſer 
abgeſchätzt werde. Geld iſt grundſätzlich kein Wertmeſſer, ſondern der 
Preis bildet ſich lediglich in Geld, wird in Geld angegeben, beſteht in 
einer größeren oder geringeren Summe von Geld. Unrichtig iſt ſchließ⸗ 
lich, daß die Preiſe die gegenſeitigen Tauſchwerte der Güter angeben. 
Darauf hat ſchon Liefmann hingewieſen. Wenn ein Paar Stiefel 
10 Mark und eine Reiſe nach Berlin 20 Mark koſtet, kann man 
nicht ſagen, daß ſich eine Reiſe nach Berlin gegen zwei Paar Stiefel 
H eintauſche“. Das hat gar keinen Sinn. Die ganzen Ausführungen 
verhindern den Autor nur, die grundlegende Frage der Bildung des 
Preisangebotes des Käufers beim Kauf um Geld als Frage über⸗ 
haupt zu erfaſſen. Wickſell fragt nun, welcher Unter den möglichen 
oder denkbaren Gebrauchswertgraden über den tatſächlichen Tauſch⸗ 
wert der Ware entſcheidet oder, um ſich vorſichtiger auszudrücken, 


zu dieſem in Beziehung ſteht. Die Antwort iſt, daß es der Grenz⸗ 


nutzen ſei. Nun aber fährt er weiter fort: „Wenn alſo eine relativ 
ſeltene er hohen Tauſchwert Ma ſo liegt dies daran, daß * 


— 
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Konſumtion im allgemeinen gerade an dem Punkte aufhören muß, 
an welchem ſogar die am wenigſten wichtigen der befriedigten Be- 
dürfniſſe immer noch große Bedeutung haben, während bei allgemein 
vorkommenden Waren das Bedürfnis, welches eine weitere Einheit 
befriedigen könnte, ein relativ geringes Gewicht hat.“ Das „alſo“ 
am Anfange dieſes Satzes iſt unbegründet. Aus der Tatſache, daß das 
Preisangebot zum Grenznutzen in Beziehung ſteht, daß es der Grenz⸗ 
nutzen und nicht ein anderer Nutzen des Gutes iſt, der beim Preis⸗ 
angebot in Erwägung gezogen wird, folgt weder, daß das Preisangebot 
ein Ausdruck dieſes Grenznutzens ſei, noch auch, daß die Preiſe 
verſchiedener Güter im Verhältnis des Grenznutzens zueinander 
ſtehen müßten. Für letzteren Satz, auf den Wickſell eigentlich allein 
Gewicht legt, führt er noch einen beſonderen Beweis. Mit dieſem 
Beweis wollen wir uns hier nicht beſchäftigen. Der Satz, daß 
die Preiſe der verſchiedenen Güterarten — ohne Rückſicht darauf, 
wie ſich der abſolute Preis bildet — zueinander im Verhältnis 
der Grenznutzen der vom einzelnen Käufer erworbenen Mengen der 
Güterarten ſtehen müßten, iſt eine weit verbreitete Lehre, die einer 
beſonderen Darſtellung und Widerlegung bedarf. Uns kommt es 
hier nur auf die Frage des abſoluten, d. h. in einer Ziffer aus- 
gedrückten Preisangebotes und im Zu ſammenhang damit eines abſoluten 
Preiſes, nicht eines bloßen Preisverhältniſſes an. Dieſe Frage finden 
wir bei Wickſell vollkommen ungelöſt. | 

Wickſell behandelt ſodann die einzelnen Fälle der Preisbildung. 
Als erſter Fall erſcheint ihm das Verhältnis verſchiedener Ver— 
wendungsarten einer und derſelben Warengattung (richtiger Art) 
innerhalb einer Wirtſchaft. Damit iſt nun aber der Begriff des 
Tauſches ſelbſt wieder in unzuläſſiger Weiſe übertrieben. Ebenſo 
wie der Tauſch etwas anderes iſt als ein Kauf um Geld, ebenſo 
iſt es etwas anderes, zwiſchen verſchiedenen Verwendungsarten eines 
Gutes höherer Ordnung innerhalb der eigenen Wirtſchaft zu wählen, 
und etwas anderes, ein Gut von einer anderen Wirtſchaft gegen ein 
anderes Gut einzutauſchen. Ein Satz, der für die eine Art wirt- 
ſchaftliche Handlung gilt, gilt nicht für die andere, zum Beiſpiel der 
Satz von der Notwendigkeit eines motivierenden Vorteiles, der beim 
Tauſch in Ausſicht ſtehen muß, bei der Wahl zwiſchen verſchiedenen 
Verwendungsmöglichkeiten eines Gutes hingegen nicht. Auch darauf 
iſt hier nur aufmerkſam zu machen. Sodann behandelt Wickſell den 
iſolierten Tauſch. Das Ergebnis iſt, daß die Preisbildung beim 
iſolierten Austauſche ein weſentlich indeterminiertes Problem iſt. 


2 
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Sodann kommt die Preisbildung auf dem offenen Markte Wickſell 


gelangt dabei zu ſehr fubtilen Ergebniſſen mathematiſchen Charakters. 
Ob und inwiefern dieſe Ergebniſſe eine Verwendung zulaſſen, iſt 
nicht weiter zu unterſuchen. Eine unmittelbare Anwendung für das 
Preisproblem iſt jedenfalls ausgeſchloſſen, da die Vorausſetzungen, 
za denen die betreffenden Säße aufgebaut find, den Vorausſetzungen 
der verkehrswirtſchaftlichen Organiſation in keiner Weiſe entſprechen. 

In der verkehrswirkſchaftlichen Organiſation ſchätzt der Käufer nur 


das zu erwerbende Gut, er ſchätzt nicht das Preisgut; der Ver⸗ 
Käufer ſchätzt weder Ware noch Preisgut. Bei Wickſell aber ſtützen 
ſich alle die Gleichungen auf unmittelbare Schätzung von Preisgut 


und Ware durch Käufer und Verkäufer. „Das Tauſchverhältnis 


zweier Gegenſtände wird demnach auch beim einfachen Tauſch von 


ne vier Faktoren, nämlich von dem Grenznutzen jedes Gegen⸗ 
ſtandes für jede der tauſchenden Perſonen, beſtimmt.“ (Wickſell, Wert, 


| 8 1 Kapital und Rente 1893.) Tatſächlich fallen beim Kauf in der 


"weißt zunächſt auf die Vergleichbarkeit der Bedürfniſſe. Dann ſagt er | 


verkehrswirtſchaftlich organiſierten Volkswirtſchaft von den vier 
Faktoren drei aus. Was nun aber den vierten allein verbleibenden 


Faktor anbelangt, ſo iſt die Schätzung des Grenznutzens durch den er 
— Käufer durch eine Zahl überhaupt nicht ausdrückbar. An die Stelle 


der Schätzung des Grenznutzens tritt eine Zahl — das Höchſtgebot —, 
die zwar durch den Grenznutzen beeinflußt, keineswegs ſeine ziffern⸗ 


mäßige Größe darſtellt. Wie nun aber dieſe Zahl zuſtandekommt, i 


iſt eine Frage, die bei Wickſell gänzlich unbeantwortet bleibt. N 
Die Frage des Preisangebotes des Käufers beziehungsweiſe die 


. nach der Meſſung des Wertes behandelt Wickſell auch noch N 


in einem Auffag „Zur Verteidigung der Grenznutzenlehre“ (Zeit⸗ 
ſchrift für Staatswiſſenſchaft, 56. Jahrgang, 1900). in Form einer 
Polemik gegen den oben behandelten Aufſatz von Caſſel. Er ver⸗ 


er, allerdings gehe dabei unſer Werturteil gewöhnlich nicht weiter, 


als daß zwei verſchiedene Bedürfniſſe für uns an Bedeutung etwa 
gleich find, oder daß das eine etwas höher oder auch entſchieden 
höher ſteht, aber davon und zu einer genauen Schätzung in Zahlen 
ſei doch eigentlich nur ein Schritt. Zum Beweis für letztere Be⸗ 
hauptung beruft er ſich auf das Beiſpiel des Knaben mit den Apfeln 
und Nüſſen. Daß dieſes Beiſpiel nichts weniger als geeignet iſt, 


die Möglichkeit einer Schätzung des ſubjektiven Wertes in Ziffern ne | 


zu beweifen, haben wir oben bei Böhm⸗Bawerk gezeigt. Etwas 
anders ſtele m: die Sache, fährt Wickſell fort, wenn 9 nn 


itt zu erwidern, daß in den 20 Jahren, die ſeither verſtrichen find, 
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Perſonen oder dieſelbe Perſon unter verſchiedenen äußeren Verhält⸗ 
niſſen in Frage kommen. Ein direkter Vergleich zwiſchen den Gefühls— 7 
intenſitäten verſchiedener Individuen ſei natürlich ausgeſchloſſen, aber N 
dies hindere durchaus nicht, daß ein Vergleich dennoch möglich ſei 
— nicht etwa durch Vermittlung des Geldes, ſondern — auf dem 

Wege der Induktion und Analogie. Eine Vervollkommnung des 
Meſſungsverfahrens erwartet er dabei von der Pſychophyſik. Dem 


die Pſychophyſik oder Experimentalpſychologie den auf ſie gezogenen 
Wechſel nicht eingelöſt hat, daß ſie zur Löſung der Frage nach der 
Meſſung von Gefühlen — Gefühl dabei im eigentlichen Sinne, nicht 
als Empfindung, ſondern als Intereſſephänomen genommen — außer 
etwa negativen keine weiteren Ergebniſſe aufzuweiſen hat. Wickſell 
bemerkt dabei ausdrücklich, kein Grenznutzentheoretiker zweifle daran, 
daß die Einheit, die für die Meſſung verwendet werden müßte, nur 
irgendein Nußen fein kann, und zwar ein konkreter unter beſtimmten 
Verhältniſſen eintretender Nutzen. Als eine ſolche Einheit führt er 
an: „Der Nutzen, den ein Paar grobe Stiefel das Jahr über einem 
in Brandenburg lebenden im mittleren Lebensalter ſtehenden land— 
wirtſchaftlichen Arbeiter gewährt“. Es iſt begreiflich, wenn gegen⸗ 
über dieſem zumindeſt etwas merkwürdig anmutenden Beiſpiel Caſſel 
in einer Antikritik (im folgenden Jahrgang der Zeitſchrift für Staats⸗ 
wiſſenſchaft) bemerkt, er wüßte nichts anzuführen, was das Berechtigte 
ſeiner Kritik beſſer zu zeigen imſtande wäre als dieſe Antwort 
Wickſells. Es ſei ſelbſtverſtändlich, daß Wickſell auf die Frage, wie 
man mit einer derartigen Einheit zu wirklichen Meſſungen komme, 
nicht näher eingegangen iſt. Die wenigen Andeutungen, die er mache, 
zeigten nur, wie abſolut unreif die Nutzentheorie ſei; ſie beſtätige, | 
daß dieſe Theorie den Grund zu ihrem Gebäude jedenfalls noch nicht 
gelegt habe. Zu dieſer Feſtſtellung wäre von unſerem Standpunkte 
zu bemerken, daß die Preistheorie der Annahme einer eigentlichen 
Meſſung der Gefühlsgrößen (primären Werte) durch Gefühlsgrößen 
gar nicht bedarf, und daß es ſich, was insbeſondere die Frage nach dem 
Preisangebot anbelangt, um eine Meſſung von Gefühlsgrößen durch 
Gefühlsgrößen gar nicht handelt, da eine Geldſumme keine Gefühls— 
größe, keinen Wert beſtimmten Ranges darſtellt. Und ſo wird denn 
auch Wickſell durch Caſſel nicht verbeſſert, wenn letzterer annimmt, 
daß ſich die Größe des Wertes durch eine Geldſumme meſſen laſſe—. 
— was jedenfall noch viel unzuläſſiger iſt als die Annahme Wickſells 
der Meſſung von primären Werten durch primäre Werte —, oder 
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En 


wenn er an Stelle des primären Wertes die Geldſumme des Preis⸗ 
angebotes als deſſen Ausdruck ſetzt. Das Geldpreisangebot vertritt 
den primären Wert nicht, es iſt nicht ſein Ausdruck; es iſt nur eine 
Funktion von ihm und auch nur eine Funktion in ganz uneigentlichem 
Sinne — wir verweiſen wieder auf die Möglichkeit eines gleichen 
Preisangebotes für Werte verſchiedenen Ranges unter ſonſt gleichen 
Verhältniſſen. Die Feſtſtellung der Art dieſer Funktion iſt ein 
Problem, deſſen Löſung wir weder bei Wickſell . bei Caſſel 
finden. | 
Beachtung verdient die Schrift von Otto N „Die Lehre | 
vom ſubjektiven Wert als Grundlage der Preistheorie“. Conrad 
geht von dem Satze aus, die Größe des Wertes hänge ab von der 
Größe des Nutzens, den das Gut dem Bewertenden gewährt. Wir 
bemerkten ſchon oben gegen Böhm⸗Bawerk, daß dieſe Ausdrucksweiſe 
nicht ganz entſprechend, vielmehr geeignet ſei, zu Mißverſtändniſſen 
in der Richtung der Annahme einer Verſchiedenheit von Wert und 


Grenznutzen und einer Meßbarkeit des Wertes Anlaß zu geben. 


Richtiger wäre folgende Ausdrucksweiſe: ich werte, das heißt ich liebe, 
eine Bedürfnisbefriedigung, zum Beifpiel eine Erkenntnis. Werte ich 

ſo die Bedürfnisbefriedigung, ſo werte oder liebe ich auch — ſekun⸗ 
där — ein Gut, das mir die Bedürfnisbefriedigung verſchafft. Es 
kommt nun darauf an, welche Bedürfnisbefriedigung ich in Erwägung 
ziehe, wenn ich ein Gut werte, und da iſt die Antwort die, daß es 
die geringſte von dem Gute noch abhängige Bedürfnisbefriedigung 
— der Grenznutzen — iſt, die für ſein Lieben oder Werten maß⸗ 
gebend iſt. Auf dieſe Weiſe vermeidet man eine Verwendung des 

Ausdruckes einer Größe des Wertes und eine Gegenüberſtellung von 
Wert und Nutzen, die identiſch, nicht nur gleich ſind. Indes läßt 
ſich Conrad durch den oben angeführten Satz nicht zu der Annahme 
einer Meßbarkeit des Wertes verleiten. Außerdem lehnt er voll⸗ 
kommen richtig die Verwendung einer jeden Art von Subſtitutions⸗ 
wert für die grundſätzliche Erklärung des Preisproblems ab. Hin⸗ 
gegen mißt er dem Begriffe des Grenznutzens eine zu geringe Be⸗ 
deutung bei, und zwar mit der Begründung, daß er ja doch nur für 
die Schätzung eines Stückes aus einem Vorrat Geltung beſitze, alſo 
für einen Spezialfall, der bei denjenigen Schätzungen, die für die 


Preisbildung die allein wichtigen ſind, nämlich bei den Schätzungen 


des Käufers, nur ausnahmsweiſe zutreffen könne. Dies ift unzu⸗ 


treffend. Auch wenn der Käufer für eine Konſumtionsperiode einen 


Vorrat von Genußgütern auf einmal erwirbt, ſchließt ſich feine Preis. 


FE 
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willigkeit an den Grenznutzen dieſes Vorrates an. Dem Grenznutzen 
kommt hierdurch tatſächlich eine weitgehende Bedeutung zu, da der 
häufigſte Fall denn doch nur der iſt, daß für eine Konſumtions⸗ 
periode eine Mehrheit von Gütern einer Art erworben wird. Man 
erwirbt mehrere Gewichtseinheiten Brot und Fleiſch, mehrere Eier uſw. 
für einen Tag. In allen dieſen Fällen aber iſt der Grenznutzen des 
zu erwerbenden Vorrates für das Preisanbot des Käufers maß— 
gebend. Allein die Bedeutung des Grenznutzens iſt dabei doch wieder 
tatſächlich nicht die, die ihm von der Grenznutzenlehre beigelegt wird. 


Insbeſondere hat Conrad recht, wenn er behauptet, die Grenz⸗ 


nutzenlehre erkläre weder das Preisverhältnis von Gütern ver⸗ 
ſchiedener Art noch auch den Umſtand, daß eine größere Menge 
einer Güterart einen geringeren ee erzielt als eine ge— 
ringere Menge. 

In einem weiteren Abſchnitte beſchäftigt ſich Conrad mit dem, 
was er das „Werturteil“ oder die „Wertſchätzung“ nennt. Der 
Ausdruck iſt entſchieden nicht richtig gewählt. Conrad meint nichts 
anderes als das, was wir Preiswilligkeit nennen, und was mit dem 
Ausdruck Werturteil ſicher nicht entſprechend bezeichnet iſt. Conrad 
fagt ſelbſt, das Werturteil des Käufers habe folgende Form: „Um 
in den Beſitz dieſes Gutes zu kommen, will ich höchſtens a Kronen 

geben.“ Es handelt ſich alſo um ein bloßes Preisangebot. Dabei 
lehnt Conrad es gegen Caſſel ausdrücklich ab, in dem, was er Wert— 
urteil nennt, eine Meſſung des Wertes in Geld zu erblicken. Er 
ſagt ausdrücklich, nur dann könnten die Werturteile als Maß des 
Wertes verwendet werden, wenn für die Höhe des Werturteiles die 
Größe des Wertes das einzig und allein Maßgebende wäre. Dieſe 
Bedingung ſei durch den Zuſammenhang, der zwiſchen Wert und 

Werturteil beſtehe, nicht erfüllt. Das iſt richtig. Um fo weniger 
ſollte Conrad dann aber dieſes Urteil als Werturteil bezeichnen. 
Preisurteil oder beſſer Preiswilligkeit ſind hier wohl allein am 
Platze. 
| Conrad verweiſt dabei auf die verſchiedene Bedeutung, die dem 
Ausdrucke „Schätzen“ zukomme. Die eine Bedeutung ſei die von 
Werten, die andere von Abſchätzen. Pſychologiſch würden wir das ſo 
ausdrücken, daß Schätzen einmal eine Tätigkeit auf dem Gebiete der 
Intereſſenphänomene — Lieben, Haſſen —, allenfalls auch noch ein an 
dieſe Tätigkeit ſich anknüpfendes Urteil, ein Werturteil, das andermal 
eine bloße Tätigkeit auf dem Gebiete des Urteilens bedeute (vgl. die 

Einteilung der pſychiſchen Phänomene bei Franz Brentano in 
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feiner Pſychologie). Die Schätzung eines Gutes nach Tauſchwert iſt 
nun nach Conrad nur ein Abſchätzen — ein bloßes Urteil —, die 
| Schätzung eines Gutes nach Gebrauchswert ein eigentliches Schätzen 
— ein Werten. Dem iſt zu entgegnen: Die Schätzung nach Tauſch⸗ 
wert iſt kein bloßes Abſchätzen, ſondern zu dem Abſchätzen des erziel⸗ 
baren Preiſes tritt ein eigentliches Schätzen in dem Sinne, daß man 
dem um den Preis anzuſchaffenden Gute für die eigene Wohlfahrt 
eine beſtimmte Bedeutung beilegt. Nur inſofern hat Conrad gegen⸗ 

über Böhm⸗Bawerk und Wieſer recht, freilich in der Hauptſache, daß 

der ſubjektive Tauſchwert für die Erklärung der Preiſe keine Be⸗ 
deutung hat, da er die Kenntnis des Preiſes des in Betracht 
kommenden Gutes vorausſetzt. Außerdem kann vom ſubjektiven 
Tauſchwert nur dann die Rede ſein, wenn der Beſitzer des Gutes, 

der es verkaufen will, beim Verkauf an ein beſtimmtes mit dem 

=. Kaufpreis zu befriedigendes Bedürfnis überhaupt denkt, was in den 
| weitaus meiſten Fällen, nämlich beim Verkauf als Erwerb, nicht 
| zutrifft. Iſt To der ſubjektive Tauſchwert gleichwohl kein bloßes 
Abſchätzen, ſo iſt anderſeits das, was Conrad Schätzen nach Ge⸗ 
brauchswert nennt, das Angebot einer beſtimmten Summe unter Berück⸗ 
ſſichtigung eines beſtimmten Gebrauches, den der Käufer von dem 
Gute machen will, kein eigentliches oder bloßes Werturteil — Urteil 
über. Intereſſephänomene —, ſondern ein Urteil, bei dem dem Inter⸗ 
eſſephänomen nur eine beſtimmte Rolle zukommt. Ein Werturteil 

iſt nur das Urteil: ich wünſche, liebe, werte ein Gut — einfaches 
Werturteil — oder: ich liebe das eine Gut mehr als das andere, 

ich ziehe es ihm vor, es hat einen höheren Rang als das andere 

— Vorzugsurteil. Hingegen iſt das Urteil: ich gebe für ein Gut 
eine beſtimmte Summe, ein Urteil, das zwar von Werturteilen, und 
zwar ſowohl einfachen Werturteilen wie auch Vorzugsurteilen, weſentlich 
beſtimmt wird, allein doch nicht ein bloßes Urteil über ein Intereſſen⸗ 
phänomen iſt und daher richtig nicht als Werturteil oder Wert⸗ 
ſchätzung bezeichnet werden ſoll. | 

| Wir haben das hervorgehoben, um Irrtümern zu begegnen: die 
Br. der Gebrauch des Ausdruckes Werturteil für das Preisanbot hervor⸗ 
rufen könnte. Conrad ſelbſt läßt ſich, wie geſagt, durch feinen Aus 
druck „Werturteil“ nicht verleiten, die Preiswilligkeit als Ausdruck 
des Wertes anzuſehen. Fragen wir nun aber, wie ſich Conrad zu 

der Hauptfrage ſtellt, zu der Frage, auf welche Weiſe ſich die Preis⸗ 
willigkeit des Käufers in einer beſtimmten Summe ausdrückt, ſo iſt 
das Ergebnis ein negatives. Conrad iſt in teilweiſer Anlehnung an 
Schmollers Jahrbuch XIIII 3. Be 11 
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Caſſel der Anſicht, daß der Wiſſenſchaft nichts anderes übrigbleibe, 
als die Werturteile (Preiswilligkeiten) als Daten, als gegebene 
Größen hinzunehmen. Die Preiswilligkeiten ſollen ihrer Größe nach 
nicht weiter erklärt werden. Das iſt nun wieder nicht richtig. Die 
Nationalökonomie muß auf die Art eingehen, wie ſich die Preis- 
willigkeit bildet. Denn es hängen davon, wie in einem folgenden 
Aufſatze zu zeigen ſein wird, grundlegende und auch praktiſch ſehr 
wichtige Fragen der Preistheorie ab. Und die Nationalökonomie iſt 
auch. in der Lage, die Art der Bildung der Preiswilligkeit zu 
erklären. Sie kann dies, ohne irgendwie der Piychologie in ihr 


Gebiet einzugreifen, ebenſo wie es auch die Pſychologie nicht ver- 


ſuchen wird, dieſe Frage für die Volkswirtſchaftslehre zu löſen. 
Dabei iſt hervorzuheben, daß Conrad die Faktoren, die die Preis⸗ 
willigkeit eindeutig beſtimmen, ganz klar hervorhebt. Es iſt neben 
dem Werturteil im eigentlichen Sinne, das heißt dem Werte des 
Gutes bzw. der abhängigen Bedürfnisbefriedigung, das Einkommen, 
welches der Schätzende bezieht, und der Stand der Preiſe aller 
übrigen für den Bedarf in Frage kommenden Güter. Dem iſt — wie 
gegenüber Caſſel — nur zu entgegnen, daß es nicht der Preis aller 
übrigen, ſondern nur beſtimmter Güter iſt, der die Preiswilligkeit 
für ein Gut mitbeſtimmt. Wird dies berückſichtigt, gelangt man 
zur Beſtimmung der Preiswilligkeit in einer Art, die, wenn fie aus⸗ 
geſprochen wird, geradezu als Gemeinplatz erſcheint, und die doch 


nicht unterlaſſen werden darf, eben wegen der Schlußfolgerungen, 


die ſich daran knüpfen. Nicht die Preiswilligkeiten ſind für die 
nationalökonomiſche Wiſſenſchaft Daten, ſondern nur das, woraus ſich 
die Preiswilligkeiten ergeben. Für die Beſtimmung der Preiswillig⸗ 


keit für ein beſtimmtes Gut bei einem beſtimmten Käufer iſt ein 


Datum — eine gegebene Größe — ſeine Wertdispoſition, ſein Ein⸗ 
kommen und die Preiſe beſtimmter Güter. Für die Preistheorie als 
Ganzes. für ſich find gegebene Daten die Wertdispoſitionen der Käufer 
und ihre Einkommen; für die Nationalökonomie als Ganzes verbleibt 
als gegebene Größe, die von der Pſychdlogie zu erklären ift, nur 


die Wertdispoſition. Hingegen ſind die Preiswilligkeiten ſelbſt nicht 


gegebene Größen. Sie aus den Daten abzuleiten, iſt vielmehr eine 
ag! zu umgehende Aufgabe der Preistheorie. | 

Schumpeter charakteriſiert in feine Dogmen⸗ und Methoden— 
geſchichte den Stand der hier behandelten Frage folgendermaßen: 
„In Zuſammenhang mit den Erörterungen über die Zuläſſigkeit reſp. 
Möglichkeit der Einführung pſychiſcher Größen in die Okonomik ſtand“ 


5 
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— wir glauben: „ſteht“ — „die Frage eines Wertmaßes, die in dem 
Moment weſentlich wurde, in dem die Theorie das ſchöne objektive 
Arbeitsmaß ſich entgleiten ſah. Die Meſſung des Gebrauchswertes 
wurde — scil. von der alten Theorie — einfach für unmöglich ge⸗ 
halten, obgleich doch ſicher in der Wirklichkeit ein jeder Werte von 
Gütern miteinander vergleicht. Die pfychiſche Werttheorie ſchien nun 
einen ſolchen Gebrauchswertmaßſtab auch in der Wiſſenſchaft not⸗ 
wendig zu machen. Dagegen erhoben ſich nun Bedenken gegen die 
prinzipielle Maßbarkeit von „Intenſitätsgrößen“ und beſonders gegen 
die Vergleichung von Wertungen von verſchiedenen Perſonen. Allein 
die letztere iſt überhaupt nicht nötig, und bei der Meſſung der 
Wertungen einer und derſelben Perſon kann man auf dem Boden 
beobachtbarer Tatſachen bleiben, wenn man von der Formulierung 
ausgeht: Der Wert einer Menge eines Gutes für jemand iſt gemeſſen 
durch jene Menge eines anderen Gutes, welche dem Wirtſchaftsſubjekt 
die Wahl zwiſchen beiden gleichgültig macht. (Fiſher, Mathematical 
investigations into the theory of prices, 1892.)“ Dem iſt wieder 
zu entgegnen. Eine Vergleichung von Schätzungen verſchiedener 
Perſonen iſt für die Preistheorie tatſächlich nicht erforderlich. Es 
genügt, wenn ihre verſchiedenen Preiswilligkeiten in Betracht gezogen 
werden. Allein was die Preiswilligkeit der einzelnen Perſon an⸗ 
belangt, fo hilft der Hinweis auf die Kommenfurabilität der Bedürf⸗ 
niſſe weder in dem Sinne, daß der einzelne ſeine Bedürfniſſe ver⸗ 
gleichen und den Vorrang des einen vor dem anderen feſtſtellen kann, 
noch auch in dem Sinne, daß bei einem Individuum mehrere Bedürf⸗ 
nisbefriedigungen geringeren Ranges ein Bedürfnis höheren Ranges 
aufwiegen können, über die Frage hinweg, wie der einzelne in einem 
von ihm überhaupt nicht geſchätzten Gute — darauf liegt das Haupt⸗ 
gewicht — ein ziffermäßig beſtimmtes Preisangebot für ein von ihm 

unmittelbar geſchätztes Gut zu ſtellen in der Lage iſt. 
Nun könnte man vielleicht ſagen, dieſe Schwierigkeit löſe ſich, 
wenn man an Stelle der nicht geſchätzten Geldſumme ein unmittel⸗ 
bar gewertetes Gut ſetze, das um die Geldſumme ſonſt erworben 
werden könnte. Allein damit kommt man nicht weiter. Der Satz, 
den man hierdurch gewinnt, würde lauten, der Käufer gebe für ein 
beſtimmtes Gut höchſtens ſo viel, als er für ein Gut gleichen Ranges 
auch geben würde. Ausdrücklich iſt zu bemerken, daß man dieſen 
Satz nicht etwa ſo formulieren darf, daß der Käufer für ein Gut 
beſtimmten Ranges höchſtens ſo viel zu geben bereit iſt, als er für 
ein Gut gleichen Ranges tatſächlich geben muß und gibt. Der 
| | 11* 
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Käufer ift bereit, für ein Gut beſtimmten Ranges unter Umſtänden 
auch mehr zu geben, als er für ein anderes Gut gleichen Ranges 
tatſächlich gibt. Nur ſo viel iſt richtig, daß er für ein Gut beſtimmten 
Ranges höchſtens ebenſo viel geben würde, als er höchſtens für ein 
anderes Güt gleichen Ranges zu geben bereit iſt. Daß aber mit 


dieſem Satz, der nichts anderes bedeutet, als daß die Höchſtgebote 


für Güter gleichen Ranges gleich hoch ſind, eine Löſung des Problems 


der Bildung des Preisangebotes aus ſubjektiven Wertſchätzungen nicht 


erzielt wird, braucht wohl nicht wieder nachgewieſen zu werden. 
Schumpeter fügt dem obigen Zitat hinzu, man könne die 
Schwierigkeit des Problems auch anders als auf die von ihm an- 
geführte Art überkommen. Er verweiſt dabei auf Cuhels Lehre von 
den Bedürfniſſen und Böhm⸗Bawerks Beſprechung dieſer Lehre. Daß 
wir auch in dieſen Lehren eine Löſung der Frage, wie ſich das 
Preisangebot des Käufers bildet, un finden, wurde bereit3 oben 


| feſtgeſtellt. 


Von der heutigen Theorie gehen wir auf einen Vertreter der 


älteren nationalökonomiſchen Schule zurück, auf Hermann (Staats⸗ 
wirtſchaftliche Unterſuchungen). Wir bemerkten im Eingange dieſes 


Abſchnittes, daß wir die klaſſiſche Schule und ihre Nachfolger für 
die hier behandelte Frage nach der Bildung des Preisangebotes aus 
ſubjektiven Wertungen des Käufers aus dem Grunde nicht heran— 


zuziehen haben, weil ſich dieſe Schule mit den beim Käufer wirkenden 


ſubjektiven Preisbeſtimmungsgründen nicht weiter beſchäftigte. In dieſer 
Beziehung macht Hermann eine Ausnahme, indem er unter den Be⸗ 
ſtimmungsgründen des Preiſes ſolche auf ſeiten der Begehrer nicht 
nur anführt, ſondern auch ausführlich behandelt und ihre Wirkſam— 


keit gegenüber der der objektiven Preisbeſtimmungsgründe entſchieden 


betont. Die auf ſeiten der Begehrer wirkenden Preisbeſtimmungs— 
gründe find nach ihm Gebrauchswert, Zahlungsfähigkeit und ander: 
weitige Anſchaffungskoſten. Der dritte dieſer Gründe ſcheidet als 


eigentlicher Preisbeſtimmungsgrund aus. Was die zwei anderen 


Preisbeſtimmungsgründe anbelangt, finden wir bei Hermann keine 


Löſung der Frage, wie ſich auf ihrer Grundlage ein beſtimmtes Preis: 


anbot des Käufers und auf Grund deſſen ein beſtimmter Preis er— 
gibt. Allein wir finden bei ihm folgende bemerkenswerte Äußerung, 
und zwar bei Behandlung der Zahlungsfähigkeit der Begehrer. 
Der Grad der Kauffähigkeit einer Perſon für Verbrauchsgegen— 


ſtände, die ſie aus ihrem Einkommen zahlt, läßt ſich nach Hermann 


fo beſtimmen: 


— 
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1. Fur Güter der Notdurft, wenn man er Tauſchwert ihres 


reinen Einkommens durch den ihres ä an ſolchen Gütern 
dividiert; 
2. für alle übrigen Güter, wenn man den Reſt des Einkommens 


nach Deckung des Notbedarfes mit dem Tauſchwert des Guts divi⸗ 
7 von deſſen Ankauf die Rede iſt. 
Dazu gibt Hermann folgendes Beiſpiel: „Der Verdienſt eines 


f Taglöhners ſei jährlich 160 fl., ſein Jahresbedarf an Roggen 


Gehalt für denſelben Brotbedarf 75 iſt“. 


4 Scheffel zu 10 fl., ſo wäre deſſen Zahlungsfähigkeit für ſeinen 
Brotbedarf 4, während die Kauffähigkeit eines Beamten von 3000 fl. 
„. Es ſei nun 140 fl. 
der Aufwand, der in demſelben Lande den Notbedarf deckt, ſo bleiben 
dem Taglöhner 20 fl. für Bequemlichkeit, e Bildung, dem 
Beamten. 2860 fl. 5 
Was hier Hermann Kauffähigkeit nennt, iſt das Verhältnis 


zwiſchen Preiswilligkeit und tatſächlichem Preis. Dieſes Verhältnis 


mit dem Namen Kauffähigkeit zu bezeichnen und es überhaupt zahlen⸗ 


mäßig zu ermitteln, dürfte für eine weitere Erkenntnis kaum von 


Wert ſein. Denn der Käufer könnte zwar ſo viel mal mehr von der 


Ware kaufen, als die Verhältniszahl anzeigt, allein er will es gar 


nicht. Würde er es einmal tatſächlich wollen, müßte ſich der Preis, 


falls dies bei einer Mehrzahl von Käufern eintritt, ſogleich ändern, 
und die Ziffer der Kauffähigkeit würde damit hinfällig. Hingegen 
finden wir in der angeführten Stelle folgende wichtigen Gedanken 


eingeſchloſſen. Zunächſt den Gedanken, daß der Preis um einen ge⸗ 


wiſſen Betrag, der bis auf ein Vielfaches ſeiner ſelbſt gehen kann, 
hinter der Preiswilligkeit zurückbleiben kann. Wir werden auf dieſe 
Erſcheinung und ihre Bedeutung in einem folgenden Aufſatze zu 


verweiſen haben. So viel möchten wir im Anſchluſſe an die frühere 


Bemerkung jetzt ſchon anführen, daß es nicht darauf ankommt, daß 


zu dem niedrigeren Preis der Käufer mehr von der Ware kaufen 


könnte, ſondern darauf, daß er für die von ihm erworbene Menge 


der Ware, wenn es notwendig wäre, mehr zahlen würde, als er tat⸗ 


ſächlich zahlt. Dann finden wir den Gedanken, daß die Preiswillig⸗ 


keit für dasſelbe Gut beim Reichen entſprechend ſeinem Vermögen 
größer iſt als beim Armen, — ein Gedanke, zu dem Hermann kommt, 


ohne den Begriff des Grenznutzens, den er nicht kennt, irgendwie auf 
das Geld anzuwenden. Und ſchließlich ergeben die angeführten Sätze 


Hermanns, daß die Preiswilligkeit für wichtige Güter das ganze 
verfügbare Vermögen in Anſpruch nimmt, und daß die Preiswillig⸗ 


— 
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“ 


keit für der wichtige Güter das ausmacht, was der tatſächliche 


5 Preis der wichtigen Güter übrig läßt. Aus dieſem Satze läßt ſich 


eine Reihe wichtiger Folgerungen ziehen. Indes wir vermiſſen bei 
Hermann, der die angeführten Gedanken auch nur implicite aus⸗ 
ſpricht, jede Anwendung derſelben. Statt deſſen finden wir bei ihm 
im Anſchluß an die zitierte Stelle die Ableitung eines relativen 


E Wertes eines Tauſchgutes für zwei Perſonen, die das umgekehrte 


Verhältnis der Kaufkraft im Sinne Hermanns darſtellen ſoll, eine 


Konftruftion, die nicht recht verftänblich ift und ſicher unanwendbar 


iſt. So konnte ſich denn auch im Auſchluſſe an die angeführte Stelle 
Hermanns ein Fortſchritt in der Preistheorie nicht ergeben. 

Eine beſondere Behandlung erfuhr das Preisproblem durch 
Zwiedineck in den Aufſätzen: Kritiſches und Poſitives zur Preis⸗ 
lehre (Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft, 64. und 65. Jahr⸗ 
gang). Was unſer beſonderes Thema anbelangt, die Bildung des 
Preisangebotes des Käufers, hat Zwiedineck das Problem ſcharf formu⸗ 
liert: „Die Frage verlangt unbedingt eine Antwort: Wie ſetzt ſich 
die abſolute Gebrauchswertſchätzung, eine ziffermäßig nicht ausdrück⸗ 
bare Größe, in diejenige Geldgrößen⸗Vorſtellung um, die als Grenze 
für die Preisbildung funktioniert?“ (65. Jahrgang S. 85). Zwie⸗ 
dineck gelangt zu folgendem Satz: „Die Obergrenze für die Wert- 
beträge, die der Wirtſchaftsleiter gerade noch für die Beſchaffung 
desſelben Gutquantums aufwenden kann, wird ... gezogen ... durch 
die Geſamtſumme der Wertbeträge, die durch Verzicht auf die Be⸗ 
friedigung aller weiter unten in der Bedürfnisſkala nachfolgenden 
Bedürfniſſe frei werden könnten.“ Dieſer Satz gibt zwar keine 
eigentliche Antwort, wie ſich das Höchſtgebot beim einzelnen Käufer 
bildet, enthält aber eine richtige und wichtige Beobachtung. Daneben 
finden wir aber wieder Behauptungen, deren Richtigkeit ſehr zweifel⸗ 
haft iſt. So behauptet Zwiedineck, die Obergrenze des Preiſes könne 
bis auf ein Differential an den abſoluten Wert des Gutes heran— 
reichen. Das iſt in mehrfacher Beziehung un unrichtig. Die Obergrenze 
des Preiſes wird durch den abſoluten Wert des Gutes in gar keiner 
Weiſe gebildet. Man könnte alſo nur ſagen, der Preis müſſe um 
ein Differential gegenüber der Obergrenze des Preiſes zurückbleiben. 
Nur dieſen Sinn kann es haben, wenn Zwiedineck an anderer Stelle 
(S. 79) ſagt, Vorausſetzung für den Abſchluß eines Kaufgeſchäftes 
ſei das Vorhandenſein einer Spannung zwiſchen der ſubjektiven Wert- 
ſchätzung und der Preisziffer. Allein auch in dieſer Faſſung iſt der 
Satz unrichtig. Der Unterſchied müßte zunächſt einmal eine beſtimmte 
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Größe ſein. Ein Differential genügte nicht. Allein ein Unterſchied 
zwiſchen Obergrenze des Preiſes und Preis iſt überhaupt nicht dr- 
forderlich. Der Preis kann die Obergrenze tatſächlich voll erreichen. 
- Davon wird noch geſprochen werden. Dann jagt Zwiedineck weiter, 
daß die ſpezifiſche Individualkaufkraft der Intereſſenten einer Auf⸗ 
wärtsbewegung der Preiſe früher eine Grenze zieht als die Wert⸗ 
ſchätzung (S. 107). Dieſe Behauptung hat überhaupt keinen Sinn, 
da es neben der einen Obergrenze des Preiſes, die ſich aus der 
Wertſchätzung der Individuen im Verein mit den beim Individuum 
ſonſt wirkenden Preisbeſtimmungsgründen ergibt, eine aus der ſpezi⸗ 
fiſchen Individualkaufkraft der Individuen ſich ergebende Preisgrenze 
überhaupt nicht gibt. Dann ſagt Zwiedineck, eine Preisſteigerung 
eines Gutes ſei möglich durch Hebung der nominellen Geſamtkauf⸗ 
kraft der Käufer. Das iſt richtig, wenn auch die mit dieſem Satze 


in Zuſammenhang ſtehende Konſtruktion eines eigenen Geldwertes 


(ſiehe Zwiedinecks Aufſatz: Die Einkommengeſtaltung als Geldwert⸗ 
beſtimmungsgrund, in dieſen Jahrbüchern, 33. Jahrgang) wieder 
nicht anerkannt werden kann. Dann fährt aber Zwiedineck fort: 
eine Preisſteigerung eines Gutes ſei auch möglich durch Hebung der 
Kaufkraft nur für das beſtimmte Gut, deſſen Preis fi erhöhe; dies 
geſchehe durch Abſchwächung des Ranges oder Preisrückgang von in 
der Bedürfnisſkala weiter oben oder tiefer ſtehenden Bedürfniſſen. 
Dias iſt wieder nicht richtig. Nur eine Abſchwächung des Ranges 
Loder ein Preisrückgang von höher ſtehenden Bedürfniſſen erhöht - 
die Preiswilligkeit eines Käufers für ein Gut und kann damit 
eine Preiserhöhung dieſes Gutes veranlaſſen, nicht aber eine Ab⸗ 
ſchwächung des Ranges oder ein Preisrückgang von tiefer u 
Gütern. 
»Nun ſtellt Zwiedineck noch ein beſonderes Träsheitsgeſetz des 
Preiſes auf. Dazu wäre zu bemerken. Das Beharrungsvermögen, 
alſo die Rückſicht auf überkommene Preiſe, kann auf die Preisbildung 
inſofern Einfluß haben, als an einem überlieferten Preife feſt⸗ 
gehalten wird, auch wenn die wirtſchaftlichen Vorausſetzungen für 
dieſen Preis nicht mehr gegeben ſind. Dieſe Wirkung der Trägheit 
hat den Charakter einer Störung, wie ſonſtige Abweichungen vom 
| wirtſchaftlichen Prinzip, die ſich aus Unkenntnis, Nichtdurchſetzung 
des Selbſtintereſſes uſw. ergeben, und läßt ſich ebenſowenig wie 
dieſe anderen Störungen in feſte Formeln faſſen. An dieſe Störung 
denkt nun aber Zwiedineck offenbar nicht, wenn er behauptet, das 
Veorhandenſein der Abhängigkeit kaufhandelnder Parteien von dem 
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wirtſchaftlichen Geſchehen in vorausgegangenen Augenblicken und = 

Perioden ſei nicht in Abrede zu ftellen (S. 137), oder wenn er von ze 
einer „gerichteten Größe“ ſpricht, als welche „das Beharrungs— | 
vermögen des letzten Preiſes vermittels unſerer Vorſtellung für die 
nächſte Preisbildung und damit alſo für die Preisbewegung als 

Kraftkomponente maßgebend wird“. Es handelt ſich ihm vielmehr 

offenbar um die Tatſache, daß Käufer und Verkäufer bei ihren 
Kalkulationen ſehr häufig bewußt von den beſtehenden Preiſen aus⸗ 
gehen, und die Frage iſt die, ob im Hinblick hierauf, alſo darauf, 
daß beſtehende Preiſe die Grundlage von wirtſchaftlichen Handlungen 
bilden, aus denen ſchließlich künftige Preiſe hervorgehen, den be— 
ſtehenden Preiſen die Rolle einer Urſache gegenüber künftigen Preiſen 
zuerkannt werden kann. Da gilt nun Folgendes. Wir wollen der 
Einfachheit halber nur die Verhältniſſe beim Käufer verfolgen. Der 
Käufer geht, wenn ſich feine Verhältniſſe ändern, bei den wirtjchaft- 
lichen Kalkulationen, die durch dieſe Anderung hervorgerufen werden, 
zumeiſt von gegebenen Preiſen aus. Denn er kann zumeiſt nicht 
annehmen, daß eine Anderung ſeiner Verhältniſſe auch eine Anderung 
der Preiſe herbeiführen wird. So wird eine Anderung der Ver— 
hältniſſe des Käufers — der bei ihm wirkenden Preisbeſtimmungs⸗ 
gründe — zunächſt nur eine Anderung feiner mengenmäßigen Nach— 
frage nach oben oder nach unten mit ſich bringen. Betrifft nun 
die Anderung der Verhältniſſe eine ins Gewicht fallende Anzahl von 
Käufern, und haben ſich die Verhältniſſe bei dem abzuſetzenden Gute 
nicht geändert, iſt alſo die abzuſetzende Menge dieſelbe geblieben, - 
muß es zu einer unbefriedigten Nachfrage oder einem unbefriedigtem 
Augebot kommen, und der Preis ſteigt oder ſinkt. Können wir nun 
bei dieſem Zuſammenhange die früheren Preiſe als verurſachend für 
die ſpäteren Preiſe anſehen? Sicher nicht. Die ſpäteren Preiſe 
ergeben ſich in beſtimmter Höhe auf Grund der für dieſe Preiſe 
maßgebenden Preisbeſtimmungsgründe. Sie können aus dieſen grund— 

ſätzlich reſtlos erklärt werden. Hingegen ſind frühere Preiſe für die 
ſpäteren Preiſe in keiner Weiſe maßgebend, ſoweit wir von Störungs— 
wirkungen abſehen. Das Verhalten der Käufer, das zum ſpäteren 
Preiſe führt, hat zwar an die früheren Preiſe angeknüpft, allein das 
Ergebnis muß dasſelbe bleiben, ſoweit die für die ſpäteren Preiſe 
wirkenden Preisbeſtimmungsgründe die gleichen bleiben, welches immer 
die früheren Preiſe waren. Das aber ergibt, daß den beſtehenden 
Preiſen als ſolchen kauſale Wirkung hinſichtlich künftiger Preiſe 
mit Recht nicht zugeſprochen werden kann. Nehmen wir ein Bei⸗ 


& FE B 
— 0 
. Pa — en 5 
g 8 . 8 — — 
. e 5 1 f 
2 „ e 


‘ 
. 


97 EBasagen des Preis 169 
u ſpiel. Der Preis einer Ware ſei 10 K für ein Stück. Infolge 
Herabſetzung des Einkommens könne die Grenzkäuferſchicht dieſelbe 
Menge nur noch um 8 K für das Stück abnehmen. Die Käufer 
werden nicht ſogleich den Preis von 8 K durchſetzen können. Der 


Preis wird vielmehr zunächſt 10 K bleiben; doch werden die Käufer 
zu dieſem Preiſe weniger anſchaffen. Das hierdurch ſich ergebende, 


überſchüſſige Angebot drückt den Preis ſodann auf 8 K. Für dieſen 
Preis von 8 K iſt nun der frühere Preis von 10 K in keiner Weiſe 


eine Urſache, ſondern Urſache des neuen Preiſes ſind lediglich die 


nr gleichgebliebene — Menge des abzuſetzenden Gutes und die 
— geänderten — beim Käufer wirkenden Preisbeſtimmungsgründe. 
Bei dieſen Verhältniſſen, die einen Preis von 8 K bedingen, tritt 


dieſer Preis ebenſo ein, ob nun der frühere Preis 10 K oder 11 K 


oder 9 K betragen hat. Die Preisbeſtimmungsgründe eines gegen⸗ 
wärtigen Preiſes werden, falls wir von Störungen infolge des Ber 
harrungsvermögens und daraus ſich ergebender unwirtſchaftlicher 

Handlungen abſehen, durch einen vorhergehenden Preis in keiner 


Weiſe alteriert. Wir können alſo in früheren Preiſen Beſtimmungs⸗ 


885 gründe eines ſpäteren Preiſes nicht erblicken und daher auch die 


Trägheit als Beſtimmungsgrund des Preiſes nicht anerkennen. 


5 Von den Ausführungen Zwiedinecks im ganzen gilt aber, daß wir 


in ihnen, trotz vielfacher guter Beobachtungen, eine e N | 
Frage nicht finden können. 
Schließlich wären noch gewiſſe Ausführungen zu erwähnen, die 


ſich bei Karl Elſter „Zur Analyſe des Geldproblems“ (Conradſche 
Jahrbücher, III. Folge, 54. Band) finden. Elſter betont, daß, ſo⸗ 
ferne man Zahlen zur Bezeichnung der verſchiedenen Wertſchätzungen 

verwendet, dieſe Zahlen nichts bedeuten als die Darſtellung einern 

Reihenfolge, d. h. 10, 9, 8 uſw., daß aber jede ſonſtwie geartete 


carithmetiſche Operation, zu der die Zahl fo leicht verführt, wider⸗ 


ſinnig iſt. Er ſtellt ferner feſt, daß die für gewöhnlich verwendeten 
Beiſpiele nur dann zu richtigen Ergebniſſen führen, ſobald man an⸗ 


5 nimmt, daß die Zahlenreihen nicht Wertſchätzungen, alſo pſychiſche 


Zuſtände, verſinnbildlichen, ſondern zahlenmäßig beſtimmte Güter⸗ 


n quanten ausdrücken, die die Nachfrager für den Erwerb des Gutes 


zu geben bereit ſind, und für die die Anbieter dieſes Gut abgeben 


wollen. Der Preis iſt für ihn in vollkommen richtiger Weiſe kein 


Ausdruck des Nutzens, Geld etwas, was nur als Quantum begehrt 


wird, recht eigentlich auch kein Koſtengut. Fragen wir nun aber, 


= was ſich für Elſter von dieſen Sätzen aus für die Erklärung des | 
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Preisangebotes ergibt, ſo iſt die Antwort überraſchend. Elſter kommt 
nämlich zu dem Schluſſe, daß die Löſung der Frage überhaupt un⸗ 
möglich ſei. Es iſt dies ſo charakteriſtiſch für den heutigen (1917) 
Stand der Preistheorie gegenüber dieſer Frage, daß wir die Stelle 
wörtlich anführen. „Wie ein ſolches Syſtem — das Verteilungs⸗ 
ſyſtem in der Volkswirtſchaft — zur Entſtehung zu gelangen ver— 


mochte, wie es möglich war, daß ein rein zahlenmäßig ſich abſpielender 


Verteilungsprozeß ſich einzuordnen vermochte in das von Nutzen und 
Koſten diktierte Geſchehen, ſtehe dahin. Dies iſt das Problem der 
Wirtſchaft. Und das Problem der Wirtſchaft gehört zu jenen Fragen, 
denen gegenüber ſich der forſchende Geiſt mit der negativen Er⸗ 


kenntnis begnügen muß, daß ſie jenſeits der Grenzſteine wohnen, die 


der poſitiven Erkenntnis geſteckt ſind. Wir müſſen uns auf die Feſt⸗ 
ſtellung beſchränken, daß dieſer Verteilungsprozeß tatſächlich vor ſich 
geht.“ Wir teilen dieſe Skepſis nicht und ſind der Überzeugung, 
daß es grundſätzlich möglich iſt, die pſychiſchen Tatſachen mit zur 
Erklärung des Preisproblems heranzuziehen, einen Zuſammenhang 
zu finden zwiſchen den im einzelnen Individuum den Gütern gegen⸗ 
über ſich abſpielenden pſychiſchen Erſcheinungen und den Preiſen 


und abgeſetzten Mengen der einzelnen Güterarten. Nur muß die 


Erklärung eben eine andere ſein als die bisher verſuchten, die in 


gewiſſer Beziehung den Standpunkt Elſters rechtfertigen. 


Auf gewiſſe andere anfechtbare Anſichten Elſters wollen wir in 


anderem Zuſammenhange zurückkommen, wie ſeine Annahme, daß 


Luſt und Unluſt die einzigen beim einzelnen wirkenden Motive ſeien, 


daß alle ungedeckten Bedürfniſſe mit Unluſtgefühlen verbunden ſeien, 
daß das Geſetz vom Ausgleiche der Grenzerträge gelte. Hier wollen 
wir noch kurz auf folgende Bemerkung Elſters verweiſen, die freilich 
mehr in das Gebiet der Geldtheorie einſchlägt. Nach Elſter ſind 


Preiſe und Einkommen nur Verhältniszahlen. Das mag in gewiſſem 


Sinne richtig fein, indem fie ihre eigentliche Bedeutung erſt im Ver: 
hältnis zu gewiſſen anderen Mengen erhalten. Alle Verhältniszahlen 
ſind nach Elſter ihrem Weſen nach Brüche, haben Zähler und Nenner. 
Auch das iſt richtig, eigentlich ſelbſtverſtändlich. Zu einer Verhältnis— 
zahl gehört jedenfalls eine Zahl, zu der die erſtere Zahl eben im 


Verhältniſſe ſteht. Die Verhältniszahl Preis oder Einkommen iſt 


nun der Zähler des Bruches. Welches iſt der Nenner? Nach Elſter 
die Geldeinheit. „Als gemeinſamer Nenner ſteht die Geldeinheit 
unter den Preiszahlen und Einkommenzahlen.“ Das iſt entſchieden 
unrichtig. Denn wäre der Nenner einfach eine Einheit, ſo wären 
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Preiſe und Einkommen doch abſolute Zahlen, da das Verbäfftis - 


einer Zahl zu 1 doch ihren ganzen Zahlenwert darſtellt. Elſter ver⸗ 


wechſelt vielleicht Nenner im eigentlichen Sinne als untere Zahl des 


. Bruches mit Nenner im Sinne von Benennung. Als Benennung 
ſteht ſelbſtverſtändlich die Geldeinheit neben jeder Preiszahl und jeder 


1 Einkommenszahl, aber eben neben, nicht unter ihnen. Die Geld⸗ 


einheit bildet zur Preiszahl kein Verhältnis. Wenn man die Be⸗ 
deutung von Preiſen und Einkommen als Verhältniszahlen feſtſtellen 


will, muß man poſitive Zahlen ſuchen, die ihren Zahlen entgegen⸗ 


geſetzt find, mit ihnen zuſammen das Verhältnis bilden. Dieſe 


Nennerzahl iſt beim Einkommen das Geſamteinkommen in der Volks⸗ 


wirtſchaft, beim Preis entweder das Einkommen des Käufers oder 


gleichfalls das Geſamteinkommen. Im Verhältnis zu dieſen Zahlen 
gewinnen tatſächlich erſt die Zahlen der einzelnen Preiſe und Ein⸗ 
kommen ihre Bedeutung. In 5 Weiſe, 2 bier nicht weiter 


zu erörtern. 
| | En zweiter Aufſat folgt.) 
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Die 


Elemente der Hegelſchen Geſchichts⸗ 


und Rechtsphilophie im Marxismus 


. Von Dr. iur. Bückling 
| Rechtsanwalt in Wolgaft 


g Juhaltsverzeichnis: I. Geſchichtliche Einleitung S. 173-175. — 


II. Grundlinien der Hegelſchen Philoſophie mit beſonderer 
Berückſichtigung ſeiner Geſchichts⸗ und Rechtsphiloſophie 
S. 175—182. A. Stellung zur Erkenntnistheorie Kants S. 175. B. Hier⸗ 
aus abgeleitet das Grundprinzip ſeines Syſtems, das auch in der Geſchichts⸗ 
philoſophie zutage tritt S. 177. C. Die geſchichtlichen Bewußtſeinsſtufen im 
Vergleich mit denen der Phänomenologie. Die einzelnen Volksgeiſter als 
Vertreter der einzelnen Bewußtſeinsſtufen. Das Recht als Ausdruck der 
einzelnen Volksgeiſter S. 177. — III. Inhalt der materialiſtiſchen 
Philoſophie; ihre Erkenntniskritik, insbeſondere bei Marx 
S. 181—183. — IV. Erſter Vergleichspunkt: Der Zuſammenhang der 
allgemeinen mit der Geſchichts- und Rechtsphiloſophie S. 173 
bis 175. — V. Zweiter Vergleichspunkt: Der Vernunftprozeß bei Hegel 
und der ökonomiſche Prozeß bei Marx S. 186— 196. — VI. Dritter 


Vergleichspunkt: Die dialektiſche Form der Geſchichtsentwicklung 


S. 196—198. — VII. Vierter F Das Ziel der Ge⸗ 
e eatmialen; S. 198--200. 1 2 
I 


ie die übrigen Gebiete des geiftigen Lebens, jo gewann die 
Geſchichtserkenntnis durch ihre Berührung mit der klaſſiſchen 


deutſchen Philoſophie zu Anfang des 19. Jahrhunderts einen uni⸗ 


verſellen Grundcharakter. Sie wird zu einem Stücke der modernen 
Weltanſchauung, wie anderſeits die Philoſophie ſelbſt ſich nicht mehr 
allein auf die Fragen nach der Stellung des Menſchen in der Natur 


oder zu Gott, der Erklärung der Welt in A oder in ein- 
 heitlicher Weiſe beſchränkt. 


Ein anderes Bild bot auf dem Felde der Geſchichtserkenntnis 
die jüngſt vergangene Epoche deutſchen und europäiſchen Geiſtes⸗ 
lebens, die Epoche des Rationalismus. Ihm bieten ſich als Material 
der Darſtellung weitläufige Aufzählungen der Kriege, der Völker, 


ihrer Herrſcherdynaſtien und Staatsaktionen dar, und die Beurteilung 


dieſer Daten iſt rein negativ, d. h. von der hohen Warte eines 
Zeitalters aus, das berufen ward, ſich aus der Enge barbariſcher 


— 


* Zuſtände zu einer vollendeten Kulturhöhe zu erheben. Mit dieſer 
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N verglichen, wüßte vielfach der bisherige Inhalt der Geſchichte 
als ein ſchauerlicher Unſinn erſcheinen, der allenfalls dann ſeinen 
Zweck erfüllte, wenn man ihn als praktiſche Belehrung für ähnliche 
Fälle benutzte oder als abſchreckendes Beiſpiel für die Erziehung der 
Jugend verwertete. So wird die Geſchichte der Kreuzzüge den 
jugendlichen Herzen eindringlich die Folgen des menſchlichen Fana⸗ 
tismus vor die Seele rücken. Anderſeits entſtammt dieſer Mißachtung 
der Vergangenheit auch das geharniſchte Wort, daß „die Irokeſen 
geſcheidter ſind als die Gelehrten, die mit allen möglichen fabelhaften 
Gründungen in den myſtiſchen Zeiten koſtbare Zeit verloren haben. 
Die Irokeſen kümmern ſich nicht um das, was am Ontarioſee vor 
Jahrtauſenden paſſiert iſt. Sie gehen . Jagd, ſtatt Hypotheſen 
nachzulaufen“. 

Aber \ bereits Voltaire ſchlägt in der Betrachtung der Vorzeit 
einen neuen Weg ein. Methodiſch kennzeichnet er ſich noch als 


| 3 Rationaliſt: Was in der Geſchichte mit der Naturwiſſenſchaft, mit 


der Vernunft, mit dem Weſen des menſchlichen Herzens, d. h. mit 
dem Ideal, wie es ſeine eigene Zeit herausbildet, nicht übereinſtimmt, 
iſt Sand, was von gebildeten Zeitgenoſſen beglaubigt iſt, iſt Gold; 
aber er iſt in Wirklichkeit ein Kulturgeſchichtſchreiber, ein Geſchicht⸗ 


ſchreiber der leitenden Ideen, der im Hinblick auf fie nicht allzu 


ſtreng mit ſeinem Kriterium operieren darf. Dieſes iſt dem Ziele 
der Unterſuchung, der Aufdeckung der Ideen, bereits unangemeſſen 
geworden; denn dieſes ſetzt bereits eine allſeitige Berückſichtigung 
voraus, da die leitenden Ideen nicht immer der Kritik des menſch⸗ 
lichen Herzens, wie fie die eigene Zeit herausbildet, ſtandhalten werden. 
In dieſer Entwicklung bewahrheitet ſich das Wort, daß „die Auto⸗ 
rität der Geſchichte, die urſprünglich etwa zur Verfeſtigung des 
Eigenweſens angerufen iſt, bald mit ſtarkem Flügel den emporhebt, 
der ſie gerufen hat. Sie bleibt nicht die treue Magd, ſondern ſie 
wird zur Herrſcherin, die eine neue Ordnung der Dinge heraufführt“. 


Eine ſolche Art der Geſchichtsbetrachtung aber bedeutet, daß 


der Menſch ſich in der Geſamtheit feiner Erſcheinungen erfaſſen will. 
Die Verbindung der Geſchichte mit der Philoſophie wird damit 
hergeſtellt. Die Geſchichtsphiloſophie wird ſo nach Hegel: die ſich, 


den Menſchen, erfaſſende Wiſſenſchaft, die, als Produkt der Geſchichte 


oder der Zeit, die ſie hervorbringt, eben in dieſem Sicherfaſſen, ſich 
von dem Gange ihres Werdens befreit, indem dieſes ihr offenbar 
wird. Die philoſophiſche Darſtellung der e wird ſo die 
des zu ſich kommenden e Ä 


5 1 i 


in der der Grundgedanke feiner Weltauffaſſung ausgeſprochen wird. 
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Zeigt ſich alſo, wie die Geſchichte ſich ſelbſt zum Philoſophiſchen 


„ krängt, ſo wird auch innerhalb der Philoſophie der konkrete, nicht 


philoſophiſche Standpunkt gewonnen, der Philoſophie, die ſo auch 


unter anderem den geſchichtlichen . Geiſt in . ur = 


annehmen gezwungen it, nach Hegel: 


II 


In welcher Weiſe dies bei ihm geſchieht, ergibt ſich am ein 


leuchtendſten aus ſeiner Stellung zum erkenntnistheoretiſchen Problem, 


A. 


I Indem Kant davon ausgeht, daß die verſchiedenen philoſophiſchen 
Syſteme mit gleicher Folgerichtigkeit zu entgegengeſetzten Ergebniſſen 
gelangen (räumliche und zeitliche Begrenztheit und Unbegrenztheit 


der Welt, Exiſtenz und Nichtexiſtenz eines Weſens in und außer der 


Wielt), ergibt ſich für ihn die Notwendigkeit, die Geſetze unſerer Er⸗ 


— 


— 


kenntnis ſelbſt zu unterſuchen. Er kommt hierbei zum Ergebnis, z 


daß die Erkenntnis der Außenwelt durch die objektivierenden Kategorien 
geſchieht, die ihrerſeits wieder aus unſerer ſubjektiven Anſchauung 
bherauswachſen und nur Denkgerüſte des ſubjektiven Menſchen find, 


dem die Erkenntnis des Dinges an ſich verſagt bleibt. Kant hat 


der Erfahrung gibt, von der Welt der Realität als einer Welt des 
Scheins abgetrennt.» Dieſe Trennung fällt für Hegel fort. Von 


ſomit die reine Vernunft, die mit ihren Kategorien erſt die Möglichkeit | 


einer Entgegenſetzung des denkenden Ichs zur Außenwelt kann nicht 
die Rede ſein. Die Welt des Scheins hat den Grund ihres Seins 


nicht in ſich, ſondern in der allgemeinen göttlichen Idee, die ſich als 


dbſolute Vernunft auch in der Welt des Scheins offenbart , die 


ſomit der Vernunft zugänglich wird. Allerdings führt die Be⸗ 


trachtung der Dinge, von denen wir wiſſen, zu der von Kant richtig 


erwieſenen Antinomie. Doch iſt ihr gegenüber ein anderer Ausweg 
möglich als der ſeinige. Die Dinge find nicht für uns Erſcheinungen, 


deren wahrem Weſen wir niemals näher kommen könnten, ſondern 


ſie ſind es an ſich, und als ſolche, als Erſcheinungen, ſind ſie zu 


begreifen. Nicht in ſich, als einzelnen, ſondern in ihren unendlich 


mannigfaltigen, gegenſeitigen, ineinander reflektierenden Beziehungen 


enthalten ſie die Wahrheit und ſind der Erkenntnis eben als Welt 
des Scheins zugänglich. Der Widerſpruch der Antinomien führt 


1 Vgl. Übe rweg⸗Heinze, Geſchichte der Philoſophie II, 10. Aufl. S. 46. 
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ſomit nach Hegel nicht zu dem „Mißtrauen“ gegen das menschliche 
Denken und zu der „Zärtlichkeit für die weltlichen Dinge“ !; viel⸗ 
mehr hat das „weltliche Weſen“ den Mangel des Widerſpruchs 
an ſich, das weltliche Weſen in allen ſeinen Außerungsformen; denn 
nicht nur in den Antinomien, ſondern in allen Gegenſtänden aller 
Gattungen, in allen Vorſtellungen, Begriffen und Ideen findet ſich 
der Widerſpruch. 
Der abſolute Idealismus, wie er ſo von Hegel vertreten wird, 
iſt ein Sich⸗Erheben des menſchlichen Geiſtes von der Nichtigkeit 
der Erſcheinungen in ihrer Vereinzelung und Zufälligkeit zu ihrer 
Wahrheit. Denken, d. h. ſich erheben, bedeutet, das Sein als „ein 
allgemeines, an und für ſich notwendiges und nach allgemeinen 
Zwecken ſich beſtimmendes und tätiges Sein“ faſſen (im Gegenſatz 
zu der Auffaſſung der Welt als einer Sammlung von unendlich 
vielen Zufälligkeiten) — es faſſen als Gott?. Die Form, in der 
dieſe Erkenntnis ſtattfindet, iſt die begrifflich⸗kategoriſche, d. h. es 
wird nicht von der Erkenntnis des Einzeldinges ausgegangen, ſondern 
die Erkenntnis geht von Kategorie zu Kategorie, von Allgemein⸗ 
begriff zu Allgemeinbegriff?. In der Bewegung dieſer Begriffe, in 
der Aufzeigung ihres Widerſpruchs, ihrer Beſchränktheit in der Er⸗ 
ſcheinung, vermittelſt der dialektiſchen Methode beſteht ihre Wahrheit. 
Jede Darlegung eines Widerſpruchs beſteht in der Auflöſung dieſes 
durch ſeine Verneinung oder darlegende Erkenntnis des Begriffes 
als eines einſeitigen — nicht in der Aufzeigung „eines“ Gegenſatzes 
in einzelnen Beziehungen zu dem in Frage ſtehenden Begriffe, ſondern 
in „ſeiner“, d. h. der abſoluten Verneinung. Dem Sein wird der 
abſolute Gegenſatz des Nichts als ſein Gegenſatz gegenübergeſtellt; 
die Quantität der Qualität, die Endlichkeit der Unendlichkeit. Alle 
Denkbeſtimmungen find ſonach Reflektions⸗ und Beziehungsbegriffe. 
Erſt in dieſer Selbſtbewegung der Kategorien, in der Bezugnahme 
des einzelnen, einſeitigen Begriffes auf ſeinen Gegenſatz, vermöge 
des ſich über die Erſcheinungen erhebenden Denkens liegt die Wahr⸗ 
heit der Erſcheinungen in ihrer Vereinzelung und Zufälligkeit. Hier⸗ 
mit wird nicht nur der vorkantiſche metaphyſiſche Standpunkt be⸗ 
hauptet, daß die Erkenntnis das Weſen der Dinge widerſpiegele, 
ſondern darüber hinaus, daß das Denken das Weſen der Dinge ſelbſt 


1 Hegels Kleine Logik, herausg. v. J. Bolland, (Leiden 1899), § 48 

2 Ebenda $ 50. 

3 Ebenda $ 50: Die empiriſche Welt denken heißt: ihre empiriſche Form 
umändern und ſie in ein allgemeines umwandeln. 
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ausmache. Denz iſt es richtig, daß die göttliche Idee als abſolute 
Vernunft auch in der Welt des Scheins ſich offenbart, ſo wird dieſe 
der Vernunft nicht nur zugänglich, ſondern alle Daſeinsformen ſind 
ſchon „Hieroglyphen des Denkens“; die Denkbeſtimmungen ſind 
Grundbeſtimmungen des Seins; Weltwirken und Wirken in unſerem 
Ich ſind identiſch 1. Damit verbindet ſich der Gedanke, daß das Denken 
ſelbſt die höchſte Offenbarung der Weltvernunft iſt. Denken heißt 
nämlich nach Hegel auch, daß das Ich auf ſeine Einzelheit Verzicht 


tut. Das Denken in dieſem Sinne, als gattungsmäßiger Vorgang, 
wiederholt alle die objektiven Grundbeſtimmungen des Seins in ſich 


ſelbſt, ſo daß es auch in einem, den modernen biologiſchen Theorien 
nahekommenden Sinne die Spitze des Wirklichen iſt. ö 

In dieſem Sinne wird bei Hegel die . des Denkens 

| er Se 

B. | 

| Dies erkenntnistheoretiſch gewonnene Ergebnis ſpiegelt ſch in 

der Geſamtanlage ſeiner Philoſophie wider. Die Einheit des Denkens 


‚und des Seins erwächſt aus der Logik als der ſich durch feine eigene 


Bewegung zur Sache machende, zur Objektivität auswachſende Be⸗ 


griff. In dem Sich wiederfinden der abſoluten Vernunft oder logiſchen 
Idee aus dem Natürlichen (Objektivität) heraus beſteht ſie als Geiſt. 


Nun aber liegt die abſolute Vernunft, wie wir ſahen, als Subſtanz 
nicht nur der Natur⸗ und Geiſteswelt zugrunde, ſondern ſie iſt auch 
in der Entwicklung der Welt ſelbſt Subjekt, das ſich realiſiert. Wie 
die logiſche Idee in der Natur⸗, in der Raum⸗ und Zeiterfüllung 


nur eine Form ihres Daſeins wechſelt, ſo findet die Kategorie Geiſt 
i ihre Verwirklichung in den geſchichtlichen Schöpfungen der Menſch⸗ 
heit. Ihre Geſchichte iſt die Geſchichte des Geiſtes. In ihr gibt 


ſich die Offenbarung Gottes, d. h. des Seins als eines Allgemeinen, 
in der Geſtalt als Weltgeiſt kund. Ä 
So ftedt in der Stellungnahme. zum. erkenntnistheoretiſ den 


. Problem bereits die höchſte Kategorie des Hegelſchen Syſtems, der 


Geiſt. Hiermit iſt zugleich die N der Geſchichtsphiloſophie 


gegeben. 


C. = 
Zu hren Verſtändnis mag der Inhalt eines 11 Werkes, 
der „Phänomenologie“, e herangezogen werden. Hier 


1 Kohler im Archiv für Rechts⸗ u. Birfafthilfoie I, S. 37. 
Schmollers Jahrbuch XLIII 8. | | 12 
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wird die Darſtellung der Bewußtſeinsformen des Geiſtes verſucht. 
Das Thema iſt im Grunde dasſelbe wie in der Geſchichtsphiloſophie. 
In der Phänomenologie erkennt der Geiſt ſein Weſen logiſch; die 
begriffene. Geſchichte, das iſt die Geſchichtsphiloſophie, vereinigt nun, 
wie Hegel am Schluſſe der Phänomenologie auseinanderſetzt, die 
Wiſſenſchaft des erſcheinenden Wiſſens, die Phänomenologie, und die 
Betrachtung des Geiſtes in der Zufälligkeit ſeines erſcheinenden 
Daſeins, in der konkreten Geſchichte. Die Geſchichtsphiloſophie be⸗ 
handelt ſo die im Reich der geſchichtlichen Zufälligkeiten ſich er⸗ 
gebende Anwendung der Bewußtſeinsſtufen der Phänomenologie. 

Die Grundgedanken der Geſchichtsphiloſophie ſind ſomit nur 
aus jener erklärlich. Sie ſind dieſelben, und das rechtfertigt hier 
eine kurze Betrachtung dieſes Werkes. 

Die Phänomenologie ſieht zunächſt ab von dem Verhältnis des 
Denkens zum Sein, rechtfertigt jedoch am Schluß den in der Logik 
betätigten erkenntnistheoretiſchen Standpunkt als letzte notwendige 
Bewußtſeinsſtufe. Die Stufen, die ſie bis dahin durchläuft, ent⸗ 
ſprechen den Bewußtſeinsſtufen der Geſchichte. Der Philoſoph geht 
von den einfachſten, unentwickeltſten menſchlichen Denkſtufen aus, um 
ſie zu immer reicherer Entfaltung zu verfolgen. Indem der Menſch 
ſich auf jeder der einzelnen Stufen als unvollkommen und einſeitig 
erkennt, treibt ihn ſein Bewußtſein zu einem immer höheren Stand— 
punkte. Doch zu welchem Ziele? Den Hegelſchen Erſcheinungen 
des Bewußtſeins hat nichts anderes zugrunde gelegen als das DBe- 
wußtſein ſelbſt, das Wiſſen. Dies nur kann der zu realiſierende 
Begriff, das Thema der ganzen Entwicklung ſein !. Erſt auf dem 
Standpunkte des abſoluten Wiſſens, des Hegelſchen Idealismus, 
findet der Geiſt ſeine Befriedigung. Auf dieſem Standpunkte weiß 
er ſich ſelbſt als die in der Logik gewonnene kategoriſche Einheit des 
Denkens und des Seins, und entſpricht ſo als Begriff ſich ſelbſt 
als dem Gegenſtande. Wie ſich ſo das Bewußtſein in ſeinem Fort⸗ 
gange notwendig entwickelt, indem es nichts als ſich ſelbſt entwickelt, 
dadurch, daß ſein Anſichſein zu ſeinem Fürſichſein und es ſelbſt 
ſich ſo „Schädelſtätte“ wird, ſo iſt auch das ſchließliche Ziel, das 
Ende des Fortganges, ein notwendiges, der Standpunkt des abſoluten 
Wiſſens. — Erſt dadurch, daß die Erfahrung der Erfahrung ge⸗ 
macht wird und der Fortgang des Bewußteins die Entwicklung in 
ſich trägt, indem es nach dem Geſetze, nach dem es angetreten iſt, 


1 Vgl. Fiſcher, Hegels Leben und Lehre, Heidelberg 1901/02, I, S. 209. 
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ſich entwickelt und nicht äußerlich und zufällig an einem zweiten 


Gegenſtande geſunden wird — erſt ſo, an der Einheit des Bewußt⸗ 


ſeins mit dem Gegenſtand, der mit dem Bewußtſein zugleich wird, 


iſt der Gang der Hegelſchen Waben als ein notwendiger ge⸗ 


kennzeichnet. 


Ziel und Methode der eri en Geſchichte (in der Zufälligkeit 5 


ihres erſcheinenden Daſeins) find dieſelben wie die der Phänomenologie, 
der logiſch gewonnenen Bewußtſeinsformen. Das Ziel der begriffenen 
Weltgeſchichte iſt die menſchliche Freiheit, näher das Bewußtſein der 
Freiheit, d. h. auch hier das Wiſſen von ſich ſelbſt in ſeiner Totalität 
als Geiſt, als freies Weſen !. Denn im Gegenſatz' zu der Materie, 
deren Weſen in der Schwere, im Gravitieren nach außen beſteht, 
beruht das Weſen des Geiſtes im Inſich⸗, Beiſich⸗ und Fürſichſein, 
d. h. in der Freiheit. Die Träger der Idee der Freiheit ſind die 
einzelnen weltgeſchichtlichen Völkers. Im Verhältnis zueinander 
bilden fie Individuen; in jedem Volke aber hat der Weltgeiſt, unter 
dem Geſichtspunkte von Sitten und Geſetzen geſehen, ſein Weſen 
und feiner ſelbſt genoſſen“. Der Weltgeiſt liegt allen Erſcheinungs⸗ 
formen der Volksgeiſter zugrunde. Inſofern ſind auch die einzelnen 


Volksgeiſter das ſich wiſſende und wollende Göttliche. Und wie ſich 


weiter der Weltgeiſt notwendig entwickelt, in der Flucht ſeiner ſich 


ſteigernden Bewußtſeinsformen, ſo ändern ſich auch ſeine Träger, die 


Völker, im Laufe der Geſchichte durch Momente, die der Notwendig⸗ 
keit angehörend®. Das Moment der Idee, das die Völker einzeln 


verkörpern, iſt erfüllt, wenn ſie den jeweilig höchſtmöglichen Stand⸗ 


punkt ihrer Freiheit erreicht haben, d. h. wenn ſie ſich ſelbſt er⸗ 
kennen, nicht in ihrer Totalität als Geiſt (dies geſchieht erſt in der 
letzten weltgeſchichtlichen Form), ſondern auf der jeweiligen Stufe 
ihrer einſeitigen, geſchichtlichen Idee '. Darum beſitzen die einzelnen 
Volksgeiſter zunächſt auch nur ein mehr oder weniger dumpfes und 


7 


unentwideltes Selbftgefühl?, und doch trägt es feiner Anlage nach 


— — 


1 Hegels Werke. Geſamtausgabe von Gans, Bd. IX, S. 79—89. Vgl. 
auch P. Barth, Philoſophie der Geſchichte, Leipzig 1915, S. 739. 
2 Vgl. zum folgenden: Brie, Der Volksgeiſt bei Hegel und in der hiſto⸗ 
riſchen Rechtsſchule. Archiv für Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie II, S. 180 ff. 
3 Hegels Werke I, S. 372, 417. (Aus der 1802/03 erſchienenen Abhand⸗ 
lung über die verſchiedenen Betrachtungsweiſen des Naturrechts.) 8 
Ebenda S. 415. | 5 Ebenda S. 414—19. 


6 Vgl. Grundlinien der Philoſophie des Rechts (1821), 8 340; dazu 0 


Stammler, Rechts⸗ und Staatstheorien der Neuzeit. Tübingen 1915, S. 58. 
7 Vgl. Anm. 5. 
5 = „ „ 42 
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die Beftininuung in ſich, fh zur totalen Erkenntnis ſeiner ſelbſt aus⸗ 
zuwachſen. Denn wenn die Völker, nachdem ſie ihr individuelles 
Moment zur höchſten Entfaltung gebracht haben, zugrunde gehen, 
geben ſie die Idee weiter an den nächſten Träger, bis endlich jenes 
Ziel erreicht iſt, in dem auch die Phänomenologie ausläuft: Der 
weltgeſchichtliche Geiſt macht ſich zu dem, was er in ſeiner Anlage 
bereits iſt. Sein Anſichſein wird zum Fürſichſein, und der Geiſt 
erkennt ſich ſelbſt. Das Weſen des Geiſtes im Gegenſatz zur Materie 
beſteht in der Freiheit. Darum iſt der Zielpunkt näher, daß ſein 
eigenes Weſen, die Freiheit 8 Geiſtes, Gegenſtand ſeines Bewußt⸗ 
ſeins wird. 

Die Mittel zu dieſem Ziele ſind die menſchlichen Leidenſchaften 
in der Verfolgung einſeitiger Zwecke. Die „Liſt der Idee“ richtet 
dieſe, den Menſchen ſelbſt unbewußt, nach jenem einzigen Ziele hin. 
Nichts Gutes geſchieht allein um des Guten willen. Nichts Großes 
wird ohne Leidenſchaft vollbracht. 

Wenn der Weltgeiſt die Volksgeiſter zu Einzelgliedern ſeines 
Fortſchritts macht, ſo muß ſich dieſer wiederum in den Einzelgebieten 
ſpiegeln, auf denen die Geiſter ſich ausleben, die ſie zum Felde ihrer 
Kulturleiſtungen erwählen, in Recht, Kunſt, Religion oder Philo⸗ 
ſophie. Dieſe einzelnen Gebiete ſtehen daher in organiſchem Zu: 
ſammenhange mit dem allgemeinen Bewußtſeinsſtandpunkte, den der 
Geiſt jeweils erreicht. Darum iſt auch im Hegelſchen Sinne: 

„la loi en général: la raison humaine . . . et les lois poli- 
tiques et civiles de chaque nation ne doivent étre que les 
cas particuliers, où s’applique cette raison humaine!.“ 

So muß auch nach Hegel jede beſondere Staatsverfaſſung aus 
dem beſonderen Geiſte jedes Volkes hervorgehen, der wiederum eine 
beſondere Stufe des Weltgeiſtes (raison humaine) verkörpert. Denn 
der Staat iſt nur eine Außerungsform des jeweiligen Willens des 
Volksgeiſtes, nämlich der objektive Geiſt des Volkes, der ſich mit 
Bewußtſein will, verwirklicht und in objektiven Inſtitutionen aus⸗ 
lebt. Der letzten Bewußtſeinsſtufe des Weltgeiſtes entſpricht als 
höchſte Stufe des objektiven Geiſtes die, daß der Wille ſich ſelbſt 
als unendliche Form zu ſeinem Inhalte, Gegenſtande und Zweck hat ?. 
Dies iſt die Stufe des für ſich freien Willens, auf der der Geiſt 
ſich ſelbſt als frei in der Sphäre des Willens erkennt. 


a: Montesquieu, beprit des lois I, e (Mitte), franzöſ. laſſterausgabe 
von Didot, S. 8. N 
N Berolzheimer, Softem der Rechtsphiloſophie, 1904 ff., Bd. IL, S. 236. 


7 


991] Die Elemente der Hegelſchen Geſchichts⸗ und Rechtsphiloſophie 181 


Wie im Recht, ſo offenbart ſich die Geſchichte des Weltgeiſtes 
auf den Gebieten der übrigen Kulturleiſtungen, zum Beiſpiel in der 
Philoſophie. Was in der Phänomenologie notwendig logiſche 


Momente ſind, das ſind hier „notwendige Syſteme von zeitlicher 


Geltung“ 1. Das Ziel iſt auch hier die Selbſterkenntnis des menſch⸗ 
lichen Geiſtes als ſolchen in der lezten Wees, die alle anderen 
umfaßt und verſöhnt. | | 
Die geſchilderten Saag wende 78 Hegelſchen Philoſophie 

geben in mannigfacher ö das N der ſchleliftſchen 
Geſchichtsdoktrin. 
Die Geſchichtsphiloſophie Hegels wurzelt letzten Endes in ſeinen 
allgemeinphiloſophiſchen Grundlagen. Auf dieſe hin iſt daher Det 
Marxismus im Vergleich zu Hegel kurz zu prüfen. 

Die Marxiſten bezeichnen Hegel gegenüber ihre Philoſophie als 
Materialismus und ſehen hierin das unterſcheidende Kennzeichen. 
Von der materialiſtiſchen Erkenntnislehre aus kritiſieren fie zunächſt 
die des abſoluten Idealismus. Unterſuchen wir kurz, was der Ma⸗ 
terialismus und ſeine Erkenntnistheorie insbeſondere bei Marx be⸗ 
ſagt, was hieraus für ſeine Geſchichtsphiloſophie folgt. 


0 


Der Materialismus knüpft an die mechaniſche Naturauffaſſung 


des 18. Jahrhunderts an. Sie behauptet, daß alle phyſiſchen Vor⸗ 
gänge als Bewegungsvorgänge irgendwelcher Körperteile aufzufaſſen 
find, ſei es, daß man entweder der Hypotheſe eines durch die Materie 
durchweg erfüllten Raumes folgte oder leere Räume zwiſchen den 
Körpern annahm. Dem Materialismus erſchien es nun als eine 
ſelbſtverſtändliche Folge, daß alles Seiende körperlicher Natur, d. h. 
durch die Eigenſchaften der Ausdehnung und Bewegung gekennzeichnet 
ſei, und nur durch fie. Hiernach werden auch die Vorgänge in den 
Zentralteilen unſeres Nervenſyſtems durch dieſe beiden Eigenſchaften 
gekennzeichnet“. 

Der hiernach zum Ausdruck kommenden Anſicht eines durch⸗ 
gängigen Naturzuſammenhanges entſpricht die erkenntnistheoretiſche 
Folge, daß das Denken den Dingen ſelbſt adäquat iſt'. Marx' 


u erkenntnistheoretiſcher Einwurf gegen Hegel zielt nun 5 daß 


1 Fiſcher, Hegel II, S. 1010. 

N 2 Vgl. hierüber Erdmann, Die philoſophiſchen Vorausſetzungen der 
materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung, in dieſem Jahrbuch 1907, S. 17 ff. | 

2 Vgl. Engels, Ludwig Feuerbach und der Ausgang der ae deut⸗ 

ſchen ö Sean 1888, ©. 44. 
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dieſer in den gegenteiligen Fehler Kants verfalle, daß er die Wirklich⸗ 
keit allein in ſeinen Gedankenwerten aufſuche und die Welt aus 
ſeinen Vernunftbegriffen konſtruiere. Aus der Fülle der empiriſchen 
Dinge, ſo kennzeichnet er Hegels Methode, werde der allgemeine 
„blutleere Begriff“ genommen. Nachträglich werde dann deſſen Ent⸗ 
wicklung als notwendig, d. h. durch die Selbſtbewegung des Begriffes 
entſtanden, charakteriſiert. Demgegenüber ſetzt es ſich der Mate⸗ 
rialismus. zum Ziele, die künſtlichen Zuſammenhänge zu beſeitigen 
durch Auffindung der wirklichen !. Näher wird dieſe Methode da— 
durch gekennzeichnet: Es gelte in Natur und Geſchichte, „die wirkliche 

Welt ſo aufzufaſſen, wie ſie ſich einem jeden bietet, der ohne vor⸗ 
gefaßte idealiſtiſche Schrullen an fie herantritt“?. 

Angeſichts dieſer Kritik iſt daran feſtzuhalten, daß der erkenntnis⸗ 
theoretiſche Standpunkt Marx und Hegels der Lehre, daß der Inhalt 
der Erkenntnis die Abbilder der Außenwelt enthalte, entſpricht, mag 
nun die Idee das Abbild der Dinge ſein? oder mögen, wie Engels 
Hegel ungenau auslegt, die Dinge die „verwirklichten“ Abbilder der 
Idee ſein — ſie ſind vielmehr nach Hegel nur die Formen, in denen 
die abfolgenden Geſtalten des überindividuellen, gattungsmäßig not⸗ 
wendigen Denkens hindurchſchimmern. 

Der gefühlsmäßige Urſprung der Marrſchen Kritik mag in der 
Ablehnung des Gedankens liegen, daß die Entfaltung des Weltalls 
nicht nur vernunftgemäß geſchieht, ſondern auch weiter, daß das 
Denken des Weltalls dem Denken des Menſchen“ völlig gleicht. Sachlich 
findet ſich indeſſen bei Marx immer nur der Einwurf einer will⸗ 
kürlichen Begriffsbildung. Näher begründet iſt dieſer nicht. Die 
eigenartige Form der dialektiſchen Denkbildung Hegels ergibt ſich 
aus deſſen Auseinanderſetzung mit Kant. Marx dagegen läßt jede 
vorhegelſche Philoſophie außer Anſatz. Die Stellung des Marxismus 
zum Erkenntnisproblem wird einmal durch die forcierte Beweisführung 
gekennzeichnet: die ſchlagendſte Widerlegung Kants ſei das Experi⸗ 
ment und die Induſtrie. Die Kenntnis von den Funktionen eines 
Gegenſtandes ſchlage das unfaßbare Kantſche Ding an ſich aus dem 
Feldes. Was ſodann Hegel angeht, gibt Engels zu, der Materialis- 


1 Engels, Feuerbach, S. 50; vgl. auch v. Wenckſtern, Marx, Leipzig 
1896, S. 222. 
2 Engels, Feuerbach, S. 43; vgl. auch die Ausführungen bei Engels, 
Herrn Eugen Dührings Umwälzung der Wiſſenſchaft, 4. Aufl., S. 9. 
3 Erdmann, S. 10. b | 
4 Pgl. Kohler, Rechtsphiloſophie, Berlin u. Leipzig 1909, S. 13. 
5 Engels, Feuerbach, S. 15 | 
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mus Feuerbachs enthalte keine Widerlegung 1. Er ſelbſt aber glaubt | 


fi mit jenem durch die Erwägung abgefunden, daß das, was wir 
in der Welt erkennen, eben ihr gedankenmäßiger Inhalt ſei ?. 
Aus dieſer ungeſchichtlichen Begründung der materialiſtiſchen 


Erkenntnistheorie iſt auch nur der Vorwurf zu verſtehen, bei Hegel 


handele es ſich um ein willkürliches Konſtruieren, ohne Rückſicht auf 
die Dinge ſelbſt. Auch bei ihm kommt in Wirklichkeit der wahre 
Begriff nie anders an den Tag als durch den tief durchdachten Zu⸗ 


ſammenhang der Dinge. Und wenn ſich dieſer bei ihm in der dia⸗ 


lektiſchen Form darſtellt, ſo läßt man damit noch nicht den Begriff 
ſpazieren gehen s. Im Grunde iſt der materialiſtiſche Zuſammenhang 


der Dinge genau ſo künſtlich oder vielmehr wirklich wie der Hegelſche. 


Engels jagt, die Erfenntnis der wirklichen Welt entſpräche ihrem 


gedankenmäßigen Inhalt. „Daß das Denken einen Inhalt erkennen 


kann, der ſchon von vornherein Gedankeninhalt iſt, leuchtet ein.“ — 
Dieſe Sätze aber drücken gerade den Hegelſchen Standpunkt aus: 
Das Denken iſt den Dingen adäquat; die Wahrheit der Dinge iſt 


ihr gedankenmäßiger Inhalt, und nur das Denken iſt der Boden 
. 


möglicher Serabrung. 
Der gedankenmäßige Inhalt der geſchichtlichen Weltentwicklung 


ergab ſich bei Hegel aus der allgemein⸗philoſophiſchen Grundlage, 
der entſprechend ſich die Geſchichte des Menſchen als Vernunftprozeß 


darſtellt. Dieſe Methode des Aufbaus der Heſchichteppiloſouhte auf 
allgemeinen Grundlagen iſt bei Hegel die gleiche wie ſchon bei Fichte, 
wenn dieſer den menſchlichen Geiſt als ſchöpferiſches Prinzip im 
Gegenſatz zur Paſſivität der Materie erklärt und dann wiederum die 


Beſtimmung des Menſchen in ihrer ſpekulativen Seite in praktiſche | 


Beziehung zu den Problemen der Geſchichte ſetzts. 


Auch im Marxismus findet ſich dieſe Methode wieder. Er ge⸗ 
a geſchichtlich zu dem . Die c Struktur der E 


1 Engels, Feuerbach, S. 12. 

2 Ebenda S. 14. 

3 Vgl. Fiſcher, Hegel II, 7 1175. 
Engels, Feuerbach, S 


5 Vgl. hierüber M. no Fichtes Sozialismus im Verhältnis zu 


Marx. Tübingen 1900, S. 20 u. 94. 
Engels, Herrn Eugen Dührings en der Wifſenſchaft, 4. Aufl, 


S. 12 ftatt vieler weiterer See 


N „ 


ut 
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l Geſellſchaft bildet den Unterbau für die rechtliche, religiöſe uff. 
Dies ſei aber ein Ausfluß des philoſophiſchen Prinzips, daß 
das Bewußtſein des Menſchen aus ſeinem Sein zu erklären ſei, ſtatt 
wie bisher ſein Sein aus ſeinem Bewußtſein. 

Der Marxismus würde hiernach ausſprechen, daß die ökonomiſche 
Struktur das Sein des Menſchen it, und zwar im beſonderen Sinne 
der materialiſtiſchen Philoſophie. Daß eine ſolche Nutzanwendung 
beabſichtigt iſt, geht aus vielfachen anderen Außerungen ſeiner Ver⸗ 
treter hervor. Bezeichnet es doch Engels als ſein Ziel, den In⸗ 


begriff der ſoziologiſchen, hiſtoriſchen und philoſophiſchen Wiſſenſchaft 


mit der materialiſtiſchen Grundlage in Einklang zu bringen l. An 
anderm Orte ſagt er, die Bewegungsgeſetze in Natur und Geſchichte ſeien 
dieſelben, es ſeien innere „allgemeine Bewegungsgeſetze“, trotzdem es 
fi in der Geſchichte nicht um bewußtloſe Agentien handele ?, oder 
er erklärt die Bewegungsgeſetze ſowohl der äußeren Welt wie des 
menſchlichen Denkens für zwei Reihen von Geſetzen, die der Sache 
nach identiſch, dem Ausdrucke (?) nach aber inſoweit verſchieden ſeien, 
als der menſchliche Kopf fie mit Bewußtſein anwenden könne“. In 
den Augen der Marxiſten ſind alſo die Geſetze des geſchichtlichen 
Menſchen dieſelben wie die der Natur, der Materie. 

Wenn wir dieſe Sätze, deren nähere Begründung nirgends ver⸗ 
ſucht iſt, im einzelnen prüfen, ſo zeigt ſich, daß die beiden letzten 
ihrer Faſſung nach faſt gleichlautend ſind, und es iſt auch fraglos, 
daß dem Sinne ihres Autors nach mit beiden dasſelbe geſagt ſein 
ſoll. Indeſſen bemerken wir, daß dort, wo in der erſten Stelle von 
Geſetzen der geſchichtlichen Entwicklung die Rede iſt, in der zweiten 
ſich der Ausdruck: Geſetze des menſchlichen Denkens findet. Beides 
iſt geſondert zu betrachten. 
| Daß die Geſetze des Denkens materialiſtiſcher Natur find, daß; 
dieſes alſo lediglich durch Ortsveränderungen beſtimmt wird, geht 

aus der materialiſtiſchen Philoſophie hervor“. Aus ihr geht auch 
hervor, daß die Einwirkungen der Außenwelt auf den Menſchen ſich 
in ſeinem Kopfe ausdrücken und ſich darin als Gefühle, Gedanken 
Triebe und Willensbeſtimmungen abſpiegeln“, inſofern nämlich, als 
nach der materialiſtiſchen Philoſophie das menſchliche Denken in 

1 Engels, Feuerbach, S. 22, 18 u. 60. 
a Ebenda S. 50 f. f 

3 Ebenda S. 44. 


Erdmann, S. 41. 8 
5 Engels, Feuerbach, ©. 27. N 


| 005}. Di Elemente der Hegelſchen ee und Restapbitefophie | 185 . 


. Tester Inſtanz ein Naturprodukt des menſchlichen Hirnes iſt und als u 


ſolches dem übrigen Naturzuſammenhange entſpricht l. 
Aber geht aus der materialiſtiſchen Grundlage hervor, daß die 

Bewegungsgeſetze der Geſchichte materialiſtiſcher Natur ſind? 
Sind nicht, ſo muß man fragen, geſchichtliche Geſetze, ſelbſt wenn 
ſie rein wirtſchaftlicher Natur find, der gedanklich erkannte Zuſammen⸗ 

hang des Geſchehens in der allgemeinen Bewegung der Menſchheit, 
wie Marx dies ſelbſt gelegentlich ſagt? Sind nicht dagegen ma⸗ 


terialiſtiſch nur Einzel bewegungen, Ortsveränderungen im engſten | 


Sinne zu erklären? Ortsveränderungen als Ergebnis der mechaniſchen 
Wechſelwirkung atomiſtiſcher Kräfte? 

Gewiß kann die materialiſtiſche Philoſophie das geſamte Welt⸗ 
geſchehen als einen blind⸗mechaniſchen Prozeß anſehen 2. Aber kann 


dieſer im Sinne geſchichtlicher Entwicklungsgeſetze erfolgen? 


Dieſe können immer nur der tranſzendentale Sinn des Empiriſchen? 
ſein, wie ſie Marx ſelbſt auch gelegentlich in dieſem Sinne auffaßt*, 
mögen die tranſzendenten Kräfte nach Marx in den Geſetzen der 
Okonomie beruhen, mögen ſie nach Hegel ſich als Vernunftprozeß 
dartun. Eine Geſchichtserklärung, die den allgemeinen Sinn der 
Geſchichte ergründen will, kann immer nur von dem ausgehen, was 
den Menſchen treibt, von ſeiner beſonderen Eigenart, und dieſe iſt 


unabhängig davon, ob die Vorgänge in den Zentralteilen des Nerven⸗ 


i ſyſtems lediglich durch die beiden Eigenſchaften der Ausdehnung und 
der Bewegung gekennzeichnet ſind. Das erkennt auch der geſchicht⸗ 
liche Materialismus ſelbſt gelegentlich an, wenn ſeine Vertreter nur 
von, einem analogens Zuſammenhang der geſchichtlichen mit den 
mechaniſchen Geſetzen, deſſen Art aber dunkel bleibt, ſprechen. So 
führt Engels N „Wie in der W ſo galt es N 


1 e S. 24. 
2 Ebenda S. 42 u. 41. Plenge, Marx und Hegel, Tübingen 1911, S. 88. 
* So auch Hammacher, Das philoſophiſche Syſtem des Narkismus, 
5 1909, S. 176. | 
4 Plenge, S. 79. Ahnlich neuerdings S kauen, Rechts⸗ und 
Staatstheorien, Leipzig 1917, S. 65: Geſchichte fei nicht ein einfacher 
Naturvorgang; ſie ſei die zeitliche Folge der geſellſchaftlichen Beſtrebungen, | 
in Betrachtung nan Zielen und Mitteln. | | 
5 Vgl. Erdmann, S. 29. Auch Plenge, S. 87f., leugnet den Zu⸗ 
ſammenhang der materialiſtiſchen Philoſophie mit der Marxſchen materialiſtiſchen 
Geſchichtsdoktrin. Marx huldige einem naturwiſſenſchaftlichen Empirismus, 
indem er die Geſellſchaftswiſſenſchaft im Sinne eines geiſtloſen mechaniſtiſchen 
Zuſammenhangs naturalifiere. 
Engels, Feuerbach, S. 50. 


I Vuclung 1998 


in der Philoſophie der Geſchichte, die künſtlichen Zuſammenhänge 


(Verwirklichung der Idee bei Hegel) zu beſeitigen durch die Entdeckung 


der allgemeinen Bewegungsgeſetze.“ Neben dieſer in erſter Linie von 
Erdmann gebrachten Außerung laſſen ſich aber noch weitere Aus⸗ 
führungen im Sinne eines nur analogen Zuſammenhanges beibringen. 


V 


Der Einklang der geſchichtlichen und der allgemeinen Philo— 
ſophie kann hiernach nicht in der Weiſe hergeſtellt werden, daß man 
den Gang der Geſchichte als einen kinetiſch⸗mechaniſchen Prozeß auf— 
faßt; die Unmöglichkeit dieſes Gedankens tritt bei Marx ſelbſt darin 
zutage, daß er ihn fallen läßt, zu einer pſychologiſchen Wertung des 


Menſchen gelangt, und ſo, wie auch Hegel, auf ihrer Grundlage eine 


einheitliche Erklärung des Geſchichtsprozeſſes vertreten kann, die aber 
ohne Zuſammenhang mit den philoſophiſchen Grundlagen bleiben 
muß; denn bei ihm werden die den Menſchen beſtimmenden Kräfte 
empiriſch gefunden. 

Marx geht in der Beſtimmung des Menſchen von der Frage 
aus: „Welche geſchichtlichen Urſachen ſind es, die ſich in den Köpfen 
der Handelnden zu ihren Beweggründen umformen?“ ? Er ſpricht 
hier nicht von den einzelnen Menſchen, ſondern von den Menſchen 
im allgemeinen, und folgt damit der ſchon im 18. Jahrhundert zu— 
tage tretenden Neigung, den Menſchen wie jede andere Naturerſcheinung, 
ſeiner Unvergleichlichkeit und Individualität entkleidet, anzuſehen. 
Denn den überindividuellen Menſchen konnte man unter ewige Natur: 
geſetze ſtellen, die jenem Jahrhundert als das höchſte Erkenntnisideal 
erſchienen. Auch da, wo Marx von den „wirklichen“ Menſchen ſpricht, 
ſind dies nicht die einzelnen mit ihren individuellen Lebensſchickſalen, 
ſondern die Menſchen in ihrem geſellſchaftlichen Lebenszuſammen— 
hange; denn auch für Marx iſt der Geſchichtslauf eine große, hinter 
dem Rücken des einzelnen vor ſich gehende Entwicklung. Wenn aber 
Hegel die „Triebkräfte der Triebkräfte“ aus der „philoſophiſchen 


1 Vgl. die Ausführung im literariſchen Nachlaß von Marx, Engels und 
Laſſalle, herausg. von Mehring, Stuttgart 1902 ff., Bd. II, S. 259: „Wie 
ſie (die Philoſophen) das Denken von den Sinnen, die Seele vom Leibe trennen, 
ſo trennen ſie die Geſchichte von der Naturwiſſenſchaft und der Induſtrie, ſie 
ſehen nicht in der grobmateriellen Produktion auf der Erde, ſondern in der 
dunſtigen Wolkenbildung am Himmel der Geburtsſtätte der Geſchichte.“ 

2 Marx, Elend der Philoſophie (3. Wiege S. 86; vgl. auch Engels, 
Feuerbach, S. 43. 
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Ideologie“ importiert“, To wird für Marx der Menſch empiriſch be⸗ 
ſtimmt durch das Enſemble der geſellſchaftlichen Verhältniſſe. Dieſer 
Ausdruck begegnet in der Polemik gegen Feuerbach?, dem er vor⸗ 
wirft, daß er den Menſchen zu ausſchließlich von der religiöſen 
Seite her ſtehe. „In ſeiner Wirklichkeit iſt es (das menſchliche 
Weſen, der Menſch) das ensemble der geſellſchaftlichen Verhältniſſe!; 
an anderm Orte? drückt er denſelben Gedanken ſo aus: Feuerbach 
ſieht nicht, daß das „religiöje Gemüt“ ſelbſt ein geſellſchaftliches 
Produkt iſt, und daß ſein abſtraktes Individuum einer beftimmten Ge⸗ 
| ſellſchaftsform angehört. Oder er wirft aphoriſtiſch hin: Der Stand⸗ 
punkt des neuen Materialismus ſei die menſchliche Geſellſchaft oder 
die vergeſellſchaftete Menfchheitt. 
Was will nun dieſe Beſtimmung beſagen, und wie kommt ſie 
bei Marx zuſtande? Nach dem Vorgange Hegels faßt er die Ge⸗ 
ſamtheit der materiellen Lebensverhältniſſe unter dem Namen bürger⸗ 
liche Geſellſchaft zuſammen. Die Eigenſchaft als Geſellſchaftsweſen 
aber leitet er aus den Bedingungen ab, denen der Menſch zur Pro⸗ 
duktion ſeines Lebens unterliegt. So wenigſtens wird vielleicht am 
beſten der Satz aufgefaßt: „Die gemeinſame geſellſchaftliche Subſtanz 
iſt die Arbeit.“ Sie nämlich vermittelt den notwendigen Stoff⸗ 
wechſel zwiſchen Menſch und Natur. Ihre Produkte aber vermitteln 
den geſellſchaftlichen Zuſammenhang. „Die Privatperſonen treten 
erſt in geſellſchaftlichen Kontakt vermittelſt der Privatprodukte der 
Sachen.“ Der notwendige Stoffwechſel ruft die Arbeit hervor. Die 
Arbeitsergebniſſe bewirken den geſellſchaftlichen Zuſammenſchluß zu 
gemeinſamer Produktion des Lebens. Der wirtſchaftliche Ausdruck 
geſellſchaftlicher Lebensproduktion iſt die Ware: „Ohne die Ware 
würde der Menſch nicht ſo ſein, wie er iſt; ohne den Menſchen aber 
| auch nicht die Ware.“ 
Der Menſch wird ſomit gekennzeichnet durch die Abhängigkeit 
von ſeinen Lebensbedingungen und durch ſie beſtimmt als ein ge⸗ 
ſellſchaftlich durch die Arbeit den Stoffwechſel mit der Natur ver⸗ 
mittelndes Weſen . So iſt die Folge verſtändlich: „Die Produktions⸗ 
weiſe des materiellen Lebens bedingt den e politiſchen und 
geiſtigen Lebens prozeß r 5 


1 Engels, Feuerbach, S 

2 Marx bei Engels, a S. 71 im Anhang. 

3 Ebenda ©. 72. Ebenda. 

5 Vgl. auch Stammler, Rechts⸗ u. Staatstheorien. Leipzig 1917, S. 55. 
8 Engels, en 85 56. 
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„Dieſer Satz wird nun noch nach zwei Richtungen hin näher aus⸗ 
geführt. Einmal erklärt Marx !: „Die Ideen und Gedanken der 
Menſchen waren natürlich Gedanken und Ideen über ſich und ihre 
Verhältniſſe, ihr Bewußtſein von ſich und den Menſchen, die von 
ihnen unabhängigen Bedingungen, innerhalb deren ſie ihr Leben 
produzierten; die damit gegebenen perſönlichen und ſozialen Ver⸗ 
hältniſſe mußten, ſoweit ſie in Gedanken ausgedrückt wurden, die 
Form von idealen Bedingungen und notwendigen Verhältniſſen .. 
im Bewußtſein erhalten.“ Hierzu ſei eine weitere Ausführung Engels! 
herangezogen: „Nach der materialiſtiſchen Auffaſſung iſt das in letzter 
Inſtanz beſtimmende Moment: Die Produktion und Reproduktion 
des unmittelbaren Lebens. Dieſe iſt aber ſelbſt wieder doppelter 
Art: Einerſeits die Erzeugung von Lebensmitteln, von Gegenſtänden 
der Nahrung, Kleidung und Wohnung und den dazu erforderlichen 
Werkzeugen; anderſeits die Erzeugung von Menſchen ſelbſt: Die 
Fortpflanzung der Gattung. Die geſellſchaftlichen Einrichtungen, 
unter denen die Menſchen einer beſtimmten Geſchichtsepoche und eines 
beſtimmten Landes leben, werden bedingt durch beide Arten der Pro⸗ 
duktion: durch die Entwicklungsſtufe einerſeits der Arbeit, ander⸗ 
ſeits der Familie?.“ | | 

Die ſozialiſtiſche Lehre geht alſo von den lebenserhaltenden und 
produzierenden Kräften aus. Engels ſieht ihre Betätigung als die 
der Grundtriebkräfte des Menſchen an, die den geſellſchaftlichen Über⸗ 
bau hervorbringt, Marx erklärt zugleich das geiſtige Daſein, das 
Bewußtſein des Menſchen von den ökonomiſchen Kräften abhängig. 

So erklärt es ſich, daß die ökonomiſchen Verhältniſſe in die erſte 
Reihe der geſchichtlichen Kräfte treten, daß die „Entwicklung der 
Produktivkräfte und Austauſchverhältniſſe“ die allein maßgebliche 
ſein fol. Als „Triebkräfte der Triebkräfte“ find damit die öfo- 
nomiſchen Kräfte dem Willen des einzelnen in derſelben Weiſe über⸗ 
geordnet“, wie bei Hegel der einzelne nur ein Akzidenz des All⸗ 


1 In feiner Schrift über Stirner: Der heilige > in E. Bernſtein, 
Dokumente des Sozialismus, Bd. III (1903), S. 128. 

2 Urſprung der Familie, des Privateigentums und des Staates (10. Aufl) 
S. VIII. Engels, Feuerbach, S. 57. 
| 4 „Die Menſchen gehen beſtimmte, von ihrem Willen unabhängige Pro- 
duktionsverhältniſſe ein“ (Marx, Kritik der politiſchen Okonomie, 1859, Vor⸗ 


wort S. IX.) — „Die ſpezifiſch⸗ökonomiſche Form, in der unbezahlte Mehrarbeit 


aus dem unmittelbaren Produzenten herausgepumpt wird, beſtimmt das Herr⸗ 
ſchafts⸗ und Knechtſchaftsverhältnis, wie es aus der Pente ſelbſt heraus⸗ 
wächſt“ uſw. Kapital III, 2, S. 224 ff. 


| 


| 
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gemeinen iſt. Der Empirismus der ökonomiſchen Produktions⸗ 


bedingungen erhält ſo den gleichen tranſzendenten Charakter wie 
Hegels Vernunftprozeß !. 

Die materialiſtiſche Theorie gibt indeſſen zu Einwendungen 
doppelter Art Veranlaſſung. Denn die aus den wirtſchaftlichen Be⸗ 
dingungen abgeleiteten geſellſchaftlichen Grundtriebkräfte des Menſchen 


können in ihrer ſich entwickelnden Betätigung immer nur in Be⸗ 
ziehung zu der beſonders gearteten Natur des Menſchen gedacht 
werden. Nicht die Tatſache der Abhängigkeit des Menſchen von 


ſeinen Lebensbedingungen? gibt die Erklärung des geſchichtlichen 


Fortſchritts, ſondern ſeine Art iſt nur aus der ſpezifiſch⸗menſchlichen 
Natur zu erklären, die in beſonderer Weiſe die Geſetze im Kampfe 


ums Daſein in ihrer Abfolge darſtellt. Selbſt wenn der Menſch 


ögkonomiſch⸗techniſch orientiert fein ſollte, fo muß auch die Entwicklung 

der Technik und der ökonomiſchen Formen zur Grundlage haben: 
die Entwicklungsfähigkeit des Menſchen. Daß dieſe auch bei Marx 
zugrunde liegt und bei ihm als Entwicklungsfähigkeit ſeiner Be⸗ 


wußtſeinsanlagen gedacht iſt, geht aus einzelnen Außerungen hervor“, 


wie es ja überhaupt ganz ſelbſtverſtändlich iſt, daß die bis zu der 


höchſten Rationalität des Geſellſchaftslebens ablaufende Entwicklung 
der Produktionsverfaſſung ſowie der Produktionsmittel und ihrer 
Technik im Weſen intelligent und geiſtig ſchöpferiſch ſein muß. 
Jedenfalls ſoll auch nach Engels! der menſchliche Kopf die ökonomiſchen 
Geſetze mit Bewußtſein anwenden, während die Bewegungsgeſetze in 
der Natur blind walten. Gleichwohl wird immer wieder die Okonomie 
als die materielle Unterlage bezeichnet, während als Gebiet des Be⸗ 


wußtſeins nur der abhängige Oberbau erſcheint. Hierdurch wird 


mindeſtens der Eindruck des blind mechaniſchen Fortganges der 
ökonomiſchen Formen erweckts, jo ſehr auch gelegentliche Außerungen 


dem entgegenſtehen mögen. 


1 Hammacher, S. 175; Plenge, S. 145. 
2 Dies berührt auch Hammacher, S. 173, der dem Marxismus vor- 
wirft, daß aus der Tatſache, daß das ökonomiſche als notwendige Exiſtenz⸗ 


bedingung wirklich ſei, nicht folge, daß dies der alleinige „ end der Geſchichts⸗ 
entwicklung je. 


V Dies hat zum Beiſpiel Plenge, S. 138, als eigentliche Meinung Marx 
angenommen, nur bleibe dieſe bei ihm latent. Vgl. auch das nächſte Zitat und 
unſeren Schlußparagraphen. | | 0 

Engels, Feuerbach, S. 44. 
8 Erdmann, S. 42. b 
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Aber auch in ihrem eigenen Sinne kann man der Marxſchen 

Theorie entgegenhalten, daß fie. den ökonomiſch⸗techniſchen Kräften 
eine unhaltbare Bedeutung unterlegt, wenn ſie mit ihnen die Leben 
ſchaffenden und erhaltenden Kräfte einfach gleichſetzt. 
Daraus nämlich, daß der Menſch von ſeinen wirtſchaftlichen 
Lebensbedingungen abhängig iſt und in allen Leiſtungen von ihnen 
beherrſcht wird, folgt keineswegs, daß die ökonomiſchen Formen die 
anderen geiſtigen bedingen. Denn man muß fragen: Sind die Formen, 
die ſich der Menſch im Recht gibt, die Moralſätze der Religion, 
weniger auf die Produktion des Lebens und die Erhaltung der 
menſchlichen Geſellſchaft gerichtet als die ökonomiſchen!? Sind ſie 
weniger Formen des Daſeinskampfes mit der Natur als die ökonomiſchen 
Formen? Zeigt ſich in ihnen nicht derſelbe Wille zum Leben, der 
zu den ökonomiſchen Formen im engeren Sinne treibt? Es mangelt 
aber auch die Erklärung, weshalb anderſeits die ökonomiſchen 
Formen weniger Formen des menſchlichen Bewußtſeins im Sinne 
Marx' find als Recht und Religion. Es iſt nicht klar, warum jene 
die anderen bedingen ſollen, da auch nach Marx die treibende Kraft 
der Menſch iſt und beide in dem gleichen Verhältniſſe zu dieſem 
ſtehen, von demſelben Prinzip inhaltlich beherrſcht werden. Treffend 
bringt auch Erdmann dieſen Punkt zur Geltung, wenn er ſagt, der 
Marxismus nehme zum Ausgangspunkt eine der menſchlichen Leiſtungen 
ſelbſt, die aber gleichgeordnet ſeien?. Nur mit etwas anderen Worten 
nimmt den gleichen Standpunkt Stammler? ein, wenn er ausführt, 
daß der Unterſchied zwiſchen wirtſchaftlichen und rechtlichen Ver— 
hältniſſen nicht klar gedacht ſei. 

Der Materialismus iſt daher ſchon von ſeiner eigenen Voraus⸗ 
ſetzung des ökonomiſch orientierten Menſchen aus nicht haltbar, und 
dies wird völlig einleuchtend, wenn wir auf die Folge des Verfahrens, 
die ökonomiſchen Leiſtungen in ihrer Bedeutung übermäßig zu er- 
weitern, einen Blick werfen; denn der Begriff geiſtiger Lebensprozeß 
wird dadurch ebenſo willkürlich eingeengt auf die Formen, die ſich 
der Menſch ſonſt in ſeinem ſozialen Leben gibt. Dieſe werden dann 
allein als Bewußtſeinserſcheinungen par excellence erklärt. 

1 In derſelben Richtung bewegt ſich neuerdings die Ausführung 
Stammlers, Rechts⸗ und Staatstheorien, Leipzig 1917, S. 63: Wirtſchaft 
und Recht verhalte ſich nicht wie Untergrund zu Überbau, da ſoziale Wirtſchaft 
nicht gedacht werden könne ohne eine beſtimmte rechtliche Art, nach der ſie ſich 

} ausführt. 
2 Erdmann, ©. 33, 34; Plenge, S. 145. N 
3 Recht und Wirtſchaft, S. 188. 


22 
0 


5 5 . 


1001] Die Elemente der Hegelſchen Geſchichts- und Rechtsphiloſophie 191 


Es iſt von beſonderem Intereſſe, die Übergänge der Marxſchen 
Theorie zu dem ſeinem Vorbilde fremden Gegenſatz von materiell 
und geiſtig, von materiellem und geiſtigem Lebensprozeß zu verfolgen, 
von jener Auffaſſung aus, nach der in Hegelſcher Weiſe die ſämtlichen 
menſchlichen Kulturleiſtungen in gleichgeordneter Weiſe zueinander 
ſtehen, gleichmäßig hervorgehend aus der einheitlichen Wurzel der 
den Menſchen beſtimmenden Kräfte. In Marx erſten Schriften, wo 
die Traditionen der Hegelſchen Philoſophie vielleicht noch ſtärker 
einwirkten, herrſcht entſchieden als Entwicklungsträger die Geſamtheit 
der geſellſchaftlichen Verhältniſſe oder der Menſch in dieſer Geſamt⸗ 
heit“. Anders iſt es damit ſpäter. Wir betrachten zunächſt folgende 
vereinzelte Außerungen, aus denen wir Marx ſich allmählich bil⸗ 
dende Theorie verfolgen können, die er nie im Zuſammenhange ent⸗ 
wickelt hat: | u 

I. Es ift nicht das Bewußtſein der Menſchen, das ihr Sein, 
ſondern umgekehrt ihr geſellſchaftliches Sein, das ihr Bewußtſein 
erklärt. (Marx' Theſen über Feuerbach bei Engels, Feuerbach, An⸗ 
hang, S. 76. Es handelt ih hier um-einen aphoriſtiſch hingeworfenen | 
Gedanken.) 

II. Elend der Philoſophie, 2. Aufl., S. 62: Die politiſche wie 
bürgerliche Geſetzgebung protokolliert nur das Wollen der ökono⸗ 
miſchen Verhältniſſe. . 3 
IIII. Ebenda, S. 91, erklärt er: Die ſozialen Verhältniſſe der 
Menſchen ſind Produkte des Menſchen wie Tuch, Leinewand, was 
Herr Proudhon nicht begriffen habe, und fährt unmittelbar fort: 
„Die ſozialen Verhältniſſe ſind eng verknüpft mit der Entwicklung 
der Produktivkräfte. Mit der Erwerbung neuer Produktivkräfte ver⸗ 
ändern die Menſchen ihre Produktionsweiſe. Hiermit verändern ſich 
ihre geſellſchaftlichen Verhältniſſe. Aber dieſelben Menſchen, welche 
die ſozialen Verhältniſſe gemäß ihrer materiellen Produktionsweiſe 
geſtalten, geſtalten auch die Prinzipien, die Ideen gemäß ihren ge⸗ 
ſellſchaftlichen Verhältniſſen.“ Ideen wie geſellſchaftliche Verhältniſſe 
ſind hiſtoriſch vorübergehende Produkte. „Wir leben inmitten einer 
beſtändigen Bewegung des Anwachſens der Produktivkräfte, der Zer⸗ 
ſtörung ſozialer Verhältniſſe, der Bildung der Ideen.“ 

IV. Im kommuniſtiſchen Manifeſt ſagt Marx (1847): Bedarf 
es 3 Einſicht, um zu ee daß mit den Lebensverhältniſſen 


| a SO ſpricht Marz (Deutſch⸗ franz. Jahrbücher, einziger Band, S. 71) 
vom Menſchen: „Das iſt die Welt des Menſchen, Staat, Sozietät uſw.“ 
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der Menſchen, mit ihrem geſellſchaftlichen Daſein, auch ihr Bewußt⸗ 
ſein ſich ändert? Was beweiſt die Geſchichte der Ideen anders, als 
daß die geiſtige Produktion ſich mit der materiellen umgeſtaltet? 

V. Kritik der politiſchen Okonomie, Vorwort (1859): Die 
Geſamtheit der Produktionsverhältniſſe bildet die ökonomiſche Struktur 
der Geſellſchaft, die reale Baſis, worauf ſich ein juriſtiſcher und 
politiſcher Überbau erhebt und welcher beſtimmte geſellſchaftliche 
Bewußtſeinsformen entſprechen. Die Produktionsverhältniſſe des 
materiellen Lebens bedingen den politiſchen, ſozialen und geiſtigen 
Lebensprozeß überhaupt. | 

Tönnies! hat zuerſt aus der legten Stelle den Schluß gezogen, 


daß in jenen Sätzen eine Dreiteilung der ſozialen Phänomene vor⸗ | 


liege? — eine Dreiteilung in Produktivkräfte und Produktionsweiſe (I), 
geſellſchaftliche Verhältniſſe (2), Bewußtſeinsformen (3). Man kann 
ohne weiteres, wie mir ſcheint, dieſe Dreiteilung aus den übrigen 
zitierten Stellen erſchließen. Der beſſeren Überſicht halber ſei ſie 
hier in den fünf Fällen qnmerkungsweiſe dargeſtellt“. 


1 Tönnies, Neuere Philoſophie der Geſchichte: Hegel, Marx, Comte, im 
Archiv für für Geſchichte der Philoſophie VII (1894), S. 504. 

2 Hammacher, S. 192 lieſt: Die Produktionsweiſe des materiellen Lebens 
bedingt den ſozialen, oder den politiſchen und geiſtigen Lebensprozeß überhaupt. 

s Denen noch die oben S. 188 zitierte Stelle beizurechnen wäre. 

* Stelle I: 2. Geſellſchaftliches Sein 

3. Bewußtſein | 
Stelle II: 1. Okonomiſche Verhältniſſe 


| Ä 2. Bürgerliche Geſetzgebung 
Stelle II: . Der Menſch 


| 
(1. Produktivkräfte und Produktionsweiſe 
2. Gefellſchaftliche Verhältniſſe 


3. Prinzipien und Ideen 
Stelle IV: 2. Geſellſchaftl. Daſein Pe. Produktion 
3 
1 


. Bewußtſein Geiſtige Produktion 


Produktionsverhältniſſe, gleich | Produktionsweiſe des 
ökonomiſche Struktur materiellen Lebens 


. Suriftifcher u. politifcher Überbau \ | 
| Geſenſchaftl. Bewußtſeinsformen eee 
Stelle auf S. 188: = 
1, Produktionsbedingungen 
2. Perſünlize und ſoziale verpklnle 
3. Bewußtſein 


Stelle V: 
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Aus dieſer Gegenüberſtelung ergibt ſich nun deutlich, daß in ee g 


den Anfängen der Theorie jener bekannte Gegenſatz von materiell 


und geiſtig noch nicht ſcharf entwickelt wurde. Die Leben erhaltenden 
Kräfte haben ſich hier zwar bereits zu den ötonomiſchen verdichtet. 
Veon dieſen iſt aber immer nur der ſoziale Überbau in gleichgeordneten 
Fächern, jedoch verſchwommener Bedeutung abhängig. Dieſer wiederum 
gibt den Unterbau für das Bewußtſein ab oder tritt vielleicht ver⸗ 5 
eeinzelt gleichgeordnet neben dieſes i. | 


Ganz unvermittelt wird dann ſchon in Stelle IV und v ge⸗ . 


5 wiſſemaßen als Nutzanwendung der Sutz gebracht: Die materielle 
De Produktion geftalte die geiſtige um, wobei das Mittelverhältnis der 
5 ſozialen zu den geiſtigen Phänomenen ausgeſchaltet erſcheint, oder doch 
mi, ihnen in einen nicht ganz durchſichtigen Zuſamnienhang gerückt 
wird, wodurch der Eindruck erweckt wird, als ob die rechtlichen uw. 
ſozialen Verhältniſſe mit unter die geiſtigen Bewußtſeinsäußerungen 5 
fallen und überhaupt nur eine en der ae * | 
in materielle und geiſtige beſtehe. | | 
| Einige Beifpiele aus Engels mögen hier belegen, wie wenig = 
| durchgebildet die Begriffe ſind. Er ſagt, der Staat ſei als erſte 
„ideologiſche Macht“ von den ökonomiſchen Bedingungen abhängig:. 3 
Zugleich, führt er aus, pflege ſich das Organ Staat gegenüber der 
Geeſellſchaft zu verſelbſtändigen?; in dieſer Verſelbſtändigung nehmen „ 
die ökongmiſchen Tatſachen die Form juriſtiſcher Motive an. 
Neben den geſellſchaftlichen Zuſtand Staat (2) tritt hier. alſo richtig, i 
wie bei Marx, die Bewußtſeinsform Staat (3) — die juriſtiſchen . 
Motive, die aus dem geſellſchaftlichen Zuſtande hervorgehen, der 
ſeinerſeits wiederum durch den ökonomiſchen bedingt wird. Zugleich „ 
aber iſt nicht nur: die juriſtiſche Bewußtſeinsform: Geiſt, ſondeern 


auch der ſtaatliche Zuſtand wird als „ideologiſche Macht“ gekennzeichnet. 


Auf dieſe Weiſe kommt die Theorie zu einer‘ 'gewaltfamen, durch 
nichts gerechtfertigten Zweiteilung in Materie und Geiſt. Was 
Bet Engels gelegentlich ſelbſt erkennt, daß, wenn man das Bewußtſein 3 Bere 
1 voin ſozialen (2) Unterbau trennen oder es allein als Ideologie 
faſſen will, man dieſe nur als „Beſchäftigung mit Gedanken als mit 
| ſelbſtändigen, nur ihren eigenen Geſetzen unterworfenen Weſenheiten“ ie 
en kann“, wird immer wieder vergeſſen, und der Staat 2) 


N 1 So legt Hammacher, S. 1925 die Stelle V aus. Ein ähnlicher Be: . 
danke mag der Stelle III zugrunde liegen. an ber ©. 1 an Stelle. . 2 85 


Engels, 5 S. 60. 5 
3 Ebenda S. . Ebenda 8 62 = 
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So erblicken wir einen immer weitergehenden intereſſanten Prozeß 


det Entgeiſtigung der ſozialen Phänomene. Zunächſt wird das Be⸗ 
mwmaußtſein aus den ökonomiſchen Formen entfernt. Über dieſes erhebt 
ſich der „geiſtige“ geſellſchaftliche Überbau. Das abhängige Bewußt— 
ſein muß dann weiter eingeſchränkt werden auf die Ideologie, und 
Schließlich begegnet der völlig blamierte Geiſt ſogar in der Form von 
Erthuſiasmus. So in der Polemik Marx gegen Bruno Bauer. 
Gegen deſſen Anſicht, daß die geſchichtlichen Aktionen dann von vorn⸗ 


| herein verfehlt gewefen ſeien, wenn ſich die Maſſe für ſie intereſſiert 


hätte, führt Marx aus: Die Idee blamierte ſich immer, wo die 


wirklichen Intereſſen der Maſſen ihr ferngeblieben ſeien. So beſaß 


man in dem Prinzip der franzöſiſchen Revolution „nur“ eine Idee 
als Gegenſtand des momentanen Enthuſiasmus. Die materielle Ent⸗ 
fremdung ſei aber nicht durch „ſpiritualiſtiſche Aktion“ (?) zu ver⸗ 


nichten. „Es genügt nicht, ſich in Gedanken zu erheben und über 


dem ſinnlichen Kopf das ſinnliche Joch ſchweben zu laſſen. Der 
. Geiſt wird hier zu Begeiſterung, Enthuſiasmus, Champagner. 


Nicht weniger kann man die Unklarheit in den Begriffsbeſtimmungen 


in den gelegentlichen Beiſpielen ſelbſt verfolgen. Engels meint, der 
Urſprung der Bourgeoiſie lag in ökonomiſchen Verhältniſſen hand- 


greiflih zutage‘, in der Durchführung des Dampf⸗ und Maſchinen⸗ 


betriebes. Man fragt hier: Iſt die Bourgeoiſie geiſtiger Überbau 


und inwiefern? Denn an anderer Stelle entſpricht dem Bürgertum 


4 der Proteſtantismus offenbar als Speologie?. Nicht einleuchtend in 
E bezug auf das Beweisthema iſt das Beiſpiel: „Der Feudalismus 


entwickelt die feudale Hierarchie.“ Dem Weltreich entſpricht die 


| 5 Weltreligion des Chriſtentums s. Die Renaiſſancezeit iſt „ein Produkt 
der Städte“. “Man muß fragen: Sind die Städte eine Produktions⸗ 


weiſe, eine ökonomiſche Ordnung? Iſt die Renaiſſancezeit ein geiſtiger 


Überbau? Kann man den Satz nicht wieder in ſein Gegenteil mit 
dem Anſpruch auf einige Evidenz umkehren: Die Städte ſind ein 
Produkt der Renaiſſancezeit. Vollends: Iſt feudale Hierarchie nicht 


wiederum ſelbſt Feudalismus? 
Für das Beweisthema iſt mit derartigen Beifpielen wenig er⸗ 


| Kent Führt doch faſt . 9 wie Engels auch ee 


Engels, Feuerbach, S 8 er ' 
Ebenda S. 64. 5 = Ebenda S. 62 Ebenda. 
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aus 1; Mit dem Übergreifen nach Italien (Entwicklung zum Welt⸗ 


reich) hätten die Römer die kosmopolitiſche Ziviliſation der Hellenen 
angenommen; oder an anderem Orte: Fröhlicher Lebensgenuß ſei in 
Rom erſt durch den kosmopolitſchen Anſtrich des Staates hervorgerufen, 
dieſer wiederum habe die Entwicklung von Kunſt und Literatur zur 
Folge gehabt?. Freilich kann man ebenſowenig, wie hier etwas für 
den geſchichtlichen Materialismus bewieſen wird, ſeine Philoſophie 
mit der Umkehrung: die moraliſchen Kräfte führen einen neuen Ver⸗ 
faſſungszuſtand herauf, widerlegen. Wenn z. B. Sander? ausführt, 
daß in dem feudalen Staate im Vergleiche zum bürgerlichen Ver⸗ 
faſſungsſtaate die gefühlsmäßigen Impulſe die verſtandesmäßigen 


überwiegen, ſo betont er dagegen ſofort, welcher moraliſchen Kräfte 


es zur Überwindung der alten Geſellſchaftsformen bedurft habe; die 
moraliſchen Kräfte hätten den neuen geſellſchaftlichen Zuſtand hervor⸗ 
gebracht, was dem Marxismus zuwiderlaufe. Ein Marrift würde 
hiergegen ausführen: „Wenn der Umſtand, daß ein Menſch über⸗ 
haupt idealen Strömungen folgt und idealen Mächten einen Einfluß 
auf ſich geſtattet, wenn dies ihn zum Idealiſten macht, ſo iſt jeder 
einigermaßen normal entwickelte Menſch ein geborener Idealiſt“.“ 
Der Materialiſt erkennt gewiß die idealen Strömungen und Trieb⸗ 


kräfte an, aber er ſagt, hinter dieſen ſtecken die auf den Kampf . 


ums Daſein gerichteten Zwecke. Die Einwirkungen der Außenwelt 
ſpiegeln ſich nur ab „als Gefühle, Gedanken, Triebe, Willens⸗ 
beſtimmungen, kurz, als ideale Strömungen.“ Und wenn Sander 


ſagt, moraliſche Kräfte brächten den neuen Geſellſchaftszuſtand her⸗ 


vor, ſo läßt ſich dies mit der materialiſtiſchen Theorie ſehr wohl 
dahin vereinigen, daß hinter ihnen eben die „Triebkräfte der Trieb⸗ 


kräfte,“ die Zwecke einer neuen Daſeinsform, einer öfonomifchen 


Form geſtanden haben, und hierum handelt es ſich. 


Daß die menſchliche Geſellſchaft durch die Anderung ihrer Pro: | 


duktionsmittel, Arbeitsweiſe und Technik ihre eigene Entwicklung 
weſentlich beeinflußt, iſt ein heuriſtiſches Prinzip, das ſich in der 


ſozialen Betrachtung als außerordentlich fruchtbar erwieſen hat. Klar 
machen aber muß man ſich dabei, daß hinter dem ökonomiſch⸗tech⸗ 


niſchen Zuſtande eben wieder der Menſch ſteht, der auch nach Hegel 


in harter Not und im Kampfe einſeitiger, blinder Zwecke ſein welt⸗ 


1 Mommſen, Röm. Geſch., 2. Aufl., in 1856, Bd. I, S. 838 f. 
2 Ebenda S. 860. 
Sander, Feudalſtaat und — Verfaſſung, Berlin 1906, S. 6. 
4 Eugen, Feuerbach, S. 27. 
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geschichtliches Leben ausgeſtaltet, dabei aber ſeiner Bewußtſeinsanlage 
folgt, die ſich auf „ideologiſchem Gebiet“ im Sinne Marx' auch 
unabhängig von den ökonomiſchen Formen zeigen oder auf dieſe ſogar 
Einfluß gewinnen kann. Es mag gewiß ſchwierig ſein, die Art der 
Beziehungen, insbeſondere ein Kauſalitätsverhältnis zwiſchen derartigen, 
nur ſchwer abzugrenzenden Gebieten herzuſtellen. Als ein gut⸗ 
gewähltes Beiſpiel dafür, wie hier das Problem geſtellt werden muß, 
erſcheint mir das folgende: Wenn in der italieniſchen Frührenaiſſance 
die große Verbreitung der Porträtbüſten zeigt, wie die öffentliche 
Wertung ihren Akzent auf das legt, was dem einzelnen zukommt, 
und ſomit auf die perſönlichen und individuellen Kräfte, ſo erſcheint 
es nicht ausgeſchloſſen, daß ein gewiſſer Parallelismus mit den wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſtaltungen angenommen werden darf. 

Kurz zuſammenzufaſſen wäre dieſer Paragraph dahin, daß Marx 
nach dem Vorbilde Hegels von dem Menſchen als geſchichtlichen Ent: 
wicklungsträger ausgeht. Seine Triebkräfte werden in einſeitiger 
Weiſe als ökonomiſche ausgedeutet, ſo daß Marx dem tranſzendentalen 
Vernunftprozeß einen ebenſo | elbſtändigen wirtſchaftlichen Entwicklungs— 
prozeß entgegenſtellen kann, der ſich wie der Hegelſche Prozeß nach be- 
ſtimmten dialektiſchen Geſetzen vollzieht. Wie dieſer Dialektizismus 
geartet iſt, ergibt das Folgende. Ä 
| | VI 
| Nach den Marxiſten werden ökonomiſche Entwicklungsgeſetze in 
der Form der dialektiſchen Methode gefunden, die Hegel in der philo⸗ 
ſophiſchen Wiſſenſchaft zuerſt in umfaſſender Weiſe angewandt habe. 

Die dialektiſche Methode beſteht bei ihm in dem aus der Er⸗ 
kenntnistheorie gewonnenen Prinzip des Aufzeigens der Widerſprüche 
endlicher Beſtimmungen, ihrem Auflöſen in der Negation vermittelſt 
des vernunftgemäßen Erkennens, des Fortſchreitens von Begriff zu 
Begriff. Durch die Dialektik allein kommt Zuſammenhang und Not⸗ 
wendigkeit in den Inhalt der Wiſſenſchaft, im bereits erörterten 
Sinne. 

In ihrer Anwendung it dieſe Methode bei den Sozialiſten 

| weſentlich geändert. Engels ſagt?: Die Philoſophen ſuchten in ihren 
Spyſtemen die Überwindung aller Widerſprüche. Kamen fie aber jo 
zur abſoluten Wahrheit, vermittelſt der dialektiſchen Methode, ſo war 


1 Aus Simmel, Gtunbfragen der Soziologie. Berlin 1917, S. 20. 
2 Engels, Feuerbach, S. 9. | 


ur ara N A al ln ul u a rt Sin a ee m au 


1007] Die Elemente der Hegelſchen Geſchichts⸗ und Rechtsphiloſophie 197 


die Weltgeſchichte zu Ende. Der Sozialismus unterſcheidet ſich alſo 
dadurch von den Philoſophen, daß er nur den erreichbaren relativen 
Wahrheiten nachgeht auf dem Wege der poſitiven Wiſſenſchaften und 
der Zuſammenfaſſung ihrer Ergebniſſe durch das dialektiſche Denken. 

Es iſt nun aber klar, daß in dem Hegelſchen Dialektizismus 


bereits das Prinzip des abſoluten Wiſſens enthalten iſt. Der Dia⸗ 


lektizismus, der relative Wahrheiten erforſchen will, iſt notwendig 
ein anderer als der Hegels. Einmal äußert ſich hierüber Engels !: Die 
Hegelſche Dialektik ſei auf die Wiſſenſchaft von den allgemeinen Ge⸗ 


ſetzen der Bewegung, ſowohl der äußeren Welt, wie des menſchlichen 


Denkens, reduziert worden. Hiernach wird ihr Entwicklungsgedanke 
im Sinne eines nur urſächlichen Zuſammenhanges „des durch alle 
Zickzackbewegungen ſich durchſetzenden Fortſchreitens vom Niederen 


zum Höheren“ feſtgehalten ?. Die dialektiſche Entwicklung der ſozialen 


Organismen wird von den Geſetzen beherrſcht, die auch in der Natur 
obwalten. Einmal unterſcheiden ſich die höheren von den niederen 
ebenſo gründlich wie Pflanzen⸗ und Tierorganismen?; wie dieſe 
unterſtehen ſie denſelben Geſetzen der Entſtehung, Exiſtenz, Entwick⸗ 
lung und des Todes, um dann einen höheren geſellſchaftlichen or⸗ 


ganismus aus ſich herauszuſetzen. Insbeſondere wird die Okonomie 


wie ein Spezialfall der allgemeinen Biologie betrachtet. Ihren natur⸗ 
geſchichtlichen Prozeß leiten Geſetze, die das Wollen, das e 
und die Abſichten der Menſchen beherrſchen. Ä 

Dieſe Geſetze verſteht der Materialismus unter dialektiſchen Ge⸗ 
ſetzen. Für die Natur wird das von Engels“ zum Beiſpiel folgender⸗ 
maßen angewandt: Die entſtehende Pflanze iſt die Negation des 


N Samens; die abſterbende Pflanze die Negation der gereiften. Als 


Negation der Negation wird der Samen aufgefaßt. Das dialektiſche 
Geſetz aber kommt zugleich als allgemeines Entwicklungsgeſetz der 
Geſchichte und des Denkens in Anwendung?, mag es dort nun in 
den Thefen und Antitheſen: Kommunismus — Privateigentum — 


zukünftiger Kommunismus“, oder: Feudalmonopol — Konkurrenz — 


modernes Bourgeoifiemonopol? auftreten. 


1 Engels, Feuerbach, S. 45. 
2 Ebenda S. 44. 
8 Marx, Kapital I, ©. 820 und Vorwort. 
Engels, Anti⸗Dühring, S. XIV, XVII, 120 f., 139. 
5 Ebenda S. 144. 6 Ebenda S. 138 f. 
1 Narr, Elend der Philofophie, 3. Aufl., S. 137: Das Bourgeoismonopol 


iſt die Negation des Feudalmonopols, ſofern dieſes die Konkurrenz vorausſetzt, 


zugleich aber die Negation dieſer Konkurrenz, ſofern es Monopol iſt. 


1 

5 
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Es iſt ganz klar, daß unter Dialektik in dieſem Sinne anderes 
verſtanden wird, als das Hegelſche Fortſchreiten von Begriff zu Be⸗ 
griff iſt. Die materialiſtiſche Geſetzmäßigkeit iſt eine auf konkrete 
Erſcheinungen gerichtete Naturfolge auf außerlogiſchem Gebiet !. Zu⸗ 
treffend kennzeichnet ſie Engels? auch noch in einem weiteren Punkte 


gegenüber Hegel: „Indem alſo Marx den betreffenden Vorgang als 


Negation der Negation bezeichnet, denkt er nicht daran, ihn beweiſen 
zu wollen als einen geſchichtlich notwendigen.“ Gewiß! Denn hier 
ſpricht Engels von einem ganz beſtimmten, konkreten, mit Hegel zu 
ſprechen, von einem Vorgang in der Zufälligkeit ſeines erſcheinenden 
Daſeins. Marx nimmt den einzelnen Entwicklungsvorgang und be⸗ 
zeichnet ihn dann nachträglich als einen unter einem beſtimmten dia⸗ 
lektiſchen Gefetz egen Die Dialektik iſt hier zur Methode ge⸗ 
worden. 

Gewiß iſt dies Verfahren vielfach irreführend, ih es iſt daher 
verſtändlich, wenn zum Beiſpiel Maſaryk“ eine Folgewidrigkeit darin 
ſieht, daß mit der Übernahme der Dialektik nicht zugleich die ver⸗ 


nunftgemäße, abſolute Erkenntnis Hegels von Marx vertreten werde. 


Man muß aber feſthalten, daß die Dialektik bei Marx in Wirklich⸗ 
keit nur eine in der gleichen praktiſchen Bewährung feſtgehaltene 
Methode iſt, wie ſie zum Beiſpiel auch in der Laſalleſchen Geſchichts— 
philofophie® auftritt. Auch hier ſcheinen die Kategorien mehr zu 
ſein als die Klaſſifikation geſchichtlicher Tatſachen unter beſtimmtem 
Geſichtswinkel. Das kann aber über ihren wahren, hier dargelegten 
Sinn nicht hinwegtäuſchen. 


VII 


Den Hegelſchen Erſcheinungen des Bewußtſeins liegt nichts 
anderes zugrunde als das Wiſſen. Das Wiſſen iſt das letzte Ziel 
der Menſchheitsentwicklung, ſowohl in der Hegelſchen Phänomenologie 
wie in der Geſchichtsphiloſophie: Der Menſch erkennt ſich ſchließlich 
in ſeiner Totalität als Geiſt. 

In die Selbſterkenntnis läuft auch die Marxſche Geſchichts— 
entwicklung aus. Auch bei Marx befreit ſich der Menſch auf dieſem 


1 Plenge, S. 33. 
2 Anti⸗Dühring, S. 136. | 
8 Plenge, S. 105. | \ 
* Maſaryk, Grundzüge des Marxismus, Wien 1899, S. 48. 
s Oncken, Laſſalle, Stuttgart 1904, S. 185. 8 


ihre Formen den Egoismus und Schacher der Juden. Erſt wenn | 
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Standpunkte von der früheren Grenze ſeines en von den ws 
früheren naturgeſchichtlichen unmenſchlichen Geſetzen, unter denen „ 


ſtand, und führt eine neue Ordnung der Dinge herauf. Die fort⸗ 
ſchreitende wirtſchaftliche Entwicklung erzeugt das Proletariat, „das 
ſeines geiſtigen und phyſiſchen Elends bewußte Elend, und die 

darum ſich ſelbſt auflöfende Entmenſchung“ !. Der Widerſpruch 
zwiſchen dem privatwirtſchaftlichen Eigentum und der Vergeſellſ chaftung 


des Produktionsprozeſſes wird dadurch behoben, daß der Menſch in 8 . 


der Erkenntnis ſeiner eigenen als geſellſchaftlicher Kräfte die Formen = 
des Egoismus abſchafft. — Einen ähnlichen Gedanken äußert Marr 


auch in ſeiner Polemik gegen Bruno Bauer zur Judenfrage; hier 5 5 
verwirft er die Forderung einer vereinzelten Emanzipation des Juden⸗ i 


tums; die Emanzipation ſei nur durch die Emanzipation der ganzen 
Geſellſchaft durchzuführen. Gerade die Geſellſchaft ermögliche durch 


der wirkliche individuelle Menſch den abſtrakten Staatsbürger in ſich 


„zurudnimmt (das ſtaatsbürgerliche Menſchenrecht der Freiheit be⸗ 5 
deutet gerade die Abſonderung des Menſchen vom Menſchen) — erſt 


dann, wenn der individuelle Menſch in ſeinem empiriſchen Leben 
Gattungsweſen geworden iſt; erſt dann, wenn der Menſch ſeine forces 
propres als geſellſchaftliche Kräfte erkannt und organiſiert hat, iſt 


die menſchliche Organiſation vollbracht. Das Geld aber, als Aus 


druck der nicht vollbrachten, „hat die ganze Natur ihres eigentlichen 


Wertes beraubt; das Geld, das der Menſch nun anbetet, iſt ſein | 


Herrſcher geworden, es hat ihn ſich ſelbſt entfremdet, ihn zur Ver⸗ 


achtung der Theorie und der Kunſt geführt und ſeiner als Selbſt⸗ f 


zweckes vergeſſen laſſen.“ | 
| Die Befreiung von den nennen Verhältniſſen iſt air: die | 
Selbſterkenntnis des Menſchen nach ſeiner ökonomiſchen Seite hin 


zurückzuführen, die überhaupt die Totalität ſeiner Natur ausmacht; . 


eine Erkenntnis, in der der Menſch wie bei Hegel ſeine Freiheit voll⸗ 


endet. In der erſten geſchichtlichen Epoche, führt Marx aus?, iſt vn 
der Menſch vollſtändig der Natur unterworfen. Die Natur ift fein 
Herr. In der zweiten tritt an Stelle der Natur die Ware. Erſt 


in der dritten wird der Menſch ſelbſt zum Herrn. Dies iſt die e 


1 Vgl. die bei L. Wol tmann, Der hiſtoriſche Materialismus, Düſſeldorf | 


1900, S. 15 aufgeführten Stellen aus der Heiligen Familie von Marx (im 
literariſchen Nachlaß, herausg. von Mehring, e 1902 ff). 


a le Kapital I, S. 56. 


„poche der Freiheit, des Selbſtbewußtſeins. In ihr entſcheidet Dee. re ar 


j 5 N - ö 7 W N Er En } a " „ © NEE A Fre 7. 


8 200 Bad: Die elemente der begangen Befgiäien Besiphiefntie se 1010 


Wille und 905 Meinung aller. Die Gefeliänft iſt wieder ohne Staat, 


ein Verein freier Menſchen. 


In der Sache ſelbſt wird durch dieſe Anlehnung an Hegel an 
ber Marxſchen Geſchichtsphiloſophie nichts geändert. Auch die Epoche 


der Selbſterkenntnis wird durch die ökonomiſchen Verhältniſſe, die 


ihre unmenſchliche Spitze zugleich mit dem ſich wandelnden Bewußt⸗ 


155 ſein verlieren, hervorgebracht. Die Natur des Menſchen, der zum 
Bewußtſein feiner. ſelbſt gelangt, bleibt darum doch in ihrer Ma⸗ 


terialität, d. h. in ihrer auf die ökonomiſchen Zwecke gerichteten 


x Betätigung beſtehen. Freilich tritt hier der Gedanke des abſoluten 


/ Wiſſens!, das feine Grundlage in der Selbſterkenntnis hat, in einen 


unmittelbaren Gegenſatz zu der behaupteten Möglichkeit einer nur 


relativen Erkenntnis, wie fie ſich bei Marx findet. Obgleich ferner die 
N Selbſterkenntnis, die, wie bei Hegel, auch bei Marx? in deſſen eigenem 
Syſtem ihren vollendeten Ausdruck findet, durch die ökonomiſche Ent⸗ 
wicklung herbeigeführt wird, ſo macht ſich doch mit ihr der Menſch 
von den früheren unmenſchlichen ökonomiſchen Bedingungen frei und 


2, 3 zu ihrem Herrn. Hier findet die ökonomiſche Theorie ihre Grenze. 
Damit tritt aber vollends der ſchon früher nachgewieſene Gedanke 


zutage, daß die Entwicklung der Technik und der ökonomiſchen Formen 
mur in geiſtigem Kampfe hervorgebracht wird, und daß ihr die Ent⸗ 
a wicklung der menſchlichen Bewußtſeinsanlage zugrunde liegt. Jenes 
Endziel ſetzt die Geſtaltung durch vernünftige Individuen voraus, 
die auf ihrer höchſten Vernunftſtufe die Freiheit im Sinne Hegels 
verwirklicht haben, indem fie ihr eigenes Weſen als das des ein- 
zelnen in der organiſierten Gattung erkennen s. Mit dieſer Erkenntnis 
gehen nun auch die Klaſſenkämpfe zu Ende, und. die Geſchichte ver- 


ſinkt, wie bei Hegel, ihres Inhaltes beraubt, in Schweigen. Wo 


die einſeitigen Leidenſchaften, das Schlechte als Träger des Guten 
fehlt, erlahmen die Fittiche menſchlichen Fortſchreitens. Mit wach⸗ 


1 ſender Erkenntnis ſterben die geſchichtlichen Triebkräfte des Menſchen 


ab. Die Tagesſtunde, in der die Eule der Minerva ihren Flug be— 


ginnt, iſt, wie Hegel am Schluſſe der neee auseinander⸗ 


| ſetz, die Zeit der eintretenden . 0 


1 i Auch von S Gävernit in ve „Hilfe“ 1910, Nr. 36, S. 573 
wird dieſer abſolute Standpunkt Marx' treffend hervorgehoben. 
| 2 Plenge, ©. 79, 80, 189. Cbenda. 
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Neue Bevölterungsſorgen 


Von Dr. Eugen Würzburger 
Geh. Reg.-Rat, Direktor des Sächſiſchen Statiſt. Landesamts in Oresden 
Inhaltsverzeichnis: Das Ende der Geburtenrücgangs⸗ Erörterungen S. 201. 
Die drohende Maſſenauswanderung und die Notwendigkeit, die Ausgewanderten 


EM au 9 S. 202 —204. — Die Rerfür beſtehenden N = 
—20 | | 


ie deutſche Offentlichkeit n war in den 51 Jahren vor dem 

Kriege mit ungewohnter Lebhaftigkeit einer Bevölkerungsfrage 
zugewendet: dem Geburtenrückgang. Ich habe meine von der der 
großen Allgemeinheit weſentlich abweichende Auffaſſung von Urſache, 
Verlauf und Wirkung dieſer an. mehrfach, insbeſondere in 
dieſem Jahrbuch (38. Jahrg., S. 1259) begründet und in den 
Gegenſchriften, auch in den hauptſächlich mit meiner Auffaſſung ſich 
beſchäftigenden, in wichtigen Punkten ſie bekämpfenden Darlegungen 
Oldenbergs (40. Jahrg., S. 769) keinen Beweis ihrer Unrichtigkeit 
gefunden. Wenn ich es trotzdem bisher unterlaſſen habe, die im 
Anſchluß an Oldenbergs Aufſatz, S. 839, angekündigte Abſicht einer 
eingehenden Erwiderung auf ſeine Angriffe auszuführen, ſo geſchah 
es in der Überzeugung, daß die Zeitſpanne in unſerer Bevölkerungs⸗ 
entwicklung, für die der Geburtenrückgang das kennzeichnendſte und 


darum wirklich an erſter Stelle wiſſenſchaftliche Erforſchung ver⸗ 


langende Moment geweſen, abgelaufen war, und daß dieſe Erſcheinung, 5 
ſelbſt im Falle ihres Weiterbeſtehens, ihre überragende Bedeutung 
gegenüber anderen Bevölkerungsfkagen, die außerordentlich viel tiefer 
und unmittelbarer in die Lebensbedingungen von Staat und Volk 
einſchneiden mußten, eingebüßt hatte. Eine neuerliche Beſchäftigung 
mit ihr war daher in den alle Kräfte für das augenblicklich Dring⸗ 


£ liche beanſpruchenden Kriegsjahren mit meinen übrigen Pflichten un⸗ 
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vereinbar. Auch ſcheint ſie heute deswegen weniger notwendig, weil 
die Flut von Schriften über den Geburtenrückgang, mit der bir 
etwa ſeit acht Jahren und bis in die Kriegszeit hinein überſchwemmt. 
worden find und deren faſt ausnahmsloſe ſtatiſtiſche Oberflächlichkeit 
es in der Hauptſache war, die mich zum Eingreifen in die öffent⸗ 

liche Erörterung veranlaßt hatte, unter dem Druck der politiſchen 

Lage, die die Frage aufdrängt, ob ein durch die verminderte Geburten- 
zahl verlangſamter Bevölkerungszuwachs noch als ein Unglück gelten | 
muß, doch endlich von ſelbſt abebben dürfte. Immerhin gebe ich die 
Hoffnung nicht auf, in ruhigeren Zeiten das Verſäumte nachzuholen. 


. 
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Jetzt aber ſind andere Bevölkerungsſorgen ſchwerſter Art in bedroh— 


liche Nähe gerückt: die aus der Beraubung des deutſchen Gebietes 


in allen vier Himmelsrichtungen entſpringende und die bereits auf— 


5 


ſteigende Wolke der Maſſenauswanderung. In bezug auf 
letztere gilt es, zu retten, was zu retten iſt. 

Es ſind im weſentlichen zwei Gruppen von Perſonen, bei denen 
eine erhebliche Auswanderung in den kommenden Jahren zu ge— 
wärtigen iſt, und zwar: 

1. diejenigen jüngeren und vielleicht auch älteren Leute, die durch 
die wirtſchaftlichen oder politiſchen Verhältniſſe veranlaßt 
werden, ſich ein beſſeres Fortkommen, als ſie es in der Heimat 

erhoffen dürfen, im Ausland zu ſuchen; 

2. diejenigen, die ohne oder gegen ihren Willen zur Auswande— 
rung gezwungen ſein werden, weil der Nahrungsſpielraum in 
der Heimat künftig eingeengt wird und für die bisherige Be⸗ 

völkerung nicht mehr auszureichen droht. 

Dazu kommen 
3. die anläßlich des Krieges aus ihren Wohnfigen im feindlichen 

Ausland (oder infolge der Waffenſtillſtandsbedingungen aus 
den uns verbündet geweſenen Staaten) vertriebenen und nach 
Deutſchland zurückgekehrten Auslandsdeutſchen, ſofern ſie an 
ihren verlaſſenen Aufenthaltsort zurückkehren wollen und können. 
Um die Zahl. der Perſonen der erſten und letzten Gruppe zu 


ſchätzen, fehlt jeder Anhalt. Die der zweiten Gruppe hängt ab von 


den in Ausſicht ſtehenden unvermeidlichen Einſchränkungen von In— 
duftrie und Handel und von der Löſung, die die Frage der Be: 


ſchäftigung und Ernährung der dadurch brotlos werdenden Perſonen 


finden wird. Bedenkt man, daß von dem 16 Millionen betragenden 


Bevölkerungszuwachs des Deutſchen Reiches in dem Vierteljahrhundert 
zwiſchen den Berufszählungen von 1882 und 1907 nicht weniger als 


14 Millionen durch das Aufblühen von Handel und Induſtrie in 
Anſpruch genommen worden ſind, ſo iſt zu befürchten, daß ungefähr 
für ebenſo viele die Nahrungsquellen verſiegen werden, wenn Handel 
und Induſtrie in ihrem Stande um ein Vierteljahrhundert zurück⸗— 
geſchraubt werden. Bei den furchtbaren Möglichkeiten, die dieſe 
Ausſicht eröffnet, erſcheint es, ſo bitter die Erkenntnis auch ſein 
mag, noch als das beſte für die Betroffenen wie für die Geſamt⸗ 
heit, wenn ein möglichſt großer Teil dieſes drückenden Menjchen- 


ballaſtes in anderen Ländern und Erdteilen ein Unterkommen ſindet. 


An dem Grundſatz der Bekämpfung der Auswanderungsluſt wird 


alſo nicht unter allen Umſtänden festgehalten werden dürfen. 


in 8; 


der zu den zwei erſten Gruppen gehörenden) zu erlangen und fo 


keit zu verhindern, daß neue Millionen von Deutſchen in fremdem 
Volkstum aufgehen und ihre Nachkommen den unfrigen dereinft viel⸗ 
leicht ebenſo gleichgültig oder gar feindſelig gegenüberſtehen, wie es 


darauf beſteht, daß die Ausgewanderten und ihre Nachkommen ihr 
Deutſchtum bewahren und nicht wieder Kulturdünger für fremde 


Völker werden, wie es ſeit Jahrhunderten, ja ſeit der Völkerwande⸗ 
rung allerorts Deutſche in größerem oder kleinerem Maße geweſen. 
Die Beantwortung der Frage, wie man Einfluß auf die Auswanderer 
gewinnen und fie zur Wahl gewiſſer Ziele veranlaſſen kann, ſoll hier 
nicht verſucht werden; es iſt meines Wiſſens in neuerer Zeit wiede⸗ 
holt darüber beraten worden, insbeſondere in einer Verſammlung der 


Vertreter der beteiligten Vereinigungen in Berlin am 15. Februar 1919. 


| Haben wir aber einmal damit zu rechnen, daß die im letzten 

Vierteljahrhundert an Zahl bedeutungsloſe Auswanderung bald 
wieder einen großen Umfang annehmen wird, ſo müſſen wir alles 
verſuchen, um Einfluß auf die Richtung der Auswanderung (wenigſtens | 
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. 


unter Verwertung der früher gemachten Erfahrungen nach Möglich⸗ 


ungezählte Nachkommen deutſcher Auswanderer aus den vergangenen 
Jahrhunderten in dieſem Kriege und ſchon vorher uns gegenüber 
getan. Zu dieſem Behuf iſt es nötig, die Auswanderung in der 
Weiſe und in ſolche Gebiete zu lenken, daß gegründete Ausſicht 


Ich beſchränke mich auf den Hinweis auf die Einrichtungen, in die 
ich im Jahre 1885 in London in meiner damaligen Eigenſchaft als 


Leiter der vom deutſchen Kolonialverein begründeten Auskunftsſtelle 


ſtändigen Vertreter für Auswanderungsfragen beim Kolonialamt in 


die Zahl und die Art der jeweils in den verſchiedenen Gebieten be⸗ 
nötigten Einwanderer bekannt gegeben und demgemäß beſtimmt, in 


Regel gar nicht geäußert zu werden, ausgenommen von Perſonen, 


die ihren bereits ausgewanderten Familienmitgliedern nachfolgen 
wollten. Im allgemeinen ſcheinen die Auswanderer volles Vertrauen 
zur Kommiſſion gehabt und von ihr die Angabe eines Reiſezieles 

erwartet zu haben. Die Beförderung erfolgte auf beſonderen Aus⸗ 
— wanderungsſchiffen zu ganz geringen Preiſen. Ob dieſe Einrichtungen 
heute noch beſtehen, entzieht ſich meiner Kenntnis. Es iſt natürlich 


1 


für Auswanderer Einblick bekam. Jede britiſche Kolonie hatte einen 
London, und in häufigen Geſamtberdtungen dieſer Vertreter wurde 
welchem Verhältnis die gerade gemeldeten Auswanderungsluſtigen 


auf jene Gebiete zu verteilen ſeien. Wünſche der einzelnen Aus⸗ 
wanderer wurden zwar tunlich berückſichtigt, ſchienen aber in der 


\ 
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nicht zu verkennen, daß die Aufgabe jener Kommiſſion außerordent⸗ 
lich viel einfacher war als es die einer entſprechenden Stelle in 
Deutſchland ſein würde, weil für die britiſche ja nur Gebiete des 
eigenen polikiſchen Machtbereichs in Betracht kamen und über die 
Verhältniſſe dieſer Gebiete die umfaſſenden Auskünfte der Kolonial⸗ 
regierungen jederzeit zur Verfügung ſtanden. Immerhin könnten 
regelmäßige Konſularberichte einigen Erſatz bieten, wenn in Deutſchland 
einer bereits beſtehenden Stelle (Reichsauswanderungsamt, Zentral- 
auskunftsſtelle des Kolonialvereins) oder einer neu zu begründenden 
eine ähnliche Aufgabe zugewieſen wird. — Unerläßlich dürfte es, 
falls man ſich Einfluß auf die Auswanderung von Regierungs wegen 
ſichern will, jedenfalls ſein, die Zuſtändigkeit dieſer Zentralſtelle 
möglichſt weit zu geſtalten, eine Anzeigepflicht der Auswanderer an 


dieſelbe einzuführen und die private Auswanderungsvermittlung genau 


zu überwachen oder ganz auszuſchließen. 
| Das wichtigſte Problem iſt das des Auswanderungsziels. Die 
Vorbedingungen, die in einem beſtimmten Gebiete gegeben ſein 
müſſen, um es vom Standpunkte der Deutſcherhaltung als geeignetes 
Ziel erſcheinen zu laſſen, ſind Ba POPULGERONKEN DEN, wirt⸗ 
ſchaftlicher Art. 
Die pblitiſche Sicherung ber deutſchen Auswanderer und ihrer 
Nachkommen für die alte Heimat, alſo die dauernde Verbindung mit 
ihr durch das Band der Staatsangehörigkeit, iſt nur in 
Ländern zu erhoffen, die politiſch an Deutſchland angeſchloſſen ſind; 
außerdem mit einiger Wahrſcheinlichkeit höchſtens noch in ſolchen, 
die ihrem Weſen nach nicht zum europäiſch⸗amerikaniſchen Kultur⸗ 
bereich gehören, wie die mohammedaniſchen oder die mongoliſchen 


Staaten. Dieſe kommen wegen der politiſchen und wirtſchaftlichen 


Verhältniſſe auf abſehbare Zeit für eine deutſche Einwanderung 
größeren Stils nicht in Betracht, ſondern beſtenfalls nur für Handels— 
unternehmungen. Eigene Auswanderungskolonien im eigentlichen 
Sinne aber hatten und haben wir nicht, dank den Verſäumniſſen 
des 16. bis 18. Jahrhunderts, wo das innerlich zerriſſene Deutſch⸗ 
land abſeits ſtand, als die ſeefahrenden Nationen von den für 
Europäer bewohnbaren Teilen der Erde Beſitz ergriffen. Die An⸗ 
ſiedelung in deutſchem Hoheitsgebiet wird ſelbſt in dem günſtigſten 
Fall, daß wir eine oder die andere unſerer bisherigen Kolonien 
retten, angeſichts ihrer nur langſam ſich entwickelnden Aufnahme⸗ 
fähigkeit für Europäer nur in ſehr beſchränktem Maße möglich ſein; 
die im Hochland von Oſtafrika vereinzelt erzielten Erfolge, auf die 
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man hingewieſen hat, eröffnen noch keine Ausſichten, die als ſichere 
Poſten in die Rechnung eingeſtellt werden dürfen. Somit werden 
wir vor die Notwendigkeit geſtellt, bei der Wahl von Auswanderungs⸗ 
zielen ſchweren Herzens die Wahrſcheinlichkeit, ja die Gewißheit der 
überlaſſung der Auswanderer an ein 8 Staatsweſen in den 
Kauf zu nehmen. ’ 
: Als zweite Vorbedingung haben wir populationiſtiſch günſtige 
Verhältniſſe zu bezeichnen. Dieſe müſſen die Erhaltung, wenn nicht 
der deutſchen Staatsbürgerſchaft, ſo doch der deutſchen Mutter⸗ 
ſprache ermöglichen, die die unentbehrliche Vorausſetzung für die 
Bewahrung deutſcher Geſinnung iſt, wennſchon ſie anderſeits letztere 
auch nicht allein zu verbürgen vermag. Über Einwanderungsländer 
eigener Zunge, wie ſolche den engliſchen, ſpaniſchen, portugieſiſchen, 
franzöſiſchen Auswanderern außerhalb des politiſchen Machtbereichs 
ihres eigenen Heimatlandes offen ſtehen, verfügen wir leider auch 
nicht. Man könnte vielleicht für die Zukunft an einige unter den 
deutſchſprachigen Gebieten im Oſten denken, die der feindliche Ver⸗ 
band an die Polen und andere zu verſchenken beſchloſſen hat. Daß 
dieſe aber eine ſolche zur Stärkung der dortigen künftigen deutſchen 


Minderheiten gewiß von unſerem Standpunkt ſehr erwünſchte Ein. | 


wanderung aus dem Deutſchen Reich zulaffen werden, erſcheint an⸗ 
geſichts der Befliſſenheit, mit der ſie jetzt ſchon die deutſchen An⸗ 
ſiedelungen zu beſchränken oder auszurotten beſtrebt ſind, völlig aus⸗ 
geſchloſſen; wie wir ja überhaupt nicht vergeſſen dürfen, daß mit 
der Vernichtung unſerer politiſchen Macht wir bei allem, was wir 
auch immer in der Frage der Auswanderung. unternehmen wollen, 
auf die Duldung fremder, bisher feindlicher Regierungen angewieſen 
| Eu werden. 
Dieſe vorausgeſetzt, ift die nach dem. Geſagten allein übrig | 
bleibende Anlegung deutſcher Siedelungen in fremdſprachigen Ländern 
mit ihrer Deutſcherhaltung nach dem Zeugnis der Geſchichte nicht 
unvereinbar, aber nur dort rätlich, wo die Siedelungen geſchloſſene, 


womöglich größere Sprach inſeln bilden können, jo daß das Deutſche . 


innerhalb derſelben den Rang der alleinigen oder doch haupt⸗ 
ſächlichen Verkehrsſprache zu behaupten vermag. Denn ſprach⸗ 
liche Minderheiten gehen, namentlich in Städten, in u. Regel ſchnell 


u und unrettbar in der Mehrheit auf. 


„Beſonders ſchlagende Beiſpiele hierfür bieten einerjeile die Er⸗ 
haltung der weniger als eine Million zählenden Bevölkerung der 
kanadiſchen Provinz Quebec, die trotz en . inmitten ar angle: 
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aan Welt von Anfang an ein eigenes Sprachgebiet ge— 
bildet hat, und im Gegenſatz dazu die bereits durch Jahrhunderte 
ſich fortſetzende Aufſaugung der um das Vielfache zahlreicheren, 
aber nirgends geſchloſſen wohnenden oder doch die überwiegende 
Mehrheit bildenden Deutſch⸗Amerikaner. Ausnahmen von der Regel, 
daß zerſtreute Minderheiten ſich nicht erhalten können, finden ſich 
nur da, wo die Minderheiten entweder zugleich politifch - nationale 
Parteien bilden und als ſolche einen ſtarken Rückhalt im eigenen 
Sprachgebiet haben (ſo die tſchechiſchen Minderheiten in den deutſchen 
Städten Böhmens), oder wo Geſetz, Religion oder Sitte das 
Konmibium ausſchließen (ſo die Juden im Mittelalter und weit in 
die Neuzeit hinein). 

Natürlich beſteht auch dann, wenn durch die ſprnchliche Ge⸗ 


ſchloſſenheit einer deutſchen Siedelung in fremdſprachigem Lande ein 


Haupterfordernis ihrer Deutſcherhaltung erfüllt iſt, noch keine ab- 
ſolute Sicherheit für die dauernde Bewahrung dieſes Erfolges. Es 
muß zugleich ein ſtarker nationaler Selbſterhaltungstrieb wirkſam 
ſein, der leider bei Deutſchen weniger ſelbſtverſtändlich iſt und wohl 
auch in Zukunft ſein wird als bei anderen Völkern. Dieſer Trieb 
und die aus ihm erwachſende Kraft ſind ganz beſonders dann not⸗ 
wendig, wenn die Regierung des fremden Anſiedelungslandes ſich 
nicht mit der — auf die Dauer nicht zu vermeidenden — politiſchen 
Eingliederung der angeſiedelten Deutſchen in die Reihe ihrer Staats⸗ 
bürger begnügt, ſondern auch ihre ſprachliche Abſorption durch die 
ihr zu Gebote ſtehenden Machtmittel anſtrebt und fördert, unter Um⸗ 
ſtänden mit Hilfe einer auf den Zweck berechneten Geſetzgebung. So 
gewiß alle ſolchen Mittel, einer Bevölkerung ihre Mutter- und Ver⸗ 
kehrsſprache zu rauben, an einem einmütig alle ihre Glieder be- 
herrſchenden Willen zum Feſthalten an dieſer ſcheitern müſſen, ſo 
bedenklich iſt die Sachlage, wo dieſer Wille wankt oder fehlt. Ihn 
zu unterſtützen, würde dem deutſchen Mutterlande im konkreten Fall 
kaum ein anderes Hilfsmittel zur Verfügung ſtehen als das, bei den 
Ausgewanderten das Gefühl der Zuſammengehörigkeit mit der alten 
Heimat und die Anhänglichkeit an die Mutterſprache mit allen ge⸗ 
ſetzlichen Mitteln fowie durch perſönliche Beziehungen zu pflegen. 
Stipendienfonds für Auslandsdeutſche, wie ein ſolcher auf Anregung 
des deutſch⸗amerikaniſchen Geiſtlichen Chr. F. Weiſer! bereits be- 
gründet worden, verſprechen, in dieſem Sinne zu wirken. 


1 Siehe deſſen Schrift „Das Auslandsdeutſchtum und das Neue Reich“ 
(Gotha 119): 


ji 
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Immerhin ſind die Erfahrungen, die wir mit geſchloſſenen 
deutſchen Anſiedelungen, alſo eigentlichen Sprachinſeln, in Ländern 


fremder Zunge gemacht haben, bisher nicht allzu ſchlimme geweſen; 


eine ganz ſtattliche Reihe von ſolchen im Oſten Europas hat ſich 
Jahrhunderte hindurch unter nicht immer günſtigen Verhältniſſen er⸗ 
halten: die Gründungen des deutſchen Ordens und der Hanſa in. 
den baltiſchen Provinzen, die ſpäteren, aber auch ſchon Jahrhunderte 
alten Sprachinſeln im mittleren und ſüdlichen Rußland, dann das 
Sachſenland in Siebenbürgen, das Schwabenland im Banat und in 
der Baczka, ein Teil der übrigen Siedelungen im mittleren und | 
nördlichen Ungarn zwiſchen Magyaren und Slowaken. 
Außerhalb des öſtlichen Europas iſt Südbraſilien wohl der einzige 
Ort. der Erde, wo vom Beſtehen deutſcher Sprachinſeln die Rede 
ſein kann. Sonſt zeugen überall nur hiſtoriſche Erinnerungen von 


der einſtigen deutſchen Beſiedelung. Der Satz, daß nationale Minder⸗ 
heiten in Städten auf die Dauer verlorene Poſten ſind, hat überall. 


Beſtätigung gefunden. Für deutſche Städtebewohner hat er leider 


vielfach auch da Geltung erlangt, wo fie zwar in der Stadt ſelbſt 5 
Mehrheit, in ihrem Weichbilde aber Minderheit waren. Die Ent⸗ 

deutſchung wurde hier teils durch fremdſprachigen Zuzug aus der 
Umgebung in die Stadt, teils durch nationales Renegatentum der u 


Nachkommen der deutſchen Einwanderer herbeigeführt und durch Ver⸗ 
waltungsmaßregeln der Regierenden vielfach gefördert. So ging 

der noch in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts weſentlich 
deutſche Charakter zahlreicher Städte in den magyariſchen, nord- 


und ſüdſlawiſchen, italieniſchen Landesteilen des ee Oſter⸗ 


reich⸗Ungarn verloren. 
Alſo nicht in ſolche Gegenden werden wir die Auswanderer 


geleitet zu ſehen wünſchen, wo ſie eine hinreichende Bevölkerung und 


daher bereits eine beſtimmte fremde Verkehrsſprache vorfinden; denn 


dann gibt es kaum ein Mittel gegen die Gefahr, daß ſie dieſe 


Sprache erſt neben und in der nächſten Generation an Stelle der 


Mutterſprache ſich aneignen. Haben wir einmal die hier der Zukunft 
des deutſchen Volkes drohende neue Gefahr in ihrer ganzen Schwere 


erkannt, und ſind wir uns der Pflicht bewußt geworden, ihr inner⸗ 
halb der uns noch verbliebenen Möglichkeiten entgegenzutreten, ſo 


dürfen wir nicht vor der Folgerung zurückſchrecken, daß mit unſerer 


ganzen bisherigen Auffaſſung der „Fürſorge für die Auswanderer“ 
gebrochen werden muß, die von rein wirtſchaftlichen Geſichtspunkten 


ausging. Das wirtſchaftliche Fortkommen der Auswanderer wird 


. 


gewiß für den Anfang am leichteſten da geſichert, wo der Neu- 
ankömmling ſich einem vorhandenen volkswirtſchaftlichen Gebilde an 
den Stellen, an denen noch einzelne Glieder fehlen und darum die 
Einwanderer erwünſcht find, bloß einzufügen braucht. Dieſes volks⸗ 
wirtſchaftliche Gebilde iſt aber, wie die Dinge liegen, in jedem heute 
denkbaren Fall ein ſolches, das zur Entdeutſchung führt, und mit 
der Zuführung deutſcher Auswanderer zu ihm dient man ſo zugleich 
fremden wirtſchaftlichen wie nationalen Intereſſen. Ja, man iſt bei 
uns nicht etwa nur gelegentlich, ſondern ganz allgemein in der 
Gleichgültigkeit gegen dieſe Folgen fo weit gegangen, den Aus— 
wanderern möglichſt baldige Aufgabe der deutſchen und Erwerbung 
der fremden Staatsangehörigkeit zu empfehlen und ſie zur ſchleunigen 
Erlernung der fremden Landesſprache (und damit zur Aufgabe der 
deutſchen Mutterſprache, wenn nicht in der eigenen, ſo doch in der 
folgenden Generation) zu veranlaſſen; auch in der genannten Ver⸗ 
ſammlung ſoll letzteres geſchehen ſein. Solange man in dieſer Weiſe 
die nationalen den wirtſchaftlichen Notwendigkeiten völlig opfert, 


wird es nicht beſſer werden. Die Vereinigung beider Geſichtspunkte 


ift aber ſehr wohl möglich, indem die Maſſen der Auswanderer in 
dünn oder gar nicht bewohnte, jedoch beſiedlungsfähige Länder ge- 


leitet werden, denen ſie, trotz fremder Gebietshoheit, ihren Stempel 


aufprägen und wo die kommenden Geſchlechter als deutſche heran⸗ 
wachſen können. Daß es in den engliſchen und ruſſiſchen Beſitzungen 
ſowie in den ſelbſtändig gewordenen Kolonialſtaaten Gebiete genug 
gibt, die die geographiſchen und wirtſchaftlichen Vorbedingungen 
hierzu in weiteſtem Maße erfüllen, ſteht außer Zweifel; ſoll doch das 
Hochland Altai allein Raum für 100 Millionen Menſchen bieten. 
Die Wahl unter den demnach in Betracht kommenden Gebieten 
wird ſelbſtverſtändlich unter Berückſichtigung nicht nur der wirtfchaft- 
lichen Entwicklungsmöglichkeiten, ſondern auch der politiſchen Ver— 
hältniſſe zu treffen ſein. Jedenfalls wäre es aber verfehlt, dabei 
die Beſitzungen beſtimmter Nationen von vornherein deswegen als 
nicht — oder doch weniger als andere — in Frage kommend zu 


betrachten, weil wir mit unſeren Auswanderern, die früher dorthin 


gegangen ſind, die bittere Erfahrung ihrer raſchen Entnationaliſierung 
gemacht haben; denn daran waren viel weniger jene Länder ſchuld 


als der bisherige Mangel einer bewußt nationalen Leitung der Aus— 


wanderung auf unſerer eigenen Seite. Ebenſowenig darf das augen- 


blickliche politiſche Verhältnis der betreffenden Staaten zu Deutich- 


land ausſchlaggebend "fein; dieſes kann ſich in wenigen Monaten 


N 
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werden mag, ſo wird ſie ihnen unter Umſtänden Pflichten auferlegen, 
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ändern, während es ſich bei der beende Frage um das Wohl 
von Generationen handelt. 


Welches auch die neue Heimat, deren Staatsangehörigkeit an⸗ a 


zunehmen für die Auswanderer ja auf die Dauer unvermeidlich iſt, 


die ſie mit uns im alten Lande in Konflikt bringen; es darf kaum 
bezweifelt werden, wenn man erzählt, daß die deutſchen Wolga⸗ 
koloniſten dem ruſſiſchen Heere im Weltkrieg wie ſchon früher ſeine 
beſten Soldaten geſtellt haben. Wir vermögen daran nichts zu 


ändern und müſſen uns damit tröſten, daß es mit unvergleichlich 
größerer Wahrſcheinlichkeit gelingen wird, das eingeſchlafene Gefühl 


für die alte Heimat bei deutſchſprachigen fremden Staatsangehörigen 


| wiederzuerwecken als bei ſolchen, die auch ſprachlich entwurzelt find. 


\ 


In der obenerwähnten Verſammlung hat v. Reichenau auf die u 


öſtlichen Randgebiete Deutſchlands und dann auf den weiteren Oſten 
und Südoſten Europas hingewieſen, wo innerhalb der Ausgewanderten 
und zwiſchen ihnen und dem Mutterlande eine möglichſt leichte und 
enge Verbindung hergeſtellt werden könne. Wir wollen hoffen, daß 
der Gedanke ſich nicht aus den oben in bezug auf die deutſchen Ge⸗ 


biete des neuen polniſchen Nationalitätenſtaates geltend gemachten 


Gründen als unausführbar erweiſen möge. Für europäiſche Aus⸗ 
wanderungsziele ſpricht ja auch der Umſtand, daß eine Überland⸗ 
auswanderung über die Schwierigkeit des noch auf Jahre zu ge⸗ 
wärtigenden Mangels an Schiffsraum hinweghelfen würde. 


Eine Entſcheidung aber über den ganzen Komplex der mit der 


Wahl von Aus wanderungsgebieten zuſammenhängenden Fragen, ein⸗ 


ſchließlich der hier und auch in jener Verſammlung kaum geſtreiften 


der beruflichen und wirtſchaftlichen Eignung der Auswanderer, eine 


ſolche Entſcheidung wird von ſo weittragender Bedeutung ſein, daß 
fie nur unter Zuſammenwirken Sachverſtändiger aus Wiſſenſ chaft und 


Praxis getroffen werden darf. Möge fie recht bald vorbereitet 
werden, ehe die Not und intereſſierte Ratſchläge Einfluß auf die 
Richtung der Auswanderung gewinnen, fie von den in. vaterländiſchem 
Intereſſe vorzuzeichnenden Wegen, abdrängen und ſo die Hoffnung 


untergraben, daß die jetzt für uns ſo ſchmerzliche Auswanderung 


er ſich als ein Keim erweiſe, der aus dem Jammer der Gegenwart neues 


ee Leben auf neuem Grunde dereinſt hervorſprießen läßt! 
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Bedeutung und Ausſichten 


5 des deutſchen Zuckerrübenbaues nach 


dem Kriege vom Standpunkte der 


Volkswirtſchaft 


Von Dr. Otto Auhagen 
Profeſſor an der landwirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin 


= Inhaltsverzeichnis: Bedeutung des Zuckerrübenbaues S. 211. — Ausſichten 


der Zuckerausfuhr S. 212. — Der innere Markt S. 217. — Zukunft des 
landwirtſchaftlichen Großbetriebes S. 217. — Die Arbeiterfragen S. 223. — 


Die en ©. 224. 


De Krieg, und noch mehr ſeine Folgen, ſtürzen unſere Volks⸗ 

| wirtſchaft um. Unſerer Induſtrie droht die Gefahr der Er⸗ 5 
würgung. Von allen Erſchwerungen ihres Abſatzes und Rohſtoff⸗ 
bezuges im Verkehr mit dem Ausland abgeſehen, ſind auch ihre | 


einheimischen Wurzeln auf das empfindlichſte beſchnitten worden; es 
genügt der Hinweis auf die eine ungeheure Tatſache, daß wir mit 


Lothringen zwei Drittel unferer deutſchen Eiſenerzgewinnung verlieren. 


| Um fo mehr müſſen wir uns künftig auf unfere heimiſche Boden⸗ 
produktion ſtützen. Die Landwirtſchaft iſt ja unſer ſtärkſter Troſt; 
man müßte verzagen, wenn man nicht an den Ernteſegen dächte, den 
der Landmann dem deutſchen Boden alljährlich abgewinnt. Trotz 


aller Behinderungen durch den Krieg, trotz beſonderer Ungunſt der 
Witterung, die während des Krieges Extreme von Dürre und Näſſe 


/ 


miteinander wechſeln ließ, trotz aller Verluſte, 


wie ſie die Kriegs⸗ 


wirtſchaft unvermeidlich mit ſich führte, hat der Ertrag unſeres 
Bodens die vier Jahre hindurch zu unſerer notdürftigen Ernährung 
faſt hingereicht, und in Zukunft, nachdem Millionen rüſtiger Männer 


zum Pfluge zurückgekehrt ſind, wenn wieder einmal ausreichende 
Spannkräfte und Düngemittel vorhanden find, dürfen wir auf reich? 
lichere Verſorgung rechnen. Wenn der deutſche Boden das deutſche 
Volk ernährt, dann ſind wir nicht verloren, dann können wir hoffen, 


uns mit den übrigen Fragen ſchon irgendwie abzufinden, vor allem 


auch mit der Frage, wie die ſtädtiſchen Arbeitermaſſen nutzbringend 


zu beſchäftigen ſind. Die Hauptſache it barberhand, daß die NL 


für alle reicht. 


1 Nach einem im gebruar gehaltenen Vortenge 3 
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| Nötig it alſo, die landwirtſchaftliche Produktion nach Mög⸗ 


lliüchkeit zu mehren. Wegen dieſes Zieles vor allem iſt es volks⸗ 


wirtſchaftlich wichtig, den Zuckerrübenbau wieder auf ſeine alte Höhe 
zu bringen. Abgeſehen von gärtneriſcher Kleinkultur, die in Deutſch⸗ 
land auf abſehbare Zeit in nur ſehr begrenztem Umfange anwendbar 
iſt, holt die Zuckerrübe die höchſten Erträge aus dem Boden hervor. 
Nach Backhaus erzeugt ſie gegenüber dem Getreide das Dreifache an 
Nährſtoffen; auch der Kartoffel iſt ſie um ein Bedeutendes überlegen. 
Ein Verfall der Zuckerrübenkultur bedeutet daher eine Erſchwerung 
unſerer Ernährung und eine Beeinträchtigung der zuverläſſigſten 
Grundlage unſerer Volkswirtſchaft. 

Die Einſchränkung, die der Zuckerrübenbau während des Krieges 
erlitten hat, gehört daher zu den beklagenswerteſten Erſcheinungen 
unſerer Kriegswirtſchaft. Die Zuckerrübenerntefläche ging von 
569082 ha im Jahre 1914 auf 400 149 ha im Jahre 1915 zurück, 
ſie hob ſich dann 1916 um eine Kleinigkeit, iſt ſeitdem aber wieder 
geſunken, und für 1919 iſt leider, wenn nicht alle Anzeichen trügen, 
mit der Neigung zu einer außerordentlich ſtarken weiteren Ver⸗ 
minderung dieſer Kultur zu rechnen. 

Dieſem zunehmenden Verfall ſollte mit aller Kraft entgegen: 


* gearbeitet werden. Nicht nur wegen des volkswirtſchaftlichen Inte— 


reſſes an der möglichſt hohen Intenſität unſerer Bodennutzung, 
ſondern auch wegen der gewaltigen Kapitalwerte, die in der Zucker⸗ 
induſtrie inveſtiert ſind, auch wegen der Bedeutung dieſes Gewerbes 
für andere Zweige der Induſtrie, zum Beiſpiel für die Maſchineninduſtrie 
und für große Scharen induſtrieller Arbeiter, denen die ohnehin ſo 
ſtark geſchmälerte Erwerbsmöglichkeit nicht noch unnötigerweiſe be- 
ſchränkk' werden darf; nicht am wenigſten ſpricht auch das Intereſſe 
der Konſumenten mit, die ſchon jetzt die unzulängliche Befriedigung 
ihres Zuckerbedarfs zu beklagen haben. Gelingt es, unſere Zuder- 
produktion ſo weit zu heben, daß der inländiſche Bedarf reichlich 
gedeckt werden kann, dann wird es vielleicht auch möglich ſein, die 
für Landwirtſchaft und Zuckerinduſtrie jo hinderliche Zwangswirt— 
ſchaft abzubauen. | 
| Für die Wiederausdehnung des Zuckerrübenbaues kommen aber 
nicht nur die Anſprüche des Inlandes, ſondern auch die Ausſichten 
der Wiederherſtellung unſerer Zuckerausfuhr in Betracht. Vor dem 
Kriege beruhte unſere Zuckerproduktion noch zu großem Teil auf dem 
Abſatz im Auslande. Von den 1912/13 erzeugten 54 Mill. Zentnern 
Rohzuckerwert nahm der einheimiſche Markt etwa 29 Millionen in 
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Anſpruch; 23 Millionen gingen in das Ausland, vor allem nach 
England !. 
Während des Krieges hat der Rohrzucker, der ſchon vorher im 


Begriff war, die alte Vorherrſchaft wieder an ſich zu reißen, ſehr 
viel Feld gewonnen. Die Erzeugung an dieſem Zucker ſtieg von 
99 Mill. Tonnen im Jahre 1913/14 auf 12,6 im Jahre 1917/18. 
Vor allem hat unſere gefährlichſte Konkurrentin, die Inſel Kuba, 
ihre Produktion gewaltig vermehrt; 1913/14 erzeugte fie 2,6 Mill. 


Tonnen, 1917/18 3,4, und für die laufende Kampagne lautet die 


Schätzung auf 3,6, nach einer Quelle ſogar auf 4 Mill. Tonnen. 


Kuba hat es verſtanden, die durch den Weltkrieg geſchaffene Lage 
insbeſondere auf dem engliſchen Markte ſich zunutze zu machen; im 
vergangenen Jahre wurde der engliſche Bedarf zu 65 0% mit Kuba⸗ 
zucker befriedigt. 

Auch Javas Produktion hat Fortſchritte gemacht, doch wurde 


fie in den letzten Jahren durch den Mangel an Tonnage, der die 


fern gelegene Sundainſel beſonders empfindlich berührte, ſehr ge⸗ 
hemmt; die Erzeugung betrug 1913/14 1,3 Mill. Tonnen, 1917/18 


1,8 und für 1918/19 wird fie auf 1,7 Mill. Tonnen geſchätzt. 


Allem Anſchein nach macht Kuba in Verbindung mit feiner 
großen Protektorin, der nordamerikaniſchen Union, gewaltige An⸗ 


ſtrengungen, um ſich den engliſchen Markt für die Zukunft zu ſichern. 
Die Vereinigten Staaten haben die ganze diesjährige Zuckererzeugung 


Kubas angekauft; wie man annimmt, verfolgen ſie hiermit das Ziel, 
England und ſonſtige Länder, die in dieſem Jahre noch auf den Bezug 
von kubaniſchem Zucker unbedingt angewieſen ſind, die Verpflichtung 
zur Abnahme von Kubazucker auch für künftige Jahre aufzuerlegen; 
daneben ſind die Vereinigten Staaten beſtrebt, den kubaniſchen Zucker 
zu möglichſt großem Teil ſelbſt zu raffinieren und als Raffinade 


| auszuführen, wodurch die Intereſſen der engliſchen , eine 
ſehr empfindliche Schädigung erfahren würde. 


England ſucht dieſen Schlag abzuwehren. Die Zudkerpolitif we 


Englands war früher durch die 1903 abgeſchloſſene und 1908 er. 


neuerte Brüſſeler Zuckerkonvention gebunden. 1913 ſchied England 
aus der Konvention aus, doch verpflichtete es ſich damals, ohne Ein⸗ 


halten einer ſechsmonatigen Ankündigungsfriſt weder den Rohrzucker 
im allgemeinen noch ſeinen Kolonialzucker im beſonderen vor anderem 


Zucker bevorzugen zu l Der Krieg hat die Konvention zer⸗ 


Der Reft diente zur Auffüllung der Beſtände. 
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brochen. Frankreich, das infolge der Abnahme feiner Produktion 
und der für lange Zeit vernichteten, auch ſchon vor dem Kriege ſtark 
zurückgegangenen Exportfähigkeit an dem Abkommen nicht mehr po- 

ſitiv intereffiert iſt, hat es indeſſen nicht für überflüſſig gehalten, 


die Konvention zum 1. September 1918 auch förmlich aufzukündigen. 


Nach einer unwiderſprochen gebliebenen Preſſenachricht hat hierauf 
England der belgiſchen Regierung mitgeteilt, daß es ſich nach Ab⸗ 
lauf der ſechsmonatigen Friſt freie Hand für ſeine Zuckerpolitik vor⸗ 
behalte. Dies eröffnet dem deutſchen Rübenzucker keine günſtigen 
Ausſichten auf ſeinen früheren wichtigſten Abſatzfeldern. England kann 


Künftig den Rohrzucker günſtiger ſtellen als den Rübenzucker. Vor 


allem iſt damit zu rechnen, daß es den Wünſchen feiner Zucker er: 
zeugenden Kolonien nach Vorzugsbehandlung entgegenkommen wird. 
Das Motiv der Erkenntlichkeit gegenüber den Kolonien für die ge⸗ 
leiſtete Kriegshilfe war ſchon nach dem Burenkriege für Chamberlain 
ausſchlaggebend, um die Brüſſeler Zuckerkonvention abzuſchließen 
(trotz des entgegenſtehenden Intereſſes der engliſchen Konſumenten 
an dem infolge der früheren Exportprämien billigen Rübenzucker des 
europäiſchen Kontinentes), und wird jetzt zu noch ſtärkerer Geltung 
kommen. Durch die Förderung der kolonialen Zuckerproduktion hofft 
England, in Zukunft von Kuba und den Vereinigten Staaten un⸗ 
abhängig zu werden. Große Hoffnungen werden auf Demerara 
(Britiſch⸗Guayana) geſetzt. Ganz unberechenbare Möglichkeiten liegen 
in Oſtindien vor. Die Erzeugung Britiſch⸗Indiens hat ſich von 
2,3 Mill. Tonnen im Jahre 1913/14 auf 3,2 Mill. im Jahre 
1917/18 gehoben; auf annähernd denſelben Betrag (3,0) wird fie 
für 1918/19 veranſchlagt, allerdings reicht trotz dieſer Zunahme die 
eigene Erzeugung zur Deckung des Bedarfs dieſes von über 300 
Millionen bevölkerten Gebietes einſtweilen noch nicht aus. Sach— 
kenner aber meinen, daß Indien in nicht ferner Zeit an erſter Stelle 
berufen ſein werde, Englands Zuckerverſorgung zu übernehmen. 

Ob es den Kolonien gelingt, das Mutterland unabhängig von 
fremder Zuckerzufuhr zu machen, iſt fraglich. Beſtimmt aber werden 
ſich infolge dieſer Beſtrebungen die Ausſichten unſerer Zuckerausfuhr 
nach England noch ungünſtiger geſtalten, als ſie ohnehin ſchon an— 
geſichts des kubaniſchen Wettbewerbes ſind. 

Dennoch ſollten wir die Flinte nicht ins Korn Wesen; Alles 
in allem ſteht die Welt heute unter dem Zeichen des Zuckerhungers. 
Selbſt in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, wo man doch 
den Kubazucker aus erſter Hand hat, mußte der Zuckerkonſum rationiert 
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werden. Weltwirtſchaftlich maßgebend iſt, daß der Zunahme der 
Rohrzuckererzeugung eine noch größere Abnahme des Rübenzuckers 
gegenüberſteht; die Erzeugung dieſer Zuckerart ging von 8,8 Mill. 
Tonnen im Jahre 1913/14 auf 4,8 Mill. Tonnen im Jahre 1917/18 
zurück. Infolgedeſſen iſt die Geſamtziffer der Zuckererzeugung der 
Welt während des Krieges zurückgegangen, nämlich von 18,7 auf 
17,4 Mill. Tonnen, während die Geſamtheit der Konſumenten und 
daher auch der normale Zuckerbedarf geſtiegen ſind. In früheren 
Jahren berechnete man die jährliche Zunahme des a 
brauchs auf 6%. | 
Ein ſtarker Rückgang der Rübenzuckererzeugung ist für Sämtliche 
am Kriege beteiligten Ländern Europas feſtzuſtellen. Deutſchlands | 
Erzeugung ging von 2,7 auf 1,6 Mill. Tonnen zurück. Noch mehr 
büßte Oſterreich⸗Ungarn ein; ſtatt. 1,7 Mill. Tonnen im Jahre 
1913 / 14 produzierte es 1917/18 nur 0,7 Mill. Tonnen. Auch in 


feindlichen Ländern hat die Produktion ſehr gelitten, teilweiſe in⸗ 


folge des Umſtandes, daß der Krieg ſich über die Erzeugungsgebiete | 
hinwegwälzte. Frankreichs Produktion ſank von 781 000 auf 225 000 
Tonnen, Belgiens von 229 000 auf 130 000, Rußlands von 1,7 auf 


1,1 Mill. Tonnen. Die Rübenzuckererzeugung der Vereinigten 


Staaten hat ſich während des Krieges nicht erheblich vermehrt (von. 
655 000 auf 683 000 Tonnen); Englands vor dem Kriege begonnene 
Produktionsverſuche haben zu keinem Ergebnis geführt. Beſonders 
wichtig iſt der Verfall der ruſſiſchen Zuckererzeugung. Die Re⸗ 
volution von 1917 hat geradezu eine Kataſtrophe für die Zucker⸗ 
induſtrie des Landes herbeigeführt. Hier und da ſind die Zucker⸗ 
fabriken zerſtört worden; vor allem aber wurde der Rübenanbau der 
Gutsbetriebe geſtört und zu großem Teil unmöglich gemacht. In 
Großrußland wie in der Ukraine riſſen im Winter 1917/18 die 
Bauern das Land der Güter und Zuckerfabriken an ſich. In der 
Ukraine ſuchte der Ende Aptil ergangene (vielfach mißverſtandene) 
Feldbeſtellungserlaß des Feldmarſchalls von Eichhorn die Situation 
noch einigermaßen zu retten. Seit dem Einmarſch der deutſchen 
Truppen fürchteten die Bauern, daß ſie das Gutsland nicht behalten 
würden; anderſeits wagten ſich die geflüchteten Gutsbeſitzer und 
Gutsbeamten noch nicht wieder auf das Land. So entſtand die 
Gefahr, daß das Gutsland im Frühjahr 1918 von keiner Seite be⸗ 
ſtellt wurde. Dem wirkte jener Erlaß durch das Verſprechen ent⸗ 
gegen, daß demjenigen, der das Feld beſäe, auch die Ernte gehören 
ſolle. Dies gab den Bauern den Mut, ſich an die Beſtellung der 
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verlaſſenen Güter zu machen. Infolgedeſſen wurde auch ein großer 
Teil der Rübenausſaat in der Ukraine durch bäuerliche Hand vor⸗ 
genommen. Die Saat und Bearbeitung der Rübenfelder erfolgte 


aber in ſehr unbefriedigender Weiſe; bei ſtarkem Rückgang der An- 


baufläche war daher auch die Ernteziffer ſehr gering. Die Pro⸗ 
duktion der Ukraine wird für 1918/19 auf höchſtens 500 000 Tonnen 
geſchätzt; dazu tritt die Zuckergewinnung der großruſſiſchen Gou— 
vernements (Kurſk, Woroneſh uſw.), die gegen 233000 Tonnen vor 
dem Kriege, jetzt nur auf 78 000 Tonnen geſchätzt wird. Die ruſſiſche 
Produktion ohne Polen wird ſich in dieſem Jahre daher nur auf 


Hhöchſtens 600 000 Tonnen belaufen. Für das nächſte Erntejahr- 


liegen die Ausſichten noch ungünſtiger. Bei der hohen Bedeutung, 
die die Zuckererzeugung für die Volkswirtſchaft und Finanzkraft der 
Ukraine beſitzt, war das im Dezember ans Ruder gekommene ge- 
mäßigt⸗ſozialiſtiſche Direktorium, wie mir Petljura ſelbſt verſicherte, 
feſt entſchloſſen, den Rübenbau und die Zuckerfabriken zu ſchonen. 
Indeſſen iſt ſehr die Frage, ob ſich das Land des allruſſiſchen 
Bolſchewismus zu erwehren vermag, und vor allem ſtellt die Auf- 
teilung des Gutslandes unter die bäuerliche Maſſe den Zuckerrüben⸗ 
bau für die nächſte Zukunft ſehr in Frage. Die Hauptgefahr droht 
von den unzähligen Parzellenbeſitzern und Zwergbauern, die alle ſich 
um einen Landfetzen reißen und bei ihren ſchwachen Spannkräften 
zu einem ergiebigen Anbau der Zuckerrübe nicht ffähig find. 

So wird im ehemaligen Zarenreich Zuckermangel und Zucker⸗ 
teuerung noch lange herrſchen, und andere Länder Oſteuropas werden 
noch geraume Zeit unter dem Einfluß der ruſſiſchen Unterproduktion 
ſtehen. In Finnland werden zurzeit geradezu märchenhafte Preiſe 

für Zucker gezahlt. 

| Nicht außer acht zu laſſen iſt Au, daß in allen Importländern 
die Vorräte erſchöpft ſind. Die Zuckerpreiſe ſind in den meiſten 
übrigen Staaten mindeſtens doppelt ſo hoch wie in Deutſchland. Es 
iſt daher dringend erwünſcht und keineswegs ausſichtslos, daß wir 
aus dieſer augenblicklichen Konjunktur unſeren Nutzen ziehen. Wir 
dürfen die Hoffnung nicht aufgeben, daß die Zuckerausfuhr auch in 
Zukunft ein bedeutendes Aktivum unſerer Handelsbilanz darſtellen 
wird. Wir ſind ja jetzt, wo alles darauf ankommt, aus dem Aus⸗ 
lande Lebensmittel und Rohſtoffe zu empfangen, und wo wir un— 
geheure Schuldverpflichtungen gegenüber dem bisherigen Feinde ab⸗ 
zuwickeln haben werden, hieran im höchſten Grade intereſſiert. 

Allerdings iſt es unwahrſcheinlich, daß wir die frühere Ausfuhr⸗ 
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ziffer wieder erreichen werden. Der Weltverbrauch nimmt zwar 
weiter zu, aber die Rohzuckerproduktion hat noch gewaltige Aus⸗ 
dehnungsmöglichkeiten, und die politiſche Konſtellation iſt jetzt dem 
Rohrzucker günſtiger als dem Rübenzucker. f 

Wenn aber auch der Export nicht voll wiederherzuſtellen iſt, ſo 
iſt aber doch auf einen Ausgleich durch Zunahme der Aufnahme⸗ 
fähigkeit unſeres inneren Marktes zu rechnen. Der Fettmangel, die 
Gewöhnung des deutſchen Volkes an umfangreichen Marmeladen⸗ 
verbrauch, die Ausdehnung des Obſtbaues als einer rentablen Kultur, 
die fernere Ausbreitung des Obſtbaues durch die Gartenſtadtbewegung 
und die ländliche Kleinſiedlung, das alles find Momente, die neben 
der Zunahme der Bevölkerung den deutſchen Zuckerverbrauch künftig 
ſehr ſteigern werden. Der heutige Normalbedarf wird auf 35 Mill. 
Zentner gegen 29 Mill. vor dem Kriege geſchätzt. Allerdings ver⸗ 
lieren wir Elſaß⸗Lothringen, das bei ſeiner Rübenanbaufläche von 


5 1000 ha (im Jahre 1914) ein faſt nur konſumierendes Gebiet war. 


Dem gegenüber ſteht die Gefahr (die wir zwar abzuwenden hoffen, 
mit der aber gerechnet werden muß), daß wir Poſen einbüßen. Poſen 
ſteht mit einer Zuckerrübenfläche von 74000 ha (im Jahre 1914) 


unter den preußiſchen Provinzen an dritter Stelle und gehört daher 


zu unſeren wichtigſten Überſchußgebieten. Von großer Bedeutung 
für die Geſtaltung unſeres inneren Zuckermarktes wird auch der An⸗ 
ſchluß von Deutſch⸗ Oſterreich als eines ganz überwiegend konſumieren⸗ 
den Landes ſein; Böhmen, Mähren und Ungarn ſind die Hauptſitze 
der Zuckerinduſtrie in dem bisherigen Doppelſtaate. Jedenfalls wird 
eine Überproduktion an Zucker für die nächſten zehn Jahre unſere 
geringſte Sorge ſein; wenn der menſchliche Konſum nicht mit ihr 
fertig wird, ſo wird der Zucker auch als e eine preiswerte 
Verwendung finden. 

Wegen der Frage des Abſatzes brauchen wir alſo die Rüben⸗ 
kultur nicht einzuſchränken, wohl aber iſt von anderen Seiten her 
mit der Möglichkeit ungünſtiger Wirkungen zu rechnen; außer den 
techniſchen Schwierigkeiten (Mangel an künſtlichen Düngemitteln und 
Kohlen) kommen hier beſonders die Frage der Zukunft unſeres Groß⸗ 
grundbeſitzes und die Arbeiterfrage in Betracht. ö 

Die Verordnung zur Beſchaffung von landwirtſchaftlichem Sied⸗ 
lungsland vom 29. Januar 1919 iſt für den Zuckerrübenbau nicht 
gleichgültig. Der Großbetrieb iſt der Hauptträger dieſer Kultur; 
der Zuckerrübenbau gibt ihm die Möglichkeit, ſeine Vorzüge in bezug 
- auf Spannkraft und maſchinelle Arbeit fo recht zur Geltung zu 
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bringen. Von den kleinſten Betrieben ganz abgeſehen, bebauen im 
Deutſchen Reich (nach der Statiſtik von 1907) kleinbäuerliche Wirt⸗ 
ſchaften in der Größenklaſſe von 5 bis 20 ha Nutzland, die heute 
im Anſiedlungswerk mit Recht bevorzugten ſogenannten Familien— 
betriebe, nur 1% ihres Ackerlandes mit Zuckerrüben, während bei 
den Großbetrieben mit einer Nutzfläche von 100 ha und darüber 
4,8 6 dem Zuckerrübenbau dienen. Im Regierungsbezirk Magdeburg, 
wo ſich auch der kleinere Betrieb verhältnismäßig ſtark am Rüben⸗ 
bau beteiligt, entfielen 1907 in den Familienbetrieben auf die Zucker⸗ 
rübe 6,55% des Ackerlandes, in den Großbetrieben 17,7%, in den 
größten Betrieben (500 ha und darüber) 20,5 %. 

Ich bin ſtets ein Freund der inneren Koloniſation geweſen und 
bleibe es. Es iſt unerläßlich, der jetzt ſo lebhaften Bewegung „zurück 
zur Scholle“ nach Möglichkeit entgeßhenzukommen, dennoch kann 
ich gewiſſe Bedenken gegen die neue Verordnung nicht unterdrücken. 
Für den Augenblick muß in unſerer Bodenpolitik das Intereſſe an 
höchſter Produktivität obenanſtehen. Unſere Wohlfahrt in der Zu— 
kunft hängt zunächſt davon ab, daß wir in den bevorſtehenden Jahren 
unſer nacktes Leben friſten. 

Die Verordnung beruht auf einer Unterſchätzung der Bedeutung, 
die der Großbetrieb für die Volksernährung in der unmittelbaren 
Gegenwart hat. Vor dem Kriege ſind eine Reihe von Unterſuchungen 
über die wirtſchaftliche Bedeutung von Groß⸗ und Kleinbetrieb in 
der Landwirtſchaft erſchienen — ich ſelbſt habe mich daran beteiligt. 
Faſt ausnahmslos ſtimmten ſie in der Feſtſtellung überein, daß der 
Kleinbetrieb auf die Flächeneinheit mehr produziere als der Groß— 
betrieb. Verallgemeinert durften dieſe Ergebniſſe nicht ohne weiteres 
werden, da die Zahl der unterſuchten Betriebe im ganzen doch zu 
gering war; immerhin, die vorhandenen Unterſuchungen zeugten 
dafür, daß die innere Koloniſation nach den Verhältniſſen vor dem 
Kriege eine Steigerung der Produktion führte. 

Der Krieg hat uns nun aber genötigt, die Frage unter neuen 
Geſichtspunkten zu beurteilen. Die für den Kleinbetrieb günſtigen 
Ergebniſſe früherer Unterſuchungen beruhten zum großen Teil darauf, 
daß die Geſamterzeugung ſowohl an vegetabiliſchen wie an ani⸗ 
maliſchen Erzeugniſſen verglichen wurde. Der Mehrertrag des Klein— 
betriebes rührte vor allem aus dem Stalle her, wo die beſondere 
Stärke der kleinbäuerlichen Wirtſchaft liegt. Dieſer Zweig des Be— 
triebes ſtützt ſich im kleineren Betriebe vielfach in großem Umfang 
auf den Zukauf von Futtermitteln, die im Großbetriebe erzeugt waren 


\ 
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oder aus dem Auslande bezogen wurden. Durch die Abſchneidung 
vom Auslande wurde die kleinbäuerliche Wirtſchaft daher in vielen 
Gegenden beſonders geſtört. Die animaliſche Produktion im 
Kleinbetriebe ſtellt ſich ſomit teilweiſe als eine Veredelung von Er- 
zeugniſſen dar, die außerhalb des Betriebes gewonnen ſind. | 

Für die volkswirtſchaftliche Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit 
von Groß⸗ und Kleinbetrieb kommt es daher doch in erſter Linie auf 
die eigentliche Bodenproduktion an. Die Pflanzenerzeugung iſt die 
Urbaſis der Volksernährung. Aus einem anderen Grunde gilt dies 
heute in erhöhtem Grade. Wegen der Knappheit an Nahrungsmitteln 
ſind wir genötigt, uns zu viel größerem Teil als früher mit Vege⸗ 
tabilien zu beköſtigen. Die animaliſche Koſt iſt ein Luxus, da beim 
Umweg der Pflanzennährſtoffe durch den tikriſchen Magen viele Nähr⸗ 
werte verloren gehen. Es war eine rettende Tat, als Batocki ſich 
anfangs 1917 entſchloß, in ſeiner Ernährungspolitik gemäß den Fol⸗ 
gerungen dieſer Erkenntnis einzuſchwenken. Die Notwendigkeit, unſere 

animaliſche Nahrung zugunſten der pflanzlichen möglichſt zu beſ chränken, 
liegt auch noch für die nächſten Jahre vor. 

Hinſichtlich der Frage des Ackerertrages find die erwähnten 
Unterſuchungen bei weitem weniger beweiskräftig. Soviel ſteht für 
jeden, der ſich auf dem Lande umgeſehen hat, feſt, daß die Verhält⸗ 
niſſe in dieſer Beziehung in Deutſchland außerordentlich verſchieden 
liegen. Es gibt Gegenden, wo der kleinbäuerliche Betrieb auch un⸗ 
mittelbar aus dem Boden mehr herausholt als der Großbetrieb, 
aber ebenſo wahr iſt, daß in anderen Gegenden der kleinere Betrieb 


rückſtändig iſt und ſeine Ackererträge denen des Großbetriebes bei | 


weitem nachſtehen. Großbetriebe, die mit allen Mitteln der modernen 
a Technik; arbeiten, gerade auch unſere großen Zuckerrübenwirtſchaften 
mit Dampfpflugkultur uſw., ſtellen eine derart hohe Produktivitäts⸗ 
ſtufe dar, daß auch ein geweckter . ihm ſchwerlich 
gleichkommt. | 


Sodann müſſen wir nach den Erfahrungen der Gegenwart die = 


Marktleiſtung des Kleinbetriebes gegenüber dem Großbetriebe anders 
einſchätzen. Daß der kleinere Betrieb infolge ſeiner im Verhältnis 
zur Fläche größeren Perſonenzahl einen größeren Teil ſeiner Erzeug⸗ 
niſſe ſelbſt verzehrt als der Großbetrieb, kann ihm ſelbſtverſtändlich 
| volkswirtſchaftlich nicht als Nachteil angerechnet werden; an ſich iſt 
ia dringend erwünſcht, daß ein recht großer Teil des Volkes der 
Landwirtſchaft angehört und ſich unmittelbar aus ihr ernährt. Die | 
Städte aber beſtehen nun einmal und wollen gleichfalls ernährt ſein. 
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Die früheren Unterſuchungen ſtellten teilweiſe auch hünſichtlich der 
Erübrigung von Erzeugniſſen für den Verkauf dem Kleinbetriebe ein 
günſtiges Zeugnis aus. Im Kriege aber hat ſich dies offenbar ſehr 
gewendet. Abgeſehen von dem ſchon gewürdigten Umſtand, daß die 


animaliſche Produktion, auf der die Marktleiſtung des kleineren Be- 


triebes in erſter Linie beruhte, ſehr zurückgegangen iſt, kommt in 
Betracht, daß der kleine Betrieb dem amtlichen Syſtem unſerer Volks— 
ernährung einen ſehr bedeutenden Teil ſeiner Erzeugniſſe wider⸗ 
rechtlich vorenthält und in dieſer Beziehung entſchieden ungünſtiger 
abſchneidet als der Großbetrieb. Allgemein hört man, daß der 
Kleinbauer ſich in ſeiner Ernährung verhältnismäßig weniger ein⸗ 
ſchränkt als der Gutsbeſitzer mit ſeinem Perſonal; vor allem aber 
läßt der Kleinbetrieb einen viel größeren Teil ſeiner Überſchüſſe im 
Schleichhandel verſchwinden als der Großbetrieb. Es mag zutreffen, 
daß vielfach beim Inhaber des Großbetriebes ein höheres ſoziales 
Pflichtbewußtſein vorhanden iſt; jedenfalls find Verſtöße im Groß- 
betriebe ein viel größeres Wagnis, da hier die Gefahr der Anzeige 
ſeitens Angeſtellter und Arbeiter vorliegt und auch wegen der größeren 
Mengen die Verheimlichung entſprechend ſchwerer iſt. Berechnungen, 
die für einzelne Bezirke auf Grund der Wirtſchaftskarte aufgeſtellt 
ſind, ergeben, daß die kleineren Betriebe auf die Flächeneinheit be- 
deutend weniger abgeliefert haben als die Großbetriebe. Eine weitere 
Durchforſchung des in den nn enthaltenen Materials 
ift ſehr zu wünſchen. 

Eine ſtarke Verringerung der Großbetriebe wäre daher heute 
eine recht bedenkliche Sache. Es iſt zu befürchten, daß die Auf- 
teilung vor den gut bewirtſchafteten Großbetrieben nicht Halt macht. 
Die Staatsdomänen ſollen ja allgemein dieſem Schickſal verfallen. 
Ausnahmen ſind zwar zugelaſſen auch für den Fall, daß ihre Er— 
haltung für Zwecke volkswirtſchaftlicher Art notwendig iſt, aber in 
manchen Gegenden iſt die Zahl gut bewirtſchafteter Domänen ſo 
groß, daß man wenig erreichen würde, wenn man nicht auch an 
dieſe die Axt legen wollte. Zum Beiſpiel trifft dies für Anhalt zu, 
das am Zuckerrübenbau ſo ſtark beteiligte „Land der Amtsräte“. 

Beunruhigend wirkt ſchon in gewiſſem Grade die bloße Mög— 
lichkeit der Enteignung, die nach der neuen Verordnung in einem 
großen Teil Deutſchlands gegen den Großgrundbeſitz zur Anwendung 
gelangen kann. Aus Mangel an Siedlungsland brauchte man ſich 
zu dieſem Zwangsmittel noch nicht zu entſchließen. Freihändiges 
Angebot von Gütern iſt namentlich infolge der Arbeiterſchwierigkeiten, 
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mit denen der Großbetrieb zu kämpfen hat, in großem Umfang zu 
erwarten. Gemäß der Verordnung kann der Staat mit dem Vor⸗ 
kaufsrecht einſpringen. Domänen und Odländer ſollen parzelliert 
werden. Die ſich hiernach ergebenden Siedlungsflächen überſchreiten 
bereits bei weitem die Grenzen, die der tatſächlichen Siedlungs⸗ 
möglichkeit durch die Schwierigkeiten des Baues und der Inventar⸗ 
beſchaffung für die nächſten Jahre geſteckt ſind. Überſtürzen darf 
man die innere Koloniſation ja ſchon deshalb nicht, weil ſie unter 
allen Umſtänden eine zeitweiliche Störung det Bodenbewirtſchaftung 
bedeutet und ſchon inſofern zu Mindererträgen führen muß, die in 
der nächſten Zeit ſchwer zu ertragen ſind. 

Offenbar ſind es weniger ſachliche als politiſche Gründe ge⸗ 
weſen, die die Regierung bewogen haben, ſich inmitten dieſer Hunger⸗ 
zeit, wo alles darauf ankommt, die landwirtſchaftliche Produktion zu 


heben, für die Enteignung zu entſcheiden. Daher wohl auch die 
Eile, mit der das Geſetz trotz ſeines umſtürzleriſchen Charakters noch 


vor dem Zuſammentritt der Nationalverſammlung erlaſſen wurde. 


(Dadurch, daß Sering ſich bereit finden ließ, an der Ausarbeitung 
des Geſetzes leitend mitzuwirken, wird eine radikalere Löſung ver⸗ 


hütet worden ſein. Überhaupt würde man dem Geſetze unrecht tun, 


wenn man es nicht als den noch ziemlich gemäßigten Ausdruck heute 


herrſchender Beſtrebungen betrachtete. Übrigens iſt eine allſeitige 
Würdigung der Verordnung hier ſelbſtverſtändlich nicht beabſichtigt.) 

Durch die Enteignung ſollen nun zwar in erſter Linie ſchlechte 
Wirte, Abſentiſten, Güterſpekulanten, Kriegsgewinnler getroffen 
werden und das wird eine geraume Zeit vorhalten. Aber in vielen 
Gegenden wird doch damit zu rechnen ſein, daß ſpäter auch beſſere 
Güter an die Reihe kommen; bei Latifundien ſoll auch jetzt ſchon 
nach der Qualität der Bewirtſchaftung nicht gefragt werden. Auch 


iſt nicht ausgeſchloſſen, daß in Zukunft die Enteignung über das 


itzt vorgeſehene Drittel der Fläche der Großbetriebe hinausgreift. 
Allerdings ſind dies ja für den beſſeren und auf ererbtem Boden 


ſitzenden Wirt Sorgen für eine Zukunft, von der uns vielleicht noch 


eine Reihe von Jahren trennt. Indeſſen iſt gerade jetzt der Guts⸗ 
beſitzer darauf angewieſen, die während des Krieges in ſeinem Be⸗ 


triebe eingeriſſenen Schäden wieder zu heilen und ſeine Wirtſchaft 


in mancher Beziehung nach den Anforderungen der neuen Zeit ums 


zugeſtalten. Dazu gehören bedeutende Kapitalaufwendungen, zu 


denen ſich vielleicht mancher Landwirt e der Enteignungsgefahr | 
nicht an Ran Ä | 
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Erſchwerend fällt hierbei die Frage der Bewertung im Ent⸗ 
eignungsfalle ins Gewicht. Der Wunſch, Siedlungsland zu einem 
niedrigeren Preiſe als nach dem heutigen Verkehrswert erwerben zu 
können, dürfte neben den politiſchen Motiven der wichtigſte ſachliche 
Grund für die Anordnung der Enteignung geweſen ſein. Die Ver⸗ 
ordnung beſtimmt, daß Wertſteigerungen, die auf außerordentliche 
Verhältniſſe des Krieges zurückzuführen ſind, nicht berückſichtigt 
werden dürfen. Von der öffentlichen Meinung wird dieſe Beſtimmung 
ſo ausgelegt, als ob nur der frühere normale Friedenspreis zu zahlen 
ſei. Damals aber hatten wir Goldgeld, jetzt ein Papiergeld, das 
ſich am 4. Auguſt 1914 von der Goldbaſis ablöſte und in immer 
luftigere Regionen geraten iſt. Die Mark hat jetzt im Verhältnis 
zu den Goldwährungsländern kaum noch 40 % ihres früheren Wertes. 
Dabei wirbeln die Löhne und Preife immer mehr in die Höhe, und 
dementſprechend geht unſere Valuta weiter und weiter zurück. 
Dieſe Bewegung bedeutet eine zunehmende Enteignung der Be⸗ 
ſitzer feſter Forderungen, alſo der Beſitzer von öffentlichen Anleihe⸗ 
papieren, Hypotheken uſw. Es iſt ſehr zu wünſchen, daß wir zur 
Goldvaluta zurückkehren; vielleicht wird es in zwanzig oder dreißig 
Jahren möglich ſein. Sicher aber wird die Rückkehr nicht auf der 


alten Baſis erfolgen, ſondern in der Form der Devalvation, d. h. 


auf der Grundlage des niedrigen Kurſes der Papiermark, an den 
ſich dann unſere Volkswirtſchaft gewöhnt haben wird. Das Reich 
würde ſich ja ungeheuer ſchädigen, wenn es ſeine Schuldenlaſt in 
Gold nach dem alten Münzfuß verzinſen und abtragen wollte. 


Die künftige Goldmark wird daher nur einen Bruchteil des Wertes 


der ehemaligen Goldmark darſtellen. Während nun die Güterpreiſe 
im freien Verkehr ſich der Entwertung der Mark anpaſſen und 


entſprechend ſteigen, hat der Gutsbeſitzer für den Fall der Enteignung 


zu befürchten, daß er nach den heutigen Verhältniſſen nicht einmal 
den halben Wert des ehemaligen Friedenspreiſes erhält. Ob dies 
recht und billig iſt, mag dahingeſtellt bleiben: der Grundeigentümer 
würde bei dieſer Schädigung das Schickſal ſeines Hypotheken⸗ 


gläubigers teilen. Jedenfalls kann dieſe Ausſicht ihn nicht ermutigen, 


nun mit erheblichen Aufwendungen die frühere Kulturkraft ſeines 
Ackers wiederherzuſtellen. Ganz beſonders liegt eine ungünſtige Wir⸗ 
kung auf die ſo viel Kapital erfordernde Zuckerrübenkultur im Bereich 
der Möglichkeit. 

Ob der Kleinbetrieb, der die aufgeteilten Gutsflächen einnehmen 


ſoll, ſich in Zukunft der Zuckerrübenkultur mehr annehmen wird, er⸗ 


Da eee y ea a er 


r 


0 \ = 


1033] Bedeutung und Ausſichten des deutſchen R 2²³ 


ſcheint fraglich. Man muß es hoffen. Unter günftigen Bedingungen 


wirft er ſich gern auf dieſe Kultur und mit gutem Erfolge. Aber 


vermutlich wird die Ausbreitung des Zuckerrübenbaues im Klein⸗ 
betriebe nicht ſo ſchnell erfolgen, daß der Ausfall infolge der Auf⸗ 


teilung der Gutsflächen ſofort wett gemacht wird. 


Eine große Bedeutung kommt dieſem Bedenken allerdings heute 


noch nicht zu. Die Gutsbeſitzer, die ihren Beruf verſtehen, fühlen 


ſich größtensteils, wie mir ſcheint, durch die Enteignungsgefahr noch 
nicht ernſtlich bedroht. Es beſteht aber keine Sicherheit dagegen, 


daß die heutige Mäßigung der Geſetzgebung nicht bald durch eine 


ſchärfere Richtung abgelöſt wird. Hauptſächlich um dieſer Gefahr 
willen legte ich meine Bedenken gegen den eingeſchlagenen Weg 


näher dar. 


Weitaus die ſchwerſte Sorge des Rübenbauern iſt heute die | 


Arbeiterfrage. Die größeren Betriebe mit intenſivem Rübenbau hatten 
ſich auf umfangreiche Beſchäftigung von Wanderarbeitern eingerichtet, 


teilweiſe gezwungen durch den Mangel an einheimiſchen Arbeitern, 


deren Zahl namentlich mit der Häufung der Sommerarbeit in der 


Rübenwirtſchaft nicht in Einklang zu bringen war, teilweiſe ver⸗ 
anlaßt durch Rentabilitätsrückſichten. Die Beſchäftigung von Hun⸗ 
derttauſenden ausländiſcher Feldarbeiter war ein dunkler Schatten 


in dem ſonſt ſo glänzenden Bilde unſeres Zuckerrübenbaues. Männer 


der Wiſſenſchaft, Regierung und Landwirtſchaft erwogen vor dem 


Kriege immer wieder, wie dieſer Übelſtand zu beſeitigen oder doch 
einzuſchränken fei. Schiele und andere ſchlugen einen Zoll auf die 
ausländiſchen Arbeiter vor, deſſen Ertrag zur Seßhaftmachung ein- 


heimiſcher Landarbeiter verwandt werden ſollte. Auch Veränderungen 


der Lohnmethoden, ferner Betriebsmaßnahmen zur Erzielung einer 


gleichmäßigeren Verteilung des Arbeitsbedarfs über das Jahr er⸗ 


ſchienen geeignet, um den Rübenbetrieb wieder mehr auf einheimiſche 


Arbeitskräfte zu gründen. Über allen dieſen Plänen ereilte uns der 


Krieg und deſſen kataſtrophales Ende. Mit den Kriegsgefangenen 


ſind auch die polniſchen Feldarbeiter abgezogen, die während des 


Krieges feſtgehalten wurden. Trotz der gegenwärtigen Komplikationen 
im Oſten iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß auch in dieſem Jahre 
Wanderarbeiter aus Polen herüberkommen. Jedenfalls aber iſt mit 

Leiner außerordentlich ſtarken Abnahme dieſes Zuzuges zu rechnen, und 


unſere Landwirtſchaft, insbeſondere die Zuckerrübenbetriebe, werden 
vor die Frage geſtellt, wie dieſer Ausfall zu erſetzen iſt. | 
| Die un zählen Millionen von Arbeitsloſen; die Minden 
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der induſtriellen Veſchäſtigungswöglichkei wird noch lange Zeit an⸗ 
halten; an ſich wäre es daher dringend wünſchenswert, wenn dieſe 
Maſſen ſich der Landarbeit zuwenden könnten. In Wirklichkeit wird 
aber nur ein geringer Bruchteil dieſen Weg gehen. Der landwirt⸗ 
ſchaftliche Arbeitgeber hat, zumal in jetziger Zeit, große Bedenken 
gegen die Leute aus der Stadt, und anderſeits iſt von dieſen auch 
nur ein Teil zu landwirtſchaftlicher Lohnarbeit bereit. Es wird daher 
nur eine Ausleſe ſein, namentlich von Leuten, die vom Lande ſtammen 
und der Landarbeit noch nicht entfremdet ſind. Auch Georg Schmidt, 
der Leiter der freien Gewerkſchaft der Landarbeiter, rechnet in dieſer 
Beziehung nur auf geringen Erfolg. 
n Der Gutsbetrieb wird daher künftig beſtrebt ſein müſſen, mehr 
Arbeitskräfte aus dem ländlichen Nachwuchs an ſich zu ziehen. Da 
die Stadt an Anziehungskraft, vor allem an Beſchäftigungsmöglichkeit, 
verloren hat, ſo ſind die Ausſichten hierauf nicht ungünſtig; die 
Anderungen des Landarbeiterrechts, die Lohnerhöhungen und ſonſtigen 
Beſſerungen der Lebensbedingungen der Landarbeiter werden ihre 
Wirkung nicht verfehlen. Viel iſt in dieſer Richtung auch von der 
zu erwartenden, energiſchen Aufnahme der inneren Koloniſation zu 
erwarten, deren Aufgabe nicht nur in der Seßhaftmachung von Land— 
arbeitern, ſondern vor allem in der Mehrung des Bauernſtandes zu 
erblicken iſt. Die innere Koloniſation ſoll die agrarigziale Verfaſſung 
des Oſtens der des Weſtens ähnlicher machen, wo die ländliche Arbeiter- 
frage bei weitem nicht ſo akut iſt wie im Oſten. Das iſt aber 
eine Entwicklung, die lange Zeit beanſprucht. — Eine Hilfe in der 
Gegenwart können in beſchränktem Umfange die deutſchen Rück⸗ 
wanderer, namentlich aus dem ehemaligen Zarenreich, bringen. 
Im ganzen liegen die Ausſichten für den landwirtſchaftlichen 
Arbeitgeber für den Augenblick ſehr trübe, aber die Arbeiterfrage iſt 
zum Teil eine Lohn⸗, alſo Geldfrage und inſofern beeinflußbar. 
Wichtig iſt daher auch in dieſer Beziehung, daß dem Landwirt ein 
Rübenpreis zugebilligt werde, der ihm einen auskömmlichen Ertrag 
ſichert und gegen die Preiſe anderer landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe 
richtig abgeſtimmt iſt. 

Wie hoch der Rübenpreis feſtzuſetzen iſt, darüber gehen die 
Meinungen auseinander. Feſtſteht, daß der jetzige Preis (3 Mk. für 
den Zentner) verſagt. Angeſichts der vielen Erſchwerungen des Rüben⸗ 
baues (Mangel an Düngemitteln, Steigerung der Löhne und ſonſtigen 
Produktionskoſten, Mangel an Arbeitern, Erſchwerung der Ver⸗ 
arbeitung durch Kohlenmangel) iſt bei der Aufrechterhaltung des bis⸗ 
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herigen Preiſes auf eine ſehr ſtarke Abnahme der Zuckerrübenfläche 
in dieſem Jahre mit Sicherheit zu rechnen. Man ſollte daher nicht 
allzu ängſtlich fragen, ob der Landwirt durch eine Preiserhöhung 
nicht zu viel verdient, wenn etwa die Ernte über den Durchſchnitt 
ausfallen ſollte. Es dreht ſich um die Frage, ob Zuckernot bei niedrigem 
Preiſe oder reichlichere Produktion bei höherem Preiſe vorzuziehen 
iſt. Die Antwort im Intereſſe der Konſumenten unterliegt kaum 
einem Zweifel. Ein Zuckermangel führt zu umfangreichem Schleich⸗ 
handel mit Wucherpreiſen. Man wende nicht ein, daß ſich am Schleich⸗ 
handel nur diejenigen beteiligen, die es ſich leiſten können: wer nichts 
„hinten herum“ bezieht, muß ſich hinlegen und ſterben. Wohin die 
Preispolitik der Regierung führt, hat das Jahr 1918 gezeigt, wo 
für die Zuckereinfuhr aus der Ukraine ungeheure Preiſe gezahlt wurden, 
nach dem Wirtſchaftsabkommen vom 10. September 100 Rubel pro 
Pud = 354 Mk. für den Zentner. Statt alſo den Landwirten und 
der Zuckerinduſtrie im Inlande einen etwas höheren Preis zu be⸗ 
willigen und dadurch unſere einheimiſche Zuckergewinnung zu ſteigern, 
wurde an das Ausland das Acht⸗ bis Zehnfache gezahlt. Kaum in 
einem anderen Lande Europas iſt der Zuckerpreis auch nur annähernd 
ſo niedrig wie in Deutſchland. 

Die Zuſicherung eines höheren Rübenpreiſes wird den Landwirt 
zu erhöhten Anſtrengungen anſpornen, um die Arbeiterſchwierigkeiten 
zu überwinden. Viele Großbetriebe, namentlich diejenigen, die ſich 
zum größten Teil auf fremde Arbeiter verlaſſen hatten, werden aller⸗ 
dings unter allen Umſtänden zu einer ſtarken Einſchränkung des 
Rübenbaues gezwungen ſein, dafür werden aber in Erwartung eines 
auskömmlichen Erlöſes andere Betriebe die Kultur ausdehnen. Auch 
für bäuerliche Betriebe iſt dies zu erwarten. — Sehr wirkſam wäre 
auch die Zurückgewährung der Schnitzel, die dem Rübenbauer ſeit 
1915 zu erheblichem Teile vorenthalten wurden; wichtig wäre dies 
namentlich auch für den bäuerlichen Betrieb, der in der Futterfrage 
beſonders ſtark intereſſiert iſt. 

Es iſt ſehr zu bedauern, daß die Preisfrage noch nicht entſchieden 
iſt; mit Recht fordert die Landwirtſchaft, daß der Preis ſchon im 
vorhergehenden Herbſt feſtgeſetzt werde, wenn es Zeit iſt, zur Vor⸗ 
bereitung der künftigen Rübenſaat durch Tiefpflügung zu ſchreiten; 
trotz der zahlreichen Inſtanzen, die im Regierungsapparat bei der 
Preisfeſtſetzung mitſprechen, ſehe ich keinen ſtichhaltigen Grund, warum 
jahraus, jahrein die Entſcheidung ſich ſo verſpätet. Es wird ein⸗ 


gewandt, daß die für den Preis maßgebenden ae ſich bi 
Schmollers n ch XLIII 3. 


226 Otto ee Bedeutung u „Ausſichten d. deutſchen Zuckerrübenbaues 1036 


Herbſte vorher noch zu wenig überſehen ließen; ; die außerordentliche 
Lohnſteigerung, die zum Beiſpiel ſeit der Revolution erfolgt wäre, 
hätte nicht berückſichtigt werden können, doch es ſteht ja nichts im 
Wege, den im Herbſt feſtgeſetzten Preis, wenn es ſich als nötig heraus— 
ſtellt, nachträglich zu erhöhen. Auch jetzt bei Ausgang des Winters 
»laſſen fich die dem Rübenbauer erwachſenden Produktionskoſten nicht 
vorausſagen. So lange an der Zwangswirtſchaft und den Höchſt— 
preiſen feſtgehalten wird, iſt es nötig, daß dem Landwirte ein Preis 
zugeſichert wird, der ihn ermutigt, zum rechten Zeitpunkt die Hand 
ans Werk zu legen. 

Alles in allem genommen, iſt die Lage der deutſchen Zucker⸗ 
produktion ſo kritiſch wie nie zuvor. Es iſt unwahrſcheinlich, daß 
fie ſich bald wieder auf die frühere Höhe erheben wird, im Gegen⸗ 
teil iſt mit einer weiteren Minderung der Erzeugung in dieſem Jahre 
zu rechnen. Landwirt und Ingenieur werden nicht erlahmen, durch 
techniſche und organiſatoriſche Verbeſſerungen gegen die vorhandenen 
Schwierigkeiten anzukämpfen. Aber auch der Staat tue das Seine; 
er hat infolge des Krieges ſeine mächtige Hand auf dieſe Produktion 
gelegt, er gebe daher dem Produzenten, was des Produzenten iſt! 
Sonſt bekommen wir zu allen anderen Nöten noch unnötigerweiſe 
eine Zuckernot, unter der die Konſumenten ſehr viel mehr ſeufzen 
werden als die Produzenten. 


der Baſis von 4 Mk. für den Zentner) gebracht. 


1 Erſt eine Verordnung vom 19. März hat die neue Preisfeſtſetzung (auf 
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Zur Frage des Getreidemonopols 


Von Konſul Hugo Meyer 
Direktor der Getreide⸗Commiſſions⸗A.⸗G. in Düſſeldorf 


Zuhaltsverzeichnis: Einleitung: Die Gründe für ein Getreidemonopol 


S. 227-228. 1. Getreidevorratswirtſchaft in alter und neuer Zeit; ſtaatliche 
Getreidepolitik. Getreideverſorgung im Kriegsfall. Große Getreidevorräte 
in Deutſchland bei Ausbruch des Krieges 1914. Vergleich dieſer Vorrats⸗ 
menge mit den regelmäßigen Bedarfszahlen. Unmöglichkeit, Vorräte für 


langdauernde Kriege zu halten. Unwirtſchaftlichkeit der Getreidelagerung. 


Der Fettbedarf des Volkes. Überſeeiſche Fett⸗ und Futtermittelzufuhr. Die 
Fürſorge für die Nahrungsmittelbeſchaffung im Kriege S. 228—234. — 
2. Arbeitet ein Getreidemonopol billiger als der freie Handel? Art und 
Verdienſt des deutſchen Getreidehandels. Beſcheidener Nutzen bei großem 
Umſchlag. Rentbarkeit der Mühleninduſtrie S. 234—237. — 3. Die tech⸗ 
niſche Durchführbarkeit des Getreidemonopols. Verſchiedenheit der Behand⸗ 
lung der Selbſtverſorger und der Nichtlandwirte. Die Abnahme des Ge⸗ 


itreides durch eine Monopolverwaltung. Was wird abgenommen? Alles 


Getreide oder nur das Brotgetreide? Schwierige Unterſcheidung zwiſchen 
Brote und Futtergetreide, die Grenze wechſelt je nach dem Ernteergebnis. 
Schwierigkeit, alles Getreide zu erfaſſen S. 237—240. Der Einkauf der 
Monopolverwaltung auf dem Weltmarkte. Der internationale freie Getreide⸗ 
handel. Die Verantwortung des Leiters eines Getreidemonopols S. 240 
bis 341. Die deutſche Getreideausfuhr und ihre Unentbehrlichkeit. Große 
Feuchtigkeit des Inlandsgetreides. Erfahrungen mit der Lagerung und Be⸗ 
handlung feuchten Inlandsgetreides bei der Reichsgetreideſtelle. Gefahren 


der Lagerung von Getreide. Schlechtes Brot, Verluſte. Künſtliche Trocknung 


des Getreides. Ausfuhr und Vorratshaltung S. 241—243. — 4. Ein Ge⸗ 


treidemonopol als Einnahmequelle für den Staat. Eine Brotſteuer. Un⸗ 
gleichmäßige Belaftung. der Selbſtverſorger und Nichtlandwirte durch eine 


Monopolbeſteuerung des Getreides. Die Mahl⸗ und Umſatzſteuer der Selbſt⸗ 


verſorger. Teilweiſe Hinterziehungen der Getreidemengen und der Steuern. 
Erfahrungen der Reichsgetreideſtelle. Von der Großmühle zurück zur Klein⸗ 
mühle, zur Schrotmühle und zur Handmühle. Paſſiver Widerſtand der 
Landwirte. Die Druſchprämien. Prof. Ballods Anſichten über ein Getreide⸗ 


monopol und die daraus fließenden Einnahmen. Monopoliſierung der 


er, 


Bäckereien. Wandlungen im Bäckergewerbe. Prof. Neumann über die Nach⸗ 
teile eines Brotmonopols S. 243— 251. — 5. Das Getreidemonopol zur 
Sicherung gleichmäßiger Rente der Landwirtſchaft. Erfahrungen der Reichs⸗ 
getreideſtelle. Einfachſte Abnahmebedingungen für Getreide, ungenügende 
Berückſichtigung der Qualität. Wechſelnde Einwirkung der Ernteerträge auf 
die Rente der Landwirtſchaft. Gleitende Preiſe je nach dem 5 

men der 88 je nach der Gegend S. 251—254. 


Wem daran gedacht wird, den bisher freien Getreidehandel durch 
ein Monopol zu erſetzen, iſt zu unterſuchen, ob eine ſo ein⸗ 
ſchneidende Anderung der beſtehenden Verhältniſſe auf einem unſerer 
m Wirtſchaftsgebiete . iſt. 
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\ 
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Als Gründe fur die einführung eines Getreibemonopols fommen 
in Betracht: 
1. die Haltung eines ſtändigen Getreidelagers innerhull der Grenzen 
des Deutſchen Reiches zur Sicherſtellung der Volksernährung 
für den Fall, daß die Auslandszufuhren abgeſchnitten werden; 
2. Verbilligung des Getreides und damit des Brotes (und des 
Fleiſches, falls auch der Futtermittelhandel monopolifiert würde); 
3. Ausnutzung des Getreides als Einnahmequelle für den Staat; 
4. die Sicherung einer berkimunten Rente für den landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeuger; 
5. Herbeiführung gleichmäßiger Getbeidepreiſe durch Ausſchaltung 
der bisher durch Angebot und Nachfrage entſtehenden Schwan- 
kungen. Feſtſetzung dieſer Preiſe nach dem Grundſatze der 
Vergütung der Produktionskoſten plus angemeſſenem Gewinn 
des Erzeugers, um damit die Erzeugung zur äußerſten Stei⸗ 
gerung anzuſpannen und gleichzeitig dem Verbrauch niedrigere 

Preiſe zu ſichern; alſo gewiſſermaßen eine Zuſammmenfaſſung 

der unter 2. und 4. erwähnten Gründe für die Einführung 

eines Getreidemonopols. 

1. Die Sorge, daß im Falle triegeriſcher Verwicklungen 
Deutſchlands Feinde verſuchen würden, durch Abſperrung der Grenzen 
das deutſche Volk auszuhungern, beſtand ſchon lange vor dem letzten Kriege. 
Dieſes Kriegsmittel iſt auch keineswegs eine Erfindung der Gegner 
Deutſchlands im letzten Weltkrieg, — haben doch bereits im Mittel⸗ 
alter die deutſchen Hanſaſtädte ihre militäriſchen Gegner, die hol⸗ 


ländiſchen Generalſtaaten, durch Sperrung der Getreidezufuhren 


niedergerungen. Auch die teilweiſe oder vollſtändige öffentliche Be— 
wirtſchaftung des Getreides, wie ſie in dieſem Kriege zuerſt in 
Deutſchland und dann ſpäter in faſt allen kriegführenden und auch 
manchen neutralen Ländern eingeführt wurde, ſtellt nichts Neues dar. 
Die Rolle, die Joſeph in Agypten als Lebensmitteldiktator geſpielt 
hat, iſt ja allgemein bekannt. Der attiſche Staat unternahm es 
ſchon Jahrhunderte vor Chriſto, ähnlich wie die heutige Reichs— 
getreideſtelle, das im Inland erzeugte Getreide für die Hauptſtadt 
zu ſichern, und ebenſo wie die Zentral⸗ Einkaufsgeſellſchaft die Her⸗ 
anſchaffung des, notwendigen Zuſchußgetreides aus dem Auslande 
beſorgte, kaufte ſchon im fünften Jahrhundert vor Chriſto der römiſche 
Staat Getreide in Sizilien, Umbrien uſw. | 

In der Wirtſchaftsgeſchichte aller Zeiten finden wir kaum ein 


| Kulturvolk, das nicht zu irgendeiner Zeit eine ſtaatliche Getreide- . 


\ 


= — & 


um auch die Ernährung der Zivilbevölkerung fi 
preisausgleichend zu wirken. Wenn man die ſegensreichen Folgen 
dieſer großzügigen und klugen Politik Friedrichs des Großen richtig 


* 


politik betrieben hätte, ſei es, daß der Staat ſelbſt Getreideläger 
unterhielt, Getreide aus dem Auslande einführte oder ſich durch Ein⸗ 
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fuhrverbote, Ausfuhrverbote, Marktregeln u. dgl. einen Einfluß 


auf den Preis, Vorrat u. dgl. ſicherte. In der neueren deutſchen 


Geſchichte war es zuletzt Friedrich Wilhelm I. und insbeſondere ſein 
Nachfolger, Friedrich der Große, der für damalige Zeiten in größerem 
Maßſtabe Getreideläger unterhielt, die, urſprünglich zu rein mili⸗ 
täriſchen Zwecken angelegt, in Zeiten der Not herangezogen wurden, 

cerzuſtelen und 


einſchätzen will, darf man nicht außer acht laſſen, daß dem preu⸗ 
ßiſchen Volk damals das heutige Hauptnahrungsmittel, die Kartoffel, 


noch nicht zur Verfügung ſtand, und daß ferner zu jener Zeit der 
primitivſten Verkehrsmittel jede Mißernte in Getreide für die Be⸗ 
völkerung ſchwere Hungersnot bedeutete. Anderſeits darf man in 


Anbetracht der ſchwachen Bevölkerung, um deren Ernährung es ſich 
damals handelte, keine Rückſchlüſſe von der ſicherlich intereſſanten 


und erfolgreichen Getreidelagerungspolitik Friedrichs des Großen 
auf die heutigen Verhältniſſe mit ihren rieſigen Volksmaſſen ziehen. 


Gewiſſe Stellen der Reichsleitung hatten ſich vor dem Kriege 


wiederholt mit der Frage der Getreideverſorgung für den Kriegsfall 


befaßt; Beſprechungen mit Fachleuten aus den Wirtſchaftsleben 


hatten mehrfach ſtattgefunden. Abgeſehen von dem im Jahre 1914 


erlaſſenen Geſetz, wonach den Eigentümern von Getreidelägern die 


Angabepflicht über die Höhe ihrer Beſtände auferlegt wurde, iſt in⸗ 
deſſen in Deutſchland von der Regierung auch nicht einmal ein An 
ſatz zur Förderung der Lagerbildung von Getreide gemacht worden. 


Im Gegenteil, unter dem ſtark agrariſchen Einfluß, dem unſere 
geſamte Geſetzgebung unterlag, iſt alles getan worden, um eine 
Lagerbildung von Getreide zu verhindern. Die früher üblichen 


Zollkredite, wonach den Inhabern von Lägern eingeführten aus. 
ländiſchen Getreides der Zoll vom Reich für eine gewiſſe Zeit gegen 
Hinterlegung entſprechender Sicherheiten geſtundet wurde, waren auf: 
gehoben worden. Der eine Lagerbildung fördernde Getreidetermin⸗ 


handel wurde verboten. Durch Vorzugstarife für auszuführendes 
Inlandsgetreide und das Syſtem der Getreideeinfuhrſcheine wurde 
die Ausfuhr ſtark begünſtigt und damit natürlich auch die Lager⸗ 
bildung von Inlandsgetreide abgeſchwächt. Damit ſoll keinesfalls 


490 
. 


| die Begünſtigung der Ausfuhr des deutſchen Inlandsgetreides ab⸗ 


— * 
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fällig beurteilt werden; im Gegenteil, eine Ausfuhr unſeres Inlands- 


getreides erſcheint im Intereſſe der en e nach wie vor 
dringend erwünſcht. 

Man könnte der Anſicht ſein, daß die Einführung eines Ge⸗ 
treidemonopols vom Standpunkt der Lagerbildung für den Fall 
kriegeriſcher Verwicklungen überhaupt nicht mehr zu erörtern ſei, da 


die Vorausſetzungen für einen Krieg nach dem letzten entſetzlichen 
Völkerringen nicht mehr gegeben ſeien, weil ſie etwa ein Völkerbund 


beſeitigt habe. Wenn man aber berückſichtigt, daß das einzige 
Staatsweſen, welches vor dem Kriege eine, wenn auch beſcheidene 
Getreidelagerpolitik für den Kriegsfall betrieb, die Schweiz war, 


ein Staatsweſen, dem man ſicherlich weder eine militariſtiſche noch 
imperialiſtiſche Politik unterſchieben kann, darf die Frage des Ge- 


treidemonopols auch für einen demokratiſchen deutſchen Volksſtaat 
unter dieſem Geſichtspunkte geprüft werden. 

Will das Reich im Frieden große Getreideläger für eigene 
Rechnung unterhalten, ſo würde ein Reichsgetreidemonopol un⸗ 
vermeidlich ſein. Getreide iſt kein lebloſer Stoff, der ſich einfach 
wie Gold im Juliusturm einſchließen läßt, ſondern eine lebende 
Frucht, die allen äußerlichen Einflüſſen unterworfen iſt. Vor allem 


im Frühjahr, wenn in der Natur das Leben erwacht, kann nur eine 


beſonders forgfältige Behandlung das Keimen des Getreidekorns ver- 
hindern. Gerade die Stoffe, die der ſich entwickelnde Keim aus dem 
Getreidekorn entnimmt, ſind es, die uns im Brotkorn die wertvolle 
Nahrung liefern, und die bei jeder, auch nur der geringſten Ent— 
wicklung des lebenden Keimes für uns als Nährſtoffe entwertet 
werden. Große Mengen Getreide ſind nur zu erhalten, wenn ein 
regelmäßiger Ab⸗ und Zufluß ſtattfindet. Wenn das Reich dauernd 


große Läger unterhält und, um die Gefahr des Verderbens zu ver- 


meiden, von dieſen Lägern verkaufen und neue Ware einkaufen muß, 
ſo muß das Reich nicht nur, um die Koſten dieſer Lagerung zu 
decken, den Getreidehandel in eigene Hand nehmen, ſondern das Ge— 


treidemonopol iſt die einzige Möglichkeit, die durch Preisſchwan⸗ 
kungen eines freien Handels ſonſt unausbleiblichen Verluſte zu ver⸗ 


meiden. 
Ich ſelbſt glaubte im Jahre 1914 noch, daß die Errichtung 
eines ſtarken „Getreide⸗Juliusturmes“ für die Zukunft Deutſchlands 


unbedingt notwendig ſei. Die Stellungnahme des derzeitigen Prä⸗ 


ſidenten der Reichsgetreideſtelle, des ſpäteren Reichskanzler Dr. Mi: 
chaelis, der ſich zur Zeit entſchieden für die Einführung eines Ge⸗ 
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treidemonopols ausſprach, war durch meine derzeitigen Gutachten 
in dieſer Frage nicht unbeeinflußt. Eine eingehende Nachprüfung 
dieſes Standpunktes auf Grund der mir während meiner amtlichen 
Tätigkeit als Mitleiter der Reichsgetreideſtelle zugänglich gewordenen 
Unterlagen und die Erfahrungen an dieſer Stelle haben mir aber 
gezeigt, daß die Einführung eines Getreidemonopols zur Sicher⸗ 
ſtellung der Volksernährung für den Kriegsfall, wenn nicht andere 
Gründe dazu zwingen würden, nicht zu verantworten wäre. 

| Die einzige im Frieden vorgenommene amtliche Aufnahme der 
Getreidebeſtände Deutſchlands am 1. Juli 1914 auf Grund des vor⸗ 
erwähnten im Frühjahr 1914 erlaſſenen Geſetzes ergab innerhalb der 
Reichsgrenzen an Getreide und Mehlerzeugniſſen einen Vorrat von an⸗ 
nähernd 9 Mill. Tonnen, wovon rund 4½¼ Mill. Tonnen aus Brot⸗ 


getreide und Mehl (auf Getreide bereits umgerechnet), rund 300 000 


Tonnen aus Nährmitteln, Graupen, Grieß, Flocken (auf Getreide 
umgerechnet), 3 Mill. Tonnen aus Hafer, Gerſte und Mais und 
1,6 Mill. Tonnen aus Futterſchrot, Futtermehl und Kleie beſtanden. 
Dabei iſt zu berückſichtigen, daß Anfang Juli 1914 die vorhandenen 
Getreidebeſtände in Deutſchland fo gering waren wie kaum zuvor; 


wurde doch für ſchnelle Lieferung damals im Handel ein nicht un 


erhebliches Aufgeld gegenüber weniger gefragter Lieferung für einen 
ſpäteren Zeitpunkt gewährt. Wenn ſich einige Wochen vor der 
neuen Ernte noch eine ſolch erhebliche Menge von 9 Mill. Tonnen 
im Lande befand, ſo zeigt dies, daß die freie Wirtſchaft ohne ſtaat⸗ 
liche Unterſtützung und ſogar, wie oben erwähnt, trotz der eine 
Lagerbildung hindernden Geſetzgebung eine Leiſtung auf dieſem 
Gebiet vollbracht hat, wie ſie wohl von niemandem erwartet 
worden war. 

Um die Ziffer von 9 Mill. Tonnen richtig zu bewerten, iſt zu 
| berückſichtigen, daß Deutſchland nach den amtlichen Erhebungen in den 
letzten drei Friedensjahren an Brotgetreide (Roggen, Weizen und 
Spelz) rund 16 Mill. Tonnen erntete. Die Mehreinfuhr, d. h. die 
Einfuhr von Roggen und Weizen abzüglich der Ausfuhr von Roggen 
und Weizen, betrug rund 1,2 Mill. Tonnen, zuſammen 17 Mill. 
200 000 Tonnen. Zu Futterzwecken dürften ſchätzungsweiſe 3 Mill. 
100 000 Tonnen verwandt worden ſein, ſo daß ſchätzungsweiſe 
14 Mill. Tonnen Brotgetreide im Frieden er We e Ernährung 
zur Verfügung ſtanden. | 
Daß die amtlichen Ernteſchätzungen im Frieden richtig waren, 
wird von Sachkennern allgemein e man nimmt an, daß | 
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die Schätzungen 15-20 % zu hoch gegriffen waren. Die amtlich 
feſtgeſtellten Ernteerträgniſſe auf, Grund der tatſächlich ermittelten 
Vorräte während des Krieges ergeben noch geringere Ziffern. In 
dem den Friedensverhältniſſen nächſtliegenden Kriegserntejahr 1915, 
für welches zum erſtenmal der tatſächliche Ernteertrag feſtgeſtellt 
wurde, betrug die Ernte rund 12 Mill. Tonnen. Berückſichtigt man 
den infolge der mangelnden Arbeitskräfte und der fehlenden Dünge— 
mittel zurückgegangenen Ertrag und die von der Landwirtſchaft nicht 
angegebenen, ſpäter im eigenen Betrieb zur menſchlichen Nahrung 
oder zu Futterzwecken verwendeten Mengen, ſo dürfte eine Über⸗ 
ſchätzung der amtlichen Friedensſtatiſtik von 15 zutreffend ſein. 

Bei einer Zuteilung von 300 g je Kopf und Tag würde der 
Jahresverbrauch bei 68 Millionen Menſchen 7344000 t ſein. Am 
1. Juli 1914, einige Wochen vor der Ernte, war alſo noch weit 
mehr Getreide im Lande, als man, ſelbſt unter Berückſichtigung des 
höheren Verbrauches des Heeres, für die Bevölkerung in einem halben 
Jahre bei einer Rationierung, wie ſie im Kriege durchgeführt worden 
iſt, benötigte. Leider läßt die Statiſtik nicht erſehen, wie weit die 
am 1. Juli 1914 vorhandenen Vorräte aus Inlandsware beſtanden. 
Es iſt aber wohl mit Sicherheit anzunehmen, daß es ſich faſt aus⸗ 
ſchließlich um Auslandsware handelte, die in Händen des Getreide⸗ 
handels und der Mühleninduſtrie war. Dafür ſpricht zum Beiſpiel 
auch, daß der Vorrat an Weizen größer war als derjenige an 
Roggen, während die deutſche Ernte an Roggen bekanntlich rund 
dreimal jo groß iſt — wie die an Weizen. Der Vorrat an Weizen- 
mehl war ſogar doppelt ſo groß — wie der an Roggenmehl. Daß 
etwa das Reich für eigene Rechnung einen ſolch ungeheueren Vorrat 
von 9 Mill. Tonnen dauernd unterhalten würde, daran hat wohl 
niemand, der eine ſtarke Lagerpolitik zur militäriſchen Rüſtung 
empfahl, gedacht. Der größte Lagerbeſtand der Reichsgetreideſtelle 
betrug rund 1,3 Mill. Tonnen, alſo noch nicht 15% deſſen, was 
am 1. Juli 1914, einige Wochen vor der neuen Ernte, in der freien 
Wirtſchaft vorhanden war. 

Die vor und zu Beginn des Krieges in weiteren Kreiſen noch 
vorhandene Anſicht, daß eine ſtarke Lagerbildung durch das Reich 
zur wirtſchaftlichen Kriegsrüſtung notwendig und möglich ſei, rechnete 
mit einer Kriegsdauer von einem halben, vielleicht von einem Jahr. 
Nachdem der Weltkrieg gezeigt hat, daß es ſich um vier Jahre und 
mehr handeln kann, muß der Gedanke, für eine ſo lange Kriegs⸗ 
dauer Vorratswirtſchaft zu treiben, überhaupt zurückgewieſen werden. 


fj 2 
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Noch aus einem anderen Grunde iſt eine Lagerpolitik in Ge⸗ 
treide abzulehnen. Deutſchland erntete vor dem Kriege durchſchnittlich 


annähernd 14—15 Mill. Tonnen Brotgetreide und bedurfte einer | 
Mehreinfuhr von 1½ Mill. Tonnen (Einfuhr abzüglich Ausfuhr). 


Von dem geernteten Brotgetreide wanderten aber erfahrungsgemäß 


mindeſters noch 2—3 Mill. Tonnen in den Futtertrog; jedenfalls 


iſt die verfütterte Menge größer, als die Mehreinfuhr. Sobald 


man alſo in Zeiten der Not von dem Austauſch von Inländs⸗ und 
Auslandsgetreide, der vom Standpunkt der Wirtſchaftlichkeit und 
der Ernährungshygiene in gewöhnlichen Zeiten zweckmäßig iſt, ab⸗ 
ſieht, iſt Deutſchland jedenfalls imſtande, ſeine Bevölkerung aus der 
eigenen Erzeugung mit Brot au ernähren. Das hat der Krieg ja 


Rauch gezeigt. 


Das, was Deutſchland fehlt, find die in großen Mengen ein⸗ 
geführten Futtermittel (Futtergerſte, Mais, Olkuchen, Kleie uſw.) 
zur Fleiſch⸗, Milch⸗ und vor allem zur Fetterzeugung. Wenn des⸗ 
halb eine Vorratswirtſchaft für den Kriegsfall zu treiben wäre, ſo 
müßte es eine Vorratswirtſchaft in Fetten ſein. 

Deutſchland führte allein in den letzten Friedensjahren jährlich 
4 Mill. Tonnen Futtergerſte und Mais ein, die zum größten Teil 


zur Schweinemaſt verwandt wurden. Dazu kam noch eine Einfuhr 


von 2½ Mill. Tonnen Kleie und Olkuchen, die als, Kraftfutter 
dienten. Dieſe uns fehlenden großen Mengen Kraftfutter verur⸗ 
ſachten während des Krieges den Rückgang unſerer Milch⸗, Fett⸗ 
und Buttererzeugung, wodurch die Geſundheit unſeres Volkes ſo 
ſtark gelitten hat. Wenn man daran denken ſollte, für einen zu⸗ 
künftigen Krieg Vorſorge zu treffen, ſo wäre es jedenfalls einfacher, 
ſtatt Rieſenmengen Futtergetreide, Kleie und Olkuchen zu lagern, 
eine Vorratswirtſchaft in Speck, Fett und Butter zu treiben, von 
denen ſich bekanntlich vor allem die Butter in Kühlhäuſern ohne 
Aufwand allzu großer Koſten ſehr lange lagern läßt. 

Neben einer Lagerung von Fetten kommt als Sicherung gegen 
eine Gefährdung unſerer Volksernährung durch Abſperrung der aus⸗ 


ländiſchen Zufuhren hauptſächlich die Hebung der einheimiſchen 


Getreideerzeugung, die Anregung der privaten Wirtſchaft zur Lager⸗ 


bildung durch Gewährung von Zollkrediten uſw. in Betracht. Ferner 


iſt ein genauer wirtſchaftlicher Mobiliſationsplan für den Kriegsfall 
notwendig, deſſen Hauptſtütze ein durch genaue geſetzliche Vorſchriften 
feſtgelegter, ſofort bei Kriegsbeginn in Kraft tretender Verteilungs⸗ 


plan für Nahrungsmittel, wie er bei der Reichsgetreideſtelle während 
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des Krieges im allgemeinen mit Erfolg durchgeführt wurde, ift. 
Ferner > dazu die planmäßige Verminderung des Maſtviehs 
bei Kriegsausbruch und genau ausgearbeitete Vorſchriften für die 
Verarbeitung der auf dieſe Art und Weiſe gewonnenen Fleiſch⸗ und 
Fettvorräte zu Dauerware, deren Aufbewahrung in Kühlhäuſern. 
Darüber hinaus aber noch eine Vorratswirtſchaft von Reichs wegen 
in Getreide zu betreiben, erſcheint unzweckmäßig, denn, wie oben 
nachgewieſen, hat die private Wirtſchaft auf dieſem Gebiet mehr 
geleiſet, als das Reich zu leiſten in der Lage ſein würde. 

2. Iſt durch die . eines Getreidemonopols eine Ver⸗ 
biligung zu erwarten? 

Ein Getreidemonopol könnte nur dann das Getreide verbilligen, 
wenn es in der Lage wäre, billiger zu arbeiten als die private 
Wirtſchaft. Es iſt daher zu unterſuchen: 

a) ob der bisher beſtehende Getreidehandel zuviel verdient hat; 
b) ob der Getreidehandel mit zu hohen Unkoſten gearbeitet hat. 

Daß der deutſche Getreidehandel in Friedenszeiten mit einem 
außerordentlich geringen Nutzen arbeitete, iſt allen, die je Einblick in 
ſeine Verhältniſſe nahmen, bekannt. Der Wettbewerb war derartig, 
daß die Verdienſte ſo gering waren wie kaum auf einem anderen 
Handelsgebiet. Von dem im deutſchen Getreidehandel tätigen Perſonen 
dürften in den letzten 15 Friedensjahren noch keine zehn ſich ein 
Vermögen von etwa einer Million Mark in dieſem Handelszweig 
erworben haben, in einem Zeitraum wirtſchaftlicher Blüte, in dem 
in Handel und Induſtrie Milliarden über Milliarden verdient wurden. 
Wenn im Finanzminiſterium der Bundesſtaaten die Steuereinſchätzungen 
der Getreidehändler nachgeprüft würden, ſo würde ſich die Richtigkeit 
dieſer Behauptung ergeben, wobei noch nicht einmal in Rechnung 
geſtellt iſt, wieviel Getreidehändler ihre Zahlungen einſtellen mußten, 
weil ſie dem ſcharfen Wettbewerb nicht gewachſen waren. 
| Ein nennenswerter Spielraum zwiſchen Ein- und Verkaufspreis 
hat kaum jemals beſtanden. Kein Händler, kein Importeur war 
eigentlich in der Lage, Getreide an einer Stelle einzukaufen, um es 
an einer anderen ſofort mit Nutzen abzuſetzen. Dieſer Nutzen wurde 
entweder auf dem Wege der Spekultation erzielt, wenn der Händler 
die Ware in der Annahme ſteigender Preiſe kaufte, oder wenn er 
Ware vorverkaufte, um ſich ſpäter bei geſunkenen Preiſen vorteilhaft 
einzudecken. Da, wo frei von jeder Spekulation Tagesnutzen erzielt 
wurde, handelte es ſich faſt ausſchließlich um Kundſchaft, die gegen 
Kredit kaufte und deshalb, weil ſie auf den Händlerkredit angewieſen 


! 
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war, dem Händler einen gewiſſen Tagesnutzen zahlte. Infolge dieſer 
Verhältniſſe verſchwand zum Beiſpiel der eigentliche Einfuhrhändler 
in den letzten zehn Jahren als Lieferant der größeren Mühlen mehr 
und mehr. Der Müller kaufte meiſt durch den Kommiſſionär un⸗ 
mittelbar vom Auslande. Da, wo der Händler in Brotgetreide 
infolge der ſeiner Kundſchaft gewährten Kredite noch verdiente, rächte 
ſich dieſes Syſtem, indem die betreffende Mühlenkundſchaft infolge 
der dem Händler gezahlten höheren Preiſe gegen die unmittelbar 
einkaufenden Mühlen nicht mehr leiſtungsfähig war. Der Händler 
verlor vielfach das, was er im Laufe der Jahre verdient hatte, 
wenn ſich der kreditnehmende Müller finanziell nicht halten konnte. 
Auch die Mühleninduſtrie, die ja infolge der obenerwähnten 
unmittelbaren Einfuhrtätigkeit gewiſſermaßen als ein Teil des Ge⸗ 
treidehandels anzuſehen iſt, arbeitete vor dem Kriege unter ähnlich 
ungünſtigen Verhältniſſen. Auch dort war mit dem Spielraum der 
Tagespreiſe recht wenig zu verdienen. In vielen Fällen lag zwiſchen 
dem Getreideeinkaufspreis und dem Preiſe, den man für das fertige 
Mehl erzielte, wenn alle Erzeugungskoſten richtig berechnet wurden, 
überhaupt kein Nutzen. Nur einige wenige, techniſch hervorragend 
eingerichtete Großmühlen, die es vermöge dieſer guten techniſchen 
Einrichtungen fertig brachten, größere Mengen gutbewerteter Qualitäts⸗ 
mehle herauszuziehen, und bei denen eben ſelbſt bei geringem Nutzen 
der große ſchnelle Umſatz ſchon erhebliche Erträgniſſe abwarf, ſind 
vorwärts gekommen. Die Mühleninduſtrie im allgemeinen verdiente 
wenig oder gar nichts. Die in Deutſchland beſtehenden ungefähr 
70 Aktienmühlen haben in den letzten zehn Friedensjahren ihren Aktionären 


eine Dividende von durchſchnittlich nicht ganz 5 %% gewährt. Dieſe 


Dividende gibt aber in keiner Weiſe ein richtiges Bild, da ſämtliche 
deutſchen Aktienmühlen unterkapitaliſiert waren und ihre Kapital⸗ 
umſätze außer jedem Verhältnis zu ihrem Aktienkapital ſtanden. 
Das kraſſeſte Beiſpiel hierfür bieten die Rheinmühlenwerke in Mann⸗ 
heim, die mit einem Aktienkapital von 500 000 Mk. arbeiteten. 
Dieſe Mühlenwerke verarbeiteten in den letzten drei Friedensjahren 
durchſchnittlich 200 t Getreide am Tag. Bei einem Durchſchnitts⸗ 
preiſe von 200 Mk. je Tonne ergibt das allein für das Roherzeugnis, 
ohne Betriebsunkoſten, Löhne, Kohlen und ſonſtige Unkoſten, einen 
täglichen Kapitalbedarf von 40 000 Mk. Bei 300 Arbeitstagen im 
Jahr ſetzte dieſe Mühle rund 12 Mill. Mk. an Getreide um. Da 
auf das Aktienkapital von 500 000 Mk. eine Dividende von durch⸗ 
n 5% verteilt wurde — 25 000 Mk., fo most dies auf die 
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umgeſetzten Getreidemengen 4% wenn man die übrigen Koſten 
hinzuzählt, darf man ſagen, daß dieſes Mühlenwerk an feine Ationäre 
noch nicht // Dividende vom Kapitalumſatz zahlte. Wenn das 
hier angeführte Beiſpiel auch beſonders kraß iſt, weil es ſich um ein 
Werk mit beſonders geringem Aktienkapital handelt, ſo lagen doch 
die Verhältniſſe bei der Großmühleninduſtrie im allgemeinen ähnlich. 

Bei den mittleren und kleinen Mühlen ſah es noch trauriger 
aus; ſie arbeiteten vor Ausbruch des Krieges meiſt mit Verluſt, ſo⸗ 
daß im letzten Jahrzehnt unſerer Friedenswirtſchrift eine große 
Anzahl dieſer Mühlen zuſammengebrochen iſt. 

Bei der Beurteilung dieſer Frage iſt zu berückſichtigen, daß der 

Getreidehändler der alten Zeit, dem in früheren Wirtſchaftsepochen 
vielfach der Vorwurf des Brotwuchers anhaftete, da er Getreide 
zu Spekulationszwecken aufkaufte und einlagerte, um es ſpäter bei 
geſtiegenen Preiſen wieder zu verkaufen, in Deutſchland nicht mehr 
vorhanden iſt !. 
Verkehr und Technik ermöglichen es heute, aus ſo vielen ver⸗ 
ſchiedenen Anbaugebieten Getreide heranzuſchaffen, daß die reine 
Spekulation unlohnend geworden iſt. Dazu kommt, daß man nicht 
mehr, wie früher, mit einer einzigen Ernte, ſondern mit zwei Ernten 
im Jahr zu rechnen hat: mit der Ernte auf der nördlichen Halb— 
kugel zur Zeit unſeres Herbſtes und der Ernte auf der ſüdlichen 
Halbkugel zu unſerer Winterszeit. Der Getreidehandel ſucht und 
findet deshalb ſeinen Nutzen ausſchließlich in kleinen Zwiſchengewinnen 
bei ſchnellem Umſatz unter Vermeidung einer jeden Spekulation. 
Welche geringen Verdienſte dabei in Betracht kommen, zeigt die 
Bilanz der einzigen, in Form einer Aktiengeſellſchaft betriebenen 
Getreidehandelsfirma Deutſchlands, deren Reingewinn bei Rieſen⸗ 
umſätzen annähernd 30 Pf. je Tonne von 1000 kg (nicht etwa je 
Doppelzentner) == /100 Pf. je Kilogramm Getreide beträgt, bei einem 
Unkoſtenaufwand von annähernd 70 Pf. je Tonne. 

Nun hat allerdings die Reichsgetreideſtelle mit annähernd 1 Mk. 
je Tonne Unkoſten gearbeitet. Ein Vergleich gibt aber kein richtiges 
Bild, da die Reichsgetreideſtelle in Wirklichkeit nur eine Zentral- 
verrechnungsanſtalt in Berlin darſtellt, die zu ſtaatlich feſtgeſetzten 
Preiſen die Ware durch Kommiſſionäre übernehmen läßt und ſich 
für die Abnahme und Überwachung der Mühlen bedient. Für die 


1 Siehe meinen in der Jubiläumsnummer der Fachzeitſchrift „Die Mühle“ 
im Januar 1914 erſchienenen Artikel: „Die Entwicklung des deutſchen Getreide- 
handels in den letzten 50 Jahren.“ 


No 
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einfache Übernahmetätigkeit dieſer Kommiſſionäre, ohne jede Gefahr 
eines Konjunkturverluſtes, zahlt die Reichsgetreideſtelle an dieſe eine 
Kommiſſion von 6—10 Mk. je Tonne, — einen Nutzen, den der freie 
Getreidehandel der letzten Jahrzehnte der Friedenswirtſchaft trotz der 
großen Gefahren, der Preisſchwankungen uſw. nie gekannt hat. 

Die Erſetzung des freien Getreidehandels durch ein Monopol 
kann alſo keine Verbilligung herbeiführen, da tatſächlich die im Ge⸗ 
treidehandel tätigen Firmen bereits ſo billig gearbeitet haben, wie 
es ein ſtaatlicher Apparat niemals leiſten wird. 

Es wird ſich aber auch keine Verbilligung dadurch erzielen laſſen, 
daß unnütz erſ cheinende Zwiſchenglieder des Handels bei einem Monopol 
ausgeſchaltet würden. Die natürliche Entwicklung hat es bereits zu⸗ 
wege gebracht, daß alle wirtſchaftlich unnötigen Zwiſchenſtufen im 
Getreidehandel ausgeſchaltet wurden !. 

Für den obenerwähnten Nutzen von 30 Pf. je Tonne (5/100 Pf. 
je Kilo) und bei einem Unkoſtenſatz von 70 Pf. je Tonne (7/00 Pf. 
je Kilo) vermittelte vorerwähnte Geſellſchaft den Verkauf von Brot⸗ 
getreide unmittelbar vom überſeeiſchen Getreideexporteur zum ver⸗ 
arbeitenden deutſchen Müller. 

— 3. Ob ein Reichsgetreidemonopol technifch durchführbar wäre, 
erſcheint überhaupt noch zweifelhaft. Die Reichsgetreideſtelle iſt eine 
der wenigen Organiſationen der Kriegswirtſchaft, von der es heißt: 
„ſie habe geklappt“. Die Reichsgetreideſtelle hat aber nicht etwa die 
Aufgaben eines Monopols erfüllt; ſie hat nur einen kleinen Teil des 
deutſchen Getreides bewirtſchaftet. Annähernd ein Viertel der ge⸗ 
ſamten deutſchen Bevölkerung ſchied als Selbſtverſorger aus der 
öffentlichen Bewirtſchaftung überhaupt aus. Von der verſorgungs⸗ 


berechtigten Bevölkerung wurde der größte Teil von den ſelbſt⸗ 


wirtſchaftenden Kommunalverbänden verſorgt. Sowohl die Reichs⸗ 
getreideſtelle als auch die Kommunalverbände bedienten ſich beim 
Einkauf der Kommiſſionäre und zahlten ihnen, wie erwähnt, für die 
. Übernahmetätigfeit Gewinne, wie fie die Getreidehändler im Frieden 
ſelbſt als Eigenhändler trotz aller Gefahren niemals erzielt haben. 
Landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften, die im Frieden auf keinen grünen 
Zweig kommen konnten, haben als Kommiſſionäre der Reichsgetreide⸗ 
ſtelle im Kriege Bilanzen gemacht, die ſich neben denen mancher 
Kriegsgewinnler ſehen laſſen können. 
Eine Getreide-Monopolverwaltung würde auch die Verpflichtung 


1 Siehe ebenfalls meine bereits vorerwähnten Ausführungen in der 
Jubiläumsnummer der Fachzeitſchrift „Die Mühle“. 
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haben, alles ihr von der Landwirtſchaft angebotene Getreide ab⸗ 
zunehmen. Würde das Getreidemonopol ſich nur auf Brotgetreide 
erſtrecken, ſo wäre es ſchwierig, die Grenze zwiſchen Brot⸗ und Futter⸗ 
getreide zu ziehen. Wie bereits erwähnt, wanderte im Frieden an⸗ 
nähernd ein Drittel der Erzeugung unſeres einheimiſchen Roggens 
in den Futtertrog. Würde das Getreidemonopol nur Brotgetreide 
erfaſſen, ſo würde zu Zeiten billiger Futterpreiſe im Reiche wohl der 
geſamte Futterroggen als Brotgetreide angedient werden. Ein großer 
Teil dieſes Roggens iſt aber zur menſchlichen Ernährung nicht ge: 
eignet, in Jahren feuchter Ernten kaum aufzubewahren. Ungeheure 
finanzielle Verluſte könnten dem Reiche dann durch eine Abnahme⸗ 
verpflichtung entſtehen. Umgekehrt würden in Jahren hoher Getreide⸗ 
preiſe bei Ernten mit kleinen Erträgen die notwendigen Mengen 
ſchwer aus der Landwirtſchaft herauszuholen ſein. Mit Zwangs⸗ 
mitteln iſt gegenüber einem paſſiven Widerſtand der Landwirtſchaft 
nichts auszurichten; das haben die Erfahrungen der Kriegswirtſchaft 
genügend bewieſen. Nach der Peitſche greift man gegenüber der 
Landwirtſchaft immer wieder zum Zuckerbrot; hat man doch im Herbſt 
1918 ſogar, um überhaupt genügend Ware rechtzeitig zu erhalten, 
der Landwirtſchaft Ablieferungsprämien von 120 Mk. je Tonne geben 
müſſen: das iſt beinahe ſoviel, wie der Landwirt im Frieden über⸗ 
haupt für ſeinen Roggen erhielt. | . 
Wie ſtellen ſich nun aber die Verhältniſſe beim Einkauf auf 
dem Weltmarkte? Wie denkt man ſich den Einkauf durch eine einzige 
Stelle? Wenn man auf das tatfächliche Angebot der wirklich vor⸗ 
handenen Ware angewieſen iſt, dann bezweifle ich, daß ein Monopol 
im Auslande die notwendige Ware im geeigneten Augenblick finden 
würde, ohne die Preiſe ganz ungeheuer zu treiben. Man vergeſſe 
doch nicht, daß ein jeder Wareneigentümer im allgemeinen Hauſſier 
iſt und meiſt keine Neigung zum Verkauf beſitzt, wenn ein anderer 
kaufen will. Er ſucht immer die höchſten Preiſe herauszuholen nnd 
glaubt meiſt an ſteigende Preiſe. Es iſt ein alter Grundſatz, daß 
Hauſſe und Baiſſe viel mehr von Meinungen abhängen als von tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen. Man hat ſchon große, Preisſteigerungen bei 
mit Getreide gefüllten Scheunen erlebt und umgekehrt niedrigere 
Preiſe bei leeren Scheunen. 

Man muß ſich einmal vorſtellen, 1 wie im internationalen Ge⸗ 
treidehandel ein Verkehr zuſtande kommt. Verkäufer auf dem Welt⸗ 


markt ſind die in den Ausfuhrländern arbeitenden Exporteure. Dieſe 


ſtehen in unmittelbarem Verkehr mit den Agenten und Kommiſſionären 


— — ———— 
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in den Getreide⸗Einfuhrländern. Jeder Exporteur legt, um die 
Verkaufsmöglichkeiten in den einzelnen Ländern zu erforſchen, ge⸗ 
wöhnlich Angebote von Waren hinaus, die er gar nicht beſitzt, oder 
er bietet eine beſtimmte Ware, die er beſitzt, nach 3—4 Seiten des | 


Auslandes zu einem Preiſe an, für den er die, gleiche Ware auf dem 


offenen Markt zu kaufen und die Fracht zu decken hofft. Auf dieſe 
Weiſe iſt in normalen Zeiten faſt immer hinreichendes Angebot vor⸗ 
| handen, wenn auch nur von Ware, die in Wirklichkeit die Anbietenden 
meiſt nicht ſelbſt beſitzen, die ſie ſich aber leicht beſchaffen können. 
Nur in ſeltenen Fällen erfolgt eine Annahme dieſes Angebotes ſeitens 
der Käufer; meiſt pflegen ſie auf derartige Angebote Untergebote zu 
machen. Der Agent oder Kommiſſionär begnügt ſich aber auch nicht 
etwa damit, die ihm von ſeinen Käufern gemachten Gebote weiter⸗ 
zugeben, ſondern übermittelt dieſe einer ganzen Reihe von Ex⸗ 
porteuren, da er weiß, daß von 4—5 Stellen, die ſolche Gebote er⸗ 
halten, vielleicht nur eine es annimmt. Ja, wenn er vom Käufer 
überhaupt kein Gebot erhält, gibt er oft an eine Reihe von Aus⸗ 
fuhrhäuſern Gebote zu ſolchen Preiſen ab, die er am folgenden Tage 
bei ſeinen Käufern zu erzielen hofft. Der Exporteur, welcher der⸗ 
artige Gebote erhält, wird entweder deshalb, weil er hofft, in der 
nächſten Zeit bei ſinkenden Preiſen zu den ihm gebotenen Preiſe 
Ware und Fracht mit einem kleinen Nutzen decken zu können, ein 
ſolches Gebot annehmen, oder er wird, wenn er die Ware ſchon eine 
zeitlang beſitzt und geſehen hat, daß er ſie nicht mit Nutzen ver⸗ 
kaufen kann, ein gerade vorliegendes feſtes Gebot annehmen, um für 
neue Geſchäfte frei zu werden. Er wird auch in manchen Fällen 
an Hand des feſten Angebotes, wenn er gerade Ware kaufen und 
ſich mit der Fracht decken kann, ein Geſchäft mit einem beſchränkten 
Nutzen machen, weil er ſich ſagt, er werde ein gleiches feſtes Gebot 
in nächſter Zeit doch nicht wiederfinden; er begnügt ſich deshalb mit 
kleinſtem Nutzen. Auf dieſe Art wird von vielen Angeboten, die 
Agenten oder Kommiſſionäre ausſenden, das eine oder das andere 
angenommen; das iſt dann preiswerte Ware, mit der ſie auf den 
Markt kommen. Ein anderes Mal verkauft der Agent, Kommiſſionär 
oder auch der inländiſche Importeur, ohne Ware zu beſitzen, zu 
Preiſen, zu denen er in den nächſten Tagen zu kaufen hofft. | 
So bildet ſich durch die Mitwirkung und das Arbeiten einer 

großen Anzahl von Perſonen und Firmen ein Handel heraus, der 
die Ware in kleinen Kanälen aus den Ausfuhrländern herausſaugt 
und in den Einfuhrländern durch kleine Kanäle wieder in den Bedarf 


240 ö Hugo Meyer 0 | [1050 


hineinpumpt. Tritt ohne dieſe tägliche Kleinarbeit vieler ein einziger 
großer Käufer an den Markt, ſo erfolgt ſtets eine ganz gewaltige 
Preisſteigerung. Ein Beiſpiel hierfür war ſchon die Lage auf dem 
weſtdeutſchen Getreidemarkt in den letzten Friedensjahren. Eine Anzahl 
ſüddeutſcher und rheiniſch⸗weſtfäliſcher Großmühlen hatte ſich zu einem 
Preisverband zuſammengeſchloſſen. Gewöhnlich fand an den Tagen, 
an denen der Verband feine Preiſe erhöhte, ein ziemlich ſtarker Mehl⸗ 
verkauf ſtatt. Es hat ſich herausgeſtellt, daß dann vielfach die Mühlen, 
die ſich für ihre Mehlverkäufe ſofort mit Getreide decken wollten, nur 
ſchwer derartige Warenangebote finden konnten, obgleich damals 
immer, wie oben erwähnt, einzelne Kommiſſionäre mit Waren, die fie 
beſaßen oder in dieſem Augenblick etwa in blanco verkauften, für fie 
in die Breſche ſprangen. | 

Man hat angedeutet, auch ein Reichsmonopol würde nicht un- 
mittelbar im Auslande kaufen, ſondern ſich des beſtehenden Handels 
bedienen. Es iſt aber vollſtändig ausgefchloſſen, daß ein kräftiger 
Agenten, Kommiſſionär⸗ oder Handelsſtand bei einem Reichsgetreide⸗ 
mouopol dauernd erhalten bleibt, da niemand bereit ſein wird, 
nennenswerte Verpflichtungen, wie ſie oben geſchildert ſind, einzugehen, 
wenn ihm nur ein einziger Käufer, der ihn vollſtändig in der Hand 
hat, gegenüberſteht. Händler oder Kommiſſionäre aber, die nicht für 
eigene Rechnung handeln, ſondern nur als Beauftragte der Monopol⸗ 
8 verwaltung auftreten, werden niemals die Aufgabe erfüllen: durch 
tägliches Vorkaufen oder Vorverkaufen im kleinen den Bedarf zu be- 
friedigen und zu vermeiden, daß durch plötzliches Auftreten eines 
Käufers großer Mengen gewaltige Preisſteigerungen entſtehen. Die 


Folge dieſes Fehlens des Handels würde ſein, daß das Monopol 


zeitweilig Schwierigkeiten hätte, ſeinen Bedarf überhaupt zu decken, 
oder ſtarke Preiserhöhungen gegenüber dem bisherigen Syſtem des 
freien Getreidehandels bewilligen müßte. Dem Auslande würden auf 
Koſten der deutſchen Nationalwirtſchaft damit ungeheure Summen 
zugewendet werden. 

Der Leiter eines Reichsgetreidemonopols würde durch den ihm 
zugängigen ſtatiſtiſchen Stoff über Ernteerträgniſſe, Einfuhr, Aus— 
fuhr uſw., vor allem, wenn es ſich um geheime, ihm allein zur Ver— 
fügung ſtehende Mitteilungen handelt, Kenntniſſe erhalten, die ihm 
beim Einkauf auf dem Weltmarkte ſehr nützen können, wenn er 
beſonders befähigt und geſchickt iſt, den Getreidewelthandel mit allen 
ſeinen Kniffen durch und durch kennt und eine beſondere Begabung 
für die Ausnutzung derartiger Verhältniſſe hat; derartige Menſchen 


— — — — ——— 
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ſind aber ſelten ib gelangen meiſt nicht zu rechter Zeit an die rechte 
Stelle. Das zeigt unſere Außenpolitik. Deutſchland hat ſicherlich 
ebenſo fähige Köpfe wie das Ausland, aber in dem diplomatiſchen 
Dienſte der letzten Jahrzente ſcheinen ſie nicht geſtanden zu haben, 


ſonſt wäre der furchtbare deutſche Zuſammenbruch wohl kaum erfolgt. 


In der Zeit aller dieſer politiſchen Fehler blühte Deutſchlands 
Wirtſchaftsleben wie nie zuvor. Auch da waren nicht überall geniale 
Menſchen am Werke, aber die Fehler, die man im Handel, Induſtrie 
und Landwirtſchaft in dem einen Betrieb machte, wurden durch ge⸗ 


ſchickte Arbeit in anderen wettgemacht. Das deutſche Wirtſchafts⸗ 


leben, das ſich aus Millionen einzelner Betriebe aufbaut, konnte 
niemals durch Fehler einzelner zugrunde gerichtet werden. Zentrali⸗ 
ſiert man dagegen große Gebiete unſeres Wirtſchaftslebens, ſo können 
wir bei ihnen, wenn nicht die richtigen Leute an der leitenden Stelle 


ſtehen, ähnliche Kataſtrophen erleben wie jetzt in der Politik. Das 
iſt die ungeheure Gefahr, die mit jedem Monopol meines Erachtens 


verbunden iſt. | 
Alles das, was über die Unwirtſchaftlichkeit der monopoliſierten 
Getreideeinfuhr geſagt iſt, trifft auch mehr oder minder auf die 
Getreideausfuhr zu. Meines Erachtens können wir die Getreide⸗ 
ausfuhr unter keinen Umſtänden entbehren. Die in den letzten Jahr⸗ 
zehnten ſo ſehr geſteigerten Erträgniſſe unſeres heimiſchen Bodens 
ſind nur durch eine intenſive Wirtſchaft erzielt worden. Man baute 
ſorgfältig gezüchtete, beſonders ertragreiche Getreideſorten an, die bei 


entſprechender Verwendung künſtlichen Düngers verhältnismäßig wenig 


Kleber und viel Feuchtigkeit haben. Der hohe Feuchtigkeitsgehalt iſt 
nicht allein auf unſer verhältnismäßig feuchtes Klima zurückzuführen, 
ſondern teilweiſe eine Folge der Samenzüchtung. Man hat nämlich 
bei der Reichsgetreideſtelle, wo alle Ablieferungen auf den Feuchtig⸗ 


keitsgehalt unterſucht wurden, die Erfahrung gemacht, daß Weizen, 


der in der regenärmſten Gegend Deutſchlands, der Provinz Sachſen, 


geerntet war und nachweislich während der Ernte nicht durch Regen 


gelitten hatte, 17-18 Waſſer enthielt. | 

Die Reichsgetreideſtelle, die im Kriege das feuchte Inlands⸗ 
getreide viele Monate aufbewahren ſollte, hat, um die geringen 
Mengen, über die fie im Verhältnis zu den Vorräten einer durch⸗ 
geführten Monopolwirtſchaft verfügte, geſund zu erhalten, alle damit 
verbundene Arbeit und Gefahr auf die Müllerei abgewälzt. Die 
Reichsgetreideſtelle ſpannte den wirtſchaftlichen Egoismus der Müller 


in ihre Dienſte ein, um die von ihr nicht zu löſende Aufgabe zu 
Schmollers Jahrbuch XLIII 3. | 16 
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erfüllen. Der Müller erhielt das Getreide als Lagerhalter zugewieſen 
und hatte es im Auftrage der Reichsgetreideſtelle darauf zu prüfen, 
ob ſeine Beſchaffenheit gut war. Er hatte es dann unter eigener 
wirtſchaftlicher Verantwortung zu lagern und zu bewahren, im Lohne 
zu vermahlen und haftete dafür, daß von ihm aus dem Getreide ein 
geſundes Mehl hergeſtellt und abgeliefert wurde. Verdarb das Ge- 
treide, ſo war der Müller natürlich nicht in der Lage, geſundes Mehl 
aus verdorbenem⸗Getreide herzuſtellen; es wurden ihm für Minder⸗ 
beſchaffenheit des Mehles Abzüge gemacht. Jeder einzelne Müller, 
der ſich nun mit ſeiner ganzen wirtſchaftlichen Exiſtenz für die 
Geſunderhaltung des Getreides einſetzen mußte, wurde mit ſeinem 
äußerſten Können für dieſe Aufgabe eingeſpannt. 

Daß trotzdem dem Verbraucher im großen Maßſtabe nicht ein- 
wandfreies Gebäck geliefert worden iſt und geliefert wird, davon 
konnte und kann man ſich heute noch täglich überzeugen. Nicht un⸗ 
erhebliche Mengen Getreide, die zur Brotherſtellung überhaupt nicht 
mehr geeignet waren, wanderten von den Lägern der Mühlen in die 
Röſtereien zur Herſtellung von Kaffee⸗Erſatz. In welchem Maße 
Getreide bei den ſelbſtwirtſchaftenden Kommunalverbänden, auf 
Intendanturlägern uſw. tatſächlich verdorben iſt, ſo daß es überhaupt 
nicht mehr zur menſchlichen Ernährung brauchbar war, wird wohl 
niemals zuverläſſig nachzuweiſen ſein. Würde die Lagerverwaltung 
einer Monopolverwaltung übertragen, ſo wären große Verluſte durch 
Verderben auf den Lägern keinesfalls vermeidlich. 

Abgeſehen davon, daß im Frieden von unſerer Inlandsernte 
namentlich viel Roggen verfüttert wurde, führte man einen nicht 
unbedeutenden Teil ins Ausland aus, wo beſonders für Weizen 
verhältnismäßig gute Preiſe erzielt wurden, da ſich unſere kleber⸗ 
armen feuchteren Sorten wegen ihres hohen Mehlgehalts und ihrer 
weißen Farbe gut zur Miſchung mit den kleberreichen, trockenen, aber 
weniger hellen Auslandsſorten eigneten. Deutſchlands Inlandweizen, 
der auf den weſtdeutſchen Märkten mit 30 Mk. je Tonne niedriger 
bezahlt wurde wie gleichwertiger Auslandsweizen, erzielte zum 
Beiſpiel in Marſeille zur gleichen Zeit denſelben Preis, wie die 
entſprechende Auslandsware. 

Unter dem Einfluß der Reichsgetreideſtelle ſind im Kriege unſere 
Getreidelagerhäuſer techniſch weſentlich vervollkommnet und durch 
Anlage von Trocknungsvorrichtungen ergänzt worden. Und doch 
konnte die Aufgabe, große Mengen Inlandgetreide zu lagern, wie 
wir geſehen haben, nur unvollkommen gelöſt werden. Auch in 
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A Zukunft würde die Feuchtigkeit des e e der Monopol: 
verwaltung zu ſchaffen machen, wenn man alles auf deutſchem Boden 


gewachſene Getreide auch bei uns verwenden wollte. Dieſen Ge⸗ Bi: 
danken wird man deshalb fallen laſſen müſſen. Es wäre ja auch im 
höchſten Grade unwirtſchaftlich, das Getreide in koſtſpieligen Troden- f 


anlagen künſtlich zu trocknen und die darin enthaltende Feuchtigkeit 
ſmit großen Koſten in die Luft zu jagen, wenn das Ausland bereit 


iſt, uns dieſes ſonſt in die Luft gejagte Waſſer gut zu bezahlen und 


wir für ausgeführtes f il trockene Auslandsware 

einführen können. 1 
Durch Verbeſſerung der W und des Backverſahrens = 

kann zwar noch viel ausländiſches Getreide durch inländiſches erſetzt 


werden, aber dennoch würde es im Intereſſe unſerer Landwirtſchaft 


liegen, wenn fie mit Hilfe der Getreideausfuhr die höchſten Preiſe 
für ertragreiche Sorten erzielen und damit auch in Zukunft eine ſtark 
intenſive Wirtſchaftsart pflegen könnte. . 
Die Befürchtung, daß durch die Getreideausfuhr unſer Land = 
plötzlich oder zeitweilig von Vorräten entblößt würde und wir im 
Kriegsfall in eine ſchwierige Lage kämen, beſonders wenn ein Krieg 


im Frühjahr ausbräche, iſt ſchon oben als nicht ſtichhaltig nach⸗ 


gewieſen worden. Die Getreideausfuhr hat ſich nicht in der Weiſe 
vollzogen, daß plötzlich die geſamten Ausfuhrmengen außer Land 
| gebracht wurden. Wie aus den Tabellen auf S. 244— 247 hervorgeht, 
berteilt ſich die Ausfuhr auf das ganze Jahr. Allerdings war die 
Ausfuhr in den letzten vier Jahresmonaten kurz nach der Ernte ſtets 


am ſtärkſten. Immerhin handelte es ſich aber nur um ganz geringe 


Mengen unſerer Geſamternte. Die Geſamtausfuhr von Getreide 
und Mehl erreichte in einem Monat niemals auch nur 1½ %o unſerer 


Geſamternte an Brotgetreide. Stets ſtand in den betreffenden | „ 


Monaten der Höchſtausfuhr eine weſentlich größere ann: in dem 
gleichen Zeitraum gegenüber. 5 
Gerade mit der Ausfuhr feuchter Getreideſorten ſind große Ge⸗ 


fahren verbunden, die eine Monopolverwaltung am wenigſten zu 


| vermeiden wiſſen würde. Sie könnten nur durch Erhöhung. der 
Getreideverkaufspreiſe mit der Folge höherer Brotpreiſe ausgeglichen 
werden, wenn nicht das Reich die Verluſte aus e Steuer; e 
mitteln deckt. 5 

| 4. Daß ſich ein Getreidemonopol als Einnahmequelle für den 
Staat nicht eignet, ergibt ſich im weſentlichen bereits aus den bisher 


gemachten Ausführungen, die zeigten, daß eine Ermäßigung der 8 


a 
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Aus⸗ und Einfuhr von Brotgetreide und Mehl im Jahre 1911 
| 0 Ausfuhr 
Geſamtausfuhr 
Getreid Mehl (Mehl zum Ausmahlungs⸗ 
| BE, N fat von 75%, in Körner 
Monate [ I, umgerechnet) 
Proz. der z. Proz. der Proz. 
Doppel: Jahres-] Doppel⸗ Jahres-] Doppel⸗ Geſamt⸗ der ' 
: zentner Getreide⸗ zentner Mehl⸗ zentner Jahres⸗ one 
ausfuhr ausfuhr 
ag | | 
Januar. 1 078 665 9,9 237 606 3 1395 473 93 0,93 
Februar. 1 052 208 9,7 | 254343) 83 | 1391332 9,3 0,933 
Mürz. 834774 7,7235385 76 1148 621 77 0,77 
April. 637761 59 [225 495 73 938 421 68 0,63 
Mai 498 386 4,6 305 585 9,9 905 833 6,0 | 0,61 5 
Juni. 231290 2,1 [ 221971 72 [ 527251 3,5 0,36 
Juli. 146 876 1,4170 115 55 373 696 2,5 0,25 
Auguſt 656 086 6,0 191 329 6,2 911.191 6,1 0,61 ; 
September 1 710 899 15,7 | 343 409 11,2 2168 778 145 1,45 
Oktober. .| 1521 097 14,0] 357940 11,6 1 998 350), 13,3 1,34 1 
November. . 1202 966 11,1 | 297004 9,6 | 1598 u 10,7 | 1,07 
Dezember .. | 1295 954 119 | 242574| 79 1619 386 10,8 | 1.08 
[10866 962 100,0 |3 082 756 | 100,0: 14 977 303 100,0 110,03 
| 
Ernte 1911: 149 324 510 dz. | ER \ 
Einfuhr 
Geſamteinfuhr 
(Mehl zum Ausmahlungsſatz 
Monat von 75%, in Körner umgerechnet) 
2 Proz. der 
N Fa | Jahres⸗ 
i | Wine f Linfuhr 
Janua u 2486401 8,0 
Februar 1 948 670 6,2 
tr DE 1893 374 6,1 
il. ek 2310839 - 7,4 
Maß 2923 921 9,4 i 
Jui 374635 120 
Ju ß . Te 3 981 660 12,8 
. Angler „ 5% 2 559 042 8,2 
September 2438 085 7,8 a 
Oktober 2629 413 8,4 
November 2136 855 6,8 
Dezember 1 2 158 056 6,9 
31 213 989 100,0 


Bei der Einfuhr find Rette und Mehl nicht getrennt angeführt worden, 
da. die Mehleinfuhr im Jahre 1911 nur 
164 366 da 0,58% der Geſamteinfuhr 
betrug. : 
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Aus⸗ und Einfuhr von Brotgetreide und Mehl im N 1912 


Ausfuhr | 
A | Geſamtausfuhr 
Getreide Mehl (Mehl zum Ausmahlungs⸗ 
e N | ſatz von 75%, in Körner 
Monate umgerechnet) | 
Proz. der Proz. der Proz. 


| Doppel« 


Ga Doppel⸗ Ne Doppel⸗ 8 1 | 
etreide⸗ 1 ehl⸗ ahres⸗ Ernte 
e 9 fuhr zentnei ausfuhr e ausfuhr 1912 
Januar. 977 238 9,0 175 581 5,2] 1211346 7,9 0,76 
Februar 651 255 6,0 163 688 4,8 869 506] 5,6 0,54. 
März. 1008314] 9,3 211 803 6,3 1290 718 84 0,81 
April 1 064 3810 9,8 217 753 6,5 [ 1354718 8,8 0,85 
Mai 1007612) 92 344 127 102 ] 1 466 448 9,5 0,92 
Juni 623 225 5,7 273 741 8,1 988 213 6,4 0,62 
Juli 402 653 3,7 179 707 5,3] 642 262 42 0,40 
Auguit . . 626 643 5,7 207 831 6,2 903 751 5,9 0,57 
September .| 899 128 8,2 328 808 9,7 1337 539 8,7 | 0,84 
Oktober. . . 1405 030 12,9 392 863 11,6 ] 1 928 847 12,5 1,21 
November. . 1221 29 112 | 460 854 137 1835 869 11,9 55 
Dezember . . 1017 479 9,3 419 401 12,4 | 1576 680 10,2 0,99 


10 904 355 100,0 3376 157 100,0 11 100,0 9.66 
Ernte 1912: 159 589 180 da. 


Einfuhr 


Geſamteinfuhr 
(Mehl zum Ausmahlungsſatz 
von 750%, in Körner umgerechnet) 


Monat er 

2 roz. der 

Doppel. Jahres- 

zentner einfuhr 

Januar 1855 522 7,0 
Februun rtr 1380 315 5,2 
Ma 5.000 % . 1598 760 6,1 
Ap ri: 1 715833 6,5 
NGC ĩ 2 156 289 8,2 
Jui ei 2 260 826 8,6 

VVV 2 612 677 9,9 0 

Aüg ut 2 785 640 10,4 
September 2 119 466 8,0 
Olto ber 20530 102 9,6 
November 2 920338 11,1 
Dezember. 2468 843 9.4 

| 26354611 | 100,0 


Bei ca Einfuhr find a und ss nicht getrennt angeführt worden, * 
da die Mehleinfuhr im Jahre 1912 nur f | 
169 386 dz = 0,64 9% der Geſamteinfuhr 
betrug. | 4 


„„ „„ % TEN ET TRETEN 
* N Fr em = 2 5 * 7 3 
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Aus- und Einfuhr von Brotgetreide und Mehl im Jahre 1918 

ne | 2 us f. u hr r | | 

u | Geſamtausfuhr | | 
id Mehl (Mehl zum Ausmahlungs— 

| e Een fat von 75 , in Körner 

Monat. Ju Amgerechnet )) i 
| Proz. der Proz. der Proz. der Proz. 

' Doppel= Jahres-] Doppel- re Doppel⸗ J ER 8 565 

| tner Getreide: tner | Mehl⸗ t ahres⸗ Ernte 

a ee e | 1912 | 

Januar. [ 911352 62 | 285 603 68 1292 156 64 | 0,77 

Februar. 1 082 061 7,4 305 577 73 1489 4977 73 ! 0,88 

März. . 1 081225 7,4 | 276846 6,6 1450 353 71 | 0,86 | 
April.. .| 1464030, 10,0 | 388 108 92 | 1981507 98 | 1,17 
Mai... 1287573 88 | 473 504 11,3 | 1918912) 95 | 114 
Juni. 558 579 838 | 343 579 82 | 1016 684 5,0 0,60 
Juli. 945 943 64 | 268 680 64 [1304 183 64 | 0,77 
Auguſt . . 935 390 6,4 | 239978 5,7 1255361 62 | 0,74 
September. .| 1623669 11,0 | 435595! -10,4 2204 462 10,9 | 131 
Oktober. 1770 170 12,0 | 456257 10,9 | 2378513) 11,7 | 1,41 
November 1 471 840 10,0 | 378023) 90 1975871 97 | 117 
Dezember .. 562 698 10,6 | 344205| 82 | 2021638| 10,0 | 1,20 
| 14 694 530 100,0 4195 955 8 1 137 100,0 12,02 


Ernte 1913: 168 783 500 dz. | - 
a a nfuhr 
’ — Gefahr 
(Mehl zum Ausmahlungsſatz 
von 75% in Körner umgerechnet) 


Monat * u; m 
. roz. der 
e Jahres- 8 
zentner | einfuhr 
Januar 2 072 375 7,1 | 
Februar 1 520 022 5,2 
Mas an aan ae 1 494 729 5,1 } 
Ap. Ar A 2 394 214 82 
Mat: va mu 2 ieh 2 471 986 8,5 
„ Ju en es 2710 431 9.3 Bi: 
ul er ie 2 744 521 94 x | 
Auguft - » 22... 1: 2330172 8,0 | 
September 2 729 945 9,3 
Oktober 3394982 11,6 
Novemberr 2 529 198 8,6 
Dezember 2844015 | 9,7 


| 29236580 | 1000 


Bei der Einfuhr ſind on und Mehl nicht. ‚getrennt angeführt a worden, 
da die Mehleinfuhr im Jahre 1913 nur 
188 687 dz = 0 65% der Geſamteinfuhr 
betrug. 
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Aus: und Einfuhr von Brotgetreide und Mehl v. Juli 1913 
bis Juni 1914 | 


Ausfuhr 


Geſamtaus fuhr 
(Mehl 3. Ausmahlungsſatz von 
75 %, in Körner umgerechnet) | 


Prod DEE Proz. 
Doppel⸗ auzfuhr der 


von Juli i 
zentner 1 8 18 Ernte 


Juni 1914 1913 


| Getreide Mehl 

Monat eee e 
Doppel⸗ ausfuhr: Doppel⸗ ausführt, 
zentner 191g bis zentner 1913 bis 


1913 | | 
Juli 945 943 5,6 | 268 680 7,2 1304 183 5,9 om 
Auguft 935 390 5,5 239 978 64 1255361 5,7 | 0,74 
September. . 1 623 669 9,6 | 435 595 11,6 [2204 462 10,1: | 1,81 
Oktober. 177010 10,256 257 12,1 28378515 10,9 | 1,41 
November . .| 1471840 87 378023 10,1 [1975 871 90 | 117 
Dezember.. 1 562 698 9,2344205 9,2 2021638 9,2 | 1,20 
1914 „ 
Januar. . 1611450 9,5 241635 64 1933 630 8,8 | 115. 
Februar. 1 788 588 105 | 217119 5,8 | 20780800 9,5 | 1,23 
März. . 1756 428 10,4 | 264 671 7,0 2109 828 9,6 1,25 
April. . 1694 354 10,0 | 248 302 662025 423 9,2 | 1,20 
Mai 1119705 6,6 | 381778 102 1628 83 74 0 96 
Juni . . .. 658 649 39 [ 276595 7,4 | 10274 4,7 | 0,61 
16 938 974 100,0 3 752 838 100,0 [21 942 7580 100,0 PN. | 


Ernte 1913: 168 783 500 dz. 
Einfuhr 


’ | Geſamteinfuhr 
| (Mehl zum Ausmahlungsſatz 


Monat von 75%, in Körner umgerechnet) 
Doppel⸗ Pro der Einfuhr 
Zentner bie e Kuni 14 
1918 Fr 
Ill! te 2 744 521 8,9 
Auguſt 2330 172 7,6 
September 5 2 729 945 8,9 
Oktober . 3394 982 11,0 
Novembernrn 2 529 198 8,2 
Dezember 2 844 015 9,2 
1914 ! 
Januar 5 2 340 821 7,6 
Februar 1 708 545 5,5 
„ März a A 2 313 965 7,5 
April 2476434 8,0 
MM é 2 556 829 8,3 
SSUNt - 2 0: 310 00 wir 2 873 050 9,3 
30 842 477 100, 


Bei de Einfuhr ſind Getreide und 1 85 nicht getrennt angeführt worden, 


da die e 95 Jahre 1913/14 | 
6800 dz = 0,59 % der Gefamteinfuhe 5 


betrug. 


248 Dingo Meyer [1058 


Zwiſchenkoſten, die der freie Handel braucht, um das Getreide vom 


Erzeuger oder vom Auslande in die Hände des Verbrauchers zu 


bringen, nicht möglich iſt. Würde das Getreidemonopol trotzdem als 


Einnahmequelle für den Staat benutzt, jo kommt dies einer in- 
direkten Abgabe auf das Brot gleich, einer Abgabe, zu der man 


unter den heutigen politiſchen Verhältniſſen oo! wenig Neigung 
verſpüren wird. 


Eine gleichmäßige Belaſtung des geſamten Volkes durch ein 


Getreidemonopol würde auch techniſch kaum durchführbar ſein. Un⸗ 


gefähr ein Viertel unſerer geſamten Bevölkerung ſind ſogenannte 
Selbſtverſorger; dieſen das Getreide etwa durch das Monopol ab- 
zunehmen und es ihnen in Form von Mehl oder Brot wieder zu— 
zuführen, wäre unwirtschaftlich und undurchführbar, da ſich der 


3 Schmuggel eines Teiles des abzuliefernden Getreides bemächtigen 
würde, eine Gefahr, die nach den Kriegserfahrungen auch die ſtraffſte 
Verwaltung nicht ausmerzen könnte. 


Die Selbſtverſorger von allen Monopollaſten zu befreien, wäre 
eine Ungerechtigkeit, die ſich die nichtlandwirtſchaftliche Bevölkerung 
nicht gefallen laſſen würde. Wollte man einen Ausgleich in der 
Weiſe ſchaffen, daß man bei den landwirtſchaftlichen Selbſtverſorgern 
eine Mahlſteuer erhebt, ſo iſt es ſchwer, die Abgabe, die man von 


den Nichtlandwirten in Form eines Zuſchlages zum Brotpreiſe er— 


hebt, dem Betrage der Mahl⸗ und Umſatzſteuer gleichzuſtellen, die 
die Selbſtverſorger zu zahlen hätten. Wegen dieſer Abgaben- und 
Steuerſätze würde fortdauernd ein Streit beſtehen, der das politiſche 
Leben erſchüttert. Außerdem wäre die Erhebung einer Sonderſteuer 
von den Landwirten bei dem hohen Prozentſatz der ſich ſelbſtverſorgenden 
Bevölkerung eine ſolche Durchbrechung des ganzen Syſtems, daß man 


dann wohl beſſer überhaupt von einem Getreidemonopol abſähe und, 


falls man eine Abgabe auf das Brot erheben wollte, das geſamte 
Brotgetreide mit einer Mahl⸗ oder Umſatzſteuer belegte. 


Jede Belaſtung der landwirtſchaftlichen Bevölkerung, ſei es, daß 6 


man ihr das eigene Brot oder Mehl durch die Monopolverwaltung 


liefert, ſei es, daß man das Syſtem der Selbſtverſorger beſtehen 
läßt und den Ausgleich durch Erhebung einer Umſatz⸗ oder Mahl— 


ſteuer herbeigeführt, würde niemals zu einem vollen Erfolg führen. 
Die Kriegsverhältniſſe haben gelehrt, daß Hinterziehungen auf dieſem 
Gebiet unausrottbar ſind. Es iſt der Reichsgetreideſtelle niemals 
gelungen, auch nur annähernd das ihr zuſtehende Getreide zu er- 
faſſen. Je länger der Krieg dauerte, deſto ſchwieriger wurde die 
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Erfaſſung trotz der ſtets verſchärften Maßregeln, obgleich das Über- 
wachungsperſonal um Tauſende vermehrt wurde. Von mit den ein- 
ſchlägigen Verhältniſſen vertrauter Seite ſchätzt man, daß in den 


erſten Monaten 1919 20—25 % des abzuliefernden Getreides in 


andere Hände gelangten als in die der Reichsgetreideſtelle. Keine 
Strafe und keinerlei Mittel haben dagegen etwas ausrichten können. 


Trotz aller Verbote wurde in den kleinen Mühlen beiſeite geſchafftes 


Getreide weiter vermahlen. Als man die Schrotmühlen ſchloß, 


wurden zu Zehntauſenden kleine Handmühlen, ſogenannte Knochen 


mühlen, verkauft, mit welchen die Landwirte auf die primitivſte Art 
des Mahlmweſens zurückgriffen und ihr Getreide in der Stube mit 
der Hand wieder ſelbſt mahlten. 


Schließlich würde überhaupt keine Regierung wirklich ſtark ge⸗ 


nug ſein, ſich jemals aus der Getreidebewirtſchaftung eine Einnahme⸗ 


quelle zu verſchaffen. Sie würde immer auf der einen Seite die 
Maſſe der Verbraucher gegen ſich haben, die ſcharf darauf achten 
würden, daß auch nicht der Bruchteil eines Pfennigs zuviel auf das 


Brot berechnet wird; auf der anderen Seite ſähe ſie ſich ſtändig 
Forderungen der Landwirte nach Erhöhung der Getreidepreiſe gegen⸗ 
über. Auch hierfür iſt die Entwicklung während des Krieges bei 
der Reichsgetreideſtelle bezeichnend. Die Reichsgetreideſtelle hat, um 
überhaupt zu ihrem Getreide zu gelangen, der Landwirtſchaft ein 
Zugeſtändnis nach dem anderen machen müſſen. Es ſei nur an die 
Vergütungen erinnert, die der Landwirtſchaft in Form von Druſch⸗ 
prämien zufloſſen, und welche, da eine entſprechende Erhöhutig der 
Mehlpreiſe nicht durchführbar war, dazu führten, daß die Reichs⸗ 
getreideſtelle eines ganz erheblichen Zuſchuſſes ſeitens des Reiches be⸗ 


durfte. Prof. Dr. C. Ballod errechnet in ſeinem Aufſatz: „Die 


Finanzen nach dem Kriege“, daß der Staat aus einem Getreide⸗ 
bzw. Brotmonopol leicht 600 Mill. Mk. Reingewinn erzielen könne. 


Als Gründe für die Einführung eines Getreidemonopols führt er 


eigentlich nur an, daß wir, um eine Steigerung der Getreideerzeugung 
zu erzielen, der Landwirtſchaft feſte Preiſe und die Sicherheit der 
Abnahme der geſamten angebotenen Menge bieten müßten. Für das 
feuchte Getreide ſchlägt er Trocknung gegen Preisabzug vor. Auf 
alle Schwierigkeiten der Durchführung eines Getreidemonopols geht 
er nicht ein; er erwähnt ſie nur mit den Worten: „das Getreide⸗ 


monopol brächte Weiterungen mit ſich“. Wie aber gerade die Ab⸗ 


| nahmeverpflichtung des Staates der Landwirtſchaft gegenüber bei 
geſteigerter Erzeugung, bei gleichzeitiger Abnahme u allen feuchten 


* 


— 
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Getreides und bei Durchführung der teuren Trocknung mit den hohen 
Trocknungskoſten und den Verluſten uſw. durch Gewichtsſchwund 
ohne finanzielle Einbuße durchführbar wäre, ſagt Herr Profeſſor Ballod 
nicht. Daß das Getreidemonopol ſelbſt bei einer gleichzeitigen Soziali— 
ſterung der Mühlen dem Staat keinerlei Verdienſt bringen würde, 
ſcheint Herrn Profeſſor Ballod auch bekannt zu ſein, denn er erwähnt 
von Einnahmen hieraus nichts. Er glaubt, die 600 Mill. Mk. Rein⸗ 
gewinn ausſchließlich aus einer Monopoliſierung der Bäckereien zu 
erzielen. Es muß zugegeben werden, daß in den Bäckereibetrieben 
die Verhältniſſe anders liegen als beim Getreidehandel und bei dern | 
Mühleninduſtrie. Dddurd, daß noch zuviel Kleinbetriebe vorhanden = 
find und das Mehl, bevor es zum Kleinhändler gelangt, noch zuviel | 
Zwiſchenſtufen durchläuft, wird vielfach noch zu teuer gewirtſchaftet. 
Wie bereits im Getreidehandel und in der Mühleninduſtrie die 


natürliche Entwicklung zu einer Beſeitigung der unnützen Zwiſchen— 


ſtufen geführt hat, ſtrebt auch die Entwicklung im Mehlhandel und 
in der Bäckerei mehr und mehr einem vereinfachten Geſchäftsgang 
zu. Die Kleinbäcker ſind vielfach durch Brotfabriken abgelöſt worden; 
beim Mehlbezug haben ſich die Bäcker vielfach zu Einkaufsgenoſſen— 
ſchaften zuſammengetan, die unmittelbar von den Mühlen heute ge— 
nau ſo billig einkaufen wie der größte Mehlhändler. Ein weiterer 
Zuſammenſchluß der Kleinbäckereien auf genoſſenſchaftlicher Grund— 
lage mit dem Zweck, nur noch das Kleingebäck und Kuchen ſelbſt 
zu backen, Großbrote aber in gemeinſchaftlichen Brotfabriken her⸗ 
zuſtellen, würde eine weitere Verbilligung des Brotes herbeiführen. 
Die Herſtellung von Kleingebäck wird, wie geſagt, in Kleinbetrieben 
im allgemeinen vorzuziehen ſein. Gerade das im Frieden in Deutſch— 
land verbrauchte Kleingebäck iſt von Nahrungsmittelhygienikern ſtets 
als ein Vorzug der deutſchen Brotherſtellung gegenüber der der meiſten 
anderen Länder angeſehen worden. Beſonders das Kleingebäck (Brötchen, 

Schrippen, Zwieback u. dgl.) verdient vom hygieniſchen Standpunkt 
den Vorzug. Im übrigen ſchreibt der wiſſenſchaftliche Leiter der 
Verſuchsanſtalt für Getreideverarbeitung in Berlin, Herr Profeſſor 
Dr. Neumann, ein anerkannter Fachmann auf dieſem Gebiete, auf 
Grund praktiſcher Erfahrungen in feinem eigenen, mit der Verſuchs⸗ 
anſtalt verbundenen, techniſch aufs vollkommenſte eingerichteten Bäckerei⸗ 
betriebe, der unter anderem an Berliner Hoſpitäler liefert, zu den 
Ä Ausführungen des Profeſſor Ballod folgendes: 


Ich würde ſowohl vom wirtſchaftspolitiſchen wie vom techniſchen 
Standpunkt aus a Brotmonopol für einen großen Nachteil unferes 
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Wirtſchaftslebens halten. Herr Profeſſor Ballod legt dar, daß zur Her⸗ 
ſtellung des von deutſchen Bevölkerung benötigten Brotes nur ein Fünftel 
der in der Bäckerei beſchäftigten Arbeitskräfte notwendig ſei. Zur Her⸗ 
ſtellung eines einheitlichen Großbrotes, wie es Ballod offenbar vorſchwebt, 

ſind tatſächlich viel weniger Arbeitskräfte notwendig, als in der Zeit vor 
dem Kriege in der Bäckerei tätig waren. Die Mannigfaltigkeit unſerer 


Gebäckarten und deren handwerksmäßige Zubereitung hat eben die größere 


Zahl an Arbeitskräften beanſprucht. Die Leiſtungen der deutſchen Bäckerei 
waren demgemäß auch vorzügliche, und bei einem anerkannt niedrigen 
Brotpreiſe war die Verſorgung der Bevölkerung mit Backwaren eine ein⸗ 
wandfreie; ein Brotmonopol würde gleiche Leiſtungen meines Erachtens 
nicht aufweiſen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Mannigfaltigkeit 
unſerer Backwaren von monopoliſierten Betrieben nicht übernommen 


werden könnte, und daß das perſönliche Können des Fachmannes nicht 


zur Geltung kommen würde. Aber auch die Güte eines einförmigen 
Gebäckes würde durch den monopoliſierten Betrieb nicht gefördert werden. 
Wenn auch der privatwirtſchaftliche Großbetrieb bei der Brotherſtellung 


qualitativ und quantitativ leiſtungsfähiger iſt als der Kleinbetrieb, ſo 


ſpricht alle Erfahrung dagegen, daß der Großbetrieb im Monopol ähn⸗ 
liche Leiſtungen aufweiſt. Daß die Einförmigkeit der Brotnahrung 
nahrungmitteltechniſch einen Rückſchritt bedeuten würde, halte ich für 
ſelbſtverſtändlich; daß es wirtſchaftspolitiſch richtig ſein ſollte, ein Ge⸗ 
werbe, in dem Tauſende ihren auskömmlichen Verdienſt und ihre Selb⸗ 


| ſtändigkeit fanden, zu unterdrücken, erſcheint mir undenkbar. 


Was nun den nach Hunderten von Millionen zählenden Gewinn 
anbetrifft, den Profeſſor Ballod aus der Monopoliſierung der Bäckerei 
für den Staat errechnet, ſo muß ich zunächſt feſtſtellen, daß die Berech⸗ 
nungen einen grundlegenden Fehler enthalten. Bei einem Preiſe von 


24 Pf. für das Kilogramm Mehl kann der Brotpreis unmöglich mit 


32 Pf. eingeſetzt werden, weil dieſe Preisnormierung eine außerordentliche 
Verteuerung des Brotes darſtellen würde. Es wäre das ein Verhältnis 
von Mehlpreis zu Brotpreis wie 100 zu 133. Vor dem Kriege konnte 
man bei dem Großbrot Mehlpreis gleich Brotpreis ſetzen, und ſelbſt im 
Kriege iſt das Verhültnis von Mehlpreis zu Brotpreis in Kleinſtädten 
höchſtens auf 100 zu 105, in Großſtädten auf 100 zu 110 feſtgeſetzt 
geweſen. Herr Profeſſor Ballod ſetzt alſo den Brotpreis gerade um den 
Betrag herauf, den er zur Grundlage ſeiner Millionenerſparnis für den 


Staat macht. Im einzelnen wäre zu der Ballodſchen Berechnung auch 


noch der Preis für Kohle als zu niedrig, und der Betrag von 10 % 
für den Verſchleiß als unzureichend zu bezeichnen. Alſo auch vom geld⸗ 


wirtſchaftlichen Standpunkte aus kann ich dem Brotmonopol die von 


Ballod erwarteten Vorteile nicht erblicken.“ 
„Das Getreidemonopol als Einnahmequelle für den Staat is 
eben eine Unmöglichkeit, und ſelbſt Prof. Ballod kann aus einem 


Getreidemonopol keine Einnahmen für das Reich errechnen. 


5. Es hat ſtets eine Reihe Befürworter des Getreidemonopols 


gegeben, um dem landwirtſchaftlichen Erzeuger eine beſtimmte Rente 
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zu ſichern. Es ſei unter anderem an den Antrag Kanitz und ähn⸗ 
liche Beſtrebungen erinnert. Der Verſuch, dem landwirtſchaftlichen 
Erzeuger eine gewiſſe Rente auf dieſe oder jene Weiſe zu beſchaffen, 
iſt nicht mit Unrecht als Schraube ohne Ende bezeichnet worden, 
da, ſobald eine gewiſſe Rente gewährt iſt, der Wert der Grundſtücke 
ſteigt und Veräußerungen von Grund und Boden ſtattfinden, die 
dann dem nächſten Erwerber wieder eine ungenügende Rente ge⸗ 
währen. Das erſte und einzige Mal, daß man mit einer Monopol⸗ 
wirtſchaft teilweiſe Ernſt machte, nämlich während des letzten Krieges, 
hat dazu geführt, daß die Landwirtſchaft heute energiſch und ge— 
ſchloſſen das Getreidemonopol ablehnt. Ein Getreidemonopol wird 
auf die Dauer ſtets einen Rückgang in der landwirtſchaftlichen Er- 
zeugung herbeiführen, denn eine Monopolwirtſchaft kann eben 
niemals dem Landwirt ein gerechtes Entgelt für das bieten, was 
er liefert. 

Der freie Handel iſt in der Lage, das abgelieferte Getreide nach 
dem wahren Wert zu bemeſſen; eine Monopolverwaltung niemals. 

Intereſſant iſt es, wie ſich gerade bei der Reichsgetreideſtelle die 
Dinge in dieſer Beziehung entwickelten. Im Frieden wurde das 
Getreide vom Händler oder Müller der Güte des Korns entſprechend 
bewertet. Es wurde in erſter Linie verlangt, daß das Getreide 
mahlbar trocken war; für nicht mahlbar trocknes Getreide fand ſich 
in geregelten Zeiten überhaupt kein Abnehmer. Dann machte man 
Unterſchiede in der Wertbemeſſung je nach dem Naturalgewicht, nach 
der Beimiſchung fremder Körper, nach der Hellfarbigkeit des Korns 
‘(frei von Blauſpitz und Brand) uſw. Unter der Herrſchaft der 
Reichsgetreideſtellei wurden unter Beiſeiteſtellung aller dieſer Unter⸗ 
ſchiede in der Beſchaffenheit einfach Preiſe für die Durchſchnitts⸗ 
qualität feſtgeſetzt, da man das ſchwierige Geſchäft der Abnahme der 
in Betracht kommenden großen Mengen nicht noch verwickelter machen 
konnte. Nur für einen allzu hohen Gehalt an Feuchtigkeit wurden 
Abzüge gemacht. Entſprach die Ware nur einigermaßen dem, was 
Hals Durchſchnittsbeſchaffenheit angeſehen werden konnte, jo wurde 
ſie ohne weiteres abgenommen. Selbſt bei feuchter Ware ſah man 
den abliefernden Landwirten von Jahr zu Jahr mehr durch die 
Finger. Den Mühlen, denen man ſchließlich nicht mehr zumuten 
konnte, die zum Beiſpiel kurz nach der Ernte abgelieferte allzu feuchte 
Ware ohne Vergütung anzunehmen, zahlte ſchließlich die Reichs⸗ 
getreideſtelle aus eigener Taſche gewiſſe Entſchädigungen, ohne ſie 
den Landwirten abzuziehen. 0 
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So ſah ſchließlich der Landwirt, der eine gute Ware erzeugte, 
mit Arger, wie ſein Nachbar, der eine bedeutend e ir 
ablieferte, den gleichen Preis erhielt. 

Würde dauernd ein ſolches Syſtem beibehalten ER damit die 
Gewährung einer beſtimmten Rente an die Landwirtſchaft durch 
ein Getreidemonopol gewährt, ſo würde jedes Streben nach Ver⸗ 
beſſerung der Getreideſorten uſw. aufhören. Iſt es ſchon aus dieſem 
Grunde ſchwierig, eine gleichmäßige Rente für den landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeuger herbeizuführen, ſo wird die Schwierigkeit infolge 
der verſchiedenen Ernteerträge noch größer. Der Preis, der in dem 
Jahre einer mittleren Ernte angemeſſen erſcheinen mag, wird in 
Jahren von Mißernten dem Landwirt keinerlei Auskommen gewähren, 
ihm aber in Jahren glänzender Ernten ungeheure Gewinne zufließen 
laſſen. Gewiß Hringt die Verſchiedenheit des Ernteausfalls auch 
unter der freien Wirtſchaft teilweiſe eine unauskömmliche Rente, 
auf der anderen Seite bei guten Ernten unter Umſtänden große 
Gewinne. Abgeſehen davon, daß unter der freien Wirtſchaft das 
Geſetz von Angebot und Nachfrage regelnd einwirkt, wird der Land⸗ 
wirt in der freien Wirtſchaft derartige Schwankungen der Wirt⸗ 
ſchaftslage in Kauf nehmen. Sobald er ſich aber dem Staat als 

Abnehmer gegenüber ſieht, wird er bei einer nicht auskömmlichen 


Rente nach Staatshilfe rufen, ohne ſich bei beſonders günſtigen 


Ernten bereit zu erklären, den Staat das mitgenießen zu laſſen, was 
der Himmel ihm beſchert hat. 

Eine nach dem jeweiligen Ausfall der Ernte vorgenommene Feſt⸗ 
ſetzung gleitender Preiſe würde wiederum ein dauernder Kampfanlaß 
für Staat, Erzeuger und Verbraucher werden; auch wäre eine ein⸗ 
heitliche und gerechte Preisregelung nach dem Ernteausfall techniſch 
undurchführbar wegen der Verſchiedenheit des Klimas, der Boden⸗ 
beſchaffenheit und der Erntezeit in Deutſchland. Ein trockener 
Sommer, der auf dürrem Boden großen Teilen unſeres Vaterlandes 
eine Mißernte bringt, ſchafft anderen Gegenden mit fettem Boden 
und den näher an der Küſte gelegenen Landesteilen mit taureichen 
Nächten gute Erträge. Im Spätſommer und Herbſt eintretende 
Regen werden dort, wo ſie mitten in die Erntezeit fallen, große 
Schäden anrichten, in anderen Gegenden Deutſchlands, wo die Ernte 
einige Wochen ſpäter eingebracht wird, vielleicht ſogar noch günſtig | 
auf den Ertrag einwirken. 

Die Sicherung einer beſtimmten Rente ohne Rückſicht auf die 
von elementaren Einflüſſen abhängigen Ernteergebniſſe widerſpricht 
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eben jedem Naturgeſetz. Würde man aber dieſe Rente nach den 
Ernteergebniſſen zu bemeſſen verſuchen, ſo würde man hierbei eben⸗ 
ſowenig zu einem ganz gerechten, den tatſächlichen Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechendem Ergebnis gelangen, wie es heute der freie Markt vermag, 
der mit ſeinen Preisſchwankungen ja ſchließlich nichts weiter iſt als 
der Verſuch, den Ernteergebniſſen der verſchiedenen Gegenden und 
Länder im Preiſe gerecht zu werden. 
Recht beſtechend wirkt die Theorie, daß ein Getreidemonopol die 
bisher aus Angebot und Nachfrage entſtehenden Schwankungen durch 
Feſtſetzung der Preiſe nach dem Grundſatze der Vergütung der 
Produktionskoſten plus angemeſſenem Gewinn des Erzeugers be⸗ 

ſeitigen, die Erzeugung aufs äußerſte anſpannen, dem Erzeuger die 
ihm zukommende Rente gewähren und dem Verbrauch billigere Preiſe 
ſichern könnte. 

Wenn ſich aus obigen EN ergeben hat, daß ein Ge⸗ 
treidemonopol dem Verbraucher billigere Preiſe nicht ſichern und dem 
Erzeuger keine gleichmäßige Rente ſchaffen kann, braucht man nicht 
noch beſonders zu beweiſen, daß es erſt recht unmöglich iſt, beides 
zu gleicher Zeit zu erzielen. Auch die Sorge, für den Kriegsfall 
Läger zu unterhalten, zwingt uns nicht zum Getreidemonopol, das 
uns kein billigeres Brot bringen würde. Trotz eines Zolles in den 
letzten Jahrzehnten vor dem Kriege, der 30— 50% der unverzollten 
Getreidepreiſe frei deutſcher Grenze ausmachte, war der Brotpreis in 
Deutſchland ſtets erträglich, obgleich bei der Brotherſtellung vielfach 
noch unwirtſchaftlich verfahren wurde. Auch ohne die früher von 
der Landwirtſchaft vielfach durch ſtaatliches Eingreifen erhoffte gleich- 
mäßige Rente hat die deutſche Landwirtſchaft durch intenſive Be⸗ 
wirtſchaftung Getreideerträge erzielt wie in keinem anderen Lande 
der Erde. Mit Recht lehnt deshalb die Mehrheit der deutſchen 
Laͤndwirtſchaft heute das Getreidemonopol ab. 

Ein jedes Arbeitsgebiet, bei dem der Antrieb des einzelnen 
Individuums zur Erzielung der höchſten Leiſtung nicht entbehrt 
werden kann, iſt zur Vergeſellſchaftung eben ungeeignet. Das trifft 
beim Getreidehandel wie bei der Landwirtſchaft zu; bei letzterer 
würde der Antrieb des einzelnen bereits gelähmt, wenn nur der 
Abſatz eines ihrer Haupterzeugniſſe der Vergeſellſchaftung verfiele. 
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1. Gründe: a) Das Fehlen des ländlichen Wuchers (das Notariat) S. 283; 
b) Perſonenfragen S. 271; c) der Widerſtand der Regierung S. 271. 2. Folgen: 
a) für die Landwirtſchaft im allgemeinen S. 272; b) für das landwirſchaftliche 
Genoſſenſchaftsweſen S. 272. 3. Eine Zukunftsaufgabe S. 273. B. Das 
Fehlen des ländlichen Konſumvereins S. 275. — III. Die Lokalvereine 
als Rückhalt des luxemburgiſchen landwirtſchaftlichen Ge: 
noſſenſchaftsweſens S. 277—291. A. Sinn dieſer Aufſtellung: 
1. negativ S. 277; 2. poſitiv S. 278. B. Urſachen der zentralen Stellung 
der Lokalvereine im Dorfleben S. 281. C. Folgen der zentralen Stellung 
der Lokalvereine: 1. Erfaſſung ſämtlicher Landwirte S. 287; 2. räumlich 
enge Begrenzung bei allen Genoſſenſchaften S. 289; 3. Leitung durch die 
Landwirte ſelber S. 289. — IV. Weitgehende Beeinfluſſung und 
Bevormundung durch den Staat S. 291— 297. A. Urfachen: 1. Der 
geringe Umfang des Landes S. 292; 2. die Ackerbauverwaltung S. 292; 
3. Eyſchens bewußtes Streben S. 293; 4. innerpolitiſche Verhältniſſe S. 295. 
B. Ungünſtige Folgen: 1. Lähmung der Privatinitiative S. 296; 2. unge⸗ 
nügende Reviſion S. 296; 3. Verzögerung des Zuſammenſchluſſes S. 297; 
4. Zerſplitterung in der Organiſation > 297. — ez Zukunfts⸗ 
aufgaben S. 297299. 


| Due kleine e mit einer Geſamtfläche von 2586, 31 qkm 


und einer Einwohnerzahl von 263 824 Seelen, liegt zwiſchen 


der Rheinprovinz und Belgien, zwei Gebieten mit einem hochent⸗ 
wickelten landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſen. Bis 1919 war 


1 Der folgende Aufſatz bildet den Schlußteil einer eingehenderen Dar⸗ 
ſtellung des luxemburgiſchen . Genoſſenſchaftsweſens, die 
ſpäter im Drucke erſcheinen ſoll. | 
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das Großherzogtum dem deutſchen Zollverein angeſchloſſen. Es ge: 
hört zum Hinterlande des Hafens Antwerpen. Da das Ländchen 
keine eigene Univerſität beſitzt, ſo genießen all ſeine Akademiker ihre 
Ausbildung im Auslande, vor allem in Frankreich, Deutſchland und 
Belgien. Ziemlich viele Luxemburger beſuchen die Univerſität Löwen, 
die für das belgiſche Genoſſenſchaftsweſen eine nicht unerhebliche 
Bedeutung hat, die Bonner Univerſität und die Landwirtſchaftliche 
Akademie in Poppelsdorf, von denen ein Gleiches für die landwirt- 
ſchaftlichen Organifationen der Rheinprovinz geſagt werden kann. — 
Und trotz dieſer mannigfachen Beziehungen intellektueller und wirt⸗ 
ſchaftlicher Art zu den Nachbarländern hat Luxemburg ein land— 
wirtſchaftliches Genoſſenſchaftsweſen von ausgeprägter Eigenart, ganz 
verſchieden von dem deutſchen und dem belgiſchen. Dieſer Umſtand 
macht die genoſſenſchaftlichen Organiſationen des kleinen Landes auch 
für die wiſſenſchaftliche Betrachtung teren 


. Aberſicht über Entwicklung und heutigen Stand 
des landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens in 
| Luxemburg 


| Die landwirtſchaftlichen Betriebsverhältniſſe Luxemburgs bieten 
für das Genoſſenſchaftsweſen recht günſtige Vorbedingungen. Der 
Großbetrieb ſpielt keine Rolle. Sehr zahlreich ſind die Kleinbetriebe 
(unter 2 ha), die aber zu fünf Sechſteln bewirtſchaftet werden von 
Handwerkern, Arbeitern, Beamten, alſo von Leuten, die im Haupt⸗ 
beruf nicht Landwirte ſind. Neun Zehntel der Anbaufläche entfallen 
auf die bäuerlichen Betriebe. Großbauern gibt es durchſchnittlich 
etwa zwei in jedem Dorfe. Ihr Gepräge erhält die luxemburgiſche 
Landwirtſchaft durch das Vorherrſchen der Mittel⸗ und Kleinbauern, 
alſo jener Schichten, die vor allem das Genoſſenſchaftsweſen nötig 
haben. 

Die Beſtzverhältniſſe ſind 2900 die gleichen wie in Deutſchland: 
auf eigenes Land entfallen 85,64%, auf Pachtland 13,51% der 
Wirtſchaftsfläche. Die Siedelungsform iſt durchweg das Dorf mit 
meiſt 100 —500 Einwohnern. Zwiſchen den Ortſchaften liegen zer— 
ſtreute Einzelhöfe. Von einem Einzelhofſyſtem kann aber nirgends 
die Rede ſein. | | 

Das moderne landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen hat in 
Luxemburg eingeſetzt mit der Bildung von Meliorations⸗ 
genoſſenſchaften, hier als landwirtſchaftliche Syndikate (asso- 
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ciations syndicales) bezeichnet. Dieſe gingen hervor aus dem Streben 
nach einer intenſiveren Betriebsweiſe. Die Landwirte wollten mehr 
Dünger produzieren und deshalb die Viehhaltung ausdehnen, was 
wiederum eine Steigerung der Futterproduktion notwendig machte. 
Um eine ſolche zu ermöglichen, ſollten die vorhandenen natürlichen 
Futterflächen eine Verbeſſerung durch Bewäſſerung, Entwäſſerung, 
Drainage erfahren. Von Waſſerbaugenoſſenſchaften ging man aus, 
auf dieſe iſt das Geſetz vom 28. Dezember 1883, betreffend die land⸗ 
wirtſchaftlichen Syndikate, in erſter Linie zugeſchnitten. An Flur⸗ 

bereinigung hat man bei der Vorbereitung des Geſetzes kaum gedacht. 
Aber bald trat dieſe ganz in den Vordergrund. Die Landwirte 

ſahen eine Möglichkeit gegeben, aus dem Zwang der Dreifelder⸗ 
wirtſchaft herauszukommen, und nutzten dieſelbe mit Eifer aus. — 
Mit Zuſammenlegungen ſind nur ein paar ſchüchterne Ver⸗ 
ſuche gemacht worden. Es wurden vielmehr in großem Maßſtabe 
Flurwege gebaut. Die Zerſplitterung blieb alſo beſtehen, aber es 
wurden die einzelnen Parzellen durch Wege zugänglich gemacht. Bis 
Ende 1911 waren für Be⸗ und Entwäſſerungen 245 Syndikate mit 
4454 Mitgliedern, für den Bau von Flurwegen 737 Syndikate mit 


46 426 Mitgliedern zuſtande gekommen. Die Zahl der landwirt⸗ 


ſchaftlichen Hauptbetriebe im Lande beträgt aber (nad) der Zählung 
von 1907) nur 15 868. 

Es wap alſo jeder ſelbſtändige Landwirt im Durchſchnitt drei 
Mal an einem Flurwegeſyndikat beteiligt. Es wurde nämlich faſt 
niemals die geſamte Gemarkung eines Dorfes auf einen Zug der 
Bereinigung unterworfen, ſondern man begann mit dem Bau der 
drei, vier notwendigſten Wege, fügte nach einigen Jahren, wenn die 
erſten bezahlt waren, ein paar weitere hinzu, und ſo arbeitete man 
weiter, bis das gewünſchte Flurwegenetz fertig war. Bis Ende 1916 
waren 2568 km Flurwege gebaut und dadurch eine Fläche von 
55607 ha erſchloſſen. Zum ſelben Zeitpunkt waren 564 km Waſſer⸗ 
läufe reguliert und 2559 ha auf genoſſenſchaftlichem Wege be⸗ oder 
entwäſſert worden. Die aufgewandten Koſten betrugen bis Ende 
1911 bei den Flurwegeſyndikaten 3884186 Fr. „ bei Waſſerbau⸗ 
genoſſenſchaften nur 467 665 Fr. 

Im Intereſſe der Durchführung von Meliorationen iſt auch durch 
Geſetz vom 28. Februar 1883 die Ackerbauverwaltung geſchaffen 
worden, nachdem fie ſeit 1875 bereits in den Anfängen tatſüchlich 
beſtanden hatte. Sie ſollte die Anregung zu Meliorationen geben, 


die Gründung von Syndikaten in die Wege leiten, für die ene 
Schmollers Jahrbuch XLIII 3. | 
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der geſetzlichen Formalitäten Sorge tragen, kurz eine Landeskultur⸗ 
behörde ſein. Die Regierung hatte namentlich den kulturtechniſchen 
Dienſt des Großherzogtums Baden vor Augen. Ihren Zweck hat 
man aber nicht auf dieſe techniſchen Aufgaben beſchränkt. Sie ſoll 
ſich mit den landwirtſchaftlichen Angelegenheiten überhaupt befaſſen. 
Sie iſt eine Zentralſtelle nicht nur für Meliorationsgenoſſenſchaften, 
ſondern für das ganze e Gen offen ats een ge⸗ 
worden. 

Die Syndikate ſind nur vorübecgehelde Vereinigungen zur Er- 
reichung beſtimmter Zwecke, die ſich nach Erfüllung ihrer Aufgabe 
regelmäßig wieder auflöſen. Die erſten genoſſenſchaftlichen Organi— 
ſationen bleibenden Charakters waren in Luxemburg die ſogenannten 
landwirtſchaftlichen Lokalvereine, die ſeit 1875 ins Leben ge— 
rufen wurden. Ihre Verbreitung über das ganze Land erfolgte be— 


ſonders Ende der 80 er und in den 90 er Jahren. Die Einführung 


in einer Ortſchaft erfolgte zumeiſt im Anſchluß an eine landwirt⸗ 
ſchaftliche Konferenz, wie ſie die Regierung durch Wanderredner ſeit 
Anfang der 70 er Jahre, beſonders zahlreich aber 1888 — 1896 ab- 
halten ließ. — Als Vorbild für die Lokalvereine hatten gedient die 
landwirtſchaftlichen Kaſinos der Rheinprovinz. Dieſe intereſſanten 
Gebilde waren entſtanden im Schoße des Landwirtſchaftlichen Vereins 
für Rheinpreußen und wirkten anfangs hauptſächlich als Studien⸗ 
zirkel. Eine Art Studienzirkel ſind auch die Lokalvereine in den 
erſten Jahren geweſen. Sie ſollten die Landwirtſchaft fördern durch 
„gegenſeitige Belehrung, Austauſch der gemachten Erfahrungen, ge— 
meinſchaftliche Anſchaffung landwirtſchaftlicher Hilfsmittel, überhaupt 
gemütliches Zuſammenkommen zur Beſprechung gemeinſamer Inter— 
eſſen“. In den Vordergrund trat aber ſchon bald, was in den 
Satzungen nur angedeutet iſt, die gemeinſchaftliche Beſchaffung und 
Nutzung von Maſchinen: die Lokalvereine wurden zu Maſchinen— 
genoſſenſchaften. Es handelt ſich hierbei nicht um Dampfpflüge, 
| Dampfdreſchmaſchinen, Motorſägen und dergleichen größere Maſchinen, 

ſondern um Viehwagen, Walzen, Grubber, Wieſeneggen, Drillmaſchinen, 
Diüngerſtreuer uſw. Dieſe Maſchinen vermag der Großbauer ſich 
faſt alle ſelber zu beſchaffen, der Mittel⸗ und Kleinbauer könnte ſich 
höchſtens die eine oder die andere kaufen, kann ſie aber ſämtlich mit 
Vorteil verwenden, wenn fie ihm gegen geringes Entgelt zur Ver— 
fügung geſtellt werden. Die Vereine ſind Maſchinengenoſſenſchaften 
für die Bedürfniſſe der Mittel⸗ und Kleinbauern; wir werden ſie 
eigentlich richtiger als Gerätegenoſſenſchaften bezeichnen. 


. 
1 


Id 
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Die Maſchinen und Geräte find untergebracht in einem Geräte⸗ 
ſchuppen, der meiſtens vom Verein für dieſen Zweck gebaut, in 
anderen Fällen bloß gemietet oder von der Gemeinde zur Verfügung 
geſtellt iſt. Gewöhnlich iſt der Schriftführer des Vereins zugleich 
Geräteverwahrer und beſorgt überdies die gemeinſamen Beſtellungen; 
denn die Vereine ſind auch Bezugsgenoſſenſchaften. Von Anfang an 
haben ſie den Bezug landwirtſchaftlicher Bedarfsartikel, befonders 


Düngemittel, Futtermittel, Saatgut vermittelt. Doch konnte dieſe 


Seite ihrer Tätigkeit wirklich große Bedeutung nicht erlangen, bis 
ihre Zuſammenfaſſung zu einer Zentralgenoſſenſchaft erfolgt war. 
Dieſe gelang aber erſt im Jahre 1909 mit der Gründung des All⸗ 
gemeinen Verbandes landwirtſchaftlicher Lokalvereine 
des Großherzogtums Luxemburg. Nachdem die Schwierigkeiten der 
erſten Jahre überwunden und 1912 eine gründliche Reorganiſation 
erfolgt war, iſt dem Verband eine glänzende Entwicklung beſchieden 
geweſen. | 

Grundſätzlich ſollen die Lokalvereine auch Abſatzgenoſſenſchaften 
ſein; doch ſind in der Richtung bislang nur ſchwache Anſätze vor⸗ 
handen. Der Ankauf und die Ablieferung der vom Staate beſchlag⸗ 
nahmten Erzeugniſſe durch Vermittlung der Lokalvereine in den letzten 
Kriegsjahren diente hauptſächlich der möglichſt vollſtändigen Erfaſſung 
der Lebensmittel. Die Verbandsleitung geht an den genoſſenſchaft⸗ 
lichen Abſatz nur mit Zögern heran. = 
150 Vereine beſitzen eine landwirtſchaftliche Bibliothek. Das 
ſind zu wenig; aber auch die vorhandenen werden e nicht ge⸗ 
nügend benutzt. 

1916 gab es im Lande 422 Vereine mit 18.420 Mitgliedern. 
Dem Verband waren 1917 angeſchloſſen 390 Vereine mit 17817 Mit⸗ 
gliedern. | 
Die Lokalwinzervereine ſind die Lokalvereine für die 
Weinbaugegend. Wie die meiſten luxemburgiſ chen Winzer auch Land⸗ 
wirtſchaft treiben, ſo find faſt alle Winzerlokalvereine zugleich land⸗ 
wirtſchaftliche Lokalvereine, mit einem Vorſtand für die beiden Seiten 
ihrer Tätigkeit. Die Winzervereine ſind, wie die landwirtſchaftlichen 
Lokglvereine, Gerätegenoſſenſchaften, finden aber als ſolche weniger 
Betätigungsmöglichkeit als in der Landwirtſchaft. Um ſo dankbarere 
Aufgaben ſtellen ſich ihnen als Bezugsgenoſſenſchaften; es handelt 
fich dabei vor allem um die Mittel zur Bekämpfung der Rebſchädlinge. 

Den Abſatz des Weines genoſſenſchaftlich zu organiſieren, iſt ſeit 


einer N von Jahren mehrfach verſucht worden, bis jetzt ohne 
u 17% 


er | 
nennenswerte Erfolge. Seit 1911 find auch die Lokalwinzervereine 
zu einem Verband zuſammengeſchloſſen. So gehören jetzt die Lokal⸗ 
vereine der Weinbaugegend in ihrer Eigenſchaft als landwirtſchaft⸗ 
liche Vereine dem Allgemeinen Verband landwirtſchaftlicher Lokal⸗ 
vereine, als Winzervereine dem Winzerverband an. 

Ihrem vorwiegend bäuerlichen Charakter entſprechend, iſt die 
luxemburgiſche Landwirtſchaft in ſtarkem Maße auf Viehzucht, vor 
allem Rindviehhaltung mit Milchwirtſchaft und Butterproduktion ein⸗ 
geſtellt. Dieſer Umſtand ſpiegelt ſich wieder in einer Reihe von 
Genoſſenſchaften, die ſpeziell die Viehhaltung betreffen. 
| Seit 1883 find Viehverſicherungsvereine ins Leben ge- 

rufen worden. Es handelt ſich dabei um Viehlebensverſicherung, 
unter Ausſchluß der Seuchenverſicherung, der Schlachtviehverſicherung 
uſw. Vergütet wird nicht der ganze S Schaden, ſondern meiſt nur 
zwei Drittel. Die Tierarztkoſten trugen die Vereine früher ganz, 
heute nur noch zur Hälfte. Die Zahl der Kaſſen blieb lange Zeit 
gering, ſtieg dann in kurzer Zeit raſch, von 25 in 1900 auf 134 
in 1904, weil die Ackerbauverwaltung der Bewegung energiſche 
Förderung angedeihen ließ, auch die Einzelvereine zu einem Rück⸗ 
verſicherungsverband zuſammenſchloß. Aber es trat ſogleich wieder 
ein Rückſchlag ein. Die Zahl der Vereine ſank bis 1911 auf 85. 
Die Mitgliederzahl betrug 1904 8772, 1911 nur noch 3643, die 
Stückzahl des verſicherten Viehes 1904 20 777, 1911 nur noch 8009. 
Es waren vor allem die größeren Betriebe, die austraten. Denn für 
die Beſitzer einer größeren Zahl von Tieren vermögen die Kaſſen 
kaum Vorteile zu bieten. Sehr nützlich können fie wirken für die 
kleinen Leute; dieſe bleiben denn auch vielfach den Vereinen treu. 
Bei der geringen Prämie von 190 haben ſich die Kaſſen nur mit 
namhafter ſtaatlicher Unterſtützung halten können. Ein eventuelles 
Defizit der Einzelvereine deckt der Verband zu 80 % . 1917 wurde 
eine gründliche Reorganiſation in die ve geleitet, deren Erfolg 
natürlich abzuwarten bleibt. 

Weit größere Bedeutung kommt den Molkereigenoſſen— 
ſchaften zu. Verſuche, ſolche zu gründen, wurden bereits in den 
80 er Jahren gemacht. Erfolg hatte man damit erſt ſeit 1892, als 
auch die Milchzentrifuge im Lande Eingang fand. Viele Anregungen 
gingen aus von der Vorführung einer däniſchen Muſtermolkerei im 
Jahre 1894 zu Luxemburg⸗Bahnhof. 1895 wurde zwecks Vermittlung 
des Abſatzes ein Verband gegründet, in dem aber die Ackerbau⸗ 
verwaltung die Hauptarbeit leiſtete. 1901 wurde ein eigener Ge⸗ 
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ſchäftsführer beſtellt; doch waren noch immer Beamte der Ackerbau⸗ 
verwaltung für den Verband tätig. Unerquickliche Verhältniſſe und 
Vorkommniſſe führten erſt zum Austritt vieler Genoſſenſchaften, dann 
1908 zur Auſlöſung und Neugründung des Verbandes ſelber. Die 
Zahl der Molkereigenoſſenſchaften betrug 1901 bereits 80; die Fort⸗ 
ſchritte waren bis 1908 unerheblich, es kamen nur 10 Molkereien | 


hinzu. Danach feßte wieder eine Aufwärtsbewegung ein. 1917 


waren 155 Genoſſenſchaftsmolkereien vorhanden, wovon nicht ein 
Drittel dem Verbande angehörte. 1914 waren den damals beſtehenden 
146 Molkereien 7115 Betriebe angeſchloſſen, die allen Betriebsgrößen⸗ 
klaſſen angehörten. Es wurde im gleichen Jahre nicht ganz eine 
Million kg Butter genoſſenſchaftlich produziert. Die luxemburgiſchen 
Meiereigenoſſenſchaften ſind alles kleine Dorſmolkereien; eine däniſche 
Molkerei verarbeitet im Durchſchnitt etwa zehn Mal ſo viel Milch 
als eine luxemburgiſche. Nur einige wenige haben Kraftbetrieb, die 
meiſten nur Handbetrieb. Paſteuriſier⸗ oder Steriliſierapparate find 
faſt keine vorhanden. In den meiſten Fällen wird durch Fuhrwerk 
die Milch von den Gehöften abgeholt und die Magermilch dorthin 
zurückbefördert. In kleinen Molkereien muß jeder Beſitzer das ſelbſt 
beſorgen. Der Abſatz erfolgt meiſt auf Grund eines Vertrages 
zwiſchen der Genoſſenſchaft und einem Butterhändler. Für die ihm 
angeſchloſſenen Molkereien übernimmt der Verband die Vermittlung 
aber auch nur die Vermittlung; ein Lager hat er nicht. Die meiſten 
Genoſſenſchaften gehören der Vereinigung Luxemburger Genoſſen⸗ 
| ſchaftsmolkereien an, die hauptſächlich bezweckt, die Produkte unter 
einer einheitlichen Schutzmarke in den Handel zu bringen. Eine 
großzügige Neuregelung des Abſatzes war 1915 geplant, konnte aber 
wegen des Krieges nicht durchgeführt werden. = 
Voller Erfolg iſt vor allem der Zuchtgenoſſenſchafts⸗ 


bewegung zu wünſchen, die ſeit 1909 eingeſetzt hat. Die Initiative ar 


ging hauptſächlich aus von ehemaligen Schülern der Staatsackerbau⸗ z 
ſchule in Ettelbrüd. Der praktiſchen Verwirklichung ftellten ſich zu 
nächſt äußere Hinderniſſe in den Weg: die Zahl der Genoſſenſchaften 

war bei Kriegsausbruch noch gering. Der Krieg ſelbſt wirkte natur⸗ 
gemäß völlig lähmend. 1917 wurde die Werbearbeit wieder auf⸗ 
genommen, aber die Erfolge ſind bis jetzt nur beſcheiden. — Die 


Zuchtgenoſſenſchaften find nicht regionale Vereinigungen, wie es mehr⸗ 


fach geplant war, ſondern lokale Organiſationen. Von den 26 be⸗ 
ſtehenden, beſchränken ſich 4 einſtweilen auf die Stierhaltung. Die 
meiſten aber ſind eigentliche Zuchtgenoſſenſchaften, welche die Zucht⸗ 


I 
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wahl auch auf die weiblichen Tiere und auf die Nachkommenſchaſt 
erftreden. Mit den Zuchtgenoſſenſchaften ſucht man Kontrollvereine 


5 zu verbinden, die den Zweck haben, ein getreues Bild von der Milch— 


ergiebigkeit der einzelnen Kühe zu geben. In einigen Dörfern hat 


man auch genoſſenſchaftliche Jungviehweiden eingerichtet. Mit der 


Anlage eines Herdbuches iſt begonnen; doch iſt dieſelbe erſt provi⸗ 


ſoriſch. Ein Tierzuchtinſpektor iſt noch nicht ernannt. 


| Von weniger großer Bedeutung find die Obſtbaugenoſſen— 
ſchaften, die ſeit 1902 auf Betreiben der Ackerbauverwaltung ins 
Leben gerufen worden ſind, ebenfalls als lokale Organiſationen. 
1911 beſtanden 58 mit 1990 Mitgliedern, 1918 64 mit 1827 Mit⸗ 
gliedern. — Sie ſind in erſter Linie Baumpflegegenoſſenſchaften. Es 
ſoll in jeder Genoſſenſchaft ein in der Baumpflege beſonders aus— 
gebildeter Baumwart beſtellt werden, der die Bäume der Mitglieder 
gegen Entgelt zu beſchneiden, zu pfropfen hat uſw. Als Obſt⸗ 
verwertungsgenoſſenſchaften betätigen ſie ſich nur wenig. Für Baum⸗ 
pflege und Obſtverwertung beſchaffen ſie die nötigen Maſchinen und 
Geräte, die von den Mitgliedern gemeinſam benutzt werden. — Es 
beſteht auch ein Landesobſtbauverein, der die gleichen Ziele auf etwas 
anderem Wege verfolgt, mit den Genoſſenſchaften aber eigentlich 
nichts zu tun hat. Als eine Art Verband für die letzteren fungiert 
vielmehr die Ackerbauverwaltung. Der von ihr beſtellte Genofjen- 
ſchaftsgärtner übt die Kontrolle über die Baumpflege in den einzelnen 


Genoſſenſchaften aus, hält Vorträge, ſteht überhaupt auf Verlangen - : 


den Einzelvereinen mit Rat und Tat zur Seite. 

Eine Sonderſtellung nehmen die in geringer Zahl vorhan⸗ 
denen Elektrizitätsgenoſſenſchaften ein. Ob die Bewegung eine Zu— 
kunft hat, läßt ſich einſtweilen kaum ſagen. Im Folgenden iſt von 
. ganz abgeſehen. | 


II. Nein n Charakter der länd⸗ 
llllichen Genoſſenſchaften in Luxemburg 


In Deutſchland pflegt man zu reden von ländlichen Genoſſen— 
ſchaften. Aus der gebotenen flüchtigen Skizze läßt ſich bereits er- 
ſehen, daß in Luxemburg bis jetzt alle Genoſſenſchaften auſ dem 
Lande auch als rein landwirtſchaftliche anzuſprechen find. Ihre Mit- 
glieder find Landwirte (im Haupt⸗ oder im Nebenberuf), und fie 
gehören den Genoſſenſchaften an in ihrer Eigenſchaft als Landwirte 
Es fehlen bislang die Genoſſenſchaften, die man zwar als ländliche. 
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aber nicht als landwirtſchaftliche bezeichnen könnte. Es fehlt die 
Kreditgenoſſenſchaft, der auch ländliche Handwerker, Kaufleute zur 
Förderung ihres Gewerbes, ihres Handels, und der Konſumverein, 
dem die Landbewohner in ihrer Eigenſchaft als Konſumenten angehören. 


A. Das Fehlen der Kreditgengſſenſchaft 


In Deutſchland bildet die Kreditgenoſſenſchaft geradezu den 
feſten Rückhalt für das ganze landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen. 
In Belgien hat man zahlreiche Raiffeiſenkaſſen nach deutſchem Vor⸗ 
bild gegründet. Zwar kommt ihnen hier nicht die zentrale Bedeutung 
zu wie in Deutſchland; aber eines der wichtigſten Glieder im Ge⸗ 
füge des landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens bilden ſie auch 
hier. In Luxemburg dagegen fehlt die ä e 
Das m folgende | 


1. Gründe: 


ay) Das Fehlen des ländlichen Wuchers. — Der land⸗ 
wirtſchaftliche Betrieb hat nicht mehr den überwiegend naturalwirtſ chaft⸗ 
lichen Charakter, der ihm noch vor hundert Jahren anhaftete. Auch 
die Landwirtſchaft iſt in das Getriebe des modernen Wirtſchafts⸗ 
lebens hineingezogen worden. Auch der Landwirt muß in ſteigendem 
Maße Kapital verwenden: Maſchinen, Düngemittel, Futtermittel 
kaufen, Meliorationen vornehmen. Auch der Landwirt muß zur 
Führung ſeines Betriebes immer mehr den Kredit in Anſpruch nehmen. 
Der Übergang hat ſich aber nicht reibungslos vollzogen. Es fehlte 
der landwirtſchaftlichen Bevölkerung die kaufmänniſche, die wirtſchaft⸗ 
liche Schulung; fie ließ ſich beim Einkauf der zur Intenſivierung des, 
Betriebes nötigen Dinge übervorteilen. Um dem abzuhelfen, ent⸗ 
ſtanden überall Bezugsgenoſſenſchaften. Die Landwirte verſtanden ſich 
nicht auf den Gebrauch des Kredits. Die Kreditorganiſationen, welche 
ſich das moderne Wirtſchaftsleben ſchuf, waren zugeſchnitten auf die 
Bedürfniſſe von Handel und Gewerbe, für die Landwirtſchaft dagegen 
wenig geeignet. Unlautere Elemente benutzten die Gelegenheit, um 
ſich den deutſchen Landwirten als Kreditvermittler, als Kreditgeber 
anzubieten. Es entſtand ein ausgedehnter und förmlich organiſierter 
Wucher. Die Männer, die das deutſche landwirtſchaftliche Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen geſchaffen haben, fanden gerade auf dem Gebiete des 
Kreditweſens ſchreiende Mißbräuche und eine große Notlage vor. 
Für Raiffeiſen und ſeine Mitarbeiter war damit der Ausgangspunkt 
für ihre Tätigkeit von ſelbſt gegeben. — In Luxemburg W es dieſen 
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Wucher nicht gegeben. Vereinzelte Fälle von Auswucherung ſind 
natürlich vorgekommen und kommen vor und werden nie ganz ver- 
ſchwinden. Aber ein organiſierter Wucher wie in Deutſchland hat 
nicht beſtanden. Die Schilderungen, wie ſie in den Schriften des Vereins 
für Sozialpolitik für alle Gegenden Deutſchlands ſich finden, treffen 
für Luxemburg nicht zu. Die Viehhändler, ſpeziell auch die Juden, 
ſind nicht die Kreditgeber des Landwirts geweſen. — Daß ſie vor 
der Auswucherung bewahrt geblieben iſt, verdankt die luxemburgiſche 
Landwirtſchaft in erſter Linie dem Notariat. 
Der Notar iſt auch in Luxemburg, was der Name beſagt. Seine 
Aufgabe iſt es, Urkunden aufzunehmen, zu beglaubigen, ihnen den 
Charakter öffentlicher Urkunden zu verleihen. Daneben aber iſt jeder 
luxemburgiſche Notar ein Privatbankier, trotz der Beſtimmung der 
Ordonnanz vom 3. 10. 1841, auf welcher im weſentlichen die Or⸗ 
ganiſation des Notariats beruht: „II leur est interdit de tenir une 


maison de banque ou de faire des operations de change de 


1 


maniere à pouvoir £&tre, d’apres les lois existantes, considérés 
comme negociants.“ — Zum Bankier mußte der luxemburgiſche 
Notar werden. Es gibt im Lande nicht weniger als 45 Notariats⸗ 
ſtellen, wovon jedoch gewöhnlich einige unbeſetzt find. Im Durch— 
ſchnitt mag heute auf je 6000 Seelen ein Notar kommen. Ein 
Abgeordneter, der ſelbſt eine Notariatsſtube innehatte, ſchätzte 1903 
in den Kammerverhandlungen, daß auf jeden Notar jährlich im 
Mittel 200 Urkunden entfielen. Verdient er an einer jeden 20 Fr., 
ſo ergibt das ein Jahreseinkommen von 4000 Fr. Und das für 
einen Beamten, der zum Richteramt befähigt ſein und außerdem ein 
beſonderes Notariatsexamen abgelegt haben muß! So heißt es be⸗ 
reits 186% in einem Bericht der Regierung an den Statthalter: 

„A cause du grand nombre de notaires et de la modicite de 
leurs honoraires, ces fonctionnaires ne trouvent pas en general 
le moyen de vivre de leurs honoraires seuls et sont ainsi ob- 
liges, par la force des choses, à ale des operations de recette, 
qui constithent leur principal gain.“ 

Eine Nebeneinnahmequelle bot ſich ihnen, wie in dem Zitat an⸗ 
gedeutet wird, im Zuſammenhang mit den öffentlichen Verſteigerungen. 


Dieſe werden meiſt durch den Notar abgehalten, müſſen es, wo es 


ſich um Immobilien handelt. Es kommen in Frage die alljährlichen 
Ernteverſteigerungen, die Holzverſteigerungen in Gemeinde⸗ und Privat⸗ 
waldungen, die Hofgut⸗ und Viehverſteigerungen der abziehenden 
Pächter, nicht zuletzt auch die regelmäßig wiederkehrenden Veräuße⸗ 
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rungen von Grundſtücken bei Erbteilungen. Luxemburg hat Code 


civil, alſo freie Erbteilung. Dieſe führt aber heute nicht mehr zu 


einer Vermehrung der Betriebe, fie iſt lediglich eine Methode der 
Erbauseinanderſetzung. Die verbreiteſte Erbſitte iſt dieſe: Die Erb⸗ 
maſſe wird in natura geteilt. Daran ſchließt ſich eine Verſteigerung, 
bei der die weichenden Erben ihre Anteile ganz oder teilweiſe ver⸗ 
äußern. Der den Hof übernehmende Erbe erwirbt natürlich vieles 
oder das meiſte davon wieder. Und zwar verbietet die Sitte, ihn 
dabei herauszuſteigern, vorausgeſetzt, daß er bietet, „was die Sache 
unter Brüdern wert iſt.“ — Er übernimmt aber nur ſoviel, als er 
hofft, in 10, 20 Jahren bezahlen zu können. Dann benutzt er ähn⸗ 
liche Gelegenheiten, um ſeinen Hof wieder zu vergrößern und ſeinen 
Kindern ſo viel hinterlaſſen zu können, wie ſeine Eltern ihm hinter⸗ 
ließen. Die hypothekariſche Belaſtung hält ſich bei dieſer Art des 
Vorgehens in mäßigen Grenzen. Der Grund und Boden iſt aber 
in weitgehender Weiſe mobilifiert. Verſteigerungen find häufiger, als 
ſie es in Gebieten des Anerbenrechtes ſein könnten. ö 
| Bei allen Verſteigerungen aber übernimmt der Notar das Ver⸗ 
ſteigerungs protokoll. Er tritt regelmäßig als Zwiſchenglied zwiſchen 
Steiglaſſer und Anſteigerer, als Schuldner des einen und Gläubiger 
des anderen. Der Verſteigerer kann ſich die ganze Steigſumme ſo⸗ 
fort vom Notar auszahlen laſſen; andernfalls wird ſie ihm verzinſt. 
Der Anſteigerer hat mit der Bezahlung Zeit, ſolange ihm der Notar 
Kredit einräumt. Verſteigerer und Anſteigerer wollen nichts mit⸗ 
einander, ſondern beide nur mit dem Notar zu tun haben. Dieſe 


Regelung hat große Vorteile für den Steiglaſſer, der kein Riſiko 


mehr hat, ſoſort zu ſeinem Gelde kommen kann, aber auch der Sorge 
um eine zinsbringende Anlage enthoben iſt; für den Anſteigerer, dem 
die Abtragung ſeiner Schuld bequem gemacht iſt, der aber auch mit 
Beſtimmtheit weiß, wer ſein Gläubiger ſein wird: die Geſchichte des 
ländlichen Wuchers in Deutſchland zeigt, daß gerade das von größter 
Wichtigkeit iſt; Vorteile nicht zuletzt für den Notar. Erheblichen 
Gewinn zieht er vor allem aus den Steigkoſten. Dieſe ſind nicht. 
durch das Geſetz feſtgelegt, ſondern der Vereinbarung überlaſſen: 


praktiſch werden fie vom Notar beſtimmt. Sie find aber recht hoch 


und betragen auch heute noch 10 und (bei Immobilien) 12 /. 
Grundſätzlich gehört dem Steiglaſſer, was davon übrig bleibt nach 


Abzug der Gebühren für Einregiſtrierung, Transſkriptionen ufw. _ 


(8,25 %), und der Gebühren, die das Geſetz dem Notar zuerkennt 
für die Auflaſſung und für das Einziehen der Gelder. Kegels 8 
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aber werden ſie dem Notar ganz überlaſſen als Entgelt für die Über⸗ 
nahme des Protokolls. Die meiſten Leute wiſſen überhaupt nicht 
mehr, daß an und für ſich die Zuſchlagscentimes dem Anſteigerer 
zuſtehen. e A 
Der Notar kommt auf dieſe Weiſe in regelmäßige Gejchäfts- 
beziehungen zu den meiſten Landwirten der Gegend. Er wird von 
ſelbſt zum Bankier, der Darlehen gewährt und Depoſiten verzinſt. 
Dieſelben Geſchäfte macht er aber auch ohne Zuſammenhang mit 
Auktionen. Seine Kunden legen ihre Gelder bei ihm an, er gewährt 
auf der anderen Seite Kredit. Ziemlich ausgebildet, beſonders in 
den Städten, iſt die Vermittlung von Kapitalanlagen: wer eine gute 
Anlage für eine Geldſumme ſucht, bittet den Notar, ihm mit einem 
zuverläſſigen Darlehensſucher in Verbindung zu ſetzen. Der Notar 
bezieht dafür eine Proviſion, übernimmt aber auch die Bürgſchaft. 
Der vom Notar gewährte Kredit iſt ſehr mannigfacher Art: 
Beſitzkredit, Meliorationskredit, Betriebskredit; kurzfriſtiger und 
langfriſtiger Kredit; Perſonalkredit und Realkredit. Eine Sicher- 
ſtellung läßt er ſich geben, wenn die verlangte Summe im Verhältnis 
zum Vermögen des Kreditbegehrenden zu groß, wenn die erbetene, 
Rückzahlungsfriſt zu lang iſt, oder wenn er aus irgendeinem Grunde 
glaubt, nicht trauen zu können. Durchaus im Vordergrunde aber 
ſteht der Perſonalkredit. Der Notar gewährt Darlehen auf Grund 
ſeiner Bekanntſchaft mit der perſönlichen Tüchtigkeit und der wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage ſeiner Kunden. Soweit ſein Kundenkreis reicht, | 
kennt er jeden Wirtſchaftsleiter perſönlich. In manchen finanziellen 
und juriſtiſchen Fragen iſt er der Berater der Landwirte. In ſeiner 
Amtsſtube liegen die Erbteilungskontrakte, die Ehekontrakte vielleicht 
von mehreren Generationen. Viele Kaufverträge ſind durch ſeine 
Vermittlung abgeſchloſſen worden. Dazu kommt die Rolle, die er 
bei den Verſteigerungen ſpielt. So hat der Notar in die ökonomiſche 
Lage der Landwirte gewöhnlich einen genaueren Einblick als deren 
nächſte Nachbarn. Auf Grund dieſer Kenntnis bemißt er ſeine 
Kredite, ähnlich wie eine Raiffeiſenkaſſe. Praktiſch geſtaltet ſich die 
Sache etwa ſo: der Landwirt, der Geld braucht, zieht einen beſſeren 
Rock an und trägt in der Amtsſtube des Notars ſein Anliegen vor: 
ihm ſei das Pferd eingegangen; um ein anderes zu kaufen, fehlen 
ihm ungefähr 800 Mk. uſw. Hält ihn der Notar für vertrauens- 
würdig, ſo händigt er ihm ohne weiteres die verlangte Summe ein, 
wogegen der Darlehnsnehmer einen Schuldſchein unterſchreibt. In 
dieſem pflegt dem Notar das Recht jederzeitiger Kündigung einge⸗ 
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räumt zu werden. An und für ſich könnte eine derartige Beſtimmung 
für den Schuldner verhängnisvoll werden. Sie wird es aber tat⸗ 
ſächlich nicht, weil eben die Beziehungen von Menſch zu Menſch ſo 
ſtark im Vordergrunde ſtehen. Die Pſyche des Notars iſt nicht dar⸗ 
auf eingeſtellt, ſeine Kunden auszuſaugen, ſondern ihnen zu helfen, 
wobei er natürlich auch ſein Geſchäft macht. Weſentlich für das 
Notäriat iſt das Vertrauensverhältnis zwiſchen Notar und Kunden. 
Dieſes kann ſich beſonders ſtark da ausbilden, wo ſich mehrere 
Generationen in derſelben Amtsſtube folgen; was häufig der 
Fall iſt. 

Neben dem notariellen Kredit konnte ein Wucherkredit nicht 
aufkommen. Denn bequemer hätte auch kein Wucherer dem Land⸗ 
wirt die Aufnahme eines Darlehens machen können. Wenn auf 
Geheimhaltung Wert gelegt wird, dieſe iſt beim Notar unbedingt 
gegeben. Für die Rückzahlung beſitzt der Schuldner die denkbar 
größte Bewegungsfreiheit; zu jeder Zeit wird jeder Betrag ange⸗ 
nommen. Praktiſch kommt es auf das gleiche hinaus, als ob der 
Notar dem ihm bekannten Landwirt ein Kontokorrent einräumte 
in der Höhe, bis zu der er glaubt, ohne Gefahr gehen zu können. 

Aber gerade die Bequemlichkeit dieſer Kreditgewährung hat ihre 
Bedenken. Es fehlt das Erzieheriſche, das in der Bindung an be⸗ 
ſtimmte Zahlungsfriſten liegt. Der nachläſſige Wirt hat die Mög⸗ 
lichkeit, ſeine Schuld ſich immer vergrößern zu laſſen, bis die Kün⸗ 
digung oder gar die Zwangsverſteigerung erfolgen muß. Mit Recht 
iſt daher wiederholt vorgeſchlagen worden, den Notaren ſolle durch 
ein Geſetz die alljährliche Zustellung eines Rechnungsauszuges an 
alle Kunden zur Pflicht gemacht werden. Das würde ſicher manchen 
ee unliebſame Überraſchungen erſparen. — Der notarielle 
Kredit iſt ziemlich teuer, durchweg 5%, früher vielfach höher. So⸗ 
viel haben die Raiffeiſenkaſſen nicht verlangt. Der Notar iſt tat⸗ 
ſächlich ein Bankier, darf aber vor dem Geſetz nicht als ſolcher 
gelten, unterſteht auch nicht den Beſtimmungen des Handelsgeſetz⸗ 
buches. Über ſeine finanziellen Operationen macht er der Offent⸗ 
lichkeit keinerlei Mitteilung. Die Depoſitengläubiger können nur aus 
feiner Perſönlichkeit, aus der größeren oder geringeren Sorgfalt, 
mit der er: feine Geſchäfte abſchließt, aus dem Aufwande, den er 
oder ſeine Frau entfaltet, auf ſeine Vermögenslage ſchließen. Eine 
Reihe von Zuſammenbrüchen hat wiederholt große Beunruhigung 
in der Bevölkerung hervorgerufen. — Auch bei Zuſammenbrüchen galt 
der Notar lediglich als Privatmann. Neben anderen ne war 
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es dadurch möglich gemacht, daß viele Gläubiger, ſobald ſie Wind 
von der wahren Sachlage bekamen, noch ſchnell ihre Forderungen 
realiſierten. Die doppelt Geſchädigten waren zumeiſt die kleinen 
Leute. Um dem vorzubeugen (es war wieder ein Konkurs ange— 
meldet), wurde durch das Geſetz vom 21. Dezbr. 1912 beſtimmt, daß 
im Falle der Zahlungsunſähigkeit der Notar den Beſtimmungen des 
Handelsgeſetzbuches unterſteht. Dieſe Verfügung iſt aber eigentlich 
nur der Artikel 15 eines Geſetzentwurfs, der das Notariat gerade 
auch nach feiner wirtſchaftlichen Seite hin einer organiſchem Neu- 
regelung unterwerfen und die Geſetzgebung mit den tatſächlichen 
Verhältniſſen in Einklang bringen will. Insbeſondere ſoll auch die 
Finanzgebarung der Notare einer wirkſamen Kontrolle unterworfen 
werden. Der Entwurf ſſt bereits 1906 dem Staatsrat zugegangen, 
harrt aber noch der Erledigung. — Ein Übelftand lag endlich auch 
darin, daß die Landwirte ſich viel zu ſehr von den Notaren ab- 
hängig fühlten, eigentlich weit mehr als Grund vorhanden war. 
Das iſt ja heute zum guten Teil geſchwunden, ſeit andere Kredit⸗ 
organiſationen neben das Notariat getreten find und ſeit die Ge- 
noſſenſchaften- das Selbſtbewußtſein der Landwirte nicht wenig ge⸗ 
hoben haben. Daß einzelne Notare die große wirtſchaftliche Macht 
und den großen Einfluß, den ſie auf die Bevölkerung einer ganzen 
Gegend beſaßen, zu anderen, etwa politiſchen Zwecken mißbrauchten, 
dieſe Gefahr war natürlich niemals von der Hand zu weiſen. 
Statiſtiſche Angaben über den Umfang der Geſchäftstätigkeit 
der Notare zu machen iſt ein Ding der Unmöglichkeit. Notar Sa⸗ 
lentiny ſchätzte am 14. Jan. 1903 in der Abgeordnetenkammer die 
Geſamtſumme ihrer Forderungen auf 61 Mill. Franken. Das er⸗ 
gab auf den einzelnen im Durchſchnitt rund anderthalb Millionen. 


Die Spargelder der kleinen Leute ſind in Luxemburg meiſt an⸗ 
gelegt bei der ſtaatlichen Sparkaſſe. Dieſe wurde begründet 


durch Geſetz vom 21. Febr. 1856. 1858 übernahm der Staat die 
Garantie für alle Einlagen. Die Poſtanſtalten fungieren faſt alle 
zugleich als Zweigſtelle der Sparkaſſe, nehmen Einzahlungen ent— 
gegen und leiſten Rückzahlungen. Es iſt dem ſparenden Publikum 
alſo ſehr bequem gemacht. Die Höhe der zinsbringenden Einlage 
Riſt für Gemeinden, Kirchen, Fabriken, öffentliche Anſtalten und Wohl⸗ 
tätigkeitsanſtalten unbegrenzt, für Private auf 3000 Fr. beſchränkt. 
Aber wenn der kleine und mittlere Landwirt für jedes ſeiner Fa⸗ 
milienmitglieder ein Sparkaſſenbuch ausſtellen läßt, jo kann er leicht 
all ſeine Erſparniſſe unterbringen. Der Zinsfuß war in den letzten 
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Zeiten vor dem Kriege 3%. — Die Geſamtſumme der Einlagen 
betrug am 31. Dezember 1915 80 462 659 Fr. 
Von den 81 625 . ee e 


Landwirte und Winzer 58987 

Handwerkeeeeee ur 7911 

Dienſtboten . A 77262 

Tagelöhner und Arbeiter . . 11107 

Minderjährige . 25 082 (darunter die Schulſparkaſſen 
uſw. 


| Gegen die ſtaatliche Sparkaſſe iſt der Vorwurf erhoben worden, 
daß ſie das flache Land „drainiere“, daß fie das Geld von dort fort⸗ 
ziehe, ohne es der landwirtſchaftlichen Bevölkerung wieder nutzbar 
zu machen. Um dem abzuhelfen, wurden durch Geſetz vom 
27. März 1900 die „Kaſſen für landwirtſchaftlichen und 
gewerblichen Kredit“ geſchaffen. Man ahmte dabei eine elſaß. 
lothringiſche Einrichtung nach (Geſetz vom 18. Juni 1887). Die 
genannten Kaſſen werden errichtet für eine Gemeindeſektion oder für 
eine Gemeinde oder für höchſtens drei aneinandergrenzende Gemeinden. 
Der Präſident des Verwaltungsrates der Kaſſe wird vom Sparkaſſen⸗ 
direktor ernannt, die übrigen 2 reſp. 4 Mitglieder von den be⸗ 
treffenden Gemeindeverwaltungen. Sonſt hat die Gemeinde eigentlich 
nichts mehr mit der Kaffe zu tun, als ein eventuelles Defizit zu 
decken, ganz oder teilweiſe. Die Geldmittel ſtellt ausſchließlich die 
Sparkaſſe zur Verfügung; dafür hat dieſe auf die Verwaltung einen 
ſehr weitgehenden Einfluß. — Einlagen nimmt die Kaſſe nicht ent⸗ 
gegen, ſie gewährt nur Darlehen, und zwar bloß an phyſiſche Per⸗ 
ſonen, nicht etwa an Genoſſenſchaften. Die Höhe des eingeräumten 
Kredits ſoll 1000 Fr. nicht überſteigen, die Rückzahlung in ſpäteſtens 
drei Jahren erfolgen. Nur ausnahmsweiſe darf mit Genehmigung 


des Sparkaſſendirektors ein Darlehen bis zu 2000 Fr. auf höchſtens 


fünf Jahre gewährt werden. Stets iſt ein Bürge erforderlich, der 
nicht ſelbſt Darlehnsnehmer ſein darf. Da die ländliche Bevöl⸗ 
kerung, für die ſie eigentlich gedacht waren (Landwirte und Hand⸗ 
werker, ſagt das Geſetz von 1900), die Kaſſen nur wenig in An⸗ 
ſpruch nahm, wurden ſie durch Geſetz vom 7. Februar 1905 auch 
der ſtädtiſchen Bevölkerung zugänglich gemacht (kleinen Kaufleuten 
und Gewerbetreibenden, Beamten, Angeſtellten, Arbeitern). Bis Ende 


1915 waren 26 Kaſſen begründet worden. Dieſe hatten insgeſamt 


Darlehen im Betrage von 1052 488 Fr. gewährt. Davon entfiel 
der Hauptanteil allerdings auf Landgemeinden. 1905 —1909 über⸗ 
ſtiegen die von allen Kaſſen zuſammen in einem Jahre bewilligten 
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Darlehen 100 000, Fr., gingen ſeit 1910 erheblich zurück und haben 


erſt 1915 wieder 100 000 Fr. überſchritten. Beſonders großen An- 
klang haben alſo die Kaſſen nicht gefunden. Der hauptſächlichſte 
Grund für dieſen Mißerfolg dürfte in dem Umſtand liegen, der bei 
der Regierung ſeinerzeit für die Übernahme der elſaß⸗lothringiſchen 
Einrichtung vielleicht in erſter Linie maßgebend war: im Fehlen des 
genoſſenſchaftlichen Elementes. Die Landwirte haben auf die Ver: 
waltung der Kaſſen keinen Einfluß, haben auch wenig Intereſſe daran, 
weil es ſich nicht um ihre Gelder handelt, mit denen gewirtſchaftet 
wird. In der Höhe und den Modalitäten für die zu gewährenden 
Darlehen iſt den Kaſſen viel zu wenig Bewegungsfreiheit eingeräumt. 
Ein Kontokorrent können ſie niemand eröffnen. Den Genoſſenſchaften 
können ſie keinen Kredit geben und gerade das wäre ſehr wichtig. 

-Für den Hyppothekarkredit wurde durch Geſetz vom 27. März 
1900 eine ſtaatliche Grundkreditanſtalt ins Leben gerufen, 
nachdem frühere Verſuche in der Richtung fehlgeſchlagen waren. Die 
Verwaltung der Grundkreditanſtalt iſt mit der Sparkaſſenverwaltung 
vereinigt: es gibt nur eine Direktion für beide. Die Beleihung er⸗ 
folgt nur gegen erſte Hypothek, bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken 
bis zu zwei Dritteln des Verkehrswertes, bei Gebäuden, Weinbergen, 
Wäldern und Lohhecken nur bis zur Hälfte. Gemeinden, öffentliche 
Anſtalten und Meliorationsgenoſſenſchaften erhalten Kredit auch ohne 
hypothekariſche Sicherſtellung. Amortiſation iſt obligatoriſch, ſofern 
die Rückzahlungsfriſt mehr als zehn Jahre beträgt. Bis Ende 1915 
waren insgeſamt 3752 Darlehen im Betrage von 54 100 065 Fr. be⸗ 
willigt worden. Davon kamen 


auf die Gemeinden 25 221 865 Fr. 
auf Syndikatsgenoſſenſchaften 267 150 ⸗ 
auf ſtädtiſche Hypotheken. 18575250 ⸗ 


auf ländliche Hypotheken 9496 800 ⸗ 
Die Notare haben die Tätigkeit der Grundkreditanſtalt, die Über⸗ 
nahme langfriſtiger Darlehen durch dieſe vielfach als eine Entlaſtung 
empfunden. Unangenehm iſt ſie ihnen in anderer Beziehung geworden. 
Ihre Pfandbriefe werden von der landwirtſchaftlichen Bevölkerung 
ziemlich gern gekauft. Sie ſind erhältlich an allen Poſtſchaltern; 
die Poſtbeamten erhalten für den Verkauf eine Proviſion (0,05 „%). 
Die Konkurrenz der Sparkaſſe und der Pfandbriefe macht es den 
Notaren oft ſchwer, die nötigen Depoſiten, auf Grund deren ſie 
Kredit geben können, zu erlangen. 

Zum Vergleich ſeien nochmals einige der angeführten Zahlen 
zuſammengeſtellt. 
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| Es waren Kredite gewährt in Höhe von 
durch die Notare (Anfang 1903) (Schätzung) 61,00 Mill. 
durch die Gemeindekaſſen, ſtädtiſche und ländliche (1903— 15). 1,05 = 
durch die Grundkreditanſtalt, auf ländliche Hypotheken und = 
an Syndikate (1901—15) / rn ee 9,70 = 
Die Zahlen genügen, um zu erſehen, wie beim organiſierten Kredit | 
der notarielle Kredit obenan ſteht. 
Sehr wichtig iſt auch der unorganiſierte Privatkredit. Die Ge⸗ 
noſſenſchaften beſchaffen ſich die erforderlichen Darlehen zum großen 
Teil auf dieſem Wege. | . 

b) Das Fehlen geeigneter Perſönlichkeiten. Die 
geſchilderten Verhältniſſe bieten eine genügende Erklärung dafür, daß 
ſich ein Bedürfnis nach Darlehens kaſſen bei den luxemburgiſchen Land⸗ 
wirten nicht fühlbar machte. Aber wie kam es, daß die Raiffeiſen⸗ 
kaſſe auch dann noch keine Nachahmung in Luxemburg fand, nachdem 
ſie im Rheinlande eine ſo weite Verbreitung gefunden und ſich in 
ſo glänzender Weiſe bewährt, nachdem Belgien die Einrichtung mit 
beſtem Erfolge übernommen hatte? Zum Teil iſt das ſicherlich eine 
Perſonenfrage. Es hat ſich im kleinen Lande nicht die Perſönllch⸗ 
keit gefunden, welche mit Geſchick und Energie die Einführung in 
die Hand genommen hätte. Der 1903 gegründete katholiſche Volks⸗ 
verein hat viel getan, um die Bevölkerung mit Darlehenskaſſen be⸗ 
kannt zu machen. Wenn Gründungen unterblieben, ſo hat das aller⸗ 

dings einen noch anderen Grund. N . 

c) Der Widerſtand der Regierung. Die Regierung 
ſtand der Bildung von Raiffeiſenkaſſen nicht freundlich gegenüber. 
Sie wollte keine von ihr unabhängigen Darlehenskaſſen. Freilich hat 
ſie das A ausgeſprochen. Sie hat höchſtens Bedenken geäußert, 
auf Schwierigkeiten hingewieſen, die ſich der Einführung derartiger 
Organiſationen bei uns entgegenſtellen müßten. Aber eine Tatſache 
ſagt genug: Als 1900 das Geſetz, betreffend die landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften, erlaſſen und dabei die Zwecke, für welche ſich auf 
Grund des Geſetzes Genoſſenſchaften bilden dürfen, in erſchöpfender 
und begrenzender Weiſe aufgezählt wurden, war die Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaft nicht dabei. Ein Verſehen kann das nicht ſein, denn am ſelben 
Tage erging auch ein Geſetz, betreffend die Kaſſen für landwirtſchaft⸗ 
lichen und gewerblichen Kredit. Die Regierung wollte offenbar die 
Möglichkeit abſchneiden, freie Kreditkaſſen auf Grund des Geſetzes 
zu bilden. Angeſichts dieſer Sachlage ſchien es allerdings geratener, 
das ſo lange verſprochene allgemeine Genoſſenſchaftsgeſetz abzuwarten. 
Dieſes kam aber erſt im⸗Keiege, zu einem e, wo ſchon allein 
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mit Rückſicht auf die ungeklärten Währungsverhältniſſe im Lande 


von der Bildung von Spar⸗ und n abgeſehen werden 


mußte. 
2. Fo U ge n 
a) Für die Landwirtſchaft im allgemeinen 


Die Kreditgenoſſenſchaft iſt die ſpezifiſch moderne landwirtſchaft⸗ 
liche Genoſſenſchaft. In ihr kommt am klarſten zum Ausdruck, daß 


auch der Landwirt in das Getriebe des modernen Wirtſchaftslebens 


hineingezogen iſt. Die Raiffeiſenkaſſe iſt aber auch die Erzieherin des 
deutſchen Landwirts in der Hinſicht geworden. In ihr hat er das 
neuzeitliche wirtſchaftliche Denken gelernt. In ihr hat er gelernt, 
ſich des Kredites zu bedienen. Dieſe Erziehung konnte das Notariat 
und die Sparkaſſe und konnte auch der Lokalverein dem luxem⸗ 
burgiſchen Landwirt nicht bieten. Er iſt infolgedeſſen auch bis heute 
ziemlich tief in der alten Anſchauungsweiſe befangen. Vom Melio⸗ 
rationskredit und vom Betriebskredit weiß er noch keinen rechten Ge⸗ 
brauch zu machen. Mit dem Beſitzkredit weiß er ſchon eher um⸗ 
zugehen. Einen gekauften Acker aus dem Ertrage allmählich zu be- 
zahlen, das iſt ihm geläufig. Aber ein Darlehen aufzunehmen, um 
den Ertrag ſeiner Wirtſchaft zu ſteigern und aus dem Mehrertrag 


das Darlehen zurückzuzahlen, das iſt in ſeine Denkweiſe noch nicht 


recht eingedrungen. Der kleine Mann glaubt vielfach, daß der Groß- 
bauer deshalb mehr Dünger auf Jemen Acker ftreuen könne, weil er 
mehr Geld habe. 


b) Für das landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen 
Das hat auch den landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften ganz 
deutlich das Gepräge aufgedrückt. Bei den Flurbereinigungen wurde 
nicht ein Darlehen aufgenommen und dann die ganze Flur auf ein⸗ 
mal mit den erforderlichen Wegen verſehen. Es wurde in den Lokal⸗ 
vereinen nicht die Geſamtheit der benötigten Maſchinen auf einmal 


beſchafft und aus dem Erlös der Taxen allmählich bezahlt. Vielmehr 


wurde eine Maſchine nach der anderen gekauft, bis der Geräteſchuppen 
nach zehn, zwanzig Jahren alles enthielt, was man brauchte. Was 


ſich mit Hilfe eines ausreichenden Kredites in einem Jahre erreichen 
ließ, das haben die luxemburgiſchen Landwirte in zehn, zwanzig 


Jahren ſchrittweiſe geſchaffen. Auch wo Großes erreicht wurde, ge— 
ſchah es ganz allmählich. Das luxemburgiſche Genoſſenſchaftsweſen 
iſt ſeinen Weg mit kleinen Schritten gegangen. Erſt durch den All⸗ 
gemeinen Verband landwirtſchaftlicher Lokalvereine wurde mehr Groß⸗ 


EN 
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zügigkeit hereingebracht. — Dieſe Art des Vorgehens hat natürlich 
auch ihr Gutes gehabt, und das iſt vom Verband in der Hauptſache 
feſtgehalten worden. Eine Neuerung pflegt die Verbandsleitung erſt 
durchzuführen, nachdem ſie dieſelbe im kleinen erprobt hat. 

Beengend hat das Fehlen der Kreditgenoſſenſchaft doch in mancher 
Beziehung auf die Entwicklung eingewirkt. So iſt darin zum Bei⸗ 
ſpiel einer der Gründe dafür zu ſehen, daß alle luxemburgiſchen 
Genoſſenſchaften zu lokalen Organiſationen geworden ſind. Mit er⸗ 


, 


heblichem Kapitalaufwand eine große Molkerei mit Dampfbetrieb für 


eine Anzahl von Ortſchaften ins Leben zu rufen, das war für die 
Anſchauungsweiſe der Landwirte zu unternehmerhaft, das N 
zu ſehr nach Spekulation. 


Die gegebene Haftart für die Raiffeiſenkaſſe iſt die unbeſchränkte | 


| Solidarhaft. Bei dieſer aber findet ſich das wirtſchaftliche Schickſal 


der Mitglieder auf Gedeih und Verderb mit der Genoſſenſchaft ver⸗ 
knüpft. Der Ruin der Kaffe kann den Ruin des ganzen Dorfes zur 


Folge haben. Dadurch wird dieſe Haftart ein außerordentlich wirk⸗ 
ſames Mittel, um in den Mitgliedern das Gefühl der Zuſammen⸗ 
gehörigkeit, den Geiſt der Solidarität, ohne den die landwirtſchaft⸗ 


lichen Genoſſenſchaften nun einmal nicht gedeihen können, zu wecken 


und dauernd lebendig zu erhalten. — Dieſer ſtarke Kitt zugleich 
idealer und ſehr realpolitiſcher Art fehlt bislang dem luxemburgiſchen 
Genoſſenſchaftsweſen. In allen beſtehenden Genoſſenſchaften iſt die 


Haftung beſchränkt, und mit Recht. Wenn trotzdem namentlich in 


den Lokalvereinen der genoſſenſchaftliche Geiſt recht lebendig iſt, fo 
iſt das doppelt anerkennenswert. Sicherlich aber wäre bei unbe⸗ 


ſchränkter Solidarhaft eine ſtärkere Gewähr dafür gegeben, daß der 


genoſſenſchaftliche Sinn auch erhalten wall daß er nicht nachläßt 
und e N N | 


3. Eine Sens e * 

Sollen wir nach dem Kriege Raiffeiſenkaſſen gründen? Sollen 
wir als Krönung auf das Gebäude unſeres Genoſſenſchaftsweſens 
ſetzen, was in Deutſchland am Anfang der Entwicklung ſteht? Die 
Frage wird im Lande viel erörtert. In genoſſenſchaftlichen Kreiſen 


lautet die Antwort meiſt bejahend, doch fehlt es auch nicht an Stimmen, 


die ſie verneinen. Von dieſen wird ins Feld geführt, daß wir im 
Notariat eine bewährte Einrichtung haben, daß ferner nach dem Kriege 


ein Bedürſnis nach Kredit bei der landwirtſchaftlichen Bevölkerung 


nur in ſehr beſchränktem Maße vorhanden ſein werde. Der Krieg 
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habe ba Landwirten viel Geld ins Haus r mit dieſem würden 
die Darlehenskaſſen überſchwemmt werden, Darlehensgeſuche dagegen 
würden nur in unerheblichem Umfange einlaufen. Es wird vor⸗ 
geſchlagen, ſtatt Raiffeiſenkaſſen eine Bauernbank zu gründen, um 
die Erſparniſſe der Landwirte aufzunehmen. Dieſe ſolle eine Anzahl 
von Filialen einrichten, etwa eine in jedem Kanton. An dieſe hätten 
ſich die Kreditfuchenden zu wenden. Die Leitung einer ſolchen Filiale 
würde ſich von der Kreditfähigkeit und der Kreditwürdigkeit der Ge⸗ 
ſuchſteller ebenſowohl ein zuverläſſiges Bild machen können, wie der 
Vorſtand einer Raiffeiſenkaſſe, da ja im Kanton, um nicht zu ſagen 
im ganzen Lande, jeder den anderen kenne. 

Zweifellos hat der Krieg die Kapitalkraft der Landwirte recht 
günſtig beeinflußt. Aber die Kriegsgewinne ſind doch zum großen 
Teil nicht mehr in ihren Händen, nicht mehr als Betriebskapital 
verfügbar. Sie ſind dazu verwandt worden, alte Schulden abzuſtoßen; 
ſie ſind angelegt in Neu⸗ und Umbauten, in Verbeſſerungen des Be⸗ 
triebes, in Landkäufen, wobei vielfach unſinnige Preiſe gezahlt 
wurden. Übrigens ſind die Kriegsgewinne in weitem Umfange auch 
bei den Landwirten nur ſcheinbar; ſie ſtellen ſich in Wirklichkeit dar 
als eine Flüſſigmachung von Kapital. Was der Landwirt etwa an 
Geld mehr im Hauſe hat, das fehlt dem Acker als Stickſtoffdünger, 
fehlt im Maſchinenbeſtand, fehlt am Pferdegeſchirr, das ſich vielfach 
in einem deſolaten Zuſtande befindet, fehlt im Schweineſtall, wo 
nicht die Hälfte der Grunzer vorhanden ſind, die früher da waren, 
im Rinderſtall, wo zwar nicht die Zahl, um ſo mehr aber die Qualität 
der Tiere abgenommen hat. Das Bedürfnis nach Betriebskapital 
wird daher für eine Reihe von Jahren ein geſteigertes ſein. — Es 
ſind die Pläne für eine interkommunale Waſſerleitung fertiggeſtellt, 
die den nördlichen Teil des Landes mit Waſſer verſorgen ſoll. Man 
redet ſchon lange von einer Elektriſierung des flachen Landes. All 
dieſe Inſtallationen werden bedeutende Mittel, erfordern. In den 
Molkereigenoſſenſchaften wäre die Aufſtellung von Paſteuriſierapparaten 
wünſchenswert. Dazu kommt in den Lokalvereinen die Beſchaffung 
von Schrotmühlen, Dampfdreſchmaſchinen und anderen größeren 
Maſchinen, die ſeit einer Reihe von Jahren eingeſetzt hat. Vielleicht 
wird es zur Durchführung von Zuſammenlegungen kommen. Raiff⸗ 
eiſenkaſſen werden alſo Betätigungsmöglichkeit in reichlichem Maße 
vorfinden. Sie werden auch neben dem Notariat beſtehen können, 
ſofern ſie ſich nicht mit Übernahme von Verſteigerungsprotokollen 
abgeben. Aber man wird es nur als einen Vorteil e können, 
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wenn ſie die Finger von dieſem für ſie nicht unbedenklichen Geſchäfte 
zu laſſen in der Lage ſein werden. 

Man denkt ernſtlich daran, Zuſammenlegungen nach deutſchem 
Muſter vorzunehmen. Kommt es dazu, ſo wird auch eine Anderung 
der Erbſitten eintreten müſſen in dem Sinne, daß ein Erbe das 
ganze väterliche Gut übernimmt und ſeine Geſchwiſter in Geld ab⸗ 
findet. Die nächſte Folge wird eine größere hypothekariſche Ver⸗ 
ſchuldung ſein. Iſt die Grundkreditanſtalt den Anforderungen ge⸗ 


wachſen, die ſich dann ſtellen müſſen? — Es werden ferner die Land⸗ 


auktionen ſeltener werden. Das bedroht aber in ernſtlicher Weiſe 
das Notariat in ſeiner Tätigkeit als Kreditgeber der Landwirte. 
»Zuſammenlegungen in großem Maßſtabe werden daher den Ausbau 


des landwirtſchaftlichen ä zur unabweisbaren Notwendig⸗ 


keit machen. | 

Gegen die in Vorſchlag gebrachten Bauernbankfilialen ftatt Raiff⸗ | 
eiſenkaſſen erheben ſich doch gewiſſe Bedenken. Die Leiter derartiger 
Filialen würden freilich, wie die Verhältniſſe jetzt auf dem Lande 
liegen, in der Lage ſein, ſich über die wirtſchaftliche Lage der Land⸗ 
wirte der Umgegend ein genügendes Urteil zu bilden. Aber ſie würden 
Beamte ſein, die an einer vorſichtigen Geſchäftsführung niemals das⸗ 
ſelbe Intereſſe hätten wie die Mitglieder und die Leiter von Raiff⸗ 
eiſenkaſſen. Erzieheriſch könnte eine derartige Einrichtung nicht mit 
demſelben Erfolge wirken wie eine Spar⸗ und Darlehenskaſſe. Sie 
würde von den Landwirten niemals in dem Grade als ihre Kredit⸗ 
| organifation angeſehen werden, wie das bei einer Genoſſenſchaft der 
Fall iſt. Es müßte auf die Vorteile verzichtet werden, die ſich für 
das ganze Genoſſenſchaftsweſen aus der unbeſchränkten Solidarhaft 
ergeben. 

Die Nachahmung der Raiffeiſenkaſſen, einer Einrichtung, die ſich 
in den angrenzenden Gebieten ſo glänzend bewährt hat, gegen deren 
Übernahme kein ſtichhaltiger Grund angeführt werden kann, iſt auch 
der luxemburgiſchen Landwirtſchaft warm zu empfehlen. 


3. Das Fehlen des ländlichen Kon ſumvereins 

Gänzlich fehlt in Luxemburg auch die ländliche Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaft. Die Lokalvereine beziehen nur landwirtſchaftliche Bedarfs⸗ 
darfsartikel: Maſchinen, Düngemittel, Futtermittel. Wenn der All⸗ 
gemeine Verband der Lokalvereine in den letzten Jahren auch Mehl, 
Zucker, Käſe uſw. verkauft hat, ſo waren das Ausnahmen, die durch 
die Kriegsverhältniſſe bedingt wurden. Übrigens haben auch in 
18 * 
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Deutſchland und Belgien die Konſumvereine auf dem Lande bis heute 
keine große Bedeutung erlangen können. Über die Verhältniſſe in 
Deutſchland jagt Grabein in den Schriften des Vereins für Sozial- 
politik (Bd. 151, H. 2, S. 30): „Der Bezug von perſönlichen Ver— 
brauchsgegenſtänden und Hausbedarfsartikeln wird von den ländlichen 
Genoſſenſchaften nur vereinzelt betrieben. Wirtſchaftspolitiſche und 
geſchäftliche Gründe erklären eine ſolche Beſchränkung. Einmal ver⸗ 
anlaßt die Rückſichtnahme auf den örtlichen Kleinhandel mit Lebens— 
mitteln und ſonſtigen perſönlichen Verbrauchsartikeln eine ſolche 
Zurückhaltung, zum anderen nehmen die rein landwirtſchaftlichen 
Aufgaben die Kräfte der Genoſſenſchaften vollauf in Anſpruch. Die 
Vermittlung von perſönlichen Bedarfsartikeln würde ſie zudem mit 
einer Tätigkeit belaſten, welche dem Sachverſtändnis der Land— 
bevölkerung ferner ſteht. Die leitenden, genoſſenſchaftlichen Kreiſe 
in Deutſchland haben daher einer ſolchen Erweiterung der Geſchäfts⸗ 
tätigkeit, die uns in anderen Ländern, in der Schweiz, Dänemark, 
Ungarn häufig begegnet, widerraten.“ — Dieſe Ausführungen treffen 
im großen und ganzen auch für Luxemburg zu. Dazu kommt aber 
ein weiteres. Die Konſumgenoſſenſchaft ift von Haus aus kein länd— 
liches, ſondern ein ſtädtiſches Gewächs. So ſind in Belgien die 


Konſumvereine auf dem Lande in der Hauptſache von den Sozialiften 


begründet, im Anſchluß an ihre ſtädtiſchen Organiſationen. In 
Luxemburg aber iſt die genoſſenſchaftliche Bewegung in der Stadt 
ſpäter entſtanden und in ihrer Entwicklung weit weniger fortgeſchritten 
als auf dem Lande. Seit 1906 erheben die Geſchäftsleute der Stadt 
Luxemburg bittere Klage über die Konkurrenz, welche ihnen durch 
die Konſumvereine der Arbeiter und Beamten bereitet wird. Die 
Mitgliederzahl dieſer Genoſſenſchaften gibt der Handelskammerbericht 
für 1912 mit 3000 an. Aber da, wo man in erſter Linie Konſum— 


vereine vermuten follte, im Induſtrierevier des Kantons Eſch, find 


ihnen die Erfolge bisher verfagt geblieben. Der gewaltige Aufſchwung 
der luxemburgiſchen Eiſeninduſtrie datiert erſt ſeit 1870 etwa. Die 
Arbeitermaſſen, die plötzlich hier zuſammenſtrömten, waren zum großen 
Teile Ausländer: Deutſche, Belgier, Franzoſen, namentlich ſehr viele 
Italiener. In dieſen nichts weniger als homogenen und beſtändig 
wechſelnden Maſſen ſtieß die Bildung von Organiſationen überhaupt 
auf ſehr große Schwierigkeiten. Ausſchlaggebend aber iſt der Umſtand, 
daß die Induſtrie Werkkonſume eingerichtet hat, die ſogenannten 
Okonomate. Dieſen gegenüber konnten unter den obwaltenden Ver⸗ 
hältniſſen Arbeiterkonſumvereine nicht aufkommen. 


\ 
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III. Die Lokalvereine als Rückhalt des luxem⸗ 
burgiſ chen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchafts⸗ 
weſens 
Jedes Dorf pflegt mehrere landwirtſchaftliche Genoſſenſchaften 
zu beſitzen. Dieſe ſtehen ſich aber nicht gleichberechtigt und gleich⸗ 
wertig gegenüber. Eine Darſtellung des deutſchen Genoſſenſchafts⸗ 
weſens ſtellt die Raiffeiſenkaſſe' in den Vordergrund. In Belgien 
ſteht die Gilde, die Ligue agricole im Mittelpunkt. In Luxemburg 
bildet der Lokalverein den feſten Rückhalt für das ganze landwirt⸗ 
ſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen. — Was bedeutet das in concreto? 
Und weshalb kommt dem Lokalverein dieſe große Bedeutung zu? 


A. Sinn dieſer Aufſtellung 


| 1. Negativ | 
Eine Raiffeiſenkaſſ nimmt im Genoſſenſchaftsweſen ſchon deshalb | 
eine beſondere Stellung ein, weil die anderen Genoſſenſchaften viel- 


fach auf ſie angewieſen ſind. Jede Genoſſenſchaft kommt in die Lage, 


Kredit aufnehmen zu müſſen. Die Bezugsgenoſſenſchaften brauchen 
die Kreditkaſſe, um die Barzahlung durchführen zu können; anderen⸗ 
falls wird das auf große Schwierigkeiten ſtoßen. — Der Lokalverein 
hat ſich aber niemals als Kreditgeber der übrigen Genoſſenſchaften 
betätigt und konnte es auch nicht. 

Es iſt namentlich im Anfang häufig vorgekommen und kommt 
auch noch vor, daß vom Lokalverein die Bildung ſonſtiger Genoſſen⸗ 
ſchaften ausgeht. Gelegentlich einer Lokalvereinsverſammlung wird 
der Bau eines Flurweges beſchloſſen, die Gründung einer Molkerei⸗ 
genoſſenſchaft in die Wege geleitet. Aber das iſt doch nicht in dem 
Maße der Fall, daß die Lokalvereine dafür als Rückhalt des Ge⸗ 

noſſenſchaftsweſens überhaupt bezeichnet werden könnten. Ferner: daß 
der Lokalverein häufig den Ausgangspunkt für die Entſtehung weiterer 
Organiſationen im Dorfe bildet, iſt ſelbſt erſt Wirkung, Folge der 


ganzen Stellung, die der Verein im Dorfleben einnimmt. Das wird 
Eſpäter klar werden. 


Auch die Höhe der Umſatzziffern a nicht die Bedeutung 
der Lokalvereine zu erklären, wenigſtens nicht allein. Das Geſchäft 
des Allgemeinen Verbandes hat zweifellos einen erheblichen Umfang 


| angenommen. Aber in manchen, vielleicht in den meiſten Fällen, wo 


neben dem Lokalverein eine Molkereigenoſſenſchaft in derſelben Ort⸗ 
ſchaft beſeh, übertreffen die * der letzteren die des * 
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| | 2. Poſitiv 

Die Bedeutung der Lokalvereine beruht vor allem darauf, daß 
das neue Gemeindeleben, das in den Genoſſenſchaften ſich äußert, 
in ihnen ſeine intenſivſte Betätigung und ſeinen Mittelpunkt findet. 

Ein genoſſenſchaftliches Zuſammengehen iſt auf dem Lande eine 
Notwendigkeit, begründet in den Daſeinsbedingungen, wie ſie auf 
dem Dorfe gegeben find. „Es ſcheint,“ jagt Wygodzinski, „als ob 
die organiſatoriſche Fähigkeit den Bauern im Blute ſtecke. Das enge 
Aufeinander⸗Angewieſenſein in der oft noch weltfernen Nachbar⸗ 
ſchaft des Dorfes, die Gleichheit des Schickſals in dem verhältnis⸗ 
mäßig undifferenzierten Ablauf des bäuerlichen Lebens, die gleiche 
Abhängigkeit von den unbeeinflußbaren Launen des Wetters und des 
Weltmarktes, der Mangel jeder eigentlichen Konkurrenz zwiſchen den 
Dorfangehörigen, all dieſe Bedingungen ſind einer Entfaltung des 
Gemeinſchaftstriebes ſehr günſtig. In einfacher Form, als freund- 
nachbarliche Hilfe, iſt dieſe Gemeinſchaft der Intereſſen ſtets wirkſam 
geweſen; die moderne Entwicklung, die den Bauer mitten in den 
Strom der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft ſtellte, hat mit Notwendigkeit 
zu greifbar dauernden Formen geführt.“ 
| Dieſes moderne Genoſſenſchaftsweſen unterſcheidet ſich aber von 
der alten germaniſchen Genoſſenſchaft in mehrfacher Hinſicht. „Die 
mittelalterliche Genoſſenſchaft,“ ſagt Gierke, „fordert den ganzen 
Menſchen; ihre Mitglieder konnten daher urſprünglich keinem anderen 
Verein mehr angehören, der nicht die Genoſſenſchaft wie das Ganze 
den Teil umfing.“ Inzwiſchen iſt eine weitgehende Arbeitsteilung ein- 
getreten. Manche Aufgaben ſind der Genoſſenſchaft entzogen worden, 
vor allem alle Angelegenheiten öffentlich⸗ rechtlicher Natur. Dieſe 
ſind auf den Staat und die politiſche Gemeinde übergegangen. Zwar 
nehmen die Landbewohner an der Verwaltung der letzteren weit mehr 
inneren Anteil als die Städter; aber die Leitung der Gemeinde iſt 
doch nicht mehr genoſſenſchaftliche Angelegenheit der Dorfbewohner. 
Die Gemeindeangelegenheiten erſcheinen als „lokale Staatsangelegen— 
heiten“ (Gierke). Das neue Genoſſenſ chaftsleben hat nur noch privat- 
rechtlichen Charakter. Sein Inhalt iſt zwar nicht ausſchließlich, aber 
doch zum allergrößten Teile wirtſchaftlicher Art. 

Die Arbeitsteilung hat aber auch dieſes, der Genoſſenſchaft noch 
verbleibende Gebiet ergriffen. Auch hier geht das Streben dahin, 
„genau die Zwecke jedes einzelnen Verbandes zu präziſieren und da- 
nach ſeine Organiſationen einzurichten“ (Gierke). Die alte Genoſſen⸗ 
ſchaft war „Univerſalkorporation“, »die neue Genoſſenſchaft iſt ganz 
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ausgeſprochen „Spezialkorporation“ (Schäffle). Die Molkereigenoſſen⸗ 
ſchaft produziert Butter und verkauft ihre Produkte, beſchränkt ſich 
aber auch hierauf. Für die Verſicherung des Hornviehes iſt eine 
eigene Organiſation geſchaffen, eine andere für die Förderung des 
Obſtbaues, eine andere für die Kreditbeſchaffung uſw. 15 
Das ganze genoſſenſchaftliche Dorfleben in Spezialgenoſſenſchaften 
aufzulöſen iſt jedoch unmöglich., Einmal darf die Zahl der Genoſſen⸗ 
ſchaften in einem Dorfe nicht zu groß werden. Dann aber läßt ſich 
nicht der ganze Inhalt des Dorflebens in dieſer beſtimmten Weiſe 
faſſen. Bezüge von Düngemitteln, von Saatgut kommen jedes Jahr 
wieder, dafür läßt ſich eine eigene Organiſation ſchaffen. Aber die 
Dorfgenoſſen beraten auch, ob ſich die Ortſchaft an eine Waſſerleitung 
anſchließen, ob ſie eine elektriſche Kraftanlage errichten ſoll; ein 
neues Kulturverfahren wird empfohlen; die Landwirte tauſchen dar⸗ 
über ihre Meinung, ihre Erfahrungen aus; der Dorfwald bringt 
ſchlechte Erträge; es wird Rat gepflogen, in welcher Weiſe fih Ab: 
hilfe Schaffen laſſe; man berät zuſammen, ob die Dorfherde, die für 
Schweine mancherorts noch beſteht, etwa abgeſchafft und das bisher 
dafür brachliegende Land unter den Pflug genommen werden ſolle, 
in welcher Weiſe die Verwertung am beſten erfolgen könne. Wo 
auch die Entſcheidung nicht bei der freien Dorfgemeinde liegt, wird 
wenigſtens über ein gemeinſames Vorgehen bei den zuſtändigen 
Stellen beraten und beſchloſſen. — Es ſind das alles Aufgaben, die 
ſich gelegentlich einmal ſtellen, für die allein ſich aber eine dauernde 
Otrganiſation nicht ſchaffen läßt. | 
All dieſe Angelegenheiten nun, ſoweit ſie nicht dem Staat oder 
der politiſchen Gemeinde vorbehalten und ſoweit ſie nicht oder noch 
nicht an Spezialgenoſſenſchaften überwieſen find, pflegen im Lokal⸗ 
verein zur Sprache zu kommen. Gewiß kann auch bei Verſamm⸗ 
lungen der Molkereigenoſſenſchaft, des Viehverſicherungsvereins von 


derartigen Dingen geredet werden; aber eigentlich iſt doch der 


Lokalverein dafür da. Dieſer iſt Gerätegenoſſenſchaft und Bezugs⸗ 
genoſſenſchaft, aber er iſt mehr, er iſt dazu eine Art freies Dorf⸗ 
parlament. Will jemand die Dorfbewohner zuſammenrufen laſſen. 
ſo wendet er ſich zweckmäßig an den Lokalvereinspräſidenten. Wenn 
die Regierung ein Schreiben zur Kenntnis der Landwirte bringen 
will, kann ſie dasſelbe an die Bürgermeiſter richten, aber eben ſo 
gut oder beſſer an die Lokalvereinspräſidenten. Bei ſolchen Zu⸗ 
ſchriften pflegt niemals ein Name auf die Adreſſe geſetzt zu werden; 
an den Herrn Präſidenten des Lokalvereins von X. genügt; dieſen 
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muß jedes Kind und jeder Briefträger ebenſo wohl kennen wie den 
Bürgermeiſter. 

Dieſe ihre Stellung im Dorfleben macht die Lokalvereine auch 
zu dem eigentlich fortſchrittlichen Element. Es iſt in ihnen ein Organ 
gegeben, das ſtets imſtande iſt, einem neuen Gedanken nahe zu treten, 
die Landwirte damit bekannt zu machen, ſeine praktiſche Verwirk⸗ 
lichung in die Hand zu nehmen oder die Bildung einer eigenen Ge— 
noſſenſchaft zu dem Zwecke zu veranlaſſen. Will die Ackerbauver⸗ 
waltung oder die Verſuchsfelderkommiſſion die Landwirte auf eine 
Neuerung aufmerkſam machen, die nicht in das Gebiet einer der be— 
ſtehenden Genoſſenſchaften hineinſchlägt, ſo wendet ſie ſich ſtets an 
den Lokalverein. 

Die alte Dorfgenoſſenſchaft! fand nach ihrer wirtſchaftlichen 
Seite ihren ſinnfälligen Ausdrück in der Dreiteilung der Ackerflur, 
in der Dorfherde, im Hirtenhauſe, das dem Dorfe gehörte und dem 
Dorfhirten angewieſen wurde. Die neue Dorfgenoſſenſchaft ver⸗ 
körpert ſich im ſogenannten Vereinslokale, in dem mit dem Geräte⸗ 
ſchuppen verbundenen Verſammlungsraume des Lokalvereins. 

Die Verſammlungen der Dorfbewohner fanden früher ſtatt teils 
im Wirtshauſe, teils im Schulſaale. In erſterem war eine ge— 
ſchloſſene Verſammlung kaum möglich; denn es ſtand regelmäßig 
nur ein Raum zur Verfügung, die Wirtsſtube, und zu dieſer konnte 
man niemanden den Zutritt verwehren. Die Schule war nicht 
immer frei, das Tagen im Schulſaal hatte Mißſtände für den 
Schulbetrieb zur Folge, die Schulbehörden machten vielfach Schwierig— 
keiten, und mit Recht. Als nun ſeit Mitte der 80 er Jahre die 
Lokalvereine für die Unterbringung ihrer Maſchinen Geräteſchuppen 
aufführten, kam man bald auf den Gedanken, ein Stockwerk dar- 
auf zu ſetzen, was ſich ohne erhebliche Mehrkoſten bewerkſtelligen 
ließ, und hier einen Verſammlungsraum einzurichten. Als ſpäter 
Molkereien gebaut wurden, verband man auch wohl mit dieſen den 
Saal. Oder aber, er erſtreckt ſich im erſten Stock über Geräte- 
ſchuppen und Molkerei zugleich, wo beide nebeneinander liegen. In 
anderen Fällen ſtellt ihn die Gemeindeverwaltung zur Verfügung. 
Aber letzteres liebt man eigentlich weniger. Denn der Sinn der 
Bewegung iſt, daß man einen Verſammlungsraum haben will, der 
dem Dorfe jederzeit offen ſteht, ohne daß man erſt nötig haben 
ſoll, bei irgend jemand darum einzukommen. 
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1 Von der übrigens noch einzelne Überreſte fortbeſtehen. 
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In dieſem Verſammlungslokale nun ſpielt heute ein gutes 
Stück des Dorflebens ſich ab. Alle Genoſſenſchaften haben hier ihre 
Zuſammenkünfte. Konferenzler reden hier zu den Bauern. Es 
finden darin die Wahlverſammlungen ſtatt. Der Geſangverein be⸗ 
nutzt den Saal für ſeine Proben. Mancherorts iſt eine kleine Bühne 
darin eingerichtet, auf der zur Kirchweih, zu Faſtnacht Theatervor⸗ 
führungen ſtattfinden. Wenn ein Brautpaar der Dorfjugend ein 
Fäßchen Bier ſchenkt, wird dieſes vielfach im Vereinslokale ſeiner 
Beſtimmung zugeführt. Wie die politiſche Gemeinde ihr Rathaus 
hat, ſo beſteht faſt in jeder Ortſchaft ein Verſammlungsraum für 
die freie Dorfgemeinde. Man trifft ſich hier, um über Wohl und 
Wehe des Dorfes zu beraten, aber auch zu gemütlichem Zuſammen⸗ 
ſein, ſo wie ja auch zum alten Rathaus der Ratskeller gehörte. 


B. Arſachen der zentralen Stellung der Lokalvereine im 
Dorfleben 


Wie kommt es aber, daß gerade dem Lokalverein dieſe zentrale 
Stellung im Dorfleben zugefallen iſt, nicht etwa der Molkerei⸗ 
genoſſenſchaft oder der Zuchtgenoſſenſchaft? Das erklärt ſich einmal 
daraus, daß das genoſſenſchaftliche Leben am intenſioſten ſich äußert 
im Lokalverein. Gierke nennt die Genoſſenſchaft Perſonalgenoſſen⸗ 
ſchaft im Gegenſatz zur Kapitalgenoſſenſchaft. „Sie beruht auf 
der Verbindung perſönlicher Wirtſchaftskräfte zu einer Geſamtheit.“ 
Dieſe Verbindung perſönlicher Kräfte wird äber durch keine andere 
luxemburgiſche Genoſſenſchaft in dem Maße bewirkt wie durch den 
Lokalverein. Der Viehverſicherungsverein läßt Abſchätzungen vor⸗ 
nehmen, zahlt Entſchädigungen aus, erhebt Prämien, hält im Jahre 
einige Verſammlungen ab. Die Molkerei bringt ihre Mitglieder 
jeden Monat zuſammen zwecks Auszahlung der aus dem Verkauf 
der Butter herrührenden Gelder. Im Lokalverein dagegen bringt 
die gemeinſame Maſchinennutzung die Mitglieder vom Frühjahr bis 
zum Herbſt miteinander in Fühlung. Die Geräte gehen von einer 
Hand in die andere. Auch im Winter ruht die genoſſenſchaftliche 
Maſchinennutzung niemals ganz. Man braucht jetzt die Stockrode⸗ 
maſchine, die Schrotmühle, den Trieur, Maſchinen für den Haus⸗ 
halt, wie Kohlſchneidemaſchine und Wurſtmaſchine. Jeder kommt 
dabei häufig genug in die Lage, auf den anderen warten zu müſſen 
oder auf ihn Rückſicht zu nehmen, ſeinen Arbeitsplan etwas abzu⸗ 
ändern, damit auch der Nachbar das verlangte Gerät noch rechtzeitig 
erhält. Die Dorfbewohner werden auf dieſe Weiſe beſtändig daran 
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erinnert, wie ſie aufeinander angewieſen ſind. Es iſt ein Hand⸗in⸗ 
Hand⸗Arbeiten das ganze Jahr hindurch. Dazu kommen während 
des ganzen Jahres und namentlich im Winter ziemlich zahlreiche 
Verſammlungen zwecks Entgegennahme von Beſtellungen, Bezahlung 
der gemeinſam bezogenen Waren, Beratung über die Beſchaffung neuer 
Maſchinen, Jahresabſchluß, Stellungnahme zur Tagesordnung der 
Verbandsverſammlung und dergleichen. 

| Der Zweck der Molkereigenoſſenſchaft, der Obſtbäugendſſenſchäft 
betrifft nur einen Zweig des landwirtſchaftlichen Betriebes, nicht 
den ganzen Betrieb. Die ſpeziellen Zwecke des Lokalvereins, Ma⸗ 
ſchinennutzung, Bezug landwirtſchaftlicher Bedarfsartikel, Abſatz 
landwirtſchaftlicher Produkte, greifen in alle Zweige des Betriebes 
ein: Ackerbau, Gartenbau, Forſtwirtſchaft, Viehzucht, Obſtbau. 

Der Lokalverein erſcheint aus dieſen Gründen als beſonders ge— 
eignet, daß das freie Dorfleben an ihn ſich anlehnt. Aber ſchließlich 
könnte auch eine andere Organiſation, etwa die Molkereigenoſſen⸗ 
ſchaft, dieſe Rolle übernehmen, namentlich da, wo jeder ſeine 
Vollmilch ſelbſt zur Meierei bringt und ſeine Magermilch ſelbſt nach 
Hauſe trägt. Denn das bedingt ein beſtändiges und ſogar ein täg⸗ 
liches Zuſammentreffen und Fühlungnehmen der Genoſſen unterein⸗ 
ander. — Allein der Lokalverein iſt früher dageweſen; alle anderen 
Genoſſenſchaften find erheblich ſpäter gekommen. Und das iſt letztlich 
ausſchlaggebend. Nach Auflöſung der alten genoſſenſchaftlichen 
Formen war ein Bedürfnis vorhanden, dem Dorfleben einen neuen 
Mittelpunkt, einen neuen Rückhalt zu geben. Das freie Dorfleben, 
wie es oben geſchildert worden iſt, gleicht einem Körper ohne Knochen— 
gerüſt; es braucht ein Rückgrat in Form einer Organiſation mit 
greifbar beſtimmten Zielen, um ſich zu halten. Die Anlehnung er— 
folgt nun an die erſte derartige Organiſation, die ſich darbietet. 
Wäre die Molkereigenoſſenſchaft bereits um 1870 entſtanden, ſo 
wäre aller Wahrſcheinlichkeit nach ihr dieſe Anfgabe zugefallen. 
Tatſächlich aber war zuerſt da der Lokalverein. Oder vielmehr, er 
iſt entſtanden mit heraus aus einem freilich nicht klar bewußten 
Streben nach einer neuen Organiſation des Dorflebens. Allmäh⸗ 
lich haben ſich ſpezielle Zwecke herauskriſtalliſiert, Maſchinennutzung, 
Bezugsgeſchäft, als Stütze für die ganze Organiſation. 

Nicht ſo geradlinig verläuft die Entwicklung in der Rhein⸗ 
provinz. Am Anfang des modernen Genoſſenſchaftslebens ſtehen 
hier die landwirtſchaftlichen Kaſinos, nach deren Vorbild die Lokal⸗ 
vereine gegründet ſind. Die Kaſinos waren eine Art Univerſal⸗ 
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korporationen, die den landwirtſchaftlichen Fortſchritt überhaupt 
fördern wollten. Sie betätigten ſich zuerſt vornehmlich als Studien⸗ 
zirkel, haben ſich dann allmählich, wie die Lokalvereine, einer ſpe⸗ 
ziellen genoſſenſchaftlichen Aufgabe zugewandt und ſind zu Bezugs⸗ 
genoſſenſchaften geworden. Der Landwirtſchaftliche Verein für Rhein⸗ 
preußen hat für ſie 1888 eine beſondere Bezugskommiſſion geſchaffen. 
1889 beſtanden 500 derartige Kaſinos, heute ſind dem Landwirt⸗ 
ſchaftlichen Verein nicht weniger als 800 angegliedert. Seit 1889 


wurden ſie ziemlich raſch als eingetragene Genoſſenſchaften auch 
geſetzlich konſtituiert. Der ganzen Entwicklung gemäß ſchienen ſie 


beſtimmt, in Rheinpreußen die Stellung einzunehmen, die in Luxem⸗ 
burg den Lokalvereinen zukommt. Aber ſie ſind verdrängt worden 
durch die großartige Schöpfung Raiffeiſens. Die Darlehenskaſſen 
kamen einem dringenden Bedürfnis entgegen und fanden daher raſch 


Anklang und große Verbreitung. Gerade der Landwirtſchaftliche 


Verein hat ſich für ihre allgemeine Einführung ganz energiſch ein⸗ 
geſetzt. Die Raiffeiſenkaſſen ſind nicht langſam, allmählich aus dem 
Dorfleben hervorgewachſen wie die Kaſinos; ſie haben ſich auch nicht 
willig in das Vorhandene eingefügt. In ihnen kam etwas ganz 
Neues, das die Aufmerkſamkeit auf ſich zog und die Kaſinos etwas 
in den Hintergrund treten ließ. Raiffeiſen wollte ſeine Kaſſen zum 
Mittelpunkt des Dorflebens machen, und das iſt ihm auch gelungen. 
Wenn er freilich verſucht hat, ſeine Schöpfung zum Mädchen für 
alles in dem Sinne zu machen, daß in der Gemeinde nur dieſe eine 
Genoſſenſchaft beſtehen dürfte, die zugleich Kredit geben und die ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Bezüge vermitteln und den genoſſenſchaftlichen Ab⸗ 


/ ſatz in die Wege leiten und einen hochwertigen Zuchtſtier halten 


ſollte und dergleichen, ſo lag das nicht in der Richtung der modernen 
Entwicklung und hat ſich nicht durchgeſetzt. Bekanntlich hat man 
ſich in Heſſen ſchon bald von Raiffeiſen getrennt und einem eigenen 


Verband ins Leben gerufen, den heutigen Reichsverband, der grund⸗ 


ſätzlich die Häufung der genoſſenſchaftlichen Aufgaben in einer ein⸗ 
zigen Organiſation verwarf. Und auch im Neuwieder Verband hat 
man ſich zu einer größeren Spezialiſierung genötigt geſehen. Das 
hat aber der Raiffeiſenkaſſe ihre zentrale Bedeutung nicht genommen. 
Von den Verhältniſſen in Heſſen entwirft zum Beiſpiel Dr. Thieß 
1897 in den Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik folgende 
Schilderung: „Die ländliche Spar⸗ und Darlehenskaſſe wird ſehr 
bald zum Mittelpunkt des ganzen wirtſchaftlichen Lebens im Dorfe. 
Sie wirkt als Bankier und Berater der Dorfgenoſſen in allen Geld⸗ 


284 = Michael Kohl | 109 4 


egen für alle als Sparkaſſe, für den jüngeren Landwirt 
als Anſiedelungsbehörde . . . Sie ermöglicht und unterſtützt das 
Gründen und Arbeiten anderer Genoſſenſchaften. Aus ihren Über⸗ 
ſchüſſen werden gemeinnützige Einrichtungen geſchaffen, Wege gebaut, 
Schuleinrichtungen angeſchafft, gemeinſame Maß chinen gekauft, Kranken— 
ſchweſtern angeſtellt“ uſw. 

Iſt eine ähnliche Verſchiebung in Luxemburg zu erwarten für 
den Fall, daß dort die Raiffeiſenkaſſe zur Einführung gelangt? Wird 
ſie auch dort den Lokalverein aus ſeiner Stellung als Mittelpunkt 
und Rückhalt des Genoſſenſchaftsweſens verdrängen. Das iſt nicht 
anzunehmen. Dafür hat das Dorfleben bereits zu feſte Formen an- 
genommen. Was in der Rheinprovinz möglich war, als die Dinge 
ſich noch im Fluſſe befanden, das wird in Luxemburg nicht mehr 
eintreten, nachdem die Entwicklung bereits zu einem gewiſſen Abſchluß 
gelangt iſt. Gänzlich verkehrt wäre es jedenfalls, bewußt darauf 
hinaus zu arbeiten. 

Eigenartig liegen die Dinge in Belgien. Hier hebt im Mittel- 
punkt des landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens die ſogenannte 
Gilde (Flandern), auch Ligue agricole, Syndicat agricole (wie in 
Frankreich), Syndicat paroissial, Boerengilde, Union professionelle 
genannt. Dieſe ſtellt eine freie Vereinigung der Landwirte zwecks 
Beratung, Förderung und Vertretung ihrer gemeinſamen Intereſſen 
dar. Sie iſt in ihren Zielen ähnlich unbeſtimmt und allgemein wie 
anfangs die Kaſinos und die Lokalvereine, alſo eine Art Univerſal— 
korporation der Landwirte. Die Gilde iſt durchweg lokaler Natur; 
ſie umfaßt höchſtens einige Gemeinden und erſtreckt ſich zumeiſt bloß 
auf das Gebiet einer Pfarrei. Mit der Gilde pflegt der Anfang 
gemacht zu werden. Um die Gilde gruppieren ſich dann allmählich 
als beſondere Abteilungen (sections) die verſchiedenen Spezialgenoſſen⸗ 
ſchaften für beſtimmte und genau umgrenzte Zwecke: Darlehenskaſſen, 
Bezugsgenoſſenſchaften, Viehverſicherungsvereine, Züchtervereinigungen 
aufm. (Das iſt natürlich nur der ſchematiſche Aufriß, der in der 
vielgeſtaltigen Wirklichkeit die mannigfachſten Abwandlungen erfährt.) 
| Eine weſentliche Beeinfluſſung von Belgien her konnte das luxem⸗ 
burgiſche Genoſſenſchaftsweſen in ſeinem Aufbau ſchon deshalb nicht 
erfahren, weil in Belgien die Bewegung zu ſpät einſetzte, zu einem 
Zeitpunkt, als das luxemburgiſche Dorfleben ſeine Form in den 
Hauptzügen bereits gefunden hatte. Ende der achtziger Jahre wurde 
die erſte Bauerngilde gegründet. In Belgiſch⸗Luxemburg wurden 
die erſten Bezugsgenoſſenſchaften 1892 ins Leben gerufen. 1891 
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gab es in Belgien erſt 49 Gilden, im Großherzogtum aber bereits 
231 Lokalvereine. un, 

Eine Übertragung der belgiſchen Einrichtung auf luxemburgiſche 
Verhältniſſe war aber auch aus einem anderen Grunde nicht möglich. 
Merkwürdig iſt in Belgien, daß hier eine eigene Organiſationsform 
beſteht für den Teil des Dorflebens, der ſich in beſtimmte Formen 
nicht recht faſſen läßt und der deshalb in Luxemburg am Lokalverein, 
in Deutſchland am Raiffeiſenverein eine Stütze ſuchen muß. Wie 
vermögen ſich dieſe Gilden zu halten, trotzdem ihre unmittelbaren 
wirtſchaftlichen Aufgaben ſo wenig greifbar ſind? Die Erklärung 
liegt einmal in der engen Beziehung zwiſchen den Sektionen, d. h. 
den Spezialgenoſſenſchaften und der Gilde. Es kommt aber noch 
etwaß anderes hinzu: der ausgeſprochen politiſche und religiöſe Cha⸗ 
rakter der belgiſchen Genoſſenſchaften. Neutralität kennt der Belgier 
auch in wirtſchaftlichen Vereinigungen nicht. Die Konſumvereine 
der Stadt ſtehen überwiegend unter ſozialiſtiſchem, die ländlichen 
Genoſſenſchaften faſt ausſchließlich unter dem Einfluß der katholiſchen 
Partei. Der Klerus hat zum überwiegenden Teile dieſe Gilden ge⸗ 
gründet und ſpielt in ihnen eine beträchtliche Rolle. Häufig ſind 
mit ihren Verſammlungen und Veranſtaltungen religiöſe Andachten 


und Feiern verbunden. Der religiöſe Charakter tritt namentlich in 
Flandern deutlich ausgeprägt hervor. — Die wenig zahlreichen 


ſozialiſtiſchen Genoſſenſchaften auf dem Lande beginnen zumeiſt mit 
einem Studienzirkel zur Verbreitung ſozialiſtiſcher Ideen. — Bildet 
nun in Luxemburg die Maſchinennutzung und das Bezugsgeſchäft, 
in Deutſchland die Tätigkeit der Spar⸗ und Darlehenskaſſe für das 
freie Dorfleben das Rückgrat, durch das es gehalten wird, ſo in 
Belgien für die Gilde die genannten Zwecke und Beſtrebungen nicht⸗ 
wirtſchaftlicher Art. 5 

Eine derartige Politiſierung der landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften beſteht in Deutſchland nicht. Raiffeiſen hat ſich ſeinerzeit 
vom politiſchen Leben ganz fern gehalten und lange für keine Partei 
bei den. Wahlen eine Stimme abgegeben, teils weil er vom politiſchen 
Parteileben nicht erbaut war, teils weil er glaubte, die Parteinahme 
nach irgendeiner Seite hin vertrage ſich nicht mit ſeiner ſozialen 
Wirkſamkeit im Intereſſe aller. Von unbedingter politiſcher Neu⸗ 
tralität der genoſſenſchaftlichen Organiſationen der Landwirtſchaft 
wird man heute freilich in vielen Fällen nicht mehr reden können, 
angeſichts der engen Beziehungen der Genoſſenſchaftsverbände zu den 
Bauernvereinen, dem Bund der Landwirte uſw. Aber eine politiſche 


— 
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Orientierung in dem Sinne und in dem Maße wie in Belgien iſt 
doch nicht vorhanden. | 

Noch weniger findet ſich die Verquickung der Genoſſenſchaften 
mit der Politik in Luxemburg. In den Satzungen der Lokalvereine 
ſteht, und zwar von Anfang an, die Beſtimmung: „In den Ver⸗ 
ſammlungen ſowie der ganzen Vereinstätigkeit ſind Erörterungen 
ſowie Maßnahmen konfeſſioneller wie politiſcher Natur unbedingt 
ausgeſchloſſen.“ Beim Eintritt wird nach Religion und politiſcher 
Richtung nicht gefragt. Daß tatſächlich wie auch in Deutſchland die 
genoſſenſchaftlichen Kreiſe zumeiſt zur ſelben Weltanſchauung und 
zur ſelben politiſchen Partei ſich bekennen, iſt freilich unbeſtreitbar, 
auch nichts weniger als verwunderlich, da ſeit einer Reihe von Jahren 
die Landkantone überhaupt faſt nur noch Vertreter einer Partei, der 
Partei der Rechten, in die Abgeordnetenkammer entſandt haben. 
Daß andererſeits die Parteien den Wünſchen der Landwirtſchaft und 
ihren genoſſenſchaſtlichen Organiſationen nicht mit den gleichen Sym⸗ 
pathien gegenüberſtehen, iſt auch leicht verſtändlich. — Aber die Ge- 
noſſenſchaften geben bei politiſchen Wahlen keine Parole für einen 
beſtimmten Kandidaten oder für eine beſtimmte Partei ab. Sie 
ſchreiben niemand die politiſche Marſchroute vor. Sie verwehren 
natürlich auch ihren Mitgliedern die politiſche Betätigung nicht. 
Mehrere Führer im Genoſſenſchaftsweſen ſtehen bei den politiſchen 
Kämpfen mit in den erſten Reihen. Mehrere Vorſtandsmitglieder 
des Allgemeinen Verbandes ſitzen als Vertreter der Rechtspartei in 
der Abgeordnetenkammer. Aber es hat ſich mehrfach gezeigt, daß 
auch in den Landkantonen ein Vorſtandsmitglied des Lokalvereins⸗ 
verbandes bei politiſchen Wahlen Mißerfolg haben kann. Bei den 
Vorſtandswahlen im Verband ſind andere Geſichtspunkte maßgebend 
als bei den politiſchen Wahlen. Die Genoſſenſchaften als ſolche 
wollen ſich auf ihre wirtſchaftlichen und ſozialen Aufgaben beſchränken. 
Sie verwahren ſich dagegen, anderen als genoſſenſchaftlichen Be⸗ 
ſtrebungen zu dienen. 

Das will nicht ſagen, daß die genoffenfthaftlichen Organiſationen 
nicht für das öffentliche Leben des Landes ein bedeutſamer Faktor 
ſind, mit dem auch die Politik rechnen muß. In Deutſchland beſitzt 
die Landwirtſchaft eine offizielle Vertretung in den Landwirtſchafts— 
kammern. Dieſe leiſten auch wirklich, was ſie ſollen. Luxemburg 
hat eine derartige Intereſſenvertretung nicht: die Ackerbaukommiſſion, 
die eine ſolche ſein ſoll, wird gerade in landwirtſchaftlichen Kreiſen 
heftig bekämpft, ſie hat übrigens keine gewählten Mitglieder. Die 


1097} Die landwirtſch. Genoſſenſchaften des Großherzogtums Luxemburg 287 


Aufgabe der Intereſſenvertretung übernimmt der Lokalvereinsverband. 


Er formuliert gegenüber Regierung und Parlament die Wünſche und 
Forderungen nicht nur der Lokalvereine, nicht nur der Genoſſen⸗ 
ſchaften, ſondern der Landwirtſchaft überhaupt, und vertritt ſie in 
ſeinem Organ mit großem Nachdruck. Bei der Vollſtändigkeit, mit 


der die Landwirte von den Lokalvereinen erfaßt ſind, bietet die Ver⸗ 


bandsverſammlung von den Stimmungen und Wünſchen der Land⸗ 

wirtſchaft ein Bild, wie es eine offizielle, gewählte Vertretung auch 

nicht getreuer bieten könnte. — Ahnliches gilt vom Winzerverband 
für die Weinbaugegend. 


Belgien beſitzt eine offizielle Vertretung der Landwirtſchaft, aller 


dings auf anderer Grundlage beruhend als die Landwirtſchafts⸗ 


kammern. Sie baut ſich in drei Stufen auf: Comices agricoles, 


Sociétés provinciales, die fi aus den Delegierten der erſteren zu⸗ 
ſammenſetzen, und Conseil superieur de l' Agriculture. Dieſe offi⸗ 
zielle Organiſation hat zwar eine erheblich größere Bedeutung als 
die Ackerbaukommiſſion in Luxemburg, aber ſie tritt doch hinter den 


freien, auf der Grundlage der Gilden aufgebauten Organiſationen 


weit zurück. Dieſer Tatſache iſt Rechnung getragen worden inſofern, 


als von den 36 Mitgliedern des Conseil supérieur 9 Vertreter der 


freien Organiſationen fein müſſen. 


C. Folgen der zentralen Stellung der Lokalvereine 


7 


Die im Vorſtehenden geſchilderte Rolle, die der Lokalverein im 
Dorfleben ſpielt, hat verſchiedene bedeutſame Folgen. 

1. Erfaſſung der Geſamtheit der Landwirte. Die 
Lokalvereine haben die Landwirte mit einer Vollſtändigkeit erfaßt, 
die kaum zu übertreffen iſt. 1907 gab es im Lande nur 15 868 land⸗ 
wirtſchaftliche Hauptbetriebe, d. h. ſolche, deren Inhaber ſich als 
Landwirte im Hauptberuf bezeichneten. Im gleichen Jahre zählten 
die Lokalvereine bereits 15178 Mitglieder, 1916 18 420. Wenn 
auch eine gewiſſe Zahl von Dorfhandwerkern, von Arbeitern, Be⸗ 


amten, die etwas Kartoffelland beſitzen, angeſchloſſen ſind, ſo ergibt 


ſich aus den angeführten Zahlen doch, daß nur ſehr wenige ſelbſt⸗ 
ſtändige Landwirte noch außerhalb der Lokalvereine ſtehen können. 
Und zwar ſind heute, ähnlich wie es bei den Raiffeiſenvereinen der 
Fall zu ſein pflegt, alle Schichten erfaßt, vom Tagelöhner bis zum 
reichſten Beſitzer, während in Belgien ſowohl die e Betriebe 
wie die Landarbeiter vielfach abſeits ſtehen. 
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Das hat zunächſt ganz greifbare Gründe. Als Gerätegenoſſen— 
ſchaft iſt der Lokalverein dem kleinen Manne unentbehrlich, als Be— 
zugsgenoſſenſchaft braucht ihn auch der Großbauer. Aber es kommt 
hinzu eine Art Zwang zum Beitritt, dem ſich ſelbſt der nicht zu ent- 
ziehen vermag, der aus der Mitgliedſchaft wenig Vorteil zu ziehen 
glaubt. | 

Dieſer Zwang ift freilich ganz anders geartet als in der früheren 
Genoſſenſchaft. Weil dieſe öffentlich⸗rechtlich war, jo konnte ihr nie- 
mand fernbleiben, ebenſowenig wie heute der politiſchen Gemeinde. 
Gemengelage ohne Flurwege machte eine einheitliche Fruchtfolge zur 
unumgänglichen Notwendigkeit. Dem Flurzwang mußte ſich jeder 
unterordnen. Damit war aber jeder Landwirt in der Führung ſeines 
Betriebes an den von der Gemeinde aufgeſtellten Wirtſchaftsplan 
gebunden. Er konnte zum Beiſpiel nicht mehr Vieh halten als ihm 
die Fruchtfolge Futter zu bauen geſtattete. 

Die moderne Genoſſenſchaft läßt den einzelnen Landwirt in der 
Führung ſeines Betriebes völlig frei. Sie vermittelt ihm in vorteil⸗ 
hafter Weiſe die Beſchaffung der Betriebsmittel, ſie nimmt die 
Weiterverarbeitung und den Abſatz in die Hand; in den Betrieb 
ſelbſt greift fie wenig oder nicht ein. Allerdings bringt eine Molkerei⸗ 

genoſſenſchaft, eine Zuchtgenoſſenſchaft auch wieder recht erhebliche 
Beſchränkungen dieſer Freiheit. Aber wieviel Vieh er halten will, 
bleibt jedem unbenommen. Und vor allem, es iſt ihm freigeſtellt, 
beizutreten oder nicht. Der Lokalverein beeinträchtigt unter den 
heute beſtehenden Genoſſenſchaften die Freiheit am wenigſten. Bezugs-, 
Abſatz⸗ und Nutzungszwang kann zwar vorgeſchrieben werden, iſt es 
aber nur in Ausnahmefällen. Sollte jemand glauben, die Mitglied- 
ſchaft bringe ihm wenig Nutzen, Opfer verlangt dieſelbe auch nicht, 
abgeſehen von der Zahlung des geringen Beitrages. Wer ſich aber 
da, wo der Lokalverein wirklich blüht, nicht anſchließt, der ſtellt ih - ' 
damit außerhalb des Dorflebens. Er iſt nicht dabei, wenn über 
Dinge beraten wird, die alle Dorfbewohner angehen. Er muß ſich 

immer erſt bei anderen erkundigen, um zu wiſſen, was im Dorfe ge— 
plant wird. Er ſchließt ſich aus von der Mitberatung über Dinge, 

wo er doch dabei ſein will. 

Die allgemeine Beteiligung an den Lokalvereinen bildet für die 
Gründung weiterer Genoſſenſchaften eine günſtige Vorbedingung. 
Sind einmal alle Schichten von der Organiſation erfaßt, ſo macht 
es weniger Schwierigkeiten, ſie auch den ſpäter entſtehenden Molkerei⸗ 
genoſſenſchaften, Zuchtgenoſſenſchaften uſw. zuzuführen. So treten 
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den ſeit einigen Jahren ſich bildenden Zuchtervereinigungen nicht nur 
die größeren Beſitzer bei, wie man erſt zu erwarten geneigt ſein 


könnte, ſondern es ſind gerade > kleine Leute in großer Zahl be⸗ 


teiligt. 
2. Begrenzung auf ein enges räumliches Gebiet. 


Die Lokalvereine ſind, was ihr Name beſagt: keine Regional⸗ oder 


Kantonal⸗ oder Kommunalvereine, ſondern Ortsvereine im ſtrengen 
Sinne des Wortes. Die Mitgliederzahl betrug 1916 im Durchſchnitt 


44 Betriebe. Nach der Volkszählung von 1910 gab es im Lande 
nur 426 Ortſchaften mit 100 und mehr Einwohnern. Im ſelben 


Jahre waren aber nicht weniger als 412 Lokalvereine vorhanden. 
Die räumliche Beſchränkung hat ihren Grund hauptſächlich in 
der genoſſenſchaftlichen Maſchinenverwendung. — Vorteile bietet die 
genoſſenſchaftliche Benutzung der Geräte wie Walzen, Drillmaſchinen uſw. 
nur dann, wenn ſie am Orte ſelbſt zur Verfügung ſtehen, alſo nicht 
erſt lange Zeit mit ihrer Herbeiſchaffung verloren zu werden braucht. — 


Im Lokalverein nun hat der luxemburgiſche Landwirt das genoſſen⸗ 
ſchaftliche Leben gelernt. Daher bringt er auch jede genoſſenſchaftliche 


Organiſation in die Form des Lokalvereins. Man hat es zum Bei⸗ 
ſpiel mit regionalen Molkereigenoſſenſchaften verſucht, aber ohne Er⸗ 
folg. Ganz fo weit wie beim Lokalverein iſt die örtliche. Begrenzung 
bei den übrigen Genoſſenſchaften nicht immer getrieben, aber in 
manchem Falle doch weiter als wirtſchaftlich zweckmäßig iſt. Es 
betrug die durchſchnittliche Mitgliederzahl 1914 bei den Molkerei⸗ 
genoſſenſchaften 49, den Viehverſicherungsvereinen 43, den Obſtbau⸗ 
genoſſenſchaften nur 35. Aber es iſt dabei zu berückſichtigen, daß 
zwar regelmäßig alle Mitglieder der Molkereigenoſſenſchaft, des 


Viehverſicherungsvereins, der Obſtbaugenaſſenſchaft auch dem Lokal⸗ 


0 


verein angehören, daß jedoch das Umgekehrte durchaus nicht immer 


zutrifft, daß alſo gleiche Mitgliederzahl beim Lokalverein ein räumlich 
engeres Gebiet vermuten läßt. Es haben bei der Herausbildung 
des lokalen Charakters freilich auch noch andere Gründe mitgeſpielt, 
wie das Fehlen der Kreditgenoſſenſchaft, wovon bereits die Rede 
war. Auf die Entfaltung und Vertiefung des Dorflebens kann die 
lokale Beſchränkung nur günſtig zurückwirken. Je kleiner der Kreis 
iſt, je näher die Mitglieder einander ſtehen, um ſo enger vermögen 
ſich die Beziehungen der Genoſſen untereinander und zum Verein zu 
geſtalten. 
3. Leitung durch die Landwirte ſelber. Landwirt⸗ 
ſchaftliche Genoſſenſchaften werden naturgemäß von den Landwirten 
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= ſelber geleitet Wenn i in den belgiſchen Gilden Nichtlandwirte, ins- 
beſondere die Geiſtlichen, eine beträchtliche Rolle ſpielen, ſo liegt das 


daran, daß dort neben den wirtſchaftlichen Beſtrebungen andere Ziele 


nichtwirtſchaftlicher Art herlaufen. Die deutſchen Raiffeiſenkaſſen 
mußten im Anfang Geiſtliche, Lehrer als Leiter und namentlich als 
Rechner heranziehen, weil eine genaue Buchführung für das Gedeihen 


der Kaffe unerläßliche Vorbedingung iſt, den wirtſchaftlich noch un- 
a geſchulten Landwirten aber die erforderlichen Kenntniſſe vielfach ab⸗ 
gingen. Aber das war doch Schließlich nur eine Übergangsmaßregel, 


die immer mehr verſchwindet. „Wir ſind ſtolz darauf,“ ſagte bereits 


1897 Dr. Thieß in den Verhandlungen des Vereins für Sozial⸗ 


politik, „daß alle gebildeten und intelligenten Elemente auf dem 


Lande ... für die Verwaltung unſerer Kaſſen tätig find, und wir 
ſind noch ſtolzer darauf, daß wir ihrer Hilfe immer weniger bedürfen, 
weil die Bauern ſelbſt immer häufiger der Leitung Meer Kaſſen voll 


7 ne gewachſen ſind.“ 


In Luxemburg haben von Sr die Landwirte ſelbſt die maß 


gebende Rolle geſpielt, mehr als in Deutſchland und Belgien. Eine 


gewiſſe Ausnahme bilden die Molkereigenoſſenſchaften. Hier gibt es 
eine Menge Rechnereien und Schreibereien zu erledigen, die dem 


Bauer nicht beſonders liegen. Dabei gibt die Übernahme dieſer 
Arbeiten an und für ſich noch keinen Einfluß auf die Leitung der 


Genoſſenſchaft. Vielfach hat auch der Landwirt vor den fremdartigen 
Inſtrumenten, die für die Analyſe gebraucht werden, einen großen 
Reſpekt und meint, das ſei für ihn zu gelehrt. Deshalb ſind 
Geiſtliche und Lehrer vielfach als Rechner, aber auch als Vorſtands— 


mitglieder und als Präſidenten tätig geweſen und ſind es noch. 


3 


Aber heute werden doch dje meiſten Molkereien von den Landwirten 


ſelbſt geleitet. In den übrigen Genoſſenſchaften, namentlich in den 
Lokalvereinen, ſind die Bauern ſtets unter ſich geblieben. Das war 
einmal ohne beſondere Schwierigkeiten möglich. Die lokale Be⸗ 
grenzung, vereinfacht die ganze Organiſation und die Aufgaben der 
Leitung. Jeder intelligente und opferwillige Landwirt vermochte 
ohne weiteres den Anforderungen gerecht werden, die an den Präſidenten 


oder den Schriftführer eines Lokalvereins. geſtellt werden. 


Auf der anderen Seite vermöchte ein Pfarrer, ein Lehrer das 
zumeiſt nicht. Dazu ſtehen fie zu wenig im Dorfleben drin, wiſſen 


in den Einzelheiten des Wirtſchaftslebens der Ortſchaft zu wenig 


Beſcheid. Ein guter Geräteverwahrer muß unter Umſtänden ab⸗ 


| zuſchätzen! in der Lage ſein, wieviele Mitglieder eine beſtimmte Maſchine 
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in den nächſten Tagen noch brauchen werden. Wer die gemeinſamen 
Beſtellungen beſorgt, muß ungefähr wiſſen, welche Mengen die Nach⸗ 

zügler noch benötigen werden, wenn er nicht Zeit hat, auf die letzten 
zu warten. Er muß ſich ein Urteil bilden können, ob die Landwirte 
bei der Aufgabe ihrer Beſtellungen bereits über den Bedarf hinaus⸗ 

gegangen oder dahinter zurückgeblieben ſind, wenn es ſich darum 
handelt, zwecks Frachterſparnis eine Abrundung auf ganze Waggon⸗ 
ladungen nach oben oder nach unten vorzunehmen. 

Daß die Leitung der Genoſſenſchaften von Anfang an nur ein 
den Händen der Landwirte lag, iſt der Bewegung jelbft ſehr zugute 
gekommen. Sie erſcheint deshalb ſo recht als aus der Bevölkerung 
ſelbſt hervorgewachſen. Die Betätigung als Schriftführer, beſonders 
der Lokalvereine, iſt für die jungen Landwirte die beſte Schule, die 
ſie durchmachen können. Hier lernen ſie mit Behörden, mit der 
Regierung, der Ackerbauverwaltung, mit Poſt und Eiſenbahn ver⸗ 
kehren. Sie eignen ſich Geſchäftsgewandtheit an. Sie lernen, in 


freier Rede über ihre Tätigkeit zu berichten. Ihr Geſichtskreis weitet | 


ſich. Sie gewinnen einen offenen Blick für die Bebürfniffe der Land⸗ 
wirtſchaft und Verſtändnis für neue, fortſchrittliche Ideen. Der 
Verlauf der Verbandsverſammlungen zeigt, daß eine große Zahl von 
Landwirten nicht umſonſt durch dieſe Schule gegangen ſind. | 
Auch die Verbandsleitung beſteht, abgeſehen natürlich von den 
Beamten der Geſchäftsſtelle, ausſchließlich qus Landwirten. Nicht⸗ 
landwirte können dem Vorſtand des Verbandes nicht angehören. 
CEline eigene Genoſſenſchaftsſchule zur Heranbildung ihrer führenden 
Leute können ſich die luxemburgiſchen Genoſſenſchaften natürlich nicht 
leiſten. Aber dem gleichen Zwecke dienten die Kurſe, die der All⸗ 
gemeine Verband erſtmals im Januar 1918 in Luxemburg abhalten 
ließ und die alljährlich wiederholt werden ſollen. Das Ziel iſt aber 


weiter geſteckt. Nicht nur in den Genoſſenſchaften, ſondern auch in, 3 


der Gemeindeverwaltung ſollen die Landwirte die Führung der Ge- 
ſchäfte als Bürgermeiſter, Gemeinderatsmitglieder, Gemeindeſekretäre = 
a zu übernehmen befähigt werden. 


IV. Staat und landwirtſ Haftliche Genoſſen ’ 
3 ſchaften | 
1 Das deutſche landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen ift geſchaffen ä 

worden von Raiffeiſen und feinen Mitarbeitern, Thilmany, Faßbender, 
Weidenhammer uſw. In Belgien hat den Anſtoß gegeben Abbe 
N a 2 . 88 | 19* 
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Mellaerts im Verein mit Helleputte und Schollaert. Dazu kommt 
hier der bereits erwähnte Einfluß der politiſchen Parteien. Aber 
in Deutſchland wie in Belgien gilt das Gendſſenſchaftsweſen als 
das Gebiet der Privatinitiative, das der Staat fördern kann, in 
das er aber nicht hineinregieren ſoll. In Luxemburg iſt das etwas 
anders; hier ſpielt der Staat in der ganzen Entwicklung und Leitung 
des landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens eine bedeutſame Rolle. 
Die Lokalvereine ſind zum großen Teil gegründet worden durch vom 
Staate geſchickte Konferenzler. Die Viehverſicherungsvereine, die 
Obſtbaugenoſſenſchaften ſind hauptſächlich von der Regierung oder 
vielmehr der Ackerbauverwaltung ins Leben gerufen. Der Zucht— 
genoſſenſchaftsbewegung hat ſie ſich ebenfalls bemächtigt. Die Reviſion, 
die in Deutſchland und in Belgien in die Hand der Genoſſenſchafts— 
verbände gelegt iſt, erfolgt in Luxemburg, ſoweit ſie überhaupt vor⸗ 
handen iſt, durch die Ackerbauverwaltung. Dieſe ſpielt im Vieh⸗ 
verſicherungsverband die Hauptrolle. Der Winzerverband ſtand bis 
vor kurzem ganz in Abhängigkeit von der Weinbaukommiſſion. Woher 
dieſe weitgehende und erfolgreiche Beeinfluſſung, man kann auch ſagen 
Bevormundung? Die Frage erſcheint um ſo berechtigter, als eben 
ausgeführt wurde, daß die Nichtlandwirte in der Leitung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Geno ſſenſchaften eine auffallend geringe Rolle ſpielen. 


| A. Arſachen 

1. Vieles erklärt ſchon der geringe Umfang des Landes. 
Man ſtelle ſich vor, daß ein preußiſcher Kreis zum ſelbſtändigen 
Staatsweſen emporrückt. Der Landrat verbleibt als Ackerbauminiſter 
auf feinem Poſten. Seine Macht iſt damit natürlich erheblich ae- 
wachſen. Die geringe Ausdehnung des Gebietes ermöglicht es ihm 
aber, ſich nach wie vor in die Einzelheiten der Verwaltung ein⸗ 
zumiſchen. — In dieſer Lage befindet ſich ungefähr ein luxemburgiſcher 
Ackerbauminiſter. Einem preußiſchen Landrat gegenüber hat er das 
voraus, daß er Miniſter iſt, dem preußiſchen Landwirtſchaftsminiſter, 
daß er ſeinen Einfluß auch auf Einzelheiten erſtrecken kann. Er ver⸗ 
mag es alſo leichter, das Genoſſenſchaftsweſen unter ſeine Be⸗ 
vormundung zu bringen. Ein intereſſantes Seitenſtück hierzu bieten 
übrigens die deutſchen Hypothekarkreditverhältniſſe; Preußen hat die 
Landſchaften ausgebildet, die kleinen Staaten in Mitteldeutſchland 
haben, ähnlich wie Luxemburg, meiſt ein ſtaatliches Bodenkreditinſtitut. 

2. Die Ackerbauverwaltung iſt geſchaffen worden, um 
eine Landeskulturbehörde zu ſein. Ihre Tätigkeit iſt aber nicht auf 
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das agrartechniſche Gebiet beſchränkt geblieben. Insbeſondere hat 


ſie nicht nur mit den Meliorationsgenoſſenſchaften zuſammen ge⸗ N 


arbeitet, ſondern iſt zu einer Zentralſtelle für die landwirtſchaftlichen 


Genoſſenſchaften überhaupt geworden. Bei den Meliorationsgenoſſen⸗ 
ſchaften iſt eine weitgehende Mitarbeit notwendig und eine weit⸗ 
gehende Beeinfluſſung durch die Staatsgewalt angebracht. Das autori⸗ 
ſierte Syndikat, das die Regel bildete, hat öffentlich⸗ rechtlichen Charakter. 


Seinen Mitgliedern gegenüber hat es die einſchneidendſten Zwangs⸗ | 


und Enteignungsbefugniſſe; eine qualifizierte Majorität kann zudem 
eine Minorität zum Anſchluß zwingen. Stehen ihm aber die Zwangs⸗ 
mittel der Staatsgewalt in dieſem Umfange zur Verfügung, ſo iſt 
es notwendig, daß der Staat ſich einen entſprechenden Einfluß vor⸗ 


behält. — Die ihr auf dieſem Gebiete zuſtehende Rolle hat aber 


die Ackerbauverwaltung auf das ganze landwirtſchaftliche Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen übertragen. Sie hat nicht ohne Erfolg allen Genoſſen⸗ 
ſchaften gegenüber die gleiche autoritative Stellung einzunehmen ver⸗ 


ſucht wie gegenüber den Syndikaten. Beſondere Herrſchgelüſte braucht 
man dafür bei den betreffenden Beamten nicht vorſchnell anzunehmen; 
die Stellung verleitete mit einer e BD zu dieſer | 


falſchen Auffaſſung. 
3. Die Perſönlichkeit, die in d mehr als ſonſt jemand 


mit Liebe und Sachverſtändnis durch lange Jahre für die Aus⸗ 


breitung des landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens ſich eingeſetzt 
hat, iſt der verſtorbene Paul Eyſchen !. Er war aber zugleich 


Miniſterpräſident und Ackerbauminiſter. Wäre Eyſchen Rechtsanwalt 
geblieben, hätte er als ſolcher für das Genoſſenſchaftsweſen getan, 
was er als Miniſter gewirkt hat, es hätte ſicherlich einen anderen 


Charakter erhalten. Als Miniſter vermochte er die Staatsgewalt 


der Förderung des Genoſſenſchaftsweſens nutzbar zu machen; auf. 


der anderen Seite aber wollte er auch das Genoſſenſchaftsweſen ſeiner 
Politik dienſtbar machen, wollte wenigſtens verhindern, daß es ihm 
ſpäter unbequem werden könnte. Er wollte es in Abhängigkeit von 


der Regierung erhalten, wollte es in feiner Hand behalten. — So 


| 2 

1 1866 wurde Eyſchen als Fünfundzwanzigjähriger in die Abgeordneten⸗ 

kammer gewählt. Er hatte ſeine Kandidatur aufgeſtellt, obſchon er am Wahl⸗ 

tage noch nicht das vorgeſchriebene Alter beſaß. Das Mandat wurde für un⸗ 
gültig erklärt, aber ſeiner Wiederwahl ſtand inzwiſchen nichts mehr im Wege. 

1876 trat er als Generaldirektor der Juſtiz in die Regierung ein und hat ſeit 

1889 als Miniſterpräſident und Ackerbauminiſter die Geſchicke des Landes ge⸗ 
N leitet. Er ſtarb im erſten Kriegsjahre. 6 er 


U 


— 
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Raiffeiſenkaſſen wollte er nicht; dafür hat er verſucht, die von der 
ſtaatlichen Sparkaſſe ganz abhängigen Gemeindekaſſen einzubürgern. 
Einen Verband der Molkereigenoſſenſchaften, der Viehverficherungs- 
vereine hat er geſchaffen, allerdings in völliger Abhängigkeit von der 
Ackerbauverwaltung. Aber es iſt von der Regierung nicht verſucht 
worden, die Lokalvereine zuſammenzuſchließen. Sobald aber der 
Zuſammenſchluß von den Landwirten ſelbſt in die Wege geleitet 
wurde, griff Eyſchen ein, um die Führung nicht zu verlieren. Ahnlich 
wie in dieſem letzteren, handelte die Regierung auch in anderen 
Fällen. Die Initiative zur Gründung von Zuchtgenoſſenſchaften ging 
nicht von ihr aus; ſie hat aber nachträglich die Führung der Be⸗ 
wegung an ſich gebracht. 
| Ferner hat fie ſtets geſucht, in die Leitung der Vereinigungen 
von Genoſſenſchaften ihre Beamten, ihre Vertrauensleute hinein⸗ 
zubringen. Bis 1914 gehörte der Vorſteher der Ackerbauverwaltung 


dem Auffichtsrate des Allgemeinen Verbandes der Lokalvereine an. 


Der Präſident der Weinbaukommiſſion war bis 1918 von Rechts wegen 
auch Präſident des Winzerverbandes. Zum Sekretär⸗Kaſſierer des 
„Viehverſicherungsverbandes iſt der Vorſteher der Ackerbauverwaltung 
gewählt. Die Regierung hat das Recht, einen ſtimmberechtigten 
i Delegierten in den Vorſtand der Vereinigung Luxemburger Genofjen- 


ſchaftsmolkereien zu ernennen. 


NE hat er 175 nicht jede gensffenfäafttige Organiſationsform gefördert. 


Vielleicht das wirkſamſte Mittel, deſſen ſich die Regierung zur 


Beeinfluſſung der Genoſſenſchaften bediente, waren die ſtaatlichen 
Zuſchüſſe, die ſogenannten Subſidien. Es handelt ſich einmal um 
die jährlichen Zuwendungen, die individuell zugemeſſen werden und 
im Durchſchnitt 100 Fr., 100 Mk. betragen dürften. Dazu kommt 
der Zuſchuß von einem Drittel der Koſten bei größeren Ausgaben, 
wie Bau eines Vereinslokales, Beſchaffung einer Molkereieinrichtung 
Huſw. Das hat vor allem die Pſyche der Genoſſenſchaftler tiefgehend 

beeinflußt. Die Landwirte haben ſich gewöhnt, jede Maßnahme darauf— 
hin zu prüfen, ob ſie auch der Regierung genehm ſei, ob man ſich 
nicht dadurch der Gefahr ausſetzte. den Subſidienſegen für die Zukunft 
zu verſcherzen. Es konnte auch auf dieſem Gebiete niemand mit 
der Regierung in Konkurrenz treten. Insbeſondere konnte keine poli⸗ 
tiſche Partei auf die Dauer an die Aufbringung derartiger Mittel 
denken. Die Abſchaffung der Subſidien zu verlangen, mußte eben⸗ 
falls für jede Partei als ein gefährliches Unterfangen erſcheinen. 
Es iſt zwar wiederholt in den Kammerverhandlungen von allen 


\ 


— 
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Parteien mit. 9 5 Heftigkeit gegen das Syſtem geredet worden. 
Aber ebenſo haben alle Parteien ſtets einmütig die Subſidien un⸗ 
verkürzt bewilligt, ſofern ſie nicht eine Vermehrung beantragten, was 
wiederholt das Ende der erregten Debatten war. — Belgien hat die 
| regelmäßigen Staatszuſchuſſe ebenfalls, auch nicht weſentlich niedriger 
als in Luxemburg. Wenn ſie hier nicht als ein Mittel der Bevormundung 
dienen, ſo erklärt ſich das einfach: ſeit Jahrzehnten wird die Re⸗ 
gierung von der Partei gebildet, die in den landwirtſchaftlichen Ge⸗ 
noſſenſchaften den entſcheidenden Einfluß beſitzt. 
| 4. Daß aber die politiſchen Parteien nicht verſucht haben, 
die Führung im landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſen an ſich zu 
bringen, ähnlich wie in Belgien, lag zum Teil auch in den inner⸗ 
politiſchen Verhältniſſen begründet. Eyſchen hat ſich ſtets energiſch 
dagegen verwahrt, Parteimann zu ſein, eine Parteiregierung zu bilden. 
Es war alſo auch nicht notwendig eine Oppoſition vorhanden. im 
nächſten ſtand er in ſeinen Anſchauungen den Liberalen. Dieſe 
zählten ihre Anhänger auf dem Lande nicht in erſter Linie in den 
Kreiſen, die am landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſen vor allem 
intereſſiert waren, Mittel⸗ und Kleinbauern. Übrigens ſuchen und 
finden auch in Belgien die Liberalen ihren Einfluß nicht in den 
freien Genoſſenſchaften, ſondern in der offiziellen Organiſation, den 
comices agricoles. — Die erſten Sozialiſten ſind 1896 und 1897 
in die Abgeordnetenkammer eingezogen. Ihr Einfluß auf dem Lande 
iſt bis heute gering geblieben. — Für die Übernahme der Führung 
im landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſen wäre in erſter Linie in 
Betracht gekommen die katholiſche Partei, die heutige Partei der 
Rechten. Aber ihr langjähriger Führer, der Abgeordnete (bis 1913) 
Emil Prüm, hat ſich als Gegner . orientierter Ber 
ſchaften bekannt. ö a 


B. Angünſtige Folgen 


60g hat die geſchilderte Bevormundung nicht wirken können. 

Die Genoſſenſchaft ſteht auf dem Boden der Freiheit; fie wendet 
| ſich gegen den Gedanken einer außer und über der Geſamtheit 
ſtehenden Obrigkeit (Gierke). Die in Luxemburg gemachten Er⸗ 
fahrungen können das nur beſtätigen. Ein großer Aufſchwung im 
Genoſſenſchaftsweſen datiert jedenfalls gerade aus der Zeit, wo die 
obrigkeitliche Beeinfluſſung mehr und mehr zurückgetreten iſt, ſeit 1909 
ungefähr. 1908 hat die Regierung ſelbſt, nach manchen recht un⸗ 
lieb ſamen Erfahrungen, ſich von der Leitung des Molkereiverbandes 
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— 1909 Ade der Verband der Sohlen gegründet, 
der ſich ſtets feine Freiheit gegenüber der Regierung gewahrt hat. 
Ein neuer, friſcher Zug, gerade ſeit jener Zeit, iſt unverkennbar. 

| Die ungünftigen Folgen der Bevormundung 0 hauptſächlich 
folgende: 
| 1. Sie hat lähmend. auf die Privatinitiative eingewirkt. Ein 
Zuſammenwirken von ſtaatlichen Beamten und genoſſenſchaftlicher 
Initiative iſt deshalb auf die Dauer nicht möglich, weil der Staats⸗ 
beamte nicht als gleichberechtigter Genoſſe, ſondern als Vertreter 
der Obrigkeit angeſehen wird. Entweder wird dem Vertreter der 


Staatsgewalt die ganze Leitung überlaſſen, wie es früher beim 


Molkereiverband, bis 1918. beim Winzerverband, wie es noch heute 

beim Viehverſicherungsverband der Fall iſt; dann bleibt aber für 
genoſſenſchaftliche Initiative ſo gut wie gar kein Betätigungsfeld 
übrig. Oder aber, die Regierung ſcheidet ganz aus, ſei es freiwillig, 
ſei es unfreiwillig. Erſt wenn die genoſſenſchaftlichen Kreiſe fich 
auf ſich ſelber geſtellt ſehen, erwacht das rechte Intereſſe für ihre 


Otrganiſationen; erſt dann zeigt ſich, wieviel Initiative bei den Land⸗ 


wirten ſelbſt zu finden iſt. Das tritt deutlich vor allem im Lofal- 
vereinsverband und im Winzerverband zutage. — Weniger gilt 
das Geſagte natürlich für die Einzelgenoſſenſchaften, weil dieſe von 
der ſtaatlichen Beeinfluſſung etwas weiter entfernt find. Die Re- 
gierung kann nicht im Vorſtand eines jeden Lokalvereins, jeder 
Molkereigenoſſenſchaft ihren Vertreter haben. Immerhin hat die 
ſtete Rücksichtnahme auf die Wünſche der Regierung, die ſtete Furcht, 
ihre Gunſt zu verſcherzen, auch bei den Einzelgenoſſenſchaften nichts 
weniger als günſtig gewirkt. 

2. Die Bevormundung hat insbesondere bei den Lokalvereinen 
den Zuſammenſchluß eine geraume Zeit verzögert. Hätte nicht die 
Ackerbauverwaltung ſolange den „commis-voyageur“ (Eyſchen) für 
die Lokalvereine abgegeben, ſo wären dieſe ſchon viel früher genötigt 
geweſen, ſich zuſammenzuſchließen. Die Vereine hatten ſich gewöhnt, 
die Ackerbauverwaltung als eine Art Verband anzuſehen. Nach der 
Gründung des Allgemeinen Verbandes der Lokalvereine kamen in 
den erſten Jahren beſtändige Verwechſlungen von Ackerbauverwaltung 

und Verband ſeitens der Vereine vor. — Ahnliches gilt von der 
Weinbaukommiſſion gegenüber den Winzerlokalvereinen. 
3 . Was den luxemburgiſchen Genoſſenſchaften vor allem fehlt, 
iſt eine gute Reviſion. Der Verband der Lokalvereine beſteht ſeit 
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10 Jahren, aber eine Reviſion der angeſchloſſenen Vereine übt er 
noch immer nicht aus. Er kann eine ſolche nicht einrichten, weil 
ſie durch die Ackerbauverwaltung erfolgt. Für die Molkereien und 
die Viehverſicherungsvereine (nach der letzten Reorganiſation) iſt dieſe 
ſtaatliche Reviſion als genügend anzuſehen, nicht aber für die übrigen 
Genoſſenſchaften. Aber auch wo ſie ausreicht, vermag ſie doch nicht 


ſo tiefgreifend zu wirken, als wenn ſie von einem genoſſenſchaftlichen 


Verbande ausginge. Eine Anregung, die einem Lokalvereine ſeitens 
des Verbandes zugeht, wird ganz anders aufgenommen, als wenn 
ſie von der Ackerbauverwaltung kommt. 


4᷑. In Deutſchland und Belgien hat ſich der Zuſammenſchluß 
der Genoſſenſchaften allmählich in folgender Weiſe geſtaltet: Für 
die Zentraliſierung der Geſchäfte bilden ſich die ſogenannten Zentral⸗ 
genoſſenſchaften; die Molkereien ſind zu einer Butterabſatzgenoſſenſchaft, 
die Darlehenskaſſen zu einer Zentralkaſſe, die Bezugsgenoſſenſchaften 
zu einer Zentralbezugsgenoſſenſchaft (comptoir d'achat) vereinigt. Für 

die Reviſion und die Intereſſenvertretung beſtehen die Reviſions⸗ und 
die Anwaltſchaftsverbände, die aber alle Genoſſenſchaftsarten: Mol⸗ 
kerei⸗ und Bezugs⸗ und Kreditgenoſſenſchaften uſw. umfaſſen. Dieſe 


Sccheidung hat ſich in Luxemburg noch nicht herausgebildet. Es beſteht 


der Allgemeine Verband landwirtſchaftlicher Lokalvereine, der Zentral⸗ 
genoſſenſchaft und Verband zugleich iſt, der Winzerverband, von dem 
bis heute dasſelbe gilt, der Molkereiverband, der eine Zentralabſatz⸗ 
genoſſenſchaft, die Vereinigung Luxemburger Genoſſenſchaftsmolkereien, 
die in der Hauptſache einen Verband darſtellt, der Viehverſicherungs⸗ 
verband, der vor allem Rückſicherungsverſicherung bewirkt. Aber all 
dieſe Organiſationen ſtehen unverbunden nebeneinander. Es fehlt 
ein Allgemeiner Verband landwirtſchaftlicher Ge⸗ 
noſſenſchaften. Dieſe Zerſplitterung kommt weſentlich daher, 
daß in der Ackerbauverwaltung eine Art Zentrale für alle Genoſſen⸗ 
ſchaften geboten war. Dieſer von außen gegebene hat die Bildung 
eines von den Genoſſenſchaften ſelbſt geſchaffenen ö bis⸗ 
lang verhindert. 1 


Schlaßw ort 
In welcher Weiſe die weitere Ausgeſialtung des luxemburgiſchen 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens zu erfolgen haben wird, 


darüber bedarf es nach den bisherigen Ausführungen nur noch 
e Worte. — Die . Jollen in Fortfall kommen. Das 
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| Genoſſenſchaftsweſen ſoll ſich auch in finanzieller Hinſicht auf eigene 
Füße ſtellen. Das wird keine großen Schwierigkeiten machen, ſofern 
das Kreditweſen in entſprechender Weiſe ausgeſtaltet wird. — Die 
Ackerbauverwaltung ſoll auf ihre techniſchen Aufgaben beſchränkt 
werden, ſoll nur noch Landeskulturbehörde bleiben. Sie hat dem 
Lande in der Beziehung große Dienſte geleiſtet. Dankbare Aufgaben 
harren ihrer auch noch für die Zukunft. Es ſei an die Zuſammen⸗ 
legungen und an die Waſſerverſorgung erinnert. Mit dieſer Be⸗ 
ſchränkung werden die Reibungsflächen zwiſchen ihr und den Ge— 
noſſenſchaften, insbeſondere dem Allgemeinen Verbande der Lokal⸗ 
vereine, fortfallen, und das geſpannte und teilweiſe feindliche Ver⸗ 
hältnis freundlicheren Beziehungen Platz machen können. Es werden 
infolgedeſſen auch die von ihr ausgehenden Anregungen weniger Miß⸗ 
trauen als bisher begegnen und ſomit mehr Frucht zu tragen ver⸗ 
mögen. | 
Die ganze Tätigkeit der Ackerbauverwaltung als Zentrale für 
das landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen: Reviſion, Entgegennahme 
der jährlichen Berichte, Statiſtik der Genoſſenſchaften, ſoll an eine 
genoſſenſchaftliche Organiſation, an einen Allgemeinen Verband der 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften übertragen werden. An eine 
Neugründung braucht dabei nicht gedacht, der Lokalvereinsverband 
nur entſprechend ausgeſtaltet zu werden. Eine Trennung der Re— 
viſions⸗ und Anwaltſchaftstätigkeit von den geſchäftlichen Aufgaben, 
der Unternehmertätigkeit, die Scheidung in Verband und Zentral: 
genoſſenſchaften wird ſich dabei nicht ganz umgehen laſſen. 

Angeſichts der geringen Ausdehnung des Landes wird der All— 
gemeine Verband Reviſions⸗ und Anwaltſchaftsverband zugleich ſein 
können. Als Anwaltſchaftsverband für die Weinbaugegend kann der 
Winzerverband auch weiter tätig ſein. 

Ob auch die Viehverſicherungsvereine ihre engen Beziehungen 
zur Regierung löſen ſollen, iſt eine Frage für ſich. Sie ſind bereits 
zu einer halbſtaatlichen Einrichtung geworden. Es ſpricht manches 
dafür, daß ſie es auch bleiben. 

„In die einheitliche Organiſation der landwirtſchaftlichen Ge— 
noſſenſchaften ſind dann die Glieder einzufügen, die heute noch fehlen. 
Die Zuchtgenoſſenſchaften ſollen im ganzen Lande zur Einführung 
gelangen, ſobald einmal wieder günſtigere Bedingungen für die Vieh⸗ 
zucht gegeben ſind, was bald der Fall ſein dürfte. Neben den lokalen 
Zuchtgenoſſenſchaften für die Rindviehraſſe ſind regionale Züchter⸗ 
vereinigungen für die Pferderaſſe ins Auge zu faſſen. 
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Cine fehr empfindliche Lücke muß 1 8 ausgefüllt werden durch 
die Gründung von Kreditgenoſſenſchaften. Je ſchneller das geſchehen 
kann, um jo mehr iſt es zu begrüßen. Es kann ſich dabei nicht. 
darum handeln, die Raiffeiſenkaſſe in der Ausgeſtaltung, wie ſie in 
Deutſchland ſich findet, unverändert zu übernehmen. Sie wird ſich 
auf ihre ſpeziellen Zwecke: Entgegennahme von Spargeldern und 
Gewährung von Darlehen beſchränken müſſen. Sie kann nicht zum 
Mittelpunkt des ganzen Dorflebens, zum Rückhalt des ganzen Ge 
noſſenſchaftsweſens gemacht werden, ſondern muß ſich als ein freilich 
ſehr wichtiges Glied in ein organiſch gewordenes Ganzes einfügen. 
Die Winzer, die nach den guten Ernten und den außerordentlich 


hohen Weinpreiſen der letzten Jahre augenblicklich über reichliche | 


Geldmittel verfügen, werden gut daran tun, ſich durch großzügige 
Organiſation des Weinabſatzes auf genoſſenſchaftlicher Grundlage 
für eine zum mindeſten ſehr ungewiſſe Zukunft zu rüſten. | 

Der Gründung von Abſatzgenoſſenſchaften für Getreide und 
andere landwirtſchaftliche Erzeugniſſe ſowie der Bildung von länd⸗ 
lichen Konſumvereinen bzw. dem Ausbau der Lokalvereine nach dieſen 
Geſichtspunkten haben die Kriegsjahre in mehrfacher Hinſicht vor⸗ 
gearbeitet. Doch ſind das weniger dringliche Migge die vor⸗ 
en läufig vielleicht . noch zurückgeſtellt werden. 
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Verhütung von | Rechtsſtreitigleiten 
in Handel und Induſtrie 


Von Dr. phil. Sievers | 
Handelskammerſyndikus in Stolp (Pommern) 
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1 ö 

E ſind erſchreckende Zahlen, mit denen Landgerichtsrat Dr. Boven⸗ 
ſiepen im „Deutſchen Rechtsfrieden“, herausgegeben von Ober⸗ 
landesgerichtsrat Geheimrat Deinhardt (Leipzig 1916), S. 114ff., 

das Anſchwellen der Zivilprozeſſe ſeit 1890 bis zum letzten 
Kalenderjahr vor dem Ausbruch des Weltkrieges veranſchaulicht hat: 
1890 waren es bei den Amtsgerichten 1,125 Millionen, 1913 da⸗ 
gegen 2,7 Millionen, alſo eine unverhältnismäßig größere Steigerung 
als diejenige der Bevölkerungszahl von 46 Millionen auf 67, wie 
auf S. 124 vergleichend bemerkt wird. Geht man dem damit ge⸗ 
gebenen Fingerzeig nach, ſo wird die Steigerung allerdings begreif⸗ 
licher. Denn wie ſie ſprunghaft von einem Jahrzehnt zum anderen 
fortgeſchritten iſt, ſo hat auch die Bevölkerung in immer wieder ge⸗ 
ſteigertem Maße zugenommen. 1874 hatte der Geburtenüberſchuß 


im Deutſchen Reiche zum erſten Male eine halbe Million Seelen 


überſchritten, gelangte 1876 auf mehr als 600 000 und hielt ſich 
— nach einer Verminderung im Jahre 1883 auf 493 000 Seelen — 
bis 1890 auf der Höhe von etwas über 500 000 bis 600 000. Das 
Jahr 1891 ſchwang ſich plötzlich zu dem Geburtenüberſchuß von 

675 000 Seelen gegen 560 000 im Vorjahre auf, 1895 waren es 


725 000, 1896 815000, 1902 wurde das neunte Hunderttauſend 
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erreicht, der Gipfel bis zum Ausbruch des Krieges 1906 mit 910 000 
erſtiegen, während ſich der Überſchuß in den Zwiſchenjahren und in 


den ſpäteren Jahren von 793 000 bis 885000 bewegt hat. 
Auch in dieſer Zahlenreihe liegt ein tiefer Einſchnitt bei dem 


Jahre 1890. Wenn nun gerade hiermit das Anſchwellen der Rechts— 


ſtreitigkeiten einſetzt, ſo iſt zu ihrer Erklärung nicht nur die an⸗ 
gedeutete Art der Vermehrung der Bevölkerung heranzuziehen, ſondern 
vor allem die mit ihr in Wechſelwirkung ſtehende Umgeſtaltung des 
deutſchen Lebens auf allen Gebieten und in allen ſeinen Formen. 
Jede Schilderung der Entwicklung Deutſchlands im 19. Jahrhundert 
weiſt tiefgreifende Umwälzungen nach. Alte Gebundenheit wird ge— 
löſt, der einzelne wird auf ſich ſelbſt geſtellt, das Leben verfeinert 
ſich, die Menſchheit wird zugleich empfindlicher und begehrlicher, wie 
z. B. Theobald Ziegler in ſeinem Buch über die geiſtigen und ſozialen 
Strömungen Deutſchlands im 19. Jahrhundert S. 523 und 524 
ausführt: „Die Menſchen ſind ſich nähergerückt, viele trennende 
Schranken ſind gefallen; aber auch die Reibungen werden häufiger, 
das Leben wird haſtiger ...“ Es konnte nicht anders fein, als daß 
die ſo ungeheuere Verſtärkung, Verdichtung und Vervielfältigung des 


Lebens und der Lebensbeziehungen größte Spannungen und Ent⸗ 


ladungen hervorrief und mit deren Wirkungen auch die öffentliche 
Rechtspflege überflutete. 

Nirgends mußten die Reibungen mehr Veranlaſſung zur Be⸗ 
anſpruchung der Gerichte geben als in Handel und Gewerbe, 
den Hauptträgern des Aufſchwungs. Nach der bekannten Formu⸗ 


lierung hat er die überkommene Haus⸗ und Familienwirtſchaft in 
die Volkswirtſchaft umgewandelt, dieſe in die Weltwirtſchaft ver⸗ 


flochten. So hat er ſchließlich Reibungen der Völker erzeugt, die 


jetzt im Weltkrieg ausgetragen werden. Unendlich viele wirtſchaft⸗ 
liche Tätigkeiten, Vorkehrungen und Handlungen, die früher inner- 


halb der Grenzen von Haus und Hof den Bedarf an wirtſchaftlichen 
Gütern deckten, ſind verſelbſtändigt und die Grundlagen beſonderer 
Lebensberufe geworden. Das Perſonal iſt infolgedeſſen aus der häus⸗ 


lichen Gemeinſchaft des Arbeitgebers losgelöſt und ſteht ihm mit 


anderen Geſinnungen und Forderungen gegenüber. Was ſich ſachlich 
und perſönlich früher innerhalb einer wirtſchaftlichen Einheit ab- 
wickelte, muß heute von Fall zu Fall zwiſchen wirtſchaftlich ſelbſt⸗ 
herrlichen Perſönlichkeiten geregelt werden. Unzählige Vertrags⸗ 


ſchlüſſe ſind fortlaufend notwendig, um das Wirtſchaftsleben in Gang 


zu halten. Auch die Landwirtſchaft iſt dabei immer lebhafter 
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in den Verkehr mit anderen Einzelwirtſchaften und Volkswirtſchaften 
getreten, je mehr ihre Erzeugung und infolgedeſſen in Wechſelwirkung 
ihr Einkauf an er Düngemitteln, Futtermitteln, Maſchinen 
und der Verkauf ihrer Erzeugniſſe gewachſen iſt. Auf dieſer Grund⸗ 
lage iſt eine Fülle ganz neuer Formen des Handels mit landwirt⸗ 
ſchaftlichen Bedarfsgütern und Erzeugniſſen entſtanden: die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften verſchiedenſter Tätigkeit, deren Zahl be⸗ 
reits über 15000 hinausgeht. Dieſe für die Rechtspflege folgen⸗ 
reiche Einſchaltung der Landwirtſchaft in Handel und Wandel muß 
im Auge behalten werden, wenn man die kurze Zuſammenfaſſung 
der Ergebniſſe der Berufszählungen richtig würdigen will, ö denen 
von der Geſamtbevölkerung entfallen in Millionen auf: = 


— ———— 


——.— — — 


gandwirtſchaſt, Gärtnerei, Tierzucht, Fiſcherei 19,2 18,5 17,7 
Bergbau, Induſtrie, Baugewerbe . . . . . . 16,1 20,3 26,4 
Handel und Verkehr, ee u. Schankwirtſchaft 0 4,5 6 8,3 


Wer die hier nur in den notwendigſten Grundzügen angedeutete 
Sachlage überdenkt, wird zugeben, daß ſie die Prozeßſteigerung zu⸗ 
reichend erklärt. Darf man etwa noch mehr folgern? Etwa, daß 
die Vermehrung der Prozeſſe, ſo gewaltig ſie an und für ſich iſt, 
doch nicht im Verhältnis zu dem Wachstum der vielſeitigen Reibungen, 
und zwar an Zahl wie an Stärke, geſtiegen iſt, daß alſo verhält⸗ 
nis mäßig die Gerichte weniger in Anſpruch genommen werden als 
früher?! So weit zu gehen, erſcheint bedenklich, da ſich die Grund⸗ 
lagen für einen Vergleich allzuſehr verſchoben haben: den ordent⸗ 


lichen Gerichten iſt die Erledigung vieler Rechtsfälle durch die Er⸗ 


richtung von Sondergerichten, von Kaufmannsgerichten, von Gewerbe⸗ 
gerichten, für die Streitigkeiten aus der Reichsverſicherung, ſchließlich 
durch private Schiedsgerichte entzogen worden. Ebenſo mißlich iſt 
Rees, ſich mit einer Beſſerung zu tröſten, welche die Zukunft ſelbſttätig 
bringen müſſe, indem der viel erörterte Geburtenrückgang die bisher 
ſo ſtürmiſche Entwicklung der neueſten Zeit verlangſamen werde und 
in ſpäteren Zeitläuften überhaupt mit der Erſchöpfung des freien 
Bodens und unentbehrlicher Rohſtoffe, wie N und in ein 
Stillſtand zu erwarten ſei. 
Derartige Rückblicke und Ausblicke vermögen die Nöte unſerer 
Zeit nicht zu mildern, und die ſchweren Verluſte an Menſchenleben 
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und Vermögenswerten, die der Weltkrieg verurſacht, vervielfachen 
die Wucht der Gründe und die Kraft der immer zahlreicher ge— 
wordenen Stimmen für die Rationaliſjierung der Rechts- 
ſtreitigkeiten (zum Beiſpiel Leitſätze des deutſchen Handwerks— 
und Gewerbekammertages vom 20. Juni 1916 betr. Prozeßunweſen 
und Ausbau des Güteverfahrens, ausgeführt in einer Denkſchrift — 
Arufruf desſelben, des Deutſchen Landwirtſchaftsrates und des Ver⸗ 
bandes der deutſchen gemeinnützigen und unparteiiſchen Rechtsaus⸗ 
kunftſtellen 1917). Welche Unſumme von Zorn und Arger, welche 
Vergeudung von Zeit und Geld umſchließen die Zahlenreihen der 
Prozeſſe! Die Anforderungen der Sittlichkeit und der Wirtſchaftlich⸗ 
keit gebieten übereinſtimmend, im ganzen die Auffaſſung aller Volks— 
gruppen den Gedanken anzupaſſen, die dem „Deutſchen Rechtsfrieden“ 
zugrunde liegen, und im einzelnen die Mittel zu verſtärken und zu 
vermehren, durch die ſich Rechtsſtreitigkeiten verhüten oder vereinfachen 
laſſen, ohne die Rechtspflege zu gefährden. 

N 8 * 2 ä 

Wenn hierfür Handel und Induſtrie beſonders in Betracht 
kommen, fo find in ihrem Bereich, wie bereits bemerkt, die unauf- 
hörlichen, ſchier zahlloſen Vertragsſchlüſſe beſonders wichtig 
als Hauptquell der Streitigkeiten. Argliſt und böſer Wille ſpielen 
dabei eine Rolle, indem der Vertragsſchluß zur Übervorteilung der 
anderen Partei benutzt wird, ſei es unmittelbar, ſei es mittelbar, 
indem man ſich eine Hintertür offen läßt. Gegen ſolche Geſinnung 
und ihre Machenſchaften kann nur die Aufmerkſamkeit der Gegenſeite 
ſchützen; aber fie verſagt oft genug aus Fahrläſſigkeit. Dieſe iſt 
bei der Haſt des wirtſchaftlichen Treibens vielfach unvermeidlich; 
ſchnell werden die Abmachungen am Fernſprecher oder durch Drahtungen 
getroffen und in der Beſtätigung wird dann ebenfalls eine knappe 
Faſſung gewählt, in der Weſentliches fehlt. 

Wie groß die Mängel ſind, lehrt die „Correſpondenz der Alteſten 
der Kaufmannſchaft von Berlin“ Nr. 3 vom 20. Juni 1917, S. 68, 
die das Reichsgerichtsurteil vom 27. Juni 1916 (Zivilſachen, Bd. 88, 
377) mit folgender Bemerkung einleitet: „Es iſt ein überaus häufiger 
Fall, daß ſich Käufer und Verkäufer gegenſeitig das Geſchäft be— 
ſtätigen, ohne daß die Bedingungen übereinſtimmen. Namentlich iſt 
dies dann der Fall, wenn ſich beide Parteien gedruckter Bedingungen 
bedienen, die natürlich für Käufer und Verkäufer verſchieden lauten. 
Kommt es zum Rechtsſtreit, jo beziehen ſich beide auf ihre Be⸗ 


na 
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dingungen, und jeder behauptet, der anbere hätte widerſvrechen müſſen, u: 


wenn er damit nicht einverſtanden war.“ 1 
Mit dem Zeitmangel verbindet ſich guter Glaube an, die ver⸗ 


meintliche Gewähr, welche die vorausgeſetzte Bedeutung beſtimmter 
Ausdrücke bietet. Man beruhigt ſich dabei, daß Lücken und Zweifel, 
die ſich etwa bei der Erledigung von Abſchlüſſen zeigen ſollten, durch 


Handelsgebräuche beſeitigt werden. Indeſſen überſieht man, 
wie ſie in den einzelnen Gegenden voneinander abweichen, bunt, und 


widerſpruchvoll geftaltet find. Beſonderen Argwohn verdienen gerade 
diejenigen Ausdrücke des kaufmänniſchen Lebens, die wegen ihrer 


Kürze ſo beliebt ſind und wegen ihrer vielfachen Anwendung ſo klar 
zu ſein ſcheinen. Nur allzuoft ſtellt ſich heraus, daß ſie einen er⸗ 
giebigen Nährboden für Streitigkeiten bilden können, weil ſie ver⸗ 
ſchiedener Auslegung fähig ſind. Solche ſcheinbar eindeutigen in 
Wirklichkeit mehrdeutigen Ausdrücke ſind zum Beiſpiel: „auf Abruf 


— Parität — franko — cif und fob“. Näheres findet man in den 


Schriften von Zander, Klauſeln im Handelsverkehr, Berlin 1906; 
Hagedorn, Der Handelskauf auf Abruf, Berlin 1915. Vielfach 
herrſcht überdies die Anſicht, daß man von einem Handelsgebrauch, 


einer Uſance, nur ſprechen könne, wenn eine gedruckte Veröffentlichung 


oder ein Gerichtsurteil darüber vorliege, eine Anſicht, die ebenfalls 
Irrungen hervorruft. Ein Handelsgebrauch, eine Uſance, haben 


2 lediglich zur Borausfegung, daß tatſächlich in einem einzelnen Ge⸗ 


ſchäftszweig oder im ganzen Handelsverkehr ein ſolcher Gebrauch be⸗ 


ſteht, ſei es in einer Stadt, ſei es in einem kleineren oder größeren 
Landesteil. Wird ein Handelsgebrauch feſtgeſtellt, ſo iſt damit kein 
ſicherer Rückhalt für die Dauer gegeben; denn infolge der unauf⸗ 


hörlichen Veränderungen im wirtſchaftlichen Leben kann auch der 
Handelsgebrauch ſich in kürzerer oder längerer Zeit ändern. Die 
jeweilige Feſtſlellung gilt immer nur für einen beſtimmten Zeitpunkt 
und bedarf daher bei ſpäteren Gelegenheiten der Nachprüfung. 
Schließlich bleiht es ungewiß, wieweit das Gericht bei ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung den Handelsgebrauch berückſichtigen wird (vgl. Hagedorn 
a. a. O. S. 25, 48 und 49, 53—54) und in welcher Weiſe es ihn 


u überhaupt ermittelt. Wird nur ein einzelner Sachverſtändiger gehört, 
ſo iſt es ein Zufall, wenn das Ergebnis allgemeine Geltung bean⸗ 


ſpruchen darf. Wer ſelbſt häufig bei der, Feſtſtellung von Handels⸗ 


gebräuchen beteiligt war, weiß, wie oft die Meinungen über ihr Be⸗ 
ſtehen, ihre Faſſung und ihre Bedeutung in einem vorſichtig nach 


der Sachkunde ausgewählten kaufmänniſchen Kreis auseinandergehen 
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Nur übereinflinmende Uberzeugung einer aste nden Mehrheit 
aber, nicht ein einzelnes Urteil, macht das Weſen des Handels— 
gebrauchs aus, und darum ſollte nicht von Gleichwertigkeit der Gut⸗ 


achten von Handelskammern und Sachverſtändigen in ſolchen Fällen 


geſprochen werden, ſondern von der ausſchließlichen Verwendbarkeit 


der erſteren (vgl. Deutſche Juriſtenzeitung 1918, S. 642). 


Aus allen dieſen Unſicherheiten befreit nur die Feſtlegung 
der Verkauf⸗, Liefer⸗ und Zahlb edingungen bei Vertrags⸗ 
er ſchluß. Ihre Notwendigkeit wird auch vielfach eingeſehen; indeſſen 
wählt man nicht immer Wege, die zum Ziele führen. So glaubt 
man ſich zu ſchützen, indem man die Bedingungen durch Rundſchreiben 


der Firma oder einer Vereinigung, der fie angehört, der Kundſchaft 
mitteilt, oder man druckt fie auf die Firmenbriefbogen auf, weiſt 


auch wohl auf ihnen auf ſolche Bedingungen hin und glaubt ihnen 
damit Wirkſamkeit zu verleihen, ſelbſt wenn ſie erſt nach Abſchluß 
zur Kenntnis des Käufers gelangen. In kaufmänniſchen Kreiſen iſt 
man nicht genügend darüber unterrichtet, daß die Rechtſprechung 
bisher derartige einſeitige Feſtſetzungen in der Regel nicht anerkennt. 
Geegen alle dieſe Unſicherheiten ſchützt nur die Verwendung eines 
| Schluß cheines, der die Verkauf⸗, Liefer⸗ und Zahlbedingungen 
in allen Einzelheiten klarſtellt; aber leider iſt fie noch nicht fo ver- 
breitet, wie es zur Verhütung von Rechtsſtreitigkeiten dringend zu 
wünſchen wäre. Die verſchiedenen Geſchäftszweige unterſcheiden ſich 
darin weſentlich, und ſelbſt innerhalb der Geſchäftszweige ſind 
mancherlei Abweichungen zu bemerken. Daß größere Betriebe mehr 
mit Schlußſcheinen arbeiten als kleinere, liegt nahe. Weniger ver⸗ 
ſtändlich iſt zum Beiſpiel, daß in der Müllerei die Verkaufbedingungen 


"vielfach geregelt find, die Einkaufbedingungen dagegen erſt in den 


letzten Jahren vor dem Kriege zum Gegenſtand beſonderer Aufmerk- 


ſamkeit vom Standpunkt der Müllerei aus geworden find. Der Grund 


liegt hier in der von altersher gepflegten Durchbildung der Technik 
des Getreidehandels. Zahlreiche Schlußſcheine und Schiedsgerichte 
von Handelskammern, Börſen, Produktenmärkten ſorgen in allen 
| Gegenden Deutſchlands für die Klarſtellung der Bedingungen, unter 
denen Getreide zu beziehen und abzunehmen iſt. Gleichwohl ſind 


8 Lücken geblieben oder Mißſtände aufgetaucht, die gerade die Müller 


treffen. So gerieten ſie bei Ausbruch des Weltkrieges in die größten 

Ulnaännehmlichkeiten, weil fie infolge der Faſſung der Getreideſchlüſſe 
kiine Anſprüche auf Lieferung geltend machen konnten, aber mangels 
ausreichender Vorbehalte ſelbſt zur Lieferung von Mehl oder Kleie 
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verpflichtet blieben, mindeſtens aber in Ungewißheit waren, ob und 
wieweit fie ihre Verkäufe zu erfüllen hätten (vgl. Zeitſchrift „Wirt⸗ 
ſchaft und Recht“, November 1916: Breit, Die Kriegsklauſeln in den 
Kontrakten der deutſchen Großmühlen). 

Um die Hinderniſſe zu überwinden, welche Gewohnheit, Ber 


harrungsvermögen und andere Mächte in den Weg legen, iſt iR : 


Zwang zur Verwendung von Schlußſcheinen höchſt wohltätig. In 
dieſer Richtung wirkt es, wenn die Benutzung der Einrichtungen von 
Börſen und Produktenmärkten an den Gebrauch ihrer Schlußſcheine 
gebunden iſt, wenn Vereinigungen und Kartelle die Bedingungen für 
Einkauf und Verkauf ſowie entſprechend ausgearbeitete Schlußſcheine 
| vorſchreiben. Die. vielgefcholtenen Konventionen und Kartelle haben. 
ſich damit ein großes Verdienſt um die Geſundung des geſchäftlichen 

Lebens und um die Verhütung von Rechtsſtreitigkeiten erworben. 
Daß im einzelnen wirtſchaftliche Überlegenheit zu eee 8 

kann und geführt hat, iſt bekannt. 
| Bei weiteren Fortſchritten möge das Ergebnis ſein, daß die 
Verkauf⸗, Liefer⸗ und Zahlbedingungen allmählich wenigſtens für alle 
wichtigeren Geſchäftszweige durch Schlußſcheine für einzelne Städte 
oder ganze Bezirke geregelt werden und daß man ſie damit auch all⸗ 
mählich mehr und mehr vereinheitlicht, indem zum Beiſpiel ein 
Schlußſchein, der zunächſt nur für einen kleinen Bezirk galt, auf 


Meinen ganzen Landesteil ausgedehnt wird. Aber auch auf anderen 


„Wegen kann man an dieſes Ziel gelangen, um eine größere Rechts⸗ 
ſicherheit zu erreichen. 2 
| Freilich wird fie niemals e werden können, weil ſelbſt 
die ſorgſamſten Schlußſcheine immer noch irgendwelche Lücken haben 

| werben, die ausgebeutet werden können. Nicht ohne Grund ſpricht | 

man im ‚Öffentlichen Leben vom „Schikaneur“. Die Ware mag dem 
Schlußſchein in allen Beziehungen entſprechen, der Schikaneur ſtellt 


ſie — etwa eine Wagenladung Bretter — nach Ankunft an feinem a | 


Platz zur Verfügung wegen angeblicher Mängel, und der Verkäufer 
hat nun die Wahl zwiſchen der Bewilligung des Preisnachlaſſes, auf 
den der Abnehmer hinarbeitet, oder zwiſchen einem Prozeß mit allen 
ſeinen Argerniſſen und Fährniſſen. Darum gehört zum Schlußſchein, 
daß in ihm die Erledigung von Streitigkeiten auf dem ordentlichen 
| San ausgeſchloſſen und ein Schiedsgericht vorgeſehen wird. | 
iſt der Schlußſchein ein Meſſer ohne Klinge. 
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| 3 | 
| Bft genug 11 55 Kaufleute, die Zierden ihres Berufes ſind, auf 
Umfragen zur Antwort, daß fie noch niemals etwas mit den Ge- 
richten zu tun gehabt hätten, alſo ſich zu dieſem und jenem Streit⸗ 
fall nicht gutachtlich äußern könnten. Berechtigter Stolz auf ihren 
guten Namen klingt heraus, zugleich aber auch eine Scheu vor der 

Berührung mit den ordentlichen Gerichten. Wie ſich die Dinge ent⸗ 


waiückelt haben, begünſtigt die lange Dauer der Rechtsſtreitigkeiten in 


Verbindung mit dem Inſtanzenzug gerade den böswilligen Schuldner, 
Argliſt und Starrſinn. Die unwirtſchaftliche Höhe und Art der Ver⸗ 
teilung der Koſten ſchreckt derartige Geſinnungen nicht ab, wohl 
aber die verſtändig abwägende Rechtſchaffenheit. Wieviel Erbärmlich⸗ 


keit und Kleinlichkeit ſchleicht ſich durch dickleibige Akten hin und 


mißbraucht die ſchwere Waffe der ſtaatlichen Rechtspflege! Von hoch⸗ 
gemutem Kampfe um das Recht kann in allen ſolchen Fällen wahrlich 
keine Rede ſein, und die $$ 1025 ff. der Zivilprozeßordnung ermög⸗ 
lichen mit ihren Beſtimmungen über das Schiedsgerichtsweſen 
eine notwendige Entlaſtung der ordentlichen Gerichte, zugleich die 


Erfüllung der berechtigten Anſprüche des ehrbaren Kaufmanns auf 


ſchnelle und billige Erledigung von Rechtsſtreitigkeiten. Darüber 


hinaus ſchaffen die Beſtimmungen freilich auch die Grundlage für 


einen Erſatz, für eine Ausſchaltung der ordentlichen Gerichte, wenn 


ſie zu den Vorzügen der Schnelligkeit und Billigkeit noch den der 
beſonderen Sachkunde der Schiedsrichter bieten. 

Das Für und Wider der Entlaſtung und des Erſatzes hat 
bereits eine kleine Bücherei entſtehen laſſen: ich erinnere an Flechtheims 


Deutſches Kartellrecht, 1. Band: Die rechtliche Organiſation der 


Kartelle (Mannheim⸗ Leipzig 1912), S. 8 und 9; Häger, Schieds— 
gerichte für Rechtsſtreitigkeiten in der Handelswelt (Berlin 1910); 
Kollmann, Die Schiedsgerichte in Induſtrie, Gewerbe und Handel 
(München und Berlin 1914); Teßmer, Das Schiedsgerichtsverfahren 


nach deutſchem Recht (Leipzig 1915); auch auf Hoeniger, Riskante | 


Rechtsausübung (Tübingen 1917) und ſchließlich auf Müllendorffs 
Taſchenbuch für Schiedsrichter und Parteien (Berlin, 2. Aufl., 1915) 
ſei hingewieſen. Außerdem kommen Aufſätze in der Tages⸗ und 
Fachpreſſe in Betracht. 

Daß für die Erörterungen die Kritik der im Schiedsgerichts— 
verfahren Unterlegenen 1 mit größter Vorſicht verwertet werden 
kann, ſollte keiner Betonung bedürfen. Wer unterliegt, wird es 


ſtets unangenehm empfinden, ob es ihm vor dem ordentlichen oder 
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vor dem Schiedsgericht eee Damit verliert auch der Einwand er 


an Bedeutung, den Rechtsanwalt Dr. Wittgenſteiner in der Handels⸗ 
zeitung des Berliner Tageblattes vom 12. März 1916 erhoben 
hat, daß die unterliegende Partei „den Schiedsſpruch als Fehlſpruch 
empfindet, weil ihm der Stempel ſtaatlicher Autorität fehlt, im 
Gegenſatz zum Gerichtsurteil, das als unabänderliche, auf ſtaatlichem 
Hoheitsrecht beruhende Entſcheidung hingenommen wird“. Wem 
leuchtet Flechtheims Auffaſſung (a. a. O. S. nicht mehr ein, daß 
„die ſchiedsgerichtliche Erledigung den Stempel der Prozeßerbitterung 


in geringerem Maße zurückläßt als der förmliche und öffentliche 


Prozeß“? Auch Fähre erläutert in ſeinem Buch über die Organiſation 
der Ziegelverkaufbereinigungen (Berlin 1915, S. 106) die Vorzüge 


des Schiedsgerichtsverfahrens unter anderem dahin: „Anderſeits aber 


und vor allem und oft ganz unabhängig von dieſem Wunſch will 
man fo erreichen, daß die Vertragſchließenden ſich auch im Streitfall 


als Berufsgenoſſen, als Kartellmitglieder und nicht als verfeindete 


Prozeßgegner gegenübertreten.“ Überdies beginnt jedes gutgeleitete 


Schiedsgericht ſeine Tätigkeit, wie Häger mit Recht hervorhebt (S. 545 


damit, das es nach Möglichkeit verſucht, eine gütliche Einigung der 
Parteien herbeizuführen. Das Schiedsgericht ſoll gleichzeitig und 


zuerſt Einigungsamt ſein, iſt alſo von vornherein eine Einrichtung 


im Sinne des Rechtsfriedens. Daß es tatſächlich fo wirkt, werden 
wir ſpäter mit Zahlen belegen, die Kollmanns Schätzung (a. a. O., 
Vorwort, S. VI) als glaubhaft erſcheinen laſſen, daß in Deutſchland 
im gewerblichen Leben mehr als 70 / aller Schiedsgerichtsſachen 


durch Vergleich erledigt werden. Darum jedoch das Schiedsgerichet 


nur als eine Vergleichſtelle zu betrachten, deren Ergebnis auch durch 
unmittelbare Verhandlung der Parteien erreicht werden könne, geht . 
nicht an. Kollmann lehnt dieſe Anſchauung mit Recht als „eine 
Verkennung der großen Vorteile ab, die in der unparteiiſchen gründ⸗ 
lichen Unterſuchung der tatſächlichen Verhältniſſe des Rechtsſtreites 
durch ſachkundige Schiedsrichter begründet ſind. Im Verlauf des Ver⸗ 


fahrens kommt jede Partei viel eher zur richtigen Erkenntnis der 8 


Sachlage und damit des ihr zuſtehenden Rechts als durch direkte 
Verhandlung mit dem Gegner“. Auch im übrigen heben Nie Ein⸗ 
wände ſich zuweilen gegenſeitig auf. 
| Wittgenſteiner (a. a. O.) ſieht in der Notwendigkeit, zur Durch⸗ 
führung des Schiedsſpruches die ordentlichen Gerichte für die Voll⸗ 
ſtreckung heranzuziehen, eine Verminderung der als beſonderen Vorzug 
gerühmten Schnelligkeit des Verfahrens. Dem wäre ſo, wenn nicht 


die Mitwirkung der Gerichte nur für einen verhältnismäßig recht 
kleinen Teil der Schiedsgerichtsſachen beanſprucht würde, wie Koll⸗ 


mann (S. VI) bemerkt. Der größte Teil der Schiedsſprüche wird 


ohne Vollſtreckungsurteil von den Parteien anerkannt und erfüllt. 


Damit erledigt ſich auch der Hinweis Wittgenſteiners auf die Schwierig— 


keiten, die entſtehen, wenn ein ausländiſcher Schiedsſpruch im In⸗ 


land oder ein inländiſcher im Ausland vollſtreckt werden ſoll. Um⸗ 


gekehrt haben die Schwierigkeiten bei der Vollſtreckung deutſcher 


Gerichtsurteile im Ausland und ausländiſcher Gerichtsurteile in 
Deutſchland der Einſetzung von Schiedsgerichten im Verkehr mit dem 


Ausland vor Ausbruch des Weltkrieges ‚eine wachſende Bedeutung 
verliehen; neben Kollmanns Zeugnis werden dafür noch andere 
Stimmen anzuführen ſein. 

In dieſen und anderen Punkten berühren Angriffe nicht das 
Schiedsgerichtsweſen an ſich, ſondern nur Einzelheiten, deren Ab— 
änderung gegebenenfalls zu prüfen iſt. Sicherlich iſt die Einrichtung 
in mancher Hinſicht der Verbeſſerungen bedürftig aber auch 
fähig. Schon 1912 hat Rechtsanwalt Dr. Nußbaum (Zeitſchrift für 


deutſchen Zivilprozeß, Band 42, S. 254 ff.), 1913 hat die Handels⸗ 
kammer Sorau grundlegende Anderungen angeregt (Zeitſchrift für 


Handel und Gewerbe 1913, S. 170), und der Ausſchuß des Deutſchen 


Handelstags, der Hauptſtelle der deutſchen Handelskammern und als 


ſolche von Handel und Induſtrie, hat infolgedeſſen am 22. Mai 1914 


die Einſetzung eines Sonderausſchuſſes beſchloſſen (ebenda 1914, 
S. 653). Zu weiteren Schritten iſt es infolge des Ausbruchs des 


Weltkrieges nicht gekommen, und ebenſo iſt es den weitgreifenden 


Beſtrebungen einer großen Zahl angeſehener induſtrieller und techniſcher 


Verbände ergangen, die am 18. Februar 1914 ſieben Leitſätze zur 


| Vereinheitlichung des Schiedsgerichtsweſens beſchloſſen hatten und 


die darüber erneut am 26. März 1914 berieten (Deutſche Induſtrie 


1914, S. 89; Handel und Gewerbe 1914, S. 565; Deutſche Rechts— 
anwaltzeitung 1914, S. 91). Daß der Weltkrieg die Entwicklung 
zwar aufhält, aber nicht zum Stillſtand bringt, vielmehr die Not- 


wendigkeit der Schiedsgerichte verſtärkt, iſt der Grundgedanke des 
bereits genannten Berliner Privatdozenten Rechtsanwalt Dr. Nuß⸗ 


baum, den er der Wiederholung ſeiner Vorſchläge in der Zeitſchrift 
„Recht und Wirtſchaft“ (1917, S. 67—70: Schiedsgerichte als 
Mittel zur Entlaſtung der ordentlichen Gerichte) wie in einer für die 


Berliner Handelskammer verfaßten Denkſchrift vom Februar 1918 
zugrunde legt (vgl. ferner a. a. O. 1918, S. 438). 
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preisgegeben ſei, weil es für den Schiedsrichter mangels praktiſcher 
Erfahrungen ſchwierig ſei, aus den Parteien das für die Ent⸗ 


ſcheidungen Weſentliche herauszuholen. Immerhin dürfen auch die | | | 
Fähigkeiten der zum Schiedsrichter berufenen, praktiſch erfahrenen | 
Männer nicht unterſchätzt werden. Dagegen, iſt es zweifellos uner⸗ 


wünſcht, daß die Schiedsrichter von den Parteien ſelbſt ausgewählt 


werden, alſo dann in der Regel zu ihnen in Beziehungen ſtehen, die | 


geeignet find, die Unabhängigkeit des Urteils zu ſchmälern und ihnen 


die Anffaſſung zu verleihen, als ſeien fie nicht Richter, ſondern 
Vertreter ihrer Partei. So iſt mit gutem Grunde zu fordern, daß 
die Parteien an die Auswahl aus einer von unbeteiligter Seite auf; 


geftellten Liſte gebunden find oder überhaupt die Auswahl nicht von 
ihnen vorgenommen wird, und das gleiche gilt vom Obmann, ferner, 
daß die Schiedsgerichte nicht die Befugnis haben ſollen, Anwälte in 
der Verhandlung abzulehnen. Wie als Obmann ein Juriſt am Platze 


ſein kann, zumal wenn es ſich ausnahmsweiſe um ſchwierigere Rechts⸗ 
Fragen handelt, ſo iſt überhaupt die Verbindung von Fachleuten 
und Juriſten im Schiedsgerichtsweſen erwünſcht, um den Bedenken 
Wittgenſteiners jegliche Grundlage zu entziehen, daß die rechtlichen 15 
Garantien des ordentlichen Verfahrens, die eine erſchöpfende Auf- x 
klärung des Sachverhalts ermöglichten, beim Schiedsgericht fehlten, 


da der Laie nicht in der Lage ſei, aus dem Sonderfall die allgemein 


gültigen Geſetzesregeln abzuziehen. Freilich haben ſich die Schiedss | 


gerichte in der Regel mit einfachen Tatbeſtänden und mit wirtſchaft⸗ 


lichen Intereſſenabwägungen zu befaſſen. Auch hierauf paßt, was 
Hoeniger in ſeiner Sonderſchrift über Riskante Rechtsausübung 


(Tübingen 1917), S. 34 jagt: „Über die Erheblichkeit eines Mangels 


Liner Kaufſache urteilt zweifellos der ſachverſtändige Fachmann am, 


beiten. Tatſächlich tut er dies ja auch in unſerem ſtreitigen Prozeſſe; 


denn ſelten weicht wohl das W des u vom eee Zw. ; 


gutachten ab.“ | 
Dieſe Erwägungen laſſen das Fehlen. einer weiten Inſtanz im 


Scchiedsgerichtsweſen, das Wittgenſteiner unterſtreicht, im allgemeinen Be 


nicht als bedeutſam erſcheinen. Zunächſt handelt es ſich nicht um 
einen unbedingten Mangel, denn es gibt Schiedsgerichte zweiter 


Inſtanz. Daß fie vielſach ausgeſchloſſen werden, it gerade den 


Grundgedanke, um die ſchleunige Erledigung ſicherzuſtellen. Walther 


’ 


Wittgenfteiner wird darin nicht grundsätzlich zu widerſprechen | 
fein, daß die Partei, die nicht durch rechtskundige oder ſonſtige er⸗ 
fahrene Berater vertreten ſei, der größeren Gewandtheit des Gegners 


„e 


312 Slievers NT TR 
Rathenau (Probleme der Friedenswirtſchaft, S. 41/42) beklagt in 


_  Übereinftimmung mit Juriſten (zum Beiſpiel Deutſche Juriſtenzeitung 
1915, S. 870) die Häufung der Inſtanzen. Außerdem kann die 
Aufhebung des Schiedsſpruchs nach § 1042 der Zivilprozeßordnung 


beantragt werden. In der Hauptſache bleibt nur der Vorwurf 
beſtehen, daß es jetzt nicht möglich iſt, übereinſtimmende Ent⸗ 
ſcheidungen gleichartiger Fälle oder großer grundſätzlicher Fragen 


herbeizuführen. In der Tat wäre . eine beſondere Inſtanz zu 


ſchaffen. 


Noch andere Lücken im Verfahren haben Nußbaum und die 


Handelskammer Sorau zuſammengeſtellt: vorbereitender Verkehr, 


Ladungen, Ausfertigung und Begründung des Schiedsſpruchs, Tarife, 


Niederſchriften, Vereidigungen, Beweisaufnahme, Anweſenheitzwang, | 
einſtweilige Verfügung und Arreſte, Vollſtreckung und Aufhebung, ı 
Kaoſtenfeſtſetzung wären zum Beiſpiel zu nennen. Solche Lücken können 


ſtören, treten indeſſen als Hemmniſſe weit zurück hinter den Schranken, 


daß, wie die Sorauer Handelskammer zutreffend hervorgehoben hat, 
die Schiedsgerichte entweder lediglich örtlich oder nach Geſchäfts⸗ 


zweigen eingerichtet und nicht miteinander verbunden ſind, während 


ſich faſt ſtets die Streitfälle zwiſchen Parteien aus verſchiedenen 


Gegenden oder Geſchäftszweigen abſpielen. Dieſe Schranken müſſen 


fallen, indem Schiedsgerichte gebildet werden, welche räumlich ge— 
trennte Gegenden und ſelbſtändige Geſchäftszweige zuſammenfaſſen. 


Darüber hinaus gehen Wünſche auf Einſetzung zwiſchenſtaatlicher 
Schiedsgerichte, worüber Näheres aus den Verhandlungen des Inter— 


nationalen Handelskammerkongreſſes Boſton 1912 (Fifth International 
Congress of Chambres of Commerce and Commercial and In- 
dustrial Associations, Published by Boston Chamber of Commerce 


Boston, U. S. A., S. 154 ff. und S. 281 ff., Zeitſchrift Handel 
und Gewerbe, Jahrgang XX, S. 325 und 326 und XXI, S. 166, 


584 und 640) zu erſehen iſt. Auch der Internationale Handels- 
kammerkongreß zu Paris 1914 ſollte ſich nach Punkt 2 ſeiner Tages⸗ 
ordnung damit beſchäftigen (a. a. O. S. 563): hochfliegende Pläne 


zwiſchenſtaatlichen Rechtsfriedens unter den Nationen wie unter ihren 


einzelnen Angehörigen an der Schwelle des Weltkriegs (vgl. Koll- 

mann, Die internationale Rechtverfolgung im Wege des ſchieds— 

richterlichen Verfahrens: Deutſche Juriſtenzeitung 1914, S. 969). 
Nach alledem kann weder die Notwendigkeit der Schiedsgerichte 


für Handel und Induſtrie noch die mannigfache Veranlaſſung zu 


ihrer Verbeſſerung und Fortbildung angezweifelt werden. Sie er⸗ 
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füllen ein Bedürfnis, weil ſie ungehemmt durch einen umſtändlichen 


| Apparat und gefördert durch die perſönliche Sachkunde der Schieds⸗ 


— 


richter, welche die- Anhörung von Sachverſtändigen und die Ein⸗ | 


forderung von Gutachten, alſo erhebliche Verzögerungen und Ver⸗ 
teuerungen überflüſſig macht, ſchneller, billiger und ſachkundiger 
arbeiten können als die ordentlichen Gerichte. Aber die Schieds⸗ 


gerichte ſollen die ordentlichen Gerichte mit dieſen Vorzügen nur 


innerhalb beſtimmter Grenzen ergänzen und erſetzen. Nicht gegen⸗ 
einander, auch nicht nebeneinander, ſondern miteinander ſollen beide 


Einrichtungen tätig ſein. Treffend mahnt Teßmer, daß für die 


Befriedigung des Bedürfniſſes nach außergerichtlicher Erledigung von 

Streitigkeiten, das ſtets und unter der Herrſchaft aller. Prozeßſyſteme 

bbiſtanden habe, ein Weg gewonnen werden müſſe, auf dem eine Ge- 
fährdung der Intereſſen der einzelnen Streitteile und der Allgemein⸗ 


heit vermieden werde. Allerdings will er den Weg recht eng ge⸗ 
ſtalten, indem er aus den Schiedsgerichten lediglich Einigungsſtellen 


E und Schlichtungsausſchüſſe nach Art der Einigungsämter für Mieter 
und Vermieter, Hypothekenſchuldner und Hypothekengläubiger zu 
machen wünſcht; aber er hat Recht, wenn er den Klagen über die 


„Weltfremdheit“ der Richter die Bemühungen gegenüberſtellt, der 


| ordentlichen Rechtſprechung ein Gebiet nach dem anderen zu entziehen 
und ihr die aus der Kenntnis des geſamten Rechts⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftslebens fließenden Quellen abzugraben. Es heißt auch hier, 


die richtige Mitte innezuhalten und nicht einſeitig die ordentlichen 


Gerichte oder die Schiedsgerichte auszuſchalten. Es iſt fein- Zufall, 

daß gerade Flechtheim auf feinem Sondergebiet (a. a. O.) Grund 
zu der Bemerkung findet, daß „die Gerichte nicht ſelten einer neuen 
wirtſchaftlichen Erſcheinung ziemlich hilflos und verſtändnislos gegen⸗ 
überſtehen und trotz beſten Willens nicht ſachgemäß zu urteilen 


wiſſen“. Gerade im Kartellweſen kommen Streitigkeiten, wie 
er mit Recht ausführt, nur in geringer Zahl vor die ordentlichen 
Gerichte, und ſelbſt wenn nicht das Mißtrauen gegen ihre Sach⸗ 
kunde hinderlich wäre, fo bliebe der Zwang zu ſchleuniger Erledigung 
von Streitfällen, weil das Kartell nicht in unſicheren Verhältniſſen 
leben kann. So iſt denn das Kartellweſen ohne Schiedsgerichtsweſen 
nicht lebensfähig und ſein Nährboden in einem Umfang geworden, 


daß Keſtner in ſeinem Buche über den Organiſationszwang (Berlin 
105912, S. 286) daraus die ernſteſten Sorgen für die Erhaltung der 
er ſtaatlichen Autorität herleitet. In ſeinem beachtenswerten Buch 
qgl. dieſes Jahrbuch, 42. Jahrgang, 2. Heft, S. 229 ff.) hat er 
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rn Stimmungen vom Standpunkt des Staatsbeamten, genauer 
des Beamtenſtaats, Ausdruck gegeben; aber wie die von ihm heran⸗ 


gezogenen Beiſpiele aus angeblich verwandten Gebieten im einzelnen 


nicht immer ſtichhaltig ſind, läßt die Wirklichkeit auch ſeine Bedenken 


als überſcharf zugeſpitzt erſcheinen. Wer etwa früher grundſätzlich 


zuzuſtimmen geneigt war, wird doch nach den Erfahrungen des Welt⸗ 
kriegs zugeben müſſen, daß der deutſche Staatsgedanke zu tiefe und 
feſte Wurzeln hat, als daß er durch den Organiſationszwang und 
die damit zuſammenhängenden Schiedsgerichte gefährdet werden 
könnte. Wird überhaupt der ſtaatlichen Rechtspflege, der letzlich 


doch auch die Schiedsgerichte ihr Daſein verdanken, ein wichtiger 


Teil der geſamten Rechtſprechung von ihnen genommen, wie 


| Keſtner a. a. O. gleich anderen behauptet und auch hier ſchon ger 
ſtreift iſt? Tatſächlich wird durch die Kartelle Rechtsſtoff kaum ent⸗ 
zogen, der nicht erſt aus ihnen erwachſen wäre. Die Streitigkeiten, | 


die von Kartellgerichten entſchieden werden, kämen bei ihrer Be— 
ſeitigung nicht etwa vor ordentliche Gerichte, ſondern wären über⸗ 


haupt gar nicht vorhanden, weil ſich, wie geſagt, ohne Schiedsgerichte 2 


Kartelle nicht entwickeln und halten könnten, wenigſtens nicht in 


ihrer jetzigen Geſtaltung. Das dringende Bedürfnis des wirtſchaft⸗ 
lichen Lebens, das ſie hervorgebracht hat, würde an Stelle der etwa 
durch ſtaatliche Feſſeln gelähmten oder unmöglich gemachten Kartelle 
Erſatzgebilde ſchaffen, wie die Erfahrungen anderer Länder annehmen 


laſſen. Der Weltkrieg legt vielmehr Erwägungen recht nahe, ob 


überhaupt die von ihm bewirkte Steigerung des ſtaatlichen Zwanges 
unnd der behördlichen Eingriffe es nicht umgekehrt als erfreulich und 


wünſchenswert anzuſehen nötigt, wenn es noch Gebiete gibt, auf 
denen eine wirtſchaftliche Selbſtverwaltung zuläſſig und fruchtbar 
iſt. Man fordert nähere Beziehungen der Wirtſchaft zum Recht, 
man möchte das Recht volkstümlich machen: nun wohl, im Kartell⸗ 
weſen iſt das Laientum in nächſter Berührung mit dem Recht und 
hilft, es auszubauen und es den wirtſchaftlichen Erforderniſſen un— 
mittelbar anzupaſſen. Müſſen alſo die Kartellſchiedsrichter, müſſen 
die übrigen Schiedsrichter als ſchädlich betrachtet werden? Sind 


die Beſchwerdeführer aus den Kreiſen von Händel und Induſtrie, 


die den Schiedsgerichtszwang bekämpfen, grundſätzlich als Eides⸗ 
zeugen zu verwenden? Wer die Dinge kennt, wie ſie ſich in 
Wirklichkeit darſtellen, wird ſagen müſſen, daß die Kartellſchöpfer in 
der Regel den weiteren Blick und mehr Verſtändnis für zweckmäßige 
Ordnung der Volkswirtſchaft haben, auf deren richtigen Gang doch 


— 


* 
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auch der Staat angewieſen if, als die Kartellgegner, unter denen 
die Zahl der Querköpfe und Störenfriede, der kurzſichtigen Rechner, 
die gern im Trüben fiſchen, nicht gering iſt. Ihre Beſchwerden ſind 
allerdings vielleicht auch darum jo lebhaft, weil die Schiedsgerichte 
von Kartellen und ähnlichen Gebilden recht häufig Streitigkeiten im 
Keime erſticken, indem die übliche Vorſchrift, daß zur Sicherung der 
Abmachungen Wechſel hinterlegt werden müſſen, von vornherein zu 
ihrer ernſtlichſten Beachtung veranlaßt und im Falle einer Zuwider⸗ 
handlung Verſuche, die damit heraufbeſchworene Beſtrafung anzu⸗ 
fechten, ganz anders einſchränkt, als wenn der Miſſetäter hoffen 
kann, in langwierigen Auseinanderſetzungen vor ordentlichen Ge⸗ 
richten einen Ausweg zu finden und zu entſchlüpfen. | 
Alle derartigen Erörterungen des Schiedsgerichtsweſens wären 
einfacher und bündiger, wenn ſeine tatſächliche Bedeutung durch die 
Statiſtik aufgeſtellt werden könnte. Leider find nur Bruchſtücke 
vorhanden, und die Sachlage läßt nicht erwarten, daß jemals eine 
ausreichende Überſicht zuſtandekommen wird. Nußbaum hat in 
ſeinem angeführten Aufſatz in der Zeitſchrift für Deutſche Zivil⸗ 
prozeſſe, Band 42, Heft 3, S. 256, 258, 261 und 267 für frühere 
Jahre einiges Material zuſammengetragen, nach welchem bis zum 
Jahre 1885 in der Sammlung der Reichsgerichts⸗Entſcheidungen nur 
6, in der Juriſtiſchen Wochenſchrift nur 9 Entſcheidungen zu finden 
ſind, die das Schiedsgerichtsverfahren betreffen. Ihre Zahl nehme 
ſeit den 90 er Jahren ſchnell zu, ſo daß in der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchau von 1908—1911 zuſammen 30 ſolcher Entſcheidungen wieder: 
gegeben werden. Bei dem Schiedsgericht des Verbandes Deutſcher 
Damen⸗ und Mädchenmäntel⸗Fabrikanten zu Berlin verzeichnet er 
für 1917 687 anhängige Sachen, für die Tarif⸗ ⸗Gemeinſchaft der 
Deutſchen Buchdrucker für das Geſchäftsjahr 1910/11 1065, für 
das ſtändige Schiedsgericht der Hamburger Handelskammer in den 
Jahren 1900/1911 als niedrigſte Zahl der Entſcheidungen 16, als 
höchſte 55. Das Ausland iſt mit 1904 Klagen bei den Schieds⸗ 
gerichten der Wiener Effekten⸗Börſe im Jahre 1890, mit 2399 bei 
dem Schiedsgericht der Frucht⸗ und Mehlbörſe vertreten. Für die 
neueſte Zeit bringt das Amtsblatt der Magdeburger Handelskammer 
jährlich eine bequeme Überſicht über die Tätigkeit des Handelskammer⸗ 
Schiedsgerichtes für den Handel mit Getreide, Olſaaten, Hülſen⸗ 
früchten uſw., die lehrreich genug iſt, um hier Platz zu be⸗ 
anſpruchen. „ 


— 
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1907] 23 273 98 7 8 46 102 2611 49 | 29 | — 35 
1908 | 35 | 400 112 7 19 79 163 380] 70] 60 I — 55 
1909 | 55 | 365 124 7 20 58 152 3611 64 | 46 | — 59 
1910 | 59 | 425 | 152 | 10 18 40 236 1456| 74 711 — 28 
1911] 28381] 124 8 16 34 193 375 70 48 — | 34 
1912 | 34 | 842 | 234 | 14 34 96 | 408 | 746 | 108 | 52 — 1130 
1913 | 130 | 775 | 237 | 12 63 93 445. 850 111 | 76 | — 55 
1914] 55 | 750 | 206 10 29 59 276 580] 82 | 44 38 225 
1915 225 | 327 | 141 15 53 105 176 490] 81 52 93 10 
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1916] 62 96 20 9 5 12 40 86 2627 


Von den 86 Klagen wurden erledigt: 


in 1—10 Tagen 5 
ö 14 
S 231 

N 20 
41-500 6 
und in mehr als 50 Tagen. 10 


Die für den Streitfall erhobenen e ſchwankten zwiſchen 


10 und 470 Mk. 


Nach Jahresbericht und Mitteilungen der Handelskammer zu 


Köln von 1914, Heft 4, S. 545 wurde das Schiedsgericht der 


Kölner Produktenbörſe im Berichtsjahr in 865 Fällen angerufen 


(im Vorjahr 869 Fälle). Von dieſen 865 Fällen wurden erledigt 


356 Fälle durch die erſte Inſtanz, das Schiedsgericht, und 42 Fälle 
durch die zweite Inſtanz, das Oberſchiedsgericht. Von den 356 


Fällen erſter Inſtanz wurden 257 durch Urteil und 99 durch Eini- 


gung erledigt, von den 42 Fällen in zweiter Inſtanz 39 durch Urteil 


und 3 durch Einigung. Die Zahl der vor Anberaumung des Termins 
oder kurz vor der Verhandlung zurückgezogenen Klagen betrug 430 
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in erſter Inſtanz und 20 in zweiter Inſtanz. Die ubrigen Fele 
blieben unerledigt. 0 

| Die Mannheimer Produktenbörſe gab folgende Aufſtellung 
1 (ogl. auch die Aufſatfolge: Dr. Lindemann, Beiträge zum Schieds⸗ 
gerichtsweſen in der * „Der Getreidehandel“, 1917, 


Heft 6 ff.): 


a 1. Unerledigte Schiedsgerichte von 1912 ar 1913 übertragen 38 


2. Im Jahre 1913 wurden neu angemeldet 2. 857 
| = 390 Schiedsgerichte 
3. Durch Schiedsspruch erledigt wurden. e e 
4. Vergleich . MB we een el 
5. Zurücknahme - „ 142 
6 


6. unerledigte Sachen e 
| — 390 Schiedsgerichte 


3 Das Schiedsgericht der Duisburger Getreidebörſe erledigte 1914 
2861, 1915 271 und 1916 169 Streitfälle. | 


„Die ſtaktlichen Zahlen aus Magdeburg, Köln und Mannheim e | 


und ähnliche haben anſcheinend eine Überſchätzung der Bedeutung 
der Handelskammer⸗Schiedsgerichte, überhaupt der Schiedsgerichte 
von Körperſchaften hervorgerufen. Verſucht man jene Zahlenreihen 
durch das zu ergänzen, was ſich tatſächlich vor den verſchiedenen 
Gruppen der Schiedsgerichte abſpielt (vgl. die Umfrage des Deutſchen 


AIJInduſtrie⸗ und Handelstags in feiner Zeitſchrift „Handel und Ge⸗ 


werbe“ 1918, S. 212 und 296), ſo möchte ich folgern, daß die 
Schiedsgerichte der Handelskammern und der geſetzlich ihnen gleich⸗ 
geſtellten kaufmänniſchen Korporationen im allgemeinen ihr Daſein 
nur auf dem Papier führen, und zwar in der Hauptſache aus den 
auf S. 14 und 15 angeführten, von der Handelskammer Sorau ver⸗ 
werteten Gründen. Ebenſo ſind die Gelegenheits⸗ Schiedsgerichte 
ohne weſentliche Bedeutung, mit Ausnahme derjenigen, welche in 


Verträgen zwiſchen Behörden und Unternehmern eingeſetzt werden. 


Sie ſind aber kaum noch als Gelegenheits⸗Schiedsgerichte aufzufaſſen, 


da ſie ſich an Körperſchaften des öffentlichen Rechts anlehnen, und 


bilden jedenfalls den Übergang zu den ſtändigen Schiedsgerichten, 
wie wir ſie in der Verbindung mit Börſen und wirtſchaftlichen Ver⸗ 
bänden und Kartellen ſo überaus zahlreich finden; zu ihnen gehören 
auch die veranſchaulichten Schiedsgerichte in Magdeburg, Köln und 
Mannheim, die alſo wohtk zu unterſcheiden find von allgemeinen 
Schiedsgerichten der Handelskammern. Nicht die Verbindung mit 


. Handelskammer, ſondern mit einer Börſe begründet ihre Wichtig. | | 5 


N 
* 
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keit, und nicht die Stänbigeit dieſer und der übrigen Schiedsgerichte 


im Gegenſatz zu den Gelegenheits⸗ Schiedsgerichten führt in erſter 
Linie ihre verhältnismäßig häufige Benutzung herbei, ſondern mindeſtens 
ebenſoſehr der Zwang zu ihrer Benutzung, der durch Schlußſcheine 
gegeben iſt (vgl. S. 316). Die Form des Schiedsgerichts erfüllt ſich 


mit weſentlichem Inhalt erſt dann und inſoweit, als die ungeregelte 
Gewerbefreiheit in eine geregelte übergeht. Dieſe Regelung iſt das 


Werk der gemeinſamen Selbſthilfe, die nicht nur in Handel und 


Gewerbe, ſondern ebenſo in anderen Lebensgebieten wirkſam werden 


kann. Sie ergänzt die ſtaatlichen Maßnahmen, verwendet ſie als 


Grundlage und bedient ſich dabei des Organiſationszwangs, der nur 


als ein Mittel, nicht als Selbſtzweck aufgefaßt werden darf. In 


dieſen großen Zuſammenhang gehört das Schiedsgerichtsweſen und 


nimmt in ihm einen n wichtigen Platz ein. 


4 
| Die Verhüttung von Rechtsſtreitigkeiten in Handel und Induſtrie 
bedingt außer der bereits behandelten Klarſtellung des Vertragwillens 


im tagtäglichen Geſchäftsleben nicht minder die genaue Kenntnis der 
geſchäftlichen und perſönlichen Verhältniſſe derjenigen, mit denen dern 


Gewerbetreibende Abmachungen eingeht. Unmittelbare Beihilfe leiſtet 
hierfür die Geſetzgebung mit öffentlichen Verzeichniſſen ver⸗ 
ſchiedener Art, ſo mit dem Grundbuch, dem Handelsregiſter, den 
Schuldnerliſten (vgl. allgemeine Verfügung des preußiſchen Juſtiz— 
miniſters vom 9. Mai 1914) und dem Güterrechtsregiſter. Die 


wichtigen Aufſchlüſſe, welche das Grundbuch gibt, wären noch wert⸗ 


voller, wenn die Hypotheken⸗Gläubiger jederzeit in ihrem wechſelnden 

Beſtande daraus erſichtlich wären. Erheblich größere Mängel haften 
dem Handelsregiſter von unſerem Geſichtspunkt aus an, da es 
nur auf die Klarſtellung der geſchäftlichen Verhältniſſe der ſogenannten 
Vollkaufleute ausgeht und auch dies nur in begrenztem Umfang. 
Zudem unterliegt die Begriffbeſtimmung Verſchiedenheiten und 
Schwankungen der Auffaſſung, welche die Mangelhaftigkeit der Auf— 
ſchlüſſe der Handelsregiſter darüber hinaus noch ſteigert. Das Inter— 
eſſe in Handel und Wandel richtet ſich nicht nur auf Bezeichnung 
und Inhaberſchaft vollkaufmänniſcher Unternehmungen, ſondern in 
vielen Fällen ebenſoſehr auf die Durchſichtigkeit von Handwerks⸗ 
| betrieben. So find zum Beiſpiel mehrfach Stimmen laut geworden, 
daß. mittlere und größere Bäckereien ins Handelsregiſter eingetragen 
werden müßten, weil es wiederholt vorgekommen iſt, daß ſie ſich 


[ 
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ihren Zahlungverpflichtungen zu entziehen verſuchten, indem ſie be⸗ | 


haupteten, fie beſäßen nichts, das Geſchäft gehöre nur der Frau. 


Gegenüber $ 4 HGB. vermag $ 15a GO. mit der Vorſchrift, daß 
an. offenen Läden oder Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften der Familien⸗ 


name mit mindeſtens einem ausgeſchriebenen Vornamen deutlich lesbar 
angebracht werden muß, keinen ausreichenden Erſatz zu bieten; viel⸗ 


mehr iſt ſeine Ausdehnung auf alle Geſchäfte und auf alle Geſchäfts⸗ 
vorgänge erforderlich, um Verwechſlungen, Täuſchungen und Ver⸗ 


ſchiebungen vorzubeugen. Noch in ihren Juli⸗Mitteilungen von 1918 
hat ſich die Handelskammer zu Berlin in dieſem Sinne ausgeſprochen. 
Um ſo wertvoller iſt, daß wenigſtens durch die Entſcheidung des 
Kammergerichts vom 16. Januar 1908 (Zivilſenat Ia X 14. 08. 6.) die 
Möglichkeit gegeben iſt, die vielfach vorkommende Firmenführung von 
Minderkaufleuten (insbeſondere Handwerkern) zu beſeitigen und da⸗ 


mit unbeabſichtigten oder beabſichtigten Irreführungen vorzubeugen. 


Sind doch die Geſchäftsverſchiebungen mit Hilfe unberechtigter Firmen⸗ 


führung gelegentlich für einen allgemein üblichen Schwindel erklärt 5 


worden, dem nur durch Streichung von Abſatz 2 des § 25 HGB. 
und Aufnahme der Beſtimmung abgeholfen werden könne, daß der 
Paragraph für jeden gelte, der ſich einer Firma bediene. Sehr be⸗ 
achtenswert iſt der Antrag des Verbands der Vereine Creditreform, 


ein Gewerberegiſter entſprechend dem Handelsregiſter einzurichten, 
vor allem um zu bekunden, wer zu einem beſtimmten Zeitpunkt Ge 

ſchäftsinhaber war. | | 
Bei dieſer Sachlage wäre ſehr zu wünſchen, daß die Handhabung 8 


der Beſtimmungen, an die ſich ſo mannigfaltige Rechtsfolgen knüpfen 
(GB. 88 4, 5, 348—350, 352, 355, 363, 368, 369 ff., 373 ff. in 


Verbindung mit § 344, Abſ. 1. — GVG. § 113 — Konkurs⸗ | 
verordnung 88 239, Z. 3; 240, Z. 3 — Börſengeſetz $ 53, Abſ. 1 — 
Geſetz betr. die Abzahlungsgeſchäft — Geſetz vom 5. Juli 1896 
betr. die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wert⸗ a 


papiere — Preußiſches Geſetz über die Handelskammern § 3), einen 


gewiſſen Ausgleich für ihre Mängel ſchüfe. Leider aber wird die | 
Wichtigkeit des Handelsxegiſters keineswegs genügend gewürdigt, und 
es weiſt oft genug Lücken und Unrichtigkeiten auf; ſo mußten im 


Handelsregiſter einer Stadt von einigen 20.000 Einwohnern mit rein 
ländlicher Umgebung auf Betreiben der zuſtändigen Handelskammer 
mit einem Schlage 41 Firmen gelöſcht und bei 6 mußte eine 


Anderung eingetragen werden, und eine Reihe von Jahren ſpäter 
lag in der gleichen Provinz triftige Veranlaſſung vor, die Auf⸗ | 


1 


So 
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= en der zuſtündigen Landgerichtspräſidenten auf die Häufig ⸗ 
keit der Fälle zu lenken, in denen Betriebe trotz des Mangels 

weſentlicher Wbrausſezungen in die Handelsregiſter eingetragen 

würden. 

Wenn Gefeggebung und Rechtspſlege in erheblichem Umfang 


ſchon bei der Aufklärung verhältnismäßig einfacher Geſtaltungen in . 


Handel und Wandel verſagen, jo wird man die Erwartungen noch 


mehr herabſtimmen müſſen, ſobald es gilt, über tieferliegende und 


weit ſchwerer faßbare Neubildungen im Wirtſchaftsleben dauernd 


Licht zu verbreiten, wie über die Sicherungsübereignung und 


über die Diskontierung der Buchforderungen. Die erſtere 
Art des Kreditweſens iſt denn auch ſeit Jahren Gegenſtand ein⸗ 
gehender Erörterungen geweſen; der Deutſche Handelstag, der Reichstag, 
der Juriſtentag haben ſich damit beſchäftigt, aber zu einer Ver⸗ 
ſtändigung iſt es nicht gekommen, und ſchließlich hat man kürzlich 


wieder empfohlen, die Gültigkeit eines Sicherungsvertrages davon 
abhängig zu machen, daß ihn der eingetragene Kaufmann zu den _ 


Handelsregiſterakten einreicht (Heilbrunn in der Monatsſchrift für 
Handelsrecht und Bankweſen 1917, Nr. 4, S. 82 und 83). Der 
Vorſchlag krankt daran, daß er die nicht eingetragenen Handel- und 
Gewerbetreibenden, alſo die große Mehrzahl, nicht erfaßt, und daß 


die Führung des Handelsregiſters ſchon den jetzigen geringeren Ein⸗ 


tragungen nicht gerecht wird, wie bereits dargelegt iſt. Das gleiche 


gilt von Heilbrunns Vorſchlag, ebenſo mit der Diskontierung der 


Buchforderungen zu verfahren. Zutreffend | childert er weiterhin 
(S. 84), wie die Form der Geſell ſchaft mit beſchränkter Haf⸗ 


tung zur Verſchleierung mißbraucht wird, insbeſondere, indem das 
Grundkapital durch Werte gebildet wird, die nur auf dem Papier und 


in den mehr oder minder willkürlichen Behauptungen der Gründer be- 
ſtehen. Die Verdunkelung müſſe verſchwinden, und der Beſchränkung 
der Haftung müſſe die Offentlichkeit der Bilanz entſprechen, die zu 
den Regiſterakten einzureichen ſei. Auch dieſe Maßnahme ſtellt ein 


untaugliches Mittel dar, ſolange die Bilanzen ſelbſt beliebig - 


„friſiert“ werden können und vielfach nicht der Klarſtellung, ſondern 
der Verſchleierung dienen. Die neuerlichen Auseinanderſetzungen 
über die Aktiengeſellſchaften (Walter Rathenau, Vom Aktienweſen, 
Berlin 1917; Roſendorff, Die ſtillen Reſerven der Aktiengeſellſchaften, 
2. Auflage, Berlin 1917; derſelbe in der Monatsſchrift für Handels- 
recht und Bankweſen, 1917, Nr. 11 und 12, 1918, Nr. 1) und 
über das Bilanzweſen (Paſſow, Die Bilanzen der privaten und öffent⸗ 
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lichen Unternehmungen, Leipzig und Berlin 1918, beſonders S. 58, 
59, 77, 115, 117, 285) haben zur Genüge gezeigt, welche Vorſicht 
bei der Benutzung von Bilanzen geboten iſt und wie verbeſſerungs⸗ 
bedürftig die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches au in dieſer 
Hinſicht ſind. 

Mögen nun dieſe 15 andere Mängel im Laufe der Zeit be⸗ 
hoben werden oder nicht, immer werden es die ſtändig neu auf⸗ 
tretenden Geſtaltungen im Wirtſchaftsleben, die Mannigfaltigkeit und 
Verflechtung ſeines Ganges mit ſich bringen, daß der Hilfeleiſtung 
der Geſetzgebung und Rechtspflege Grenzen gezogen ſind und der 
Kaufmann nach wie vor auf Selbſthilfe angewieſen bleibt, um ſich 
über die Ratſamkeit von Abſchlüſſen mit anderen Kaufleuten zu ver⸗ 
gewiſſern. Damit iſt die Grundlage des kaufmänniſchen Aus⸗ 
kunftsweſens gegeben, in dem die Erkundigungen bei Geſchäfts⸗ 
freunden über Perſonen, Firmen und beſtimmte Fragen ſtets ihre 
hergebrachte wichtige Rolle behaupten werden. Daneben haben ſich 
andere Formen entwickelt, die zum Teil noch in den Anfängen ſtehen 
und nur in engeren Kreiſen bekannt ſind. In einfacher Weiſe haben 
ſich zum Beiſpiel die nach einer Großſtadt liefernden Unternehmungen 
eines Induſtriezweiges geholfen, indem ſie in beſtimmten kurzen 
Friſten einem Vertrauensmann einzeln mitteilten, was ihnen jeder 
Abnehmer in der Stadt ſchuldet. Auf Anfragen einer dieſer gemein⸗ 
ſamen Selbſthilfe angehörenden Unternehmung’ darf der Vertrauens⸗ 
mann nicht die Einzelheiten, ſondern nur die Geſamtſumme angeben, 
die dieſer oder jener Abnehmer im gegebenen Zeitpunkt ſchuldig iſt. 


So iſt man in der Lage, jederzeit die Kreditwürdigkeit des einzelnen 


Abnehmers zu überſehen. Eine weitergehende Durchbildung zeigt 
ein Verfahren, deſſen ſich verſchiedene Zweckvereine bedient haben 
und das auf die ene einer Sonderauskunftei hinauskommt. 


Ein ſolcher Verein verfolgt nach feiner Satzung den Zweck, die . 


Intereſſen ſeiner Mitglieder durch Auskünfte über die Kreditwürdigkeit 


von Abnehmern und bach Beitreibung von Forderungen zu wahren, 


und zwar durch eine vom Vorſtand geleitete Geſchäftsſtelle, welche 
die Auskünfte und die Rechtsverfolgung unter Ablehnung jeder 
Haftung gegenüber den Mitgliedern beſorgt. Jedes Mitglied hat 
alle Beobachtungen über die Zahlverhältniſſe und die finanzielle Lage 
eines Abnehmers unverzüglich mitzuteilen. Außerdem hat die 
Geſchäftsſtelle, wenn Erkundigungen eingehen, ſofort an jedes Mit⸗ 
glied Anfragezettel mit vorgeſchriebener Faſſung zu verſenden, die in 
beſtimmter Friſt auszufüllen und e ſind und die Auskunft⸗ 
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erteilung ermöglichen. Das Verfahren eignet ſich nur für kleine 
Bezirke und leidet auch daran, daß die Auskünfte ſchnell veralten und 
kein Kaufmann gern genaue Auskunft gibt, weil er ſich nicht ſchaden 
und dem Wettbewerber nicht nützen will. Kennt zum Beiſpiel jemand die 
ſchlechte Lage ſeines Kunden, ſo muß er befürchten, daß, wenn ſie 
anderen ſogleich genau bekannt wird, der Kunde wirtſchaftlich zu— 
ſammenbricht. Einen Ausbau der geſchäftsfreundlichen Auskunfteien 
bezweckt in anderer Form die in Bremen vor etwa zehn Jahren er— 
richtete Geſellſchaft für Gegendienſte in Handel, Gewerbe und In— 
duſtrie, Geſellſchaft m. b. H., bei der ſich der Frageſteller die ihm 
geeignet erſcheinenden Auskunftgeber aus dem Abonnentenverzeichnis 
herausſucht. Der Bezug ihrer Zeitſchrift „Die Warte“ gibt jedem 
Bezieher Anſpruch auf die Benutzung dieſes Auskunftſyſtems, das 
auch die Benennung von Agenten, Bezugquellen, Abſatzgebieten, 
Rechtsanwälten, Gaſthöfen, Spediteuren uſw. umſchließt. In größerem 
Stil arbeiten die in einen Verband in Leipzig zuſammengefaßten 
Vereine Kreditreform, die ihren Mitgliedern ſchriftliche Auskünfte 
auf alle Plätze der Erde, mündliche Auskünfte an die mit Reiſe⸗ 
karten des Verbandes verſehenen Mitglieder in einer großen Anzahl 
von Plätzen erteilen, Vertreter, Bezugquellen, Abſatzgebiete uſw. nach⸗ 
weiſen, ferner Außenſtände mit Überwachung der Schuldner mahnen, 
gegebenenfalls einziehen, eine Auslandrechtsabteilung gegen Schuldner 
im Ausland; unterhalten, durch eine Suchliſte den Aufenthalt un— 
abgemeldet derzogener oder unauffindbarer Perſonen zu ermitteln 
bemüht ſind und ſchließlich noch Liſten der erfolglos Gemahnten 
zuſammenſtellen. Es ſind Übergänge zu den Auskunfteien, die als 
Erwerbsunternehmungen aufgebaut ſind und ſich zu immer größerer 
Bedeutung entwickelt haben, jo daß ihre Mängel wiederholt Er⸗ 
örterungen in der Offentlichkeit veranlaßt haben. Die Unterſtellung 
der gewerblichen Auskunfteien unter § 35 der Reichsgewerbeordnung 
ſeit dem 1. Oktober 1900, jo daß die Auskunfterteilung wegen Un- 
zuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden unterſagt werden kann, hat die 
Klagen nicht verſtummen laſſen, vielmehr ſind ſie während des Krieges 
beſonders laut geworden. So ſtellte eine Auskunftei ihre Zahlungen 
ein, ſo daß viele Kunden, die noch laufende Abonnements beſaßen, 
geſchädigt wurden, und eine andere verlegte ihren Sitz in das neu— 
trale Ausland und erklärte, daß ſie ihren Verpflichtungen nicht mehr 
nachkommen könne. Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstages hat 
nach eingehenden Beratungen die ſtrengere Handhabung der be— 
ſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen gefordert und eine Reihe von 
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Vorſchlägen gemacht, zum Beispiel, daß die Handelskammern bei 
Anmeldung der Betriebe um Auskunft über die Perſon der Inhaber 
zu erſuchen ſind, daß in allen Bundesſtaaten Vorſchriften nach Art 
der bayeriſchen Ausführungsbeſtimmungen vom 10. Dezember 1911 
zu § 35 Abſatz 3 und § 38 Abſatz 4 der Gewerbeordnung erlaſſen 
werden. Die Auskunfteien ſollen auf jeder Auskunft das Datum 
der zugrundeliegenden Erkundigung angeben, allgemein fortlaufende 
Ergänzungsberichte einführen, und ſie ſollen für die Sorgfalt eines 
„ordentlichen Kaufmanns einſtehen. 

So wichtig das Auskunftweſen iſt, jo ſehr ſeine Tauglichkeit 
durch Ausführung dieſer Vorſchläge geſteigert werden mag, ein All⸗ 
heilmittel kann es nicht werden, da es im Wirtſchaftsleben ſo manchen 
Betrieb gibt, der nicht genügend durchleuchtet werden kann, und nicht 

immer geeignete Perſönlichkeiten für die Erkundung zur Verfügung 
ſtehen. Das gewaltige Gebiet der Beziehungen von Detailhandel 


und Handwerk zum kaufenden Publikum entzieht ſich überhaupt 


der Sicherung durch das Auskunftweſen. Gewiß läßt ſich durch 
Ausdehnung des Verkaufs gegen bar’ vieles beſſern, aber der Verkauf 
auf Kredit wird für Detailhandel und Handwerk ſtets unumgänglich 
und bedeutſam bleiben, und damit iſt gegeben, daß zwiſchen dem 
Betreten und Verlaſſen des Ladens kein voller Schutz gegen Miß⸗ 
brauch des Kredits beſchafft werden kann. Um ſo wichtiger iſt es, 
Schuldnerverzeichniſſe ſo benutzbar wie möglich zu machen, die Auf⸗ 
ſtellung ſchwarzer Liſten zu erleichtern und letzten Endes die Ein⸗ 
ziehung geſchuldeter Beträge zu vervollkommnen, um Prozeſſe zu 
verhüten. Mahnverfahren und Vollſtreckung verdienen 
daher größte Aufmerkſamkeit, wie ſie ihnen in der Schrift „Augen 
auf oder Beutel auf“ des Gerichtsvollziehers a. D. Finhold mit 
zweckmäßigen Vordrucken und Hinweiſen gewidmet iſt, und es iſt 
erfreulich, daß im gleichen Sinne der Preußiſche Juſtizminiſter am 
2. Februar 1918 in einer allgemeinen Verfügung die Beigabe einer 
erläuternden Mitteilung zu den Zahlungsbefehlen angeordnet hat. 
Jeder Schritt auf dieſem Wege kommt dem Wirtſchaſtsleben und 
der Rechtspflege gleichermaßen zugute. Die gemeinſame Selbſthilfe 
hat zu der Gründung von Einziehunggenoſſenſchaften geführt, wie 
fie zum Beiſpiel vom 12. Deutſchen Handels⸗ und Gewerbekammertag 
empfohlen worden ſind; die Einziehunggenoſſenſchaft Hannover iſt 
beſonders bekannt geworden. Darüber hinaus iſt gelegentlich der 
Erlaß beſonderer Strafbeftimmungen gegen den Kreditbetrug 
St worden, da § 263 2 Strafgeſetzbuches nicht ausreiche, 
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wie ein Urteil des Reichsgerichts vom 6. April 1914 (I 248/14, 
Leipziger Zeitſchrift. für Deutſches Recht, Nr. 14/15, S. 13/64) 
zeige. 
en Was aber auch Geſetzgebung und gemeinſame Selbſthilfe zu— 
ſammenwirkend tun können, um Rechtsſtreitigkeiten in Handel und 
Induſtrie zu verhüten, keine Maßnahme kann in dieſer Richtung dem 
Ziele näher führen, als eine weiſe Beſchränkung im Gebrauche der 
Klinke zur Geſetzgebung. Will das Recht die Wirtſchaft bis 
in jede Einzelheit regeln, ſie damit im Grunde verdrängen und ſich 
an ihre Stelle ſetzen, ſo ſind die verhängnisvollen Folgen unvermeid— 
„ lich, welche der Zwang der Kriegswirtſchaft jedem, der ſehen will, 
vor Augen gebracht hat: Recht und Wirtſchaft erſticken beide. 


* 
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Ausnahmegeſetze 5 
Von Regierungsrat W. von Geldern: Berlin 


Juhaltsverzeichnis: A. Der Begriff: 1. der Ausnahme im Gegenſatz zu 


Regel S. 325— 326, und zu Geſetz S. 327; 2. des Ausnahmegeſetzes im Gegen⸗ 
ſatz zu Regel⸗Geſetz S. 328, zu allgemeinem Geſetz S. 328, und zu unab⸗ 
änderlichem Geſetz S. 329—980. — B. Die Rechtswiſſenſchaft über 
das Ausnahmerecht: 1. Anomales oder prinzipwidriges Recht und jus 

singulare S. 380—331; 2. Abweichung von der Konſequenz und Sonderrecht 
S. 332 — 334; 3. das Privileg als Rechtsakt und als Geſetz S. 334—336. — 

. Betrachtung vom Standpunkt der Rechtsphiloſophie: 1. Un⸗ 
bedingte und bedingte Prinzipien des Rechts S. 337—338; 2. die Neigung 
zur Doktrin und ihre Ausbeutung S. 339. — D. Ausnahmevorſchriften: 


1. für Sachen S. 340, Sozialiſierungsgeſetze S. 341—342; 2. für Perſone, 


im allgemeinen S. 342—343, hinſichtlich der Abſtammang S. 343, des 

Standes und Berufes S. 344, der Religion S. 345, das Jeſuitengeſetz 

S. 345—347, das Sozialiſtengeſetz S. 347349, Geſetze für Angehörige 

fremder Nationalität S. 349—350; 3. für Rechtsverhältniſſe S. 351; 4. mit 

örtlicher Begrenzung S. 351— 352; 5. mit zeitlicher Begrenzung Kriegsgeſetze) 

S. 352—353; einmalige Anwendung S. 354. — E. Ergebnis S. 354—355. 
N 2 | 


as Wort „Ausnahmegeſetz“ hat für viele einen gehäſſigen Klang. 


Man wünſcht keine Ausnahmen; alles ſoll der Regel unter⸗ 


worfen ſein, mit gleichem Maß gemeſſen werden. Schon im ge⸗ 
wöhnlichen Leben erregt es Anſtoß, wenn zu jemandes Gunſten oder 
Nachteil eine Ausnahme von der Regel gemacht wird. Um ſo mehr 
findet man es unangebracht, daß durch ſtaatliche Geſetze Ausnahmen 
begründet werden. Man betrachtet ſolche Ausnahmen häufig als 
eine Willkür des Geſetzgebers, als ein Durchbrechen der Regel, das 


dem Grundſatz der allgemeinen Gleichheit und der Gerechtigkeit 


widerſpricht, und verwirft grundſätzlich jede geſetzgeberiſche Maßnahme, 
wenn ſie ein ſogenanntes Ausnahmegeſetz iſt. 
Nicht ſo klar wie über die Forderung, daß Ausnahmegeſetze zu 


3 jeien, ift man ſich über den Begriff des Ausnahmegeſetzes. 1 
Die verſchiedenartigſten Geſetze werden als Ausnahmegeſetze bezeichne, 
während es an einer Definition oder e Umgrenzung des . 


griffs mangelt. 

Der Begriff „Ausnahme“ ſteht mit dem Begriff. „Regel“ i in 
Beziehung. Verbinden wir mit dem Ausdruck „Regel“ die Bor- | 
ſtellung der unbedingten Gleichförmigkeit und Gleichmäßigkeit, ſo 
bedeutet „Ausnahme“ einen kontradiktoriſchen Gegenſatz zu Regel. 


Die Regel iſt durchbrochen, e nicht 10 den a die 
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| Ausnahme iſt gleichbedeutend mit Nicht Kegel; Verſtehen wir da- 
gegen unter Regel eine Regelung oder Ordnung, die Feſtlegung von 
Rechtswirkungen für beſtimmte Tatbeſtände, fo erſcheint eine ſich 
hierbei zeigende Ausnahme nicht als Gegenſatz zur Regel, bedeutet 
keinen regelloſen Zuſtand oder Zuſtand der Unordnung, ſondern iſt 
ſelbſt ein Teil der gegebenen Regeln. Die Regel ſchließt dann auch 
begrifflich die Ausnahme mit ein, was der bekannte Satz: „Keine 
Regel ohne Ausnahme“ (nulla regula sine exceptione) zum Aus⸗ 
druck bringt. Die Ausnahme als Teil der Ordnung iſt ſelbſt „Be⸗ 
ſtimmung“ und kann als „Ausnahmebeſtimmung“ determiniert werden. 
Die Ausnahmefälle, für welche die Ausnahmebeſtimmungen gelten, 
durchbrechen nur die Gleichförmigkeit, die ſonſt der Regelung an⸗ 
haften würde und mit dem Begriff „Regel“ in dem zuerſt erörterten 
Sinn in Zuſammenhang gedacht wird. | 
Wenn aber auch nicht formell, innerhalb der Regel, ſo iſt als 
Folge jeder Regelung doch eine Gleichmäßigkeit nach außenhin, in 
den Beziehungen verſchiedener Perſonen und Sachen zu dem von der 


Regelung betroffenen Tatbeſtand vorhanden. Denn die einmal auf- 


geſtellte Regel gilt grundſätzlich ohne unterſchied für alle ihr unter⸗ 
worfenen Perſonen oder Sachen. 

Jedoch iſt dieſer Anforderung an die Regel gegenüber wieder 
eine „Ausnahme“ möglich, und zwar in einem anderen als dem 
bisher erörterten Sinn, nämlich als ein willkürliches Durchbrechen 
der Regel von außenher. Es kann jemand für ſich ſelbſt „eine 


er Da 
A 


Ausnahme machen“, indem er ſich im Einzelfalle nicht nach der | 


Regel richtet; er kann auch einem andern „eine Ausnahme geſtatten“, 
ſoweit in dieſer Hinſicht feine Macht und fein Einfluß reicht. „Aus: 
nahme“ in dieſem Sinne iſt nun nicht bloß ein Abweichen von der 
formell gedachten Gleichförmigkeit, ſondern ein Durchbrechen der 
Ordnung. Denkt man an ſolche Ausnahmen, ſo verbindet man mit 
dem Begriff „Ausnahme“ denjenigen des Willkürlichen, die geſetzte 
Ordnung Außerachtlaſſenden. Eine ſolche Ausnahme widerſtreitet 
dem Begriff der Regel und der Regelung. 

Wir müſſen hiernach, wenn wir den Begriff „Ausnahme“ klar⸗ 
ſtellen wollen, unterſcheiden: 1. Ausnahme oder Abweichung von 
einer formell gedachten Gleichmäßigkeit oder Regel; 2. Ausnahme 


innerhalb einer gegebenen Regel oder tatſächlichen Regelung, gleich— 


bedeutend mit Ausnahmebeſtimmung oder Sondervorſchrift; 3. Aus⸗ 
nahme wider die geſetzte Ordnung, beruhend auf Willkür. Aus⸗ 
nahmen im Sinne von 1. ftellen bloße wegen e dar, Aus⸗ 
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nahmen im Sinne von 3. bedeuten Regelwidrigkeit oder Regelloſig⸗ 
keit; Ausnahmen als Sondervorſchriften find dagegen, wenn auch 
nicht als regelmäßig, ſo doch immerhin als regelrecht zu betrachten. 

Stellen wir den Begriff „Ausnahme“ demjenigen des „Geſetzes“ 
gegenüber, ſo ergibt ſich bei Zugrundelegung der nämlichen dreifachen 
Bedeutung von „Ausnahme“ ein ähnliches, vielleicht noch ſchärfer 
hervortretendes gegenſeitiges Verhältnis. 

Bei „Geſetz“ denken wir weniger als bei „Regel“ an die formelle. 
Gleichmäßigkeit, vielmehr verbinden wir mit dieſem Begriff die Vor⸗ 
ſtellung, daß eine „Regelung“ gegeben ſei, und zwar eine durchdachte 
Ordnung, die neben einer gewiſſen gleichmäßigen Behandlung von 
Erſcheinungen und ihren Folgezuſtänden auch Beſonderheiten enthält. 
Nur Ordnung ſo viel als möglich iſt gedacht und angeſtrebt; aber 
neben allgemeinen Regeln und einheitlichen Grundſätzen finden wir 
Regeln für einzelne Fälle und beſondere Normen. Dies gilt auch 
von denjenigen Geſetzen, welche wir zur Erklärung 0 Vorgänge in 
der Natur aufſtellen. | 

Die in der Natur waltenden Geſetze können nicht durchbrochen 
werden. Wo man willkürliche Ausnahmen von ihnen zu beobachten 
glaubt, handelt es ſich um unvollkommene Erfaſſung des Natur- 
vorganges oder ungenauer Formulisung. Ausnahmen aber lediglich 
formeller Art, welche die Regeln ergänzen und klarſtellen, finden ſich 
in den Formulierungen der Naturgeſetze ebenſo wie in denen der 
Staatsgeſetze. 

Werden die Staatsgeſetze von 18 mißachte, durchbrochen 
oder umgangen, ſo ſcheinen dieſe Ausnahmen im ſchärfſten Gegen⸗ 
ſatz zum Begriff des „Geſetzes“ zu ſtehen, da wir mit „Geſetz“ nicht 
nur den Begriff der Notwendigkeit und Pflicht, ſondern auch — 
Hinblick auf die ewige Ordnung in der Natur — die Vorſtellung 
des Unantaſtbaren, Unabänderlichen, unbedingte Geltung Be⸗ 
anſpruchenden und daher niemals eine Ausnahme Duldenden ver⸗ 
binden. Wenn wir hören, es liege eine „Ausnahme vom Geſetze“ 
vor, regt ſich ſogleich der Wunſch, daß dieſer ungerechtfertigte Zu⸗ 
ſtand beſeitigt werde. Begründet wäre ein ſolches Verlangen aber 
nur dann, wenn eine tatſächliche Ausnahme wider die Ordnung in 
Frage ſteht. Eine bloße Ungleichmäßigkeit oder eine Ausnahme⸗ 
beſtimmung innerhalb der geſetzlichen Ordnung widerſtreitet dem Be⸗ 
griff des „Geſetzes“ nicht. Die Geſetze ſind ja dazu beſtimmt, die 
geſamten Lebensverhältniſſe eines Volkes zu ordnen, und das kann 
nicht durch Aufſtellung von Regeln ohne Ausnahme geſchehen, 


N 
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die nur gleiche 115 elende Fälle treffen, ſondern durch eine 
umfaffende Regelung, die ſich auf alle, auch die verſchiedenartigſten 
Fälle bezieht und deshalb Regeln und Ausnahmen enthalten muß. 

Nun werden die einander widerſtrebenden Begriffe „Ausnahme“ 


und „Geſetz“ in dem Wort „Ausnahmegeſetz“ verbunden. Es iſt 


daher nicht wunderbar, wenn gerade dieſes Wort etwas Ungereimtes 
in ſich trägt und — wie die Menſchen einmal ſind — ohne ſtrenges 
Nachdenken dort hingeworfen wird, wo es nur von ungefähr paßt, 
aber Anſtoß erregen ſoll und kann. 

Sehen wir von irgendwelchen Nebenwirkung die die Wort⸗ 
zuſammenſetzung haben könnte, ab und denken an die oben für das 
Verhältnis von Ausnahme und Regel aufgeſtellten drei Geficht3- 
punkte, ſo würde ein Ausnahmegeſetz zunächſt überall dort angenommen 
werden können, wo eine in einem Geſetz enthaltene Regel in ihrer 


Gleichförmigkeit durch eine andere geſetzliche Beſtimmung durchbrochen 
wird. Wir müſſen hier, ebenſo wie bei der weiteren Begriffs- 


beſtimmung, ſtets an zwei Geſetze denken: der Ausnahme im Aus⸗ 
nahmegeſetz muß eine Regel gegenüberſtehen, die in einem anderen 
Geſetze enthalten iſt. Dieſes Geſetz wäre das „Regelgeſetz“, ein 
indeſſen nicht gebräuchlicher Ausdruck, den wir, bei Geſetz gleichzeitig 
an Regel zu denken gewohnt, ars Tautologie empfinden. 


Den Gegenſatz zu Ausnahmegeſetz würden wir daher beſſer in 


anderer Weiſe, etwa derart faſſen können, daß wir, ſtatt die „Regel“ 
als formelles Kriterium hervorzuheben, im Hinblick auf den Inhalt 
eines Geſetzes und ſeine allgemeine Gültigkeit dem Ausnahmegeſetz 
das „allgemeine Geſetz“ gegenüberſtellen. Damit ſind wir zu der 
zweiten Bedeutung von Ausnahme und Regel gelangt. Dem all— 
gemeinen Geſetz entſpricht das „beſondere Geſetz“, und allgemeine 
und beſondere Geſetze bilden keinen kontradiktoriſchen Gegenſatz mehr, 
ſondern ergänzen einander, indem beide der geſetzlichen Regelung und 
Ordnung dienen. Der Ausdruck „Ausnahmegeſetz“ hat dann die 
abgeſchwächte — nicht mehr tendenziöſe — Bedeutung von „beſonderes 
Geſetz“, „Sondergeſetz“ oder, wenn man daran denkt, daß das Aus— 
nahmegeſetz ſpäter als das allgemeine oder urſprüngliche Geſetz er- 
laſſen wird, „neues Geſetz“, „noch anderes Geſetz“ “. 

Kann nun, das in die dritte Frage, ein ſolches Ausnahme- oder 


1 Der Ausdruck „Ausnahmerecht“ erſcheint ſchon weniger bedenklich als 


„Ausnahmegeſetz“, der Ausdruck „beſonderes Geſetz“ abgeſchwächt im Vergleich 


zu „Sondergeſetz“. 
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Sondergeſetz auch wider die geſetzliche Ordnung fein? Die Frage 
wäre ohne weiteres zu verneinen, wenn man den Nachdruck auf den 
Begriff „Geſetz“ legt. Wenn ein Geſetz auch Sonderbeſtimmungen 
enthält und Ausnahmen von einer allgemeineren Regel ſchafft, ſo 


bleibt es darum doch Geſetz, und der Geſetzgeber iſt ſich bewußt, das 


er regelt und ordnet. Eine volle Gleichförmigkeit der Regelung, 
die für alle, auch die verſchiedenartigſten Fälle, eine äußerliche Gleich⸗ 
mäßigkeit fchaffte, bloß um der Gleichförmigkeit und Gleichmäßigkeit 
willen, iſt nicht möglich. Der Geſetzgeber muß für verſchiedene Tat⸗ 
beſtände verſchiedene Wirkungen feſtſetzen, und tut er dies in der 
Form des Geſetzes, ſo ſind allgemeine und beſondere, aufrechterhaltene 
alte ſowie neue, auch dahin gehörige ſogenannte Ausnahmegeſetze 
Teile der geſetzlichen Regelung und widerſprechen einer bewußten 
und beabſichtigten geſetzlichen Ordnung nicht. | 
Aber der Beiſatz „Ausnahme“ im Wort „Ausnahmegeſetz“, der 
ſich ja, wie gezeigt, mit „Geſetz“ ſchlecht verträgt, drängt doch noch 
weiter zu der Überlegung, ob der Geſetzgeber nicht, wenn er ein 
Ausnahmegeſetz ſchafft, wider die Ordnung verfährt: nämlich gegen 
jene im allgemeinen Geſetz enthaltene Ordnung, welche nicht um⸗ 
geſtoßen, durch keine Ausnahme, auch nicht in Form eines Geſetzes, 
durchbrochen werden ſollte. Um die bloße Durchbrechung der 
formellen Gleichmäßigkeit handelt es ſich nicht — denn es wäre 
widerſinnig, für die verſchiedenartigſten Fälle bloß um der Form 
willen gleiche Rechtsſätze zu verlangen. Aber der Inhalt des all⸗ 
gemeinen Geſetzes wird unter Umſtänden als etwas Unantaſtbares, 
auf höheren, durch vernunftmäßige Überlegung zu findenden Rechts⸗ 
prinzipien Beruhendes angeſehen, das keine Ausnahme duldet, und 
das Ausnahmegeſetz erſcheint dann ſtets als etwas Ungerechtfertigtes. 
Ausnahmegeſetze dieſer Art, wenn man ſie als ſolche bezeichnen 
und anerkennen will, laſſen ſich ſchwer feſtſtellen und näher um⸗ 
grenzen. Denn die Anſicht darüber, was als allgemeines unabänder⸗ 
liches Geſetz zu gelten hat, was von beſtehenden Geſetzen der Er⸗ 
haltung wert und notwendig, was abänderungsbedürftig und neu 
zu regeln iſt, iſt keine einheitliche, ein für allemal grundſätzlich feſt⸗ 
ſtellbare. Alle hier auftauchenden Fragen unterliegen der ver⸗ 
ſchiedenſten Beurteilung, je nach Lage der Fälle. Außerdem ändern 
ſich im Lauf der Zeiten nicht nur die geſetzlich zu regelnden Tat⸗ 
beſtände, ſondern auch die Sitten und Anſchauungen des Volkes, 
von denen der Geſetzgeber abhängig iſt. 
Hieraus ergibt ſich: ein Ausnahmegeſetz iſt nichts weiteres als 
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ein. Sondergeſetz oder eine beſondere geſetzliche Beſtimmung, durch 
welche an gewiſſe Tatbeſtände beſondere rechtliche Wirkungen geknüpft 
werden; der Erlaß eines Ausnahmegeſetzes iſt alſo gewiſſermaßen 
ein alltäglicher Vorgang auf dem Gebiete der Geſetzgebung, der an 
ſich nichts Bedenkliches hat. Hält aber jemand irgendeine ſolche 
geſetzliche Sonderbeſtimmung für ungerechtfertigt, weil grundſätzlichen 
Anſorderungen an die geſetzliche Ordnung widerſprechend, ſo iſt der 
Grund dafür niemals allein in der — ganz irrelevanten, lediglich 
formellen — Tatſache zu ſuchen, daß ein Ausnahmegeſetz oder 
Sondergeſetz erlaſſen wird, ſondern das angebliche Ungerechte, viel: 
leicht nur Unzweckmäßige muß aus dem Inhalt des Geſetzes nach— 
gewieſen werden können. 

Das Recht nach dem Geſichtspunkte der Ausnahnsloſigkeit zu 


unterſuchen und zu klaſſifizieren, haben ſchon die römiſchen Juriſten 


ſich angelegen ſein laſſen, und mannigfach ſind die Begriffsbeſtimmungen, 
die in dieſer Beziehung in den Lehrbüchern des gemeinen Rechts 
aufgeſtellt find. Da- wird unterſchieden das normale und anomale 
Recht (Brinz, Pandekten S. 110 ff.) oder das regelmäßige und ano- 
male Recht (Savigny, Syſtem des römiſchen Rechts, S. 61 ff.). 
Brinz geht davon aus, daß die Notwendigkeit und der Grundzug 
der Geſetze ſchon in unſerer Schöpfung begründet war, und daß die 
einzelnen Geſetzesvorſchriften auf Urbegriffe und Urſatzungen von 
Rechten zurückzuführen und aus ihnen logiſch und analogiſch fort— 
zuentwickeln ſeien. Ein beträchtlicher Teil des Rechts aber ſei außer 
dieſem Syſtem der Hauptmaſſe und gegen dasſelbe, contra tenorem 
juris (I. 16 D. 1, 3) aufgekommen und bedinge die weitere Unter- 


ſcheidung in jus commune und singulare, jus ordinarium und - 


extraordinarium, welch letzteres nicht. ſelten auf eine privilegien⸗ 
artige Auszeichnung gewiſſer Perſonen und Sachen hinauslaufe. 
Die logiſche Notwendigkeit oder Konſequenz iſt alſo nach Brinz 
arſes Erfordernis des Rechts; mangelt ſie, ſo iſt das Recht anomal, 
beruht aber gleichwohl auf den Forderungen der Gerechtigkeit, Billig⸗ 
keit, Zweckmäßigkeit. Ahnlich hält Savigny (a. a. O.) nur das 
nach ſeinem Urſprung reine Recht, jus oder aequitas (gleichmäßige 
Behandlung) für regelmäßiges Recht; anomal iſt nach ihm alles 
Recht, das auf eine vom Recht verſchiedene utilitas oder necessitas 
zurückzuführen iſt. Erſt im Laufe der Zeit gehe die utilitas in ratio 
juris über, und damit werde ein dem Recht urſprünglich fremdes 
Prinzip von demſelben aſſimiliert. Das anomale Recht erſcheine 
ferner zu dem regelmäßigen in dem logiſchen Verhältniſſe einer Aus: 
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nahme zur Regel. Allein dieſes Verhältnis ſei ein abgeleitetes und 
das Weſen der Sache darin nicht enthalten. Aus der Beſchränkung 
des Rechts auf einzelne Klaſſen — die beliebig gebildet werden 
können, wie zum Beiſpiel die Klaſſe der Käufer, für welche allein 
das ganze Recht des Kaufes gelte — könne kein jus singulare ent⸗ 
ſtehen. Die bloße Form der Ausnahme von einer einheitlich ge⸗ 
dachten Regel hält ſonach Savigny nicht für weſentlich; es kommt 
vielmehr auf die Gründe an, die den Geſetzgeber oder (beim Ge⸗ 
wohnheitsrecht) die Träger „uralter Nationalanſichten“ beſtimmt 
haben, von der Regelmäßigkeit abzuweichen. Nach Windſcheid (Lehr⸗ 
buch des Pandektenrechts I § 29) iſt die Übereinſtimmung oder der 
Widerſpruch mit den im Recht anerkannten Prinzipien das Merkmal 
des regelmäßigen oder des regelwidrigen Rechts. Zitelmann (im, 
Archiv für ziviliſtiſche Praxis, Bd. 66, S. 347 ff.) erörtert die Ent⸗ 
ſtehung eines anomalen, den Rechtsprinzipien widerſprechenden (Ge⸗ 
wohnheits-) Rechts und unterſcheidet dieſe auf Irrtum beruhenden 
Ausnahmeſätze von den ſingulären Rechtsſätzen, welche die römiſchen 
Juriſten kraft ihres wiſſenſchaftlichen Anſehens aus Utilitätsgründen 
rezipiert haben. Dernburg (Pandekten I, S. 73) unterſcheidet zwei 
Arten von Ausnahmerechten: Sonderrechte, welche für einen Kreis 
von Fällen die gemeinen Regeln und Grundſätze aus beſonderen 
Gründen ausſchließen, und Rechtsſingularitäten oder Anomalien, die 
ſich als „Rudimente der Vergangenheit“ im Laufe der Rechts⸗ 
entwicklung erhalten haben und ſchließlich abſterben. 

Nicht ſo ſehr auf die „Konſequenz“ als auf die „Gleichheit“ 
‚abgeftellt find die Ausführungen, die Puchta (Pandekten, S. 33 ff., 
Vorleſungen über Pandektenrecht, S. 49 ff.) der Abgrenzung des jus 
singulare, eines Ausnahmerechts oder einer Rechtswohltat, vom all⸗ 
gemeinen Rechte widmet. Nach ihm iſt die ratio juris oder der 
Grundcharakter des Rechts die Herrſchaft der gleichmäßig durch⸗ 
greifenden Regel über die individuellen Bedürfniſſe; das Recht iſt 
die Herrſchaft der Gleichheit, des allen Menſchen gleichmäßig Zu⸗ 
kommenden. Die Billigkeit oder die Berückſichtigung der Individuali⸗ 
tät in den Perſonen und Verhältniſſen durchdringt nicht überall 
das Recht, ſondern ſteht ihm in Form der Ausnahme gegenüber; 
reines Recht iſt das in ſeiner Strenge verharrende Recht. 

ö Auf dieſe und ähnliche Weiſe haben, ohne den Ausdruck „Aus⸗ 

nahmegeſetz“ zu verwerten, zahlreiche Rechtsgelehrte (vgl. Regels⸗ 
berger, Streifzüge im Gebiete des Zivilrechts, Feſtgabe der Göttinger 
Juriſten⸗Fakultät für Ihering, S. 46 ff.) mit großem Scharfſinn 
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die Merkmale hervorgeſucht und formuliert, nach denen das geſamte 
Recht in grundlegende, allgemeine und einzelne, beſondere Vor⸗ 
ſchriften eingeteilt werden kann. Die Gleichheit und die Konſequenz 
ſind indeſſen, genau betrachtet, einſeitige und darum unzureichende 


Maßſtäbe. Denn fie paſſen nur auf Verhältniſſe, die durchweg gleich 
und konſequent entwickelt find, nicht aber auf die geſamten Lebens⸗ 
verhältniſſe der Menſchen, welche ſich durch Vielgeſtaltigkeit und un⸗ 

gleichmäßige Entwicklung auszeichnen. Verlangt man vom Rechte 


nur Konſequenz, ſo fordert man, daß die menſchlichen Verhältniſſe 


ſich in dieſe Konſequenz einzufügen haben; verlangt man Konſequenz 
hauptſächlich und in erſter Linie, ſo bedeutet das, daß man Aus⸗ 
nahmen von ſtarren, möglichſt weitgreifenden Regeln nicht für in 


der Ordnung hält und nur notgedrungen zulaſſen will. 


98 Demgegenüber muß betont werden, daß die tatſächlichen Ver⸗ | 
hältniſſe das Primäre ſind. Nach ihnen geftaltet ſich das Recht 


(als Gewohnheitsrecht in der Volksüberzeugung) und muß vom Geſetz⸗ 
geber geſtaltet werden. Das Weſen des Rechts liegt weniger in 


der Konſequenz, als in der Anpaſſung an die zu regelnden Ver⸗ 


hältniſſe nach Maßgabe der Gerechtigkeit. Regeln muß es enthalten. 


Denn, von beſonderen Fällen abgeſehen, können nicht einzelne tat⸗ 


| ſächliche Verhältniſſe für ſich behandelt werden. Aber dieſe Regeln 
können bei der Vielgeſtaltigkeit der Verhältniſſe und den verſchieden⸗ 


artigſten Intereſſen und Bedürfniſſen nach Regelung nicht einheitlich 
und auch nicht durchweg konſequent gefaßt fein; vielmehr dürfen und, 


müſſen neben allgemeinen Regeln beſondere oder Ausnahmevorſchriften, 


a in großem Umfange, erlaſſen werden. Nur wenn die tatſächlichen. 


Verhältniſſe genau beachtet ſind und wenn neben der ſtrengen Folge— 
richtigkeit auch den Forderungen der Billigkeit und Zweckmäßigkeit 
Rechnung getragen wird, entſteht ein gerechtes Recht. Eine Rechts— 


regel, die lediglich auf Konſequenz aufgebaut wird, kann die größte 


Ungerechtigkeit mit ſich bringen, ſobald die tatſächlichen Verhältniſſe 
ſich in die konſequent durchdachte Regel nicht reſtlos einfügen. 

Daher hat es keinen praktiſchen Wert, ein jus singulare zu 
definieren und ganze Rechtsgruppen, als ihm zugehörig, von dem 


übrigen Rechte abzuſondern, und es iſt geradezu verwirrend und ge- 


fährlich, ein jus singulare als ein abnormes Ausnahmerecht hin— 
zuſtellen und verbieten oder auch nur nach Möglichkeit einſchränken 
zu wollen. Beſonders treffend ſind in dieſer Hinſicht die Aus⸗ 
führungen und Ergebniſſe der zitierten Abhandlung von Regelsberger. 
Die „Regel“ iſt danach nur etwas Außerliches, ein ſtatiſtiſcher Be⸗ 
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griff, der feſtſtellt, was in der Mehrzahl verwandter Erſcheinungen 
eintritt. „Prinzip“ dagegen iſt die dem Weſen und der inneren 


Natur eines Lebensverhältniſſes angepaßte Ordnung. Sind nun 
die Lebensverhältniſſe verſchiedenartig, zeigen ſie zum Teil Beſonder⸗ 


heiten, Ausnahmen von einer nur für die Mehrzahl gewiſſer Fälle 
zutreffenden Regel, jo verlangen fie auch eine entſprechend verſchiedene 
Regelung im Rechte, und Ausnahmen ſind damit ohne weiteres ge⸗ 
rechtfertigt. Das jus singulare iſt nach Regelsberger nichts weiter 
als ein Sonderrecht. Der Begriff des jus singulare iſt „eigentlich 
ganz unfruchtbar“ urteilt Keller, Pandekten, 8 7. Nach Windſcheid 


(a. a. O. Anm.) beſteht nur ein vager, ſcharfer Erfaſſung ſich ent⸗ 
ziehender Unterſchied von Regelrecht und Sonderrecht. Bruns („Das 


heutige römiſche Recht“, § 4, in Holtzendorffs Enzyklopädie der 
Rechtswiſſenſchaft, S. 393 ff.) ſtellt als Grundprinzip für den ge⸗ 
ſamten Inhalt des Privatrechts die Durchführung der freien Per⸗ 
ſönlichkeit des Menſchen hin, bemerkt aber gleichzeitig, daß dieſes 
Prinzip nicht konſequent zur Entwicklung kommt. Es bildet ſich 


frei nach Bedürfniſſen und auch Zufälligkeiten des Lebens. Darauf 


ſowie auf den Begriffen „Billigkeit, Sittlichkeit und öffentliches 
Wohl“ beruhen die „Unregelmäßigkeiten“ im Recht. | 
Noch eingehender und deutlicher ſpricht ſich Schulze („Das 


| Preußiſche Staatsrecht“, S. 59 ff.) über dieſen Punkt aus: Konſe⸗ 


quenz oder. Folgerichtigkeit werden bei Ausführung der Geſetze 


immer angewendet, auch bei biegſamem Recht, bei welchem nur ein 
Spielraum durch das Recht ſelbſt gegeben iſt. Bei Schaffung 
neuer Geſetze iſt dagegen die Abweichung von der Konſequenz er⸗ 
laubt, ſoweit ſie von den verſchiedenen tatſächlichen Verhältniſſen 
gefordert wird. Durch neue Tatſachengeſtaltung hervorgerufene neue 
Geſichtspunkte legen oft Breſche in althergebrachte Gedankenreihen. 
Es iſt oft nötig, etwas zu ſchaffen, was zunächſt als Inkonſequenz 
erſcheint, aber ſpäter doch in ſich wieder Konſequenz zeigt und an 
Stelle des alten tritt. Die Fortentwicklung des Rechts wäre brach⸗ 
gelegt, wenn es dem Geſetzgeber nicht erlaubt wäre, beſtehenden Ge⸗ 


ſetzen gegenüber auch einmal, wenn nötig, inkonſequent zu ſein und 


für neue, von den bisherigen abweichende * Abweichendes 1 


zu beſtimmen. 


Durchdenkt man dieſen, für die Geſetzesſ chaffung, die Aufſtellung 
von Regeln mitſamt ihren Ausnahmen einzig annehmbaren Stand⸗ 
punkt, ſo verlieren die Begriffe des anomalen, inkonſequenten, regel⸗ 


oder prinzipwidrigen Rechts ihre Schärfe ſowohl als ihre praktiſche 


* 
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Bedeutung; Regel und , Prinzip des Rechts ſoll es eben ſein, ſich 
auch den tatſächlichen Verhältniſſen in weitgehendem Maße an⸗ 
zupaſſen und ihnen gemäß die Rechtsſätze zu formen und weitherzig 
auszudehnen. Das Recht iſt nichts für ſich Exiſtierendes, das aus 
ſich ſelbſt ſeine Regeln findet und allein kraft logiſcher Konſequenz 
ausgebaut werden kann. Die Folgerichtigkeit iſt vielmehr nur ein 
formelles Kriterium der einzelnen, miteinander verglichenen Rechts— 
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ſätze. Fehlt ſie da oder dort, oder zeigt ſie Lücken, ſo iſt das Recht 


darum ſeinem Inhalte und Weſen nach nicht anomal. Denn ſein 


oberſtes Prinzip iſt nicht die logiſche Entwicklung, ſondern die Auf— 
richtung der Gerechtigkeit. 
Aus der Betrachtung des jus singulare und der über dieſen 


Begriff aufgeſtellten Theorien gewinnen wir alſo keinen näheren 


Aufſchluß über den Begriff eines ſeinem Weſen nach eigenartigen, 
vom übrigen Recht zu unterſcheidenden Ausnahmerechts, das in fo- 
genannten Ausnahmegeſetzen zutage träte. Sollte dies aber vielleicht 
bei demjenigen Rechte der Fall ſein, welches, auch bereits in der 
römiſchen Jurisprudenz, wieder vom jus singulare abgeſondert wird, 
den Privilegien? Die Privilegien ſtehen nach der Meinung mancher 


Rechtslehrer nur in loſem Zuſammenhang mit dem Recht, ſind als 


individuelle Ausnahmen überhaupt gar nicht Beſtandteile des all— 
gemeinen Rechts und unterſcheiden ſich dadurch gänzlich vom jus 
singulare (Savigny). Sie find (nach Puchta) nicht auf einen Recht3- 
ſatz gegründet, ſondern auf eine Konzeſſion (constitutio personalis), 
und da dieſer „Rechtsakt“ lediglich auf der jeweiligen Macht und 
dem jeweiligen Willen des Konzedenten lim römiſchen Recht des Re⸗ 
genten) beruht, tragen ſie den Charakter der Geſetzloſigkeit (Brinz). 
Weil das Privilegium nicht gattungs⸗, ſondern individuumsweiſe 
erteilt und erworben wird, kann es zwar das Recht ausſchließen, 
negieren, fingieren, aber keine neuen Kategorien oder Gattungen von 
Rechten aufſtellen (Brinz). 

Sieht man das Privileg ausſchließlich von dieſen Seiten an, 


* 


ſo erſcheint es allerdings in einem gewiſſen Gegenſatz zum Begriff 


des Geſetzes, wäre dann aber auch nicht als „Ausnahmegeſetz“ zu 
bezeichnen. Von einem höheren Geſichtspunkte aus betrachtet iſt jedoch 
ein⸗gültiges Privileg immer Beſtandteil des jeweils geltenden Rechts, 


und auch das Geſetzesrecht iſt fähig, individuellen Bedürfniſſen Rechnung | 


zu tragen und Einzelintereſſen zu regeln. Ein Geſetz kann lex spe- 
cialis fein. Nach Hinſchius (Kirchenrecht Bd. 3, S. 805 ff.) iſt 
Privileg eine vom gemeinen Recht abweichende Rechtsnorm für eine 
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Perſon oder Sache oder eine Mehrheit ſolcher. Es berückſichtigt die 
individuelle Stellung ohne Rückſicht auf die für alle Perſonen der⸗ 
ſelben Gattung in Frage kommenden Geſichtspunkte und geht häufig 
in jus singulare über. Indem es (vgl. Pfaff und Hofmann, Kom⸗ 
mentar zum Oſterreichiſchen allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuch Bd. I, 
S. 301 ff.) den Zwecken der Gerechtigkeit dient, fol es das Recht 
biegſam machen, wo ſeine allgemeinen Normen zu hart oder ſchroff 
ſind. Es iſt demnach ſeinem Weſen nach nicht Ausfluß reiner Will⸗ 
für oder reinen Beliebens, ſeiner Form nach aber eine Außerkraft⸗ 
ſetzung des geltenden Rechts für ein beſtimmtes Verhältnis, eine 
Einſchränkung des Kreiſes ſeiner Geltung und Erſetzung desſelben 
durch einen abweichenden Rechtsſatz. Inſofern eignet ihm der 


Name „Ausnahme geſetz“ (S. 311 a. a. O.). Iſt zur Inkraftſetzung 


des Privilegs im Einzelfalle noch ein Verwaltungsakt erforderlich, 
ſo ändert das an dieſer grundſätzlichen Auffaſſung nichts. Denn 
die den Akt vornehmende ſtaatliche Behörde handelt im Rahmen des 
Geſetzes dem Willen des Geſetzgebers gemäß. Es iſt lediglich eine 
Frage der Form oder Geſetzestechnik, ob die tatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Entſtehung von Rechten in den Geſetzestext auf⸗ 
genommen oder der näheren Feſtſtellung einer vom Geſetze dazu er⸗ 
mächtigten Behörde überlaſſen werden. 

Hiernach liegt keine Veranlaſſung vor, die ſogenannten Privi⸗ 
legien, d. h. die Regelung individueller oder ſpezieller Verhältniſſe 
durch Geſetz, als etwas Abnormes oder als eine „ausnahmsweiſe“ 
Regelung anzuſehen, die ſich von der „beſonderen“ Regelung der 
Rechtsverhältniſſe durch das auf die Gattung ſich beziehende jus 
singulare weſentlich unterſchiede. Den römiſchen Juriſten zwar und 
noch der gemeinrechtlichen Doktrin erfchien: die Regelung einzelner 
Berhältniffe durch beſondere Geſetzesbeſtimmung als etwas Außer⸗ 
gewöhnliches. Über die Gründe hierfür ſagt Regelsberger (a. a. O. 
S. 55): Im Juriſten überwiegt die generaliſierende Richtung, nicht 
bloß um der Logik und Aſthetik willen, ſondern in der berechtigten 
Erwägung, daß hinter Spezialiſierung und Individualiſierung Willkür 
und Rechtsunſicherheit laure. Darum ſetze er neben das Sonder⸗ 
recht die Warnungstafeld Können nun für das Privatrecht Sonder⸗ 
regelungen bis zu einem gewiſſen Grade entbehrt werden, ſo kann 
doch das Recht in ſeiner Allgemeinheit und das öffentliche Recht 
insbeſondere mit möglichſt weitgreifenden allgemeinen Rechtsſätzen 
nicht auskommen. Hier iſt eine detaillierte Behandlung und eine oft 
bis ins Kleinſte hinabreichende Spezialiſierung der Rechtsfragen not⸗ 
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wendig, um ein n Recht zu ſchaffen, das allen Anforderungen der ver⸗ 
ſchiedenartigen tatſächlichen Verhältniſſe genügt. Daher ſind auf 
dieſem Gebiete Geſetze, die einen einzelnen Tatbeſtand normieren, 
häufig. Die Bedingung für ſolche Geſetze legt Stobbe („Deutſches 
Privatrecht“ § 18 S. 138 Anm.) folgendermaßen dar: „Soll ein 
einzelner Tatbeſtand abweichend von den geltenden Rechtsnormen ge— 
‚regelt werden und iſt in ihnen nicht bereits vorgeſehen, daß eine 
derartige freie Entſchließung zuläſſig iſt, ſo iſt ein Akt der Geſetz— 
gebung erforderlich.“ Laband (in „Das öffentliche Recht der Gegen⸗ 
wart“, Bd. I, S. 106 ff.) hält ſolche Regelung einzelner Tatbeſtände 
durch Geſetz mit dem Begriff des Geſetzes für durchaus vereinbar. 
Gewöhnlich habe zwar das Geſetz einen allgemeinen Rechtsſatz zum 
Inhalte, allein ein essentiale des Geſetzesbegriffs ſei dies nicht. 

Wird nun ein Geſetz aus einem beſonderen Anlaſſe, für einen 
individuellen Fall erlaſſen, zum Beiſpiel ein Geſetz über die Ver⸗ 
einigung zweier Stadtgemeinden, ſo liegt kein Grund vor, dieſes 
Geſetz als ein Ausnahmegeſetz zu bezeichnen. Es iſt zunächſt nur ein 
beſonderes, weil für einen beſonderen Fall erlaſſenes Geſetz und 
würde nur dann als Ausnahmegeſetz angeſprochen werden können, 
wenn es etwa neue, eigenartige Rechtsgrundſätze enthielte, die in 
ähnlichen Fällen noch nicht angewandt ſind und auch vorausſichtlich 
nicht wieder angewandt werden ſollen. Derartige Ausnahmen von 
grundſätzlich zu beobachtenden Regeln ſetzen die Exiſtenz gewiſſer un— 
abänderlicher Rechtsgrundſätze oder unantaſtbarer Normen voraus. 

Die Abweichung eines ſtaatlichen Geſetzes von dieſem höheren Recht 
zu unterſuchen und feſtzuſtellen, iſt Sache der Rechtsphiloſophie, nicht 
der Jurisprudenz im engeren Sinne, ſoweit ſie ſich auf die Kenntnis, 
Auslegung und Anwendung des geltenden Rechts erſtreckt. Rein 
Fjuriſtiſch betrachtet, iſt letzteres niemals Ausnahmerecht, ſondern ſtets 
Regelrecht. Denn es ſoll ja, ſo wie es lautet und zu wirken be— 
ſtimmt iſt, zur Anwendung kommen; ausgenommen iſt keine der von 
ihm jeweils betroffenen Perſonen 915 Sachen oder tatſächlichen Ver— 
hältniſſe. Der Satz der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde (Art. 4): 
„Alle Preußen ſind vor dem Geſetze gleich“ hat dieſen Sinn und 
läßt für Ausnahmen vom Geſetze keinen Raum. 

Der rechtsphiloſophiſchen Betrachtung der Frage ſoll aber nicht 
ausgewichen werden. Der Gedanke an die Güte des Rechts, der 
Wunſch nach möglichſt vollkommener Geſtaltung desſelben iſt jo be= 
rechtigt wie allenthalben ſich vordrängend, daß auch die juriſtiſche 
Betrachtung einer Frage immer ſo weit gehen ſollte, die innere Be⸗ 
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rechtigung des Rechts zu beleuchten. Das kann nur dadurch ge⸗ 
ſchehen, daß es an dem Prinzip der Gerechtigkeit gemeſſen wird. 
Dieſes Hauptziel jeglichen Rechts, ohne welches das Recht überhaupt 
nicht gedacht werden kann, duldet keine Ausnahme. Es kann zwar 
hie und da tatſächlich Recht in Geltung ſein, welches dieſem Prinzip 
nicht voll genügt. Das iſt dann aber ein fehlerhaftes Recht, das 
ſchleunige Beſeitigung oder Anderung erheiſcht. Neben dem Prinzip 
der Gerechtigkeit iſt das der Sittlichkeit ſowie das des allgemeinen 
Wohles von Bedeutung, ferner das Prinzip der Billigkeit, das mit 
ihm verwandt iſt, und ſchließlich, wenn dieſen Prinzipien genügt iſt, 
auch das der Zweckmäßigkeit. 

Außer dieſen, dem Weſen des Rechts innewohnenden Prinzipien, 
die für ſeine Geſtaltung unbedingt maßgebend ſind, hat man noch 
zahlreiche andere aufgeſtellt und gleichfalls möglichſt ausnahmslos 
zur Anwendung zu bringen verſucht. Man ſpricht von Urrechten 
und allgemeinen Menſchenrechten, von Grundrechten der Staatsbürger 
gegenüber dem Staate, die vielfach in den Verfaſſungsurkunden 
niedergelegt ſind, darunter als umfaſſendſte: Freiheit und Gleichheit. 
Wenn nun auch ſolche Prinzipien notwendig ſind, um den Geſetzen 
des Staates beſtimmte Richtungen zu geben ſowie ein klar durch⸗ 
dachtes und zuſammenhängendes Rechtsſyſtem zu ermöglichen, ſo 
dürfen ſie doch nicht als unbedingt oder abſolut angeſehen werden, 
ſo, daß ſie keine Ausnahmen duldeten. 

Das zeigt ſich gerade bei der Unterſuchung des Prinzips der 
Gerechtigkeit und ſeiner Projizierung auf die einzelnen Rechtsſätze 
Die „ausnahmsloſe“ Anwendung jener Prinzipien führt zu Un⸗ 
gerechtigkeit: das Urrecht des- Menſchen auf Leib und Leben kommt 
dem Verbrecher nicht zu, der daran vom Staate geſtraft, von jedem 
in Notwehr Befindlichen bedroht werden kann. Das Recht der freien 
Meinungsäußerung und Preſſe hat ſeine Grenze da, wo dieſe Frei⸗ 
heit im Intereſſe des öffentlichen Wohles ſowie von Einzelperſonen 
(bei Beleidigung uſw.) nicht geduldet werden kann. Dieſe Freiheits⸗ 
rechte erleiden alſo grundſätzlich Ausnahmen, und nur deren Art und 
Umfang kann nach Zeit und Umſtänden verſchieden ſein. Man kann 
ihnen wieder ein allgemeines Recht, nämlich dasjenige auf Wahr⸗ 
haftigkeit, entgegenſetzen, auf dem die Rechte der durch Meinungs⸗ 
äußerung und Preſſe Verletzten beruhen. Aber auch dieſes Recht 
läßt ſich, ſo wünſchenswert es an ſich wäre, nicht ausnahmslos 
durchführen; es kann nicht jeder abſichtliche oder gar irrtümliche 
Ausſpruch einer Unwahrheit ſtraf⸗ oder polizeirechtlich verfolgt werden. 
Schmollers Jahrbuch XIIII 3. 22 
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Die Ausnahmen laſſen ſich an allen fogenannten Grundrechten leicht 
nachweiſen, ſo auch an dem Prinzip der Gleichheit. Es bedarf keiner 
Ausführung, daß gleiche „Rechte“ für jeden einzelnen unmöglich ſind, 
da jedes ſubjektive Recht einen ihm eigentümlichen, namentlich auch 
vom Willen des Berechtigten ſelbſt beeinflußten Tatbeſtand voraus— 
ſetzt, der nicht für alle derſelbe ſein kann. Aber auch „das Recht“ 
iſt nicht für alle gleich, ſondern inſoweit verſchieden, als die Einzel⸗ 
perſon oder Gruppen von Perſonen, abgeſehen von den jeweils ge— 
gebenen einzelnen Tatumſtänden, durch die Geſamtheit ihrer Be⸗ 
ziehungen, vermöge Beſchäftigung, Stand, Beruf oder auch nur Ge— 
ſchlecht, Alter, geiſtige Entwicklung, in einer von anderen Perſonen 
weſentlich verſchiedenen Lage ſich befinden. Die Forderung „Gleiches 
Recht für alle“ kann daher leicht zu allerlei Mißverſtändniſſen und 
Ungereimtheiten führen!. Die richtige Formel finden wir in der 

Preußiſchen Verfaſſungsurkunde, welche die Gleichheit vor dem Geſetze, 
d. h. die gleiche Anwendung des beſtehenden Rechts auf jeden Staats⸗ 
bürger, gewährleiſtet. Doch iſt auch dieſes Recht, weil es nur für 
die preußiſchen Staatsangehörigen gilt, ein Ausnahmerecht gegenüber 
der allgemeinen Regel, daß alle im Staatsgebiete lebenden Menſchen 
vor dem Geſetze gleich ſeien, und ſelbſt eine ſo allgemein gefaßte 
Regel wie dieſe würde als ein Ausnahmegeſetz angeſehen werden 
müſſen von denjenigen, welche mit dem römischen Juriſten (Ulpian, 
11 83, 4 Dig. de j. et j. 1,1), an ein Menſchen und Tieren ge- 
meinſames Recht glauben. 

Dieſe Erkenntnis ſollte dahin führen, ſich nicht auf die aus— 
nahmsloſe Durchführung allgemeiner Regeln und Prinzipien zu 
legen — zumal dieſe ebenſo wie die Beſtimmungen einer Verfaſſungs⸗ 
urkunde nicht unabänderlich ſind —, ſondern die tatjächlichen Ber- 
hältniſſe im Auge zu behalten und danach gemäß dem Prinzip der 
Gerechtigkeit und der dasſelbe ergänzenden Geſichtspunkte das Recht 

zu beurteilen und zu geſtalten. 


1 Die Motive zum BGB. ſagen in dieſer Beziehung (S. 18 und 145): 
„Herrſchaft der Rechtsregel und Gleichheit des Rechts iſt ein Grundprinzip der 
modernen Rechtsordnung.“ „Die Sonderſtellung eines Berufsſtandes, deſſen 
Eigentümlichkeiten, ſoweit ſie rechtlich in Betracht kommen, in anderen 
Kreiſen der bürgerlichen Geſellſchaft wiederkehren, widerſtrebt dem heutigen 
Rechtsbewußtſein.“ Die letztere Anſchauung führt auf den richtigen Weg: 
Sonderſtellung und damit einzelne Sonderrechte ſind inſoweit berechtigt, als ſie 
die in anderen Kreiſen nicht vorhandenen Eigentümlichkeiten eines Standes 
treffen. Da ſolche ſtets vorkommen werden, werden Sondervorſchriften immer 
notwendig ſein. 


ae 
14) Mnaßmefeie | 389 


Dem ſtehen zwei Hinderniſſe entgegen, die die Schaffung vieler 1 
wünſchenswerter, dem allgemeinen Wohle dienlicher Geſetzesvorſchriften 


Schön vereitelt haben und vorausſichtlich auch fernerhin hindern 


werden: die weitverbreitete ſtarke Neigung zur Doktrin und die mehr 


oder weniger bewußte Ausbeutung dieſer Neigung zu Zwecken, die 
außerhalb der Förderung der Gerechtigkeit und des Gemeinwohls 


liegen. Die tatſächlich vorhandene Notwendigkeit, das Recht nach 
Prinzipien auszugeſtalten, führt leicht dahin, die Prinzipien zu über⸗ 
ſchätzen und an ihnen ſtarr oder eigenſinnig, wider die Meinung 


anderer und den tatſächlichen Verhältniſſen, die man nicht genügend 


durchſchaut oder zu durchſchauen ſich nicht die nötige Mühe gibt, 
zum Trotz feſtzuhalten. Gerade dem Juriſten kann die Neigung zur 


Theorie gefährlich werden, da er gezwungen iſt, ſich mit ihr ein⸗ = 


gehend zu beſchäftigen. Denn bei der Auslegung und Anwendung 
der Geſetze muß er ſich ſtets vor Augen halten, daß der Geſetzgeber 
ein logiſch durchdachtes Werk geſchaffen hat, das an der Hand der 


leitenden Gedanken erkannt ſein will. Wer ſich viel mit Geſetz und 


Recht beſchäftigt, ſucht daher gewohnheitsmäßig nach Prinzipien und 
deren Fortentwicklung und Ausmündung in einzelnen Vorſchriften, 
und der Gedanke an die Konſequenz im Sinne der Lehrbücher über 
Pandektenrecht herrſcht dann auch dort vor, wo er nicht mehr am 
Platze iſt, nämlich bei der Kritik eines Geſetzentwurfs oder bei Vor⸗ 

arbeiten für ein neues Geſetz, wo mit Rückſicht auf neue Verhältniſſe 
etwas Neues, Eigenartiges, von bisherigen Regeln Abweichendes ge⸗ 
ſchaffen werden muß, und wo es vor allem darauf ankommt, die 
praktiſche Unzulänglichkeit oder Fehlerhaftigkeit der neuen Vorſchrift 
zu vermeiden. Wir haben es hier vielleicht noch mit einer Nach⸗ 
wirkung der mit der römiſchen Jurisprudenz verketteten, ſeit der 
Rezeption bei uns eingebürgerten, d. h. von den Rechtsbefliſſenen 


her in weitere Volkskreiſe eingedrungenen Anſichten über ſtrenges, | 
konſequentes Recht zu tun, das keine Ausnahmen dulde oder fie doch 
möglichſt vermeiden müſſe. Forderungen, die auf ſolcher Theorie 


aufgebaut ſind, müſſen — das haben ſchon viele parlamentariſche 
Verhandlungen gezeigt — ſchließlich dem Schwergewicht der tat⸗ 


ſächlichen Verhältniſſe weichen; denn dieſe ſind e als Blade 


Gedankenarbeit. 
Wo nun das Streben nach Vermeidung von Ausnahmen ob⸗ 


waltet, wird es leicht zum Prinzip erhoben, und wenn eine Ausnahme 
von einer Regel jemandem nicht erwünſcht iſt, heißt es, mag die 


neue 1 Vorſchrift noch ſo vernünftig und zweckmäßig jan: Wir wollen 
\ 


. 
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* keine Ausnahme, wir ſind grundſätzlich gegen jedes Ausnahmegeſetz! 


Das Wort „Ausnahmegeſetz“ iſt dann meiſt nur ein leerer Begriff. 
Die Notwendigkeit beſonderer Geſetze neben allgemeinen wird ge— 
fliſſentlich außer acht gelaſſen und der Frage, ob das Sondergeſetz 
im Widerſpruch mit unabänderlichen Rechtsnormen ſtehe, alſo wider 
die Ordnung ſei, nicht weiter nachgegangen. 

Wo die Grenze zu ziehen iſt zwiſchen der Durchführung eines 
Prinzips oder allgemeinen Rechtsſatzes und der Geſtattung oder aus— 
drücklichen Feſtſetzung von Ausnahmen, kann nicht allgemein geſagt 
werden. Die Fülle der durch das Recht zu ordnenden tatſächlichen 


Verhältniſſe und der in Frage kommenden Geſichtspunkte laſſen die 


Aufſtellung eines einigermaßen vollſtändigen Syſtems von Regeln 
oder ſelbſt Richtlinien dafür nicht zu. Es kann nur an einigen 
Beiſpielen gezeigt werden, wie mannigfach die „beſonderen“ Geſetze 
ſind, und wie wenig ſie den Namen „Ausnahmegeſetze“ verdienen. 
Es ſollen Ausnahmevorſchriften betrachtet weden die ſich auf Sachen, 


Perſonen und Rechtsverhältniſſe beziehen, und ſolche, welche eine | 


räumliche oder zeitliche Begrenzung enthalten. 

Die Einteilung der Sachen im römiſchen Recht in res in 
commercio und extra commercium (res publiei, divini iuris und 
omnium communes) ift in das BGB. (S 90 ff.) nicht aufgenommen, 
hat aber Bedeutung für das Landesrecht, insbeſondere das öffentliche 
Recht. Eine mittelbare Wirkung jener Eigenſchaften der Sachen 
läßt ſich auch im Privatrecht wahrnehmen, zum Beiſpiel bei Rechts- 
geſchäften, die gegen geſetzliche Verbote verſtoßen, oder bei Unmöglich— 
keit der Erfüllung (88 134, 135, 306—308 BGB.). Einer einheit⸗ 
lichen Regelung des Sachenrechts ſtehen aber vor allem die Beſonder⸗ 
heiten entgegen, welche die Rechtsverhältniſſe an Grundſtücken mit 
ſich bringen. Die beſonderen Geſetzesvorſchriften auf dieſem Gebiete 
(BGB. 3. Buch 2. Abſchnitt und das ſonſtige Grundbuchrecht) pflegt 
man nicht als Ausnahmegeſetze zu bekämpfen oder auch nur zu be— 

zeichnen. Die Sicherheit des Rechtsverkehrs verlangt eben grund— 
buchliche Eintragungen und das öffentliche Intereſſe die Unzuläſſig— 
keit des Privateigentums an Straßen, Strömen, Meeresufern. Die 
Vorſchriften über Enteignung ferner ſind durchweg Ausnahmegeſetze 
gegenüber dem vom Staate grundſätzlich gewährleiſteten ungeſtörten 
Beſitz rechtmäßig erworbenen Eigentums. Als Ausnahmegeſetze be— 
zeichnet man auch ſie nicht, ausgenommen etwa das Geſetz über 
Maßnahmen zur Stärkung des Deutſchtums in den Provinzen Weſt— 
preußen und Poſen vom 20. März 1908 (Geſetzſammlung S. 29), 


88 


— 
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welches dem Staate das Recht verleiht, wo in den polniſchen Landes⸗ 
teilen die Sicherung des gefährdeten Deutſchtums nicht anders als 


durch Stärkung und Abrundung deutſcher Niederlaſſungen mittels 
Anſiedelung möglich erſcheint, die hierzu erforderlichen Grundſtücke 
nötigenfalls im Wege der Enteignung zu erwerben. Hier ſpielen 
aber perſönliche und örtliche Momente, Nationalität und Staats⸗ 


gebiet, mit hinein, welche weiter unten ihre Beurteilung finden ſollen. 
Eine Enteignung großen Stiles bringen die gegenwärtig in der Ent⸗ 
ſtehung begriffenen ſogenannten Sozialiſierungsgeſetze. Der Charakter 
dieſer Geſetze — einſtweilen gehören dahin: die Verordnung, betr. 
den Bergbau, vom 18. Januar 1919 (RGBl. S. 64), das Soziali⸗ 
(ſierungsgeſetz vom 23. März 1919 (RGBl. S. 341) und das Geſetz 


* die Regelung der Kohlenwirtſchaft vom ſelben Tage (RGBl. 


S. 342) — als Enteignungsgeſetze kommt in dem Wortlaut der Be⸗ 


ſtimmungen allerdings nicht zum Ausdruck. Denn eine Vorſchrift, 
welche die Entziehung oder Beſchränkung des Privateigentums her⸗ 
vorhebt, iſt vermieden und nur poſitiv iſt die Förderung der Ge⸗ 


meinwirtſchaft behandelt. Die Verordnung vom 18. Januar 1919 ſtellt 
ganz allgemein und zurückhaltend den Begriff der Sozialiſierung als 
eine „Beeinfluſſung“ des Bergbaues und „Beteiligung“ der Volks⸗ 


geſamtheit an feinen Erträgen dar. Deutlicher wird das Soziali- 


ſierungsgeſetz mit der Aufſtellung der Befugnis des Staates, wirtſchaft⸗ 
liche Unternehmungen in die Gemeinwirtſchaft überzuführen und die 


Herſtellung und Verteilung wirtſchaftlicher Güter gemeinwirtſchaftlich 
zu regeln. Das iſt nicht anders möglich als durch eine Entziehung 


oder Beſchränkung, alſo nach bisherigem Sprachgebrauch Enteignung | 
privaten Eigentums und anderer Rechte an Grundſtücken, Berg 
werken, gewerblichen Anlagen und ſonſtigen Vermögenswerten. Als 


neuer Verfügungsberechtigter über den Betrieb und ſeine Erzeug⸗ 


niſſe — „Regelung von Förderung, Selbſtverbrauch und Abſatz“ 


heißt es im Geſetz über die Regelung der Kohlenwirtſchaft — tritt 


nicht unmittelbar der Staat auf, ſondern ein Verband (Geſamt⸗ 


verband und Bezirksverbände) der Kohlenerzeuger ſelbſt; die Reichs⸗ 


regierung und ein Reichskohlenrat haben das Recht der, Aufſicht und 


der Feſtſetzung der Preiſe. Das freie Verſügungsrecht des Privat⸗ 
eigentümers erleidet aber auch auf dieſe Weiſe eine von bisherigen 
Rechtsgrundſätzen abweichende weitgehende Einſchränkung, deren 


Einzelheiten inden näheren, von der Reichsregierung unter Mitwirkung 
von Staatenausſchuß und Nationalverſammlung zu erlaſſenden Vor⸗ 
ſchriften erſt feſtgeſtellt werden ſollen. Es wird eine neue Art von 


\ 


; 
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res extra commerciüm geſchaffen. Die damit verbundene Be⸗ 
ſchränkung der freien wirtſchaftlichen Betätigung des einzelnen wird 
(in § 1 des Ssoziäaliſierungsgeſetzes) nach einem höheren Prinzip, 
nämlich der ſittlichen Pflicht jedes Deutſchen, ſeine geiſtigen und 
körperlichen Kräfte ſo zu betätigen, wie es das Wohl der Ge⸗ 
ſamtheit erfordert, zu rechtfertigen geſucht. Die Betätigung jedes 
einzelnen ſoll danach, ſo muß man aus dem Zuſammenhang der 
Vorſchriften ſchließen, unter der Kontrolle des das Geſamtwohl 
wahrnehmenden Staates ſtehen, der ſich insbeſondere die Regelung 
der Betriebe und die Zuteilung des Gewinnes an die Unternehmer 
vorbehält. Die vor einem Eingriff in dus freie Verfügungsrecht des 
Eigentümers bisher beſonders feſtzuſtellenden überwiegenden Gründe 
des öffentlichen Wohles oder Intereſſes find (in § 2 a. a. O.) all⸗ 
gemein beſtimmt: die wirtſchaftlichen Unternehmungen, welche in die 
Gemeinwirtſchaft übergeführt werden können, ſind die „für eine 
Vergeſellſchaftung geeigneten“, insbeſondere ſolche zur Gewinnung 
von Bodenſchätzen und zur Ausnutzung von Naturkräften, und ge- 
meinwirtſchaftlich geregelt werden darf im Falle dringenden Be- 
dürfniſſes die Herſtellung und Verteilung wirtſchaftlicher Güter 
überhaupt. Dadurch, daß der Eingriff in das private Verfügungs— 
recht auf eine ſo breite Baſis geſtellt worden iſt und die bisherigen 
Eigentümer bei der ferneren Bewirtſchaftung mitwirken und für die 
Beſchränkung ihrer Rechte angemeſſen entſchädigt werden ſollen, wird 
das Außergewöhnliche der neuen, über die bisher übliche Beſteuerung 
von Einkommen und Vermögen weit hinausgehenden Geſetzgebung, 
wenigſtens von ſeiten der Theoretiker, nicht ſo ſehr empfunden, 
Rund auch die Klagen über die Unzuläſſigkeit der Ausnahmegeſetze 
und die „Entrechtung“ der davon Betroffenen ſind nicht ſo wie ſonſt 
bei ähnlichen Gelegenheiten hervorgetreten. Dabei mag der weit⸗ 
verbreitete Glaube an die Gemeinnützigkeit der Sozialiſierung mit⸗ 
wirken. Ob er begründet iſt, ob die deutſche Volkswirtſchaft gedeihen 
wird, wenn eine große Zahl von Einzelwirtſchaften der im Geſetz 
geordneten Gemeinwirtſchaft unterworfen wird, kann hier nicht 
näher unterſucht werden. Von der Beantwortung dieſer Frage aber 
hängt die Berechtigung dieſer geſetzlichen Sonderbeſtimmungen ab. 
Wenn ein Geſetz die Verhältniſſe beſtimmter Perſonen (Gruppen, 
Kreiſe, Klaſſen) beſonders regelt, bezeichnet man es beſonders gern 
als Ausnahmegeſetz. Eine beſondere geſetzliche Regelung bringt nun 
meiſt ſei es Vorteile oder Nachteile auf einer Seite mit ſich. Sobald 
aber Nachteile erkennbar werden, regt ſich der Unmut der davon 


J 
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Betroffenen, bei Vorteilen die Mißgunſt auf anderen Seiten. Der⸗ 
artige Wirkungen eines Geſetzes wird der Geſetzgeber mit in den 
Kauf nehmen müſſen; er kann bei der Mannigfaltigkeit der zu 
ſchützenden Intereſſen auf Sonderbeſtimmungen nicht verzichten. So 
enthält denn auch das Recht die zahlreichſten Einzelvorſchriften zum 
Schutz und Vorteil nicht nur der jugendlichen Perſonen und Frauen, 
ſondern auch der verſchiedenen Berufsſtände, der gewerblichen, land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiter, der Angeſtellten, Beamten, Militär⸗ 
perſonen uſw. Vernünftigerweiſe wird man den Erlaß ſolcher be⸗ 
ſonderer geſetzlicher Vorſchriften für einzelne Berufsſtände oder An⸗ 
gehörige beſtimmter Volksklaſſen, nur weil es Ausnahmegeſetze von 
einer allgemeinen, für „alle“ geltenden Regel ſeien, nicht verwerfen, 
ſondern nur gegen das Maß der gegebenen Vorteile und Nachteile 
und gegen alles, was dabei gegen den Grundſatz eines gerechten 
Ausgleichs widerſtreitender Intereſſen verſtößt, Einwendungen er⸗ 
heben können. | 

Empfindlich iſt man vor allem gegen Sonderregelungen, die an 
die Geburt oder Abſtammung der menſchlichen Perſon anknüpfen. 
Von einer Unterſcheidung der Menſchen in freie und unfreie (Sklaven, 


| Leibeigene) iſt man denn auch, was das Recht der europäiſchen 


Kulturvölker anlangt, ſchon längſt abgerückt. Die Feſtlegung der 
Menſchenrechte, die Forderungen der Freiheit und Gleichheit haben 
die Beſeitigung der wichtigſten rechtlichen Standesunterſchiede be⸗ 
wirkt. Es gibt keine beſonderen Rechte mehr für den Bauern-, 


Bürger⸗ und Adelſtand, wie ſie noch das Preußiſche Allgemeine 


Landrecht aufgeſtellt hatte. Standesvorrechte ſind nach 1848 in ge⸗ 
wiſſem Umfange nur noch für die Mitglieder der regierenden 
Fürſtenhäuſer und des hohen Adels in Geltung geweſen. Aber trotz⸗ 
dem iſt es klar, daß die Tatſache der Abſtammung in Anſehung der. 
Rechte des einzelnen nicht reſtlöbs von dem Begriffe „Menſch“ ab⸗ 
ſorbiert werden kann. Denn ſonſt müßte das ganze Erb- und 
Familienrecht wegfallen; der Menſch als ſolcher hätte nicht einmal 


mehr das Recht, den Namen ſeiner Eltern zu führen und von ihnen se: 


erzogen und unterhalten zu werden. 

Die geſetzlichen Vorſchriften, welche für Perſonen verſchiedener 
Berufe gelten, ſind dagegen im Vergleich zu früheren Zeiten um ſo 
zahlreicher geworden. Die verwickelten modernen Verhältniſſe er⸗ 
fordern Sondervorſchriften, und dieſe knüpfen ſehr häufig — anders 
iſt es nicht möglich — an die Perſon an, gelten nur für diejenigen 
Perſonen, welche kraft ihrer Zugehörigkeit zu einem Stande oder 


* N 
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Berufe in dieſer und jener Lage ſind. Der Geſetzgeber muß bei der 
Geſtaltung des Rechts überlegen, wie weit die jedesmaligen Ver— 
hältniſſe beſondere Rechte und, als notwendiges Gegenſtück, Pflichten 
bedingen; die Beſonderheiten überhaupt oder auch nur möglichſt zu 
vermeiden, ſei es infolge der Theorie der Gleichheit und Ausnahms— 
loſigkeit, ſei es aus bloßer Bequemlichkeit, zur Vermeidung der oft 
ſehr erheblichen Schwierigkeiten bei der Abfaſſung des Geſetzes, darf 
nicht fein Streben fein. Man kann zwar — im Laufe jahr- 
hundertelanger Kämpfe iſt es geſchehen — die politiſchen Rechte, 
das aktive und paſſive Wahlrecht, von Stand und Beruf unabhängig 
machen, nicht aber bei der geſetzlichen Regelung der geſamten per: 
ſönlichen Beziehungen der Staatsangehörigen zueinander und zur All— 
gemeinheit die Eigentümlichkeiten und verſchiedenen Intereſſen der 
Stände, Berufe oder Klaſſen außer acht laſſen. Das öffentliche 
Recht vor allem muß ſich in unzähligen Variationen den jeweilig zu 
ordnenden Verhältniſſen anpaſſen und kann keine ſo großen und 
breiten Regeln aufſtellen, wie ſie im Privatrecht möglich ſind. 
Letzteres kann Ausnahmevorſchriften für beſtimmte Arten und Klaſſen 
von Perſonen ſchon eher entbehren. Wenn man von den durch Alter 
und Geſchlecht bedingten rechtlichen Unterſcheidungen der menſchlichen 
Perſönlichkeit abſieht (den Vorſchriften zum Beiſpiel über Geſchäfts— 
fähigkeit und Ehemündigkeit), finden wir hier nur vereinzelt Sonder- 
beſtimmungen für Militärperſonen, Beamte, Geiſtliche, Lehrer (BGB. 
88 9, 411, 570, 1315). Lehrreich aber iſt die Tatſache, daß ſelbſt das 
Privatrecht, das doch am eheſten auf die Perſonen jedweden Standes 
und Berufes zugeſchnitten ſein könnte, eine tiefeinſchneidende große 
Ausnahme aufweiſt: das Handelsrecht. „Kaufmann“ im Sinne des 
Handelsgeſetzbuches iſt, wer gewerbsmäßig Handelsgeſchäfte betreibt, 
und für Kaufleute gelten nicht die Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts ſchlechthin, ſondern alle diejenigen des Handelsgeſetzbuches, 
welche davon abweichen. Niemand denkt indeſſen daran, das Han— 
delsgeſetzbuch abzuſchaffen, weil es ein Ausnahmegeſetz für den 
Handelsſtand iſt. Wenn aber dem Handelsſtand Ausnahmegeſetze 
zugebilligt werden, dürfen ſie anderen Ständen nicht grundſätzlich 
verſagt werden. 

Schwieriger wird die Geſtaltung des Rechts, wenn nicht das 
äußerliche Merkmal der Beſchäftigung oder des Berufs nach Be— 
ſonderheiten und Ausnahmen verlangt, ſondern Religion, Gewiſſen 
oder die Geſinnung überhaupt. Sonderregelungen, bei denen hier: 
auf Rückſicht genommen wird, ſind grundſätzlich gerechtfertigt. Darf 
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doch die äußere Handlungsweiſe einer Perſon oder Perſonengruppe, 
wenn ſie von Grund aus beurteilt werden ſoll, von dem Denken, 
Fühlen und Wollen der Handelnden nicht iſoliert werden. Dieſe 
Momente geben vielmehr dem Geſchäfte — das Wort im weiteſten Sinne 
geb raucht — den beſonderen Charakter und ermöglichen dem Geſetz⸗ 
geber, der die Intereſſen der einzelnen wie der Perſonengruppen 
mit denen der Allgemeinheit in Einklang zu bringen hat, erſt die 
ſachgemäße Beurteilung. 

„Die Kirche verſuchte einſt, die Intereſſen der Allgemeinheit in 


ſo weitem Umfange zu regeln, daß ſich ein gigantiſcher Kampf uns 


Recht zwiſchen ihr und dem Staate entſpann. Wenn nun auch hier⸗ 
bei der Staat obſiegte, trat doch keine völlige Trennung zwiſchen 


Staat und Kirche ein, da der Staat es als ſeine Aufgabe be⸗ 


trachtete, vermöge der ihm zukommenden Gewalt die kirchlichen In⸗ 
tereſſen zu unterſtützen. Das führte notwendigerweiſe zu einer Be⸗ 
vorzugung der chriſtlichen Kirchen gegenüber anderen Religions⸗ 
gemeinſchaften ſowie breiten religionsloſen Schichten der Staats⸗ 
angehörigen. Eine Beſeitigung der auf die Kirche bezüglichen 
beſonderen Geſetzesvorſchriften, die an ſich wohl möglich iſt, würde 
nunmehr eine erhebliche Schädigung der kirchlichen Gemeinſchaften 
und eine Erſchwerung ihrer Aufgaben bedeuten. Wollen wird ſie 
nur,) wem die chriſtliche Religion nicht genehm oder wenigſtens 


gleichgültig iſt. Erhaltung aber und Ausbau aller die kirchlichen 
Beſtrebungen ſowie die Ausbreitung chriſtlicher Geſinnung fördernden 


Geſetze werden diejenigen erſtreben, welche darin eine weſentliche 


Förderung der Wohlfahrt des Staates ſowie der Kultur der in ihm 
zuſammengefaßten menſchlichen Gemeinſchaft ſehen. Auch hier 


handelt es ſich alſo um grundlegende ſachliche Anſchauungen und 


Überlegungen, die ſich durch die Berufung auf das Wort „Aus⸗ 


nahmegeſetz“ mit ſeiner formalen Bedeutung nicht abtun laſſen. 


Es gibt auf dem in Rede ſtehenden Gebiete auch Geſetze, die 
zuungunſten gewiſſer Perſonenkreiſe erlaſſen ſind und deshalb in be⸗ 


ſonderem Maße als Ausnahmegeſetze verurteilt werden; ſo das jetzt 


nicht mehr gültige, aber als Beiſpiel eines „Ausnahmegeſetzes“ lehr⸗ 
reiche Jeſuitengeſetz (Reichsgeſetz, betr. den Orden der Geſellſchaft 
Jeſu, vom 4. Juli 1872). Es richtete ſich gegen die Angehörigen 
einer engeren religiöſen Gemeinſchaft, als es die chriſtlichen Kirchen 
ſind. Der Unterſchied gegenüber einem die letzteren betreffenden Ge⸗ 
ſetze iſt alſo nur ein quantitativer, und wenn beſondere Geſetze für 


Angehörige der weiteren na zuläſſig find, N es grund⸗ 
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ſätzlich auch diejenigen ſein, welche die engere betreffen. Dieſe Schluß⸗ 


Be TE 


folgerung zieht man nicht, wenn man das Jeſuitengeſetz als Aus⸗ 


nahmegeſetz ſchlechthin verurteilt. Die Berechtigung dieſes Geſetzes 


hat einen tieferen Grund: ſie hängt davon ab, ob die getroffenen 


Maßnahmen im Intereſſe des allgemeinen Wohles liegen. Iſt der 
Einfluß des Ordens der Geſellſchaft Jeſu, einer ſeinem Urſprunge 


nach ausländiſchen Schöpfung, und der ihm verwandten Kon— 


gregationen ein dem Staate ſchädlicher, oder beſteht auch nur die 
| Wahrſcheinlichkeit dafür, fo iſt Ausſchluß des Ordens vom Gebiete 


des Reichs (§ 1 des Geſetzes) eine berechtigte Abwehrmaßregel des 


Staates. Bei objektiver Betrachtung läßt ſich darin nichts Regel- 


widriges finden. Der Staat muß nach vernünftiger Überlegung 


als befugt erachtet werden, ſchädliche Einrichtungen, auch ſolche, die 
die Form von Perſonenvereinigungen haben, von ſich fernzuhalten 
oder in ihrer Wirkſamkeit zu beſchränken. Wenn der Staat das 


Recht der Vereinigung zu Geſellſchaften, insbeſondere zu Religions- 


und geiftlichen. Geſellſchaften, gewährleiſtet (wie nach Art. 30, 12, 13 


der Preuß. Verf.⸗Urk.) und Geſellſchaften in ſeinem Gebiete tat⸗ 


ſächlich allgemein duldet, ſo erſcheint das Verbot des Ordens zwar 
als eine Ausnahme von der Regel, aber nicht als eine Ausnahme 
wider das Geſetz. Die Verfaſſungsurkunde wollte ein abſolutes, von 
Staatswegen überhaupt nicht mehr zu beſchränkendes Recht der 
Staatsbürger auf Vereinigung zu Geſellſchaften gar nicht aufitellen. 
Dagegen ſprechen die in der Verfaſſung ſelbſt angegebenen Ein- 
ſchränkungen: die geſellſchaftlichen Zwecke dürfen den Strafgeſetzen 


nicht zuwiderlaufen; die Ausübung des gewährleiſteten Rechts wird 


durch ein beſonderes Geſetz geregelt; politiſche Vereine können Be⸗ 


ſchränkungen und vorübergehenden Verboten unterworfen werden; 
Korporationsrechte werden unter beſonderen, vom Geſetze beſtimmten 
Bedingungen erteilt; durch die Ausübung der Religionsfreiheit darf 
den bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Pflichten kein Abbruch ge— 
ſchehen. Ein unumſchränktes Vereinigungsrecht iſt aber auch aus 
rein theoretiſchen Erwägungen nicht möglich, da das Recht gerade 


Vorſchriften über die Abgrenzung und damit Einſchränkung der Be⸗ 


fugniſſe der einzelnen zugunſten anderer Staatsbürger ſowie des 
Staatsganzen enthalten ſoll und muß. Gerechtfertigt, d. h. nicht 
ſchon an ſich unzuläſſig, find ferner die nach § 2 zugelaſſenen Aufenthalts- 


beſchränkungen der Ordensmitglieder, die die Reichsangehörigkeit be⸗ 


ſitzen. Es handelt ſich dabei um Ausnahmen, aber nicht um un- 


geſetzliche oder regelwidrige Ausnahmen, von dem in § 1 des Frei⸗ 


N. 
e 


e 
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zügigkeitsgeſetzes vom 1. November 1867 aufgeſtelten, nicht un⸗ 


bedingten Rechte des Staatsbürgers, ſich an jedem Orte aufzuhalten 


oder niederzulaſſen, wo er eine eigene nung oder ein Unterfommen 
fih zu verſchaffen imſtande iſt. 


Anderſeits können über die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit N 


des Jeſuitengeſetzes begründete Zweifel beſtehen. Beurteilen laſſen 


ſich dieſe nur an der Hand der tatſächlichen Verhältniſſe. Es kommt 
darauf an, ob die Mitglieder der Geſellſchaft Jeſu, wie behauptet 


wurde, im Reiche eine ſtaatsgefährliche Tätigkeit ausüben, den 
religiöſen Frieden und die Parität der Glaubensbekenntniſſe gefährden 
und durch ihre Tätigkeit einen Schutz der Staatsbürger gegen Ver⸗ 
kümmerung ihrer Rechte durch geiſtliche Gewalt notwendig machen. 
Von der Bejahung oder Verneinung dieſer Fragen hängt die Be⸗ 
urteilung der Notwendigkeit des Geſetzes und, eine nähere Unter⸗ 
ſuchung ſeines Inhaltes eee auch die ſeiner Zweckmäßig⸗ 
keit ab. 

Zur Feſtſtellung der Unzweckmäfigkeit gelangt man außerdem 


auf einem Umwege, ſofern man ungünſtige Nebenwirkungen wahr⸗ 
nehmen kann, die zu den Vorteilen der geſetzlichen Maßnahme nicht 
im Verhältnis ſtehen. Solche Nebenwirkungen, wie die Erbitterung 


größerer Volkskreiſe, die Entfremdung politiſcher Parteien, können 


aber überhaupt geſetzlichen Vorſchriften anhaften; der Begriff des 
Ausnahmegeſetzes und ſeine grundſätzliche Verurteilung kann daraus 


nicht hergeleitet werden. Es iſt Sache der politiſchen Klugheit, in 


dem einen Falle von Ausnahmevorſchriften abzuſehen, in dem anderen 
nicht. Dem Umſtande, daß eine Ausnahmevorſchrift als ſolche er⸗ 
bittern und dadurch ſchaden könne, darf jedenfalls nicht allzu große 
Bedeutung beigelegt werdeu. Denn ſonſt kann eine Geſetzgebung, 
die den verſchiedenen Verhältniſſe angepaßte, beſondere Beſtimmungen 


enthält, und die doch allein erſprießlich iſt, überhaupt nicht ins 


Werk geſetzt werden. 

Durch das Geſetz gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der 
Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 ſollten die auf den Umſturz 
der beſtehenden Staats- und Geſellſchaftsordnung gerichteten Be⸗ 


ſtrebungen, namentlich wenn ſie in einer den öffentlichen Frieden 
gefährdenden Weiſe zutage traten, unterdrückt werden. Zu dieſem 
Zweck griff der Geſetzgeber zu folgenden Maßregeln: Verbot von 


Vereinen und Verbindungen ($ 1), außerordentliche ſtaatliche Kontrolle 
von ſelbſtändigen Kaſſenvereinen (§ 2 ff.), Auflöſung und Verbot von 


Verſammlungen ſowie öffentlichen Feſtlichkeiten und Aufzügen ($ 9), 
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Verbot von Druckſchriften (S 11 ff.), Verbot des Einſammelns von 
Beiträgen und der öffentlichen Aufforderung zur Leiſtung ſolcher ($ 16). 
Zur Durchführung diefer Maßnahmen waren Beſtimmungen über 
Geld: und Freiheitsſtrafen, Aufenthaltsbeſchränkungen und Unter— 
ſagungen von Gewerbebetrieben erlaſſen. Alles dies ſind Maßnahmen, 
die an ſich nicht außergewöhnlich ſind und — auch gegenüber dem oben 
erörterten Recht auf Vereinigung zu Geſellſchaften — ihre Berechtigung 
haben, wenn der Staat im Intereſſe der allgemeinen Ordnung und 
Wohlfahrt ihrer bedarf. Offentliche Strafen und polizeiliche Verbote 
ſind allgemein übliche und anerkannte Mittel zur Durchführung 
der Geſetze. Ob es ſich um die im Sszialiſtengeſetz gekennzeichneten, 
um anarchiſtiſche, nihiliſtiſche, bolſchewiſtiſche oder, wie fie ſonſt ge- 


nannt werden, Beſtrebungen handelt, oder um mindergefährliche, wie 


unlauteren Wettbewerb, Nahrungsmittelfälſchung, unerlaubte Her— 
ſtellung und Vertrieb von Sprengſtoffen, iſt nicht weſentlich. In 
allen dieſen Fällen trifft das Geſetz mit ſeinen Verboten und vor— 
greifenden Maßnahmen Handlungen, denen ein beſtimmter, von jed— 
meden Staatsangehörigen mit entſprechender Geſinnung und ent— 
prechendem Willen erfüllbarer Tatbeſtand zugrunde liegt. Wir haben 
daher nicht eigentlich mit Ausnahmebeſtimmungen zu tun, am 
wenigſten mit ſolchen, welche wider Geſetz und Ordnung wären. 
Man wendet indeſſen gegen ein geſetzgeberiſches Vorgehen dieſer 
Art häufig ein, der Staat dürfe die ihm drohenden Schäden nur 
auf der Grundlage des gemeinen Rechts und im Wege der allgemeinen 
Strafgeſetzgebung bekämpfen “. „Dabei bleibt unklar, wo die Grenze 
des allgemeinen Geſetzes zum Ausnahmegeſetz zu ziehen iſt. Der 
äußere Umſtand, daß manche Vorſchriften nicht im Strafgeſetzbuch 
ſelbſt' ſtehen, iſt jedenfalls ohne Belang. Denn alle Strafbeſtimmungen, 
auch diejenigen des Sozialiftengefeges, würden ſich in das Straf— 
geſetzbuch als Ergänzungen (Novellen) verarbeiten laſſen. Lediglich 
praktiſche Rückſichten führen dahin, in neue Geſetze die neuen Straf: 
beſtimmungen gleich einzufügen. Damit werden keine Ansnahme— 
beſtimmungen gegenüber dem im Strafgeſetzbuch enthaltenen Recht 


geſchaffen, wie ja im Rahmen und als Teil eines allgemeinen Geſetzes 


ſelbſt Ausnahmebeſtimmungen materieller Art oder Sondervorſchriften 
ohne weiteres möglich, ja gang und gäbe ſind. Das Recht des 


N Ein Standpunkt, auf den ſich ch der Reichskanzler v. Bethmann 
Hollweg in feiner Rede vor dem Reichtage am 10. Dezember 1913 (vgl. Steno⸗ 
graphiſche Berichte Bd. 291, S. 6341 ff.) geſtellt hat. 
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Strafgeſetzbuches hat bereits die verſchiedenartigſten menſchlichen 
Handlungen zum Gegenſtande, auch ſolche, welche die ſtaatliche 
Ordnung gefährden. Ebenſo wie im Soziäaliſtengeſetz finden wir hier 
Einſchränkungen der Teilnahme an Verbindungen ($ 128, 129) und an 
Verſammlungen (§ 115, 116, 125) ſowie der Verbreitung von Schrift⸗ 
ſtücken (§ 110, 130 a Abſ. 2). Dieſe Beſtimmungen find Ausnahme⸗ 
geſetze gegenüber einem Rechtszuſtand, der derartige Beſchränkungen 
nicht kennt, ſondern eine völlige oder doch ausgedehntere Vereins⸗„ 
Verſammlungs⸗ uſw. Freiheit gewährleiſtet. Gleichwohl hat es wenig 
Sinn, den Ausnahmecharakter ſolcher Beſtimmungen von einer ledig⸗ 
lich gedachten Regel hervorzuheben, und die Annahme, daß es ſich 
überall um ungerechtfertigte ee handele, entbehrt der 
Grundlage. 

Der ſpringende Punkt iſt auch hier die Frage, ob Bi: ftaatliche 
Maßnahme inhaltlich unter den jeweils gegebenen Umſtänden 
notwendig iſt. Während man die meiſten Vorſchriften des Straf⸗ 
geſetzbuches als berechtigt anerkennen wird, glaubt man vielfach, den 
auf den Umſturz der beſtehenden Staats⸗ und Geſellſchaftsordnung 
gerichteten Beſtrebungen freien Lauf laſſen zu ſollen, ſei es, daß 
man ſie für unſchädlich oder ihre Unterdrückung durch geſetzliche 
Maßnahmen für ſchädlich hält, oder daß man ſie in den Kreiſen 
ihrer Anhänger, wenigſtens bis zu einem gewiſſen Grade, wünſcht 
und begünſtigen will. Dann hält man den von anderer Seite als 
notwendig erachteten geſetzlichen Schutz für ungerechtfertigt und ſieht 
in den die freie Betätigung einſchränkenden Vorſchriften mit Vorliebe 
Ausnahmegeſetze. Ein innerer Grund für die Anwendung dieſes 
Ausdrucks beſteht aber nicht; es handelt ſich vielmehr nur um eine 
verſchiedenartige Beurteilung der durch geſetzliche Vorſchriften zu 
regelnden Sachlage. 

Beunruhigend wirkte von jeher die Sondergeſetzgebung eines 
Staates, welche an die Raſſe oder Nationalität des Menſchen an⸗ 
knüpfte. Sie verträgt ſich nicht mit der vom internationalen 
Standpunkte aus behaupteten Gleichheit der Menſchen. Hinſichtlich 
der Ausländer im politiſchen Sinn, d. h. der fremden Staats⸗ 
angehörigen, laſſen ſich die Fragen der gleichmäßigen. Behandlung 

noch verhältnismäßig leicht regeln, indem man den Grundſatz der 
Gegenſeitigkeit befolgt. Schwieriger iſt die Behandlung der eigenen 
Staatsangehörigen fremder Nationalität, für uns alſo beſonders der 


Polen. Die für die Gebiete mit zum Teil polniſcher Bevölkerung 


Klaſſenen Geſetze (das Anſiedelungsgeſetz vom 26. April 1886, die 


no 


350 Be von Geldern | bi [1160 


Novelle. zum Anſiedelungsgeſetz vom 10. Auguſt 1904) ſind beſonders 
häufig und heftig als Ausnahmegeſetze angegriffen worden. Sie be 
zwecken (nach den Motiven) den Schutz und die Förderung des 
Deutſchtums in den national gefährdeten Landesteilen und ſollen 
eine Handhabe gegen alle Beſtrebungen und Maßnahmen bieten, 
durch die auf dem Gebiete des Anſiedelungsweſens das Deutſchtum 
in dieſen Landesteilen in ſeinem Beſtande, in ſeiner Entwicklung 
und Ausbreitung, wenn auch nur mittelbar, gefährdet wird. Iſt 
dieſer Zweck ein wohldurchdachter und dem Staatsganzen dienlicher, 
ſo müſſen dem Staate auch Mittel und Wege zugeſtanden werden, 
ihn zu erreichen. Als ein ſolches Mittel kann die poſitive Förderung 
deutſcher Anſiedelungen nicht ſchon deshalb als unzuläſſig und un- 
gerecht bezeichnet werden, weil ſie eine Maßnahme iſt, die nur einem 
Teile der Bevölkerung zugute kommt. Denn zum Schutze und zur 
Förderung gewiſſer Teile der Bevölkerung, ſei es die ländliche oder 
die ſtädtiſche, geiſtig oder körperlich tätige, der Arbeiter- oder der 
Mittelſtand, werden unzählige Geſetze erlaſſen, je nachdem die tat- 
ſächlichen Verhältniſſe beſondere Beſtimmungen notwendig machen 
oder auch nur wünſchenswert erſcheinen laſſen. Andererſeits iſt es 
eine Frage der politiſchen Überlegung und Einſicht, ob die Verſagung 
von Anſiedelungsgenehmigungen oder die Enteignung von Grund— 
beſitz aus polniſcher Hand nicht Maßnahmen ſind, die im Vergleich 
zu ihren Vorteilen eine zu große Mißſtimmung in den beteiligten 
Volkskreiſen erzeugen und unverhältnismäßige Härten im einzelnen 
mit ſich bringen. Als Ausnahmegeſetze an fi find aber auch ſolche, 
geſetzliche Beſtimmungen nicht unzuläſſig, wenn die Lage der Ver- 
hältniſſe und das Staatswohl ſie fordern. Wenn es ſich darum 
handelt, ſolche Geſetze innerlich, vor dem Gewiſſen des Geſetzgebers, 
der allen Gerechtigkeit zuteil werden laſſen will und ſoll, zu recht— 
fertigen, ſo war in Preußen der Umſtand erſchwerend, daß für die 
Nationalität, zu deren Ungunſten die Maßnahmen getroffen wurden, 
kein eigenes nationales Staatsweſen vorhanden war, auf das man 
ſie hätte verweiſen können. Wird jetzt wieder ein polniſcher Staat 
geſchaffen, ſo iſt ein Ausgleich eher möglich: die polniſche Bevölkerung 
kann dann verlangen, im preußiſchen Staate dieſelben Rechte zu 
haben wie die deutſche im polniſchen, und umgekehrt, und Maß— 
nahmen, die dieſem Prinzip der ausgleichenden Gerechtigkeit entſprechen, 
ſind grundſätzlich nicht zu beanſtanden. Es läßt ſich bei ihnen keine 
„Ausnahme“ feſtſtellen, wenn man das für beide beteiligte Staaten 
geltende geſamte Recht im Auge behält. 


De 
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Wir haben geſetzliche Ausnahmen betrachtet, die ſich auf Sachen 


und auf Perſonen beziehen. Im Grunde genommen iſt dieſe Unter⸗ 


ſcheidung nur eine formale, geeignet, die Überſicht über die geſamten 
Ausnahmeerſcheinungen zu erleichtern. Denn das Recht knüpft ſich 


nicht lediglich an Sachen oder Perſonen, ſondern erfaßt ſtets das 


Verhältnis einer Perſon zu einer Sache oder zu anderen Perſonen 
(oder Sach⸗ und Perſonengeſamtheiten). Wo ein Tatbeſtand ſolcher 


gegenſeitigen Beziehungen fehlt, handelt es ſich um rein theoretiſche 


Formulierungen (Definitionen), die zwar — aus geſetzestechniſchen 
Gründen — notwendig ſind, für ſich allein aber noch kein lebendiges 
Recht darſtellen, das im menſchlichen Leben zur Wirkung gelangt, 
worauf es doch ſchließlich immer, wenigſtens bei der Löſung des 
hier geſtellten Problems, ankommt. Nehmen wir ſtatt Sache oder 


Perſon das „Rechtsverhältnis“, ſo verſchwimmt der Begriff des 


Ausnahmerechts oder »geſetzes, und es wird um fo klarer, wie wenig 


er ſich als Maßſtab für die Erkenntnis des Gehaltes von Recht und 


Geſetz eignet. Denn eine „ausnahmsloſe“ Folge von Geſetzesregeln 
über Rechtsverhältniſſe iſt nicht denkbar. Man kann wohl 
hier und da vereinfachen, zuſammenfaſſen, allgemeine Regeln an Stelle 
von beſonderen ſetzen; ſolche Verſuche, die durchaus berechtigt ſein 
können, bleiben gleichwohl Stückwerk und ſollten niemals um ihrer 
ſelbſt willen, weil das Ziel der Einheit oder Gleichheit vorſchwebt, 


vorgenommen werden, ſondern nur im Hinblick auf die Sache ſelbſt, 


weil es gerecht, notwendig, zweckmäßig iſt, dieſe und jene Rechts⸗ 
verhältniſſe in gleicher Weiſe zu regeln, andere aber nicht. Für den 


Geſetzgeber ſoll nicht der Begriff der Ausnahme oder des Ausnahme⸗ 
geſetzes beſtimmend ſein, ſondern die Frage, wie eine Ausnahme⸗ 
vorſchrift wirkt. Man wird nie dahin gelangen — und das Ziel 


wäre gewiß ein verfehltes —, das geſamte bürgerliche Recht durch einen 
weiteren Ausbau des jetzigen allgemeinen Teils, bei möglichſt gründlicher 


Beſeitigung aller Vorſchriften über beſondere Vertrags⸗ und ſonſtige 


Rechtsverhältniſſe, zu erſetzen oder das ganze öffentliche Recht, etwa 
durch nähere Ausgeſtaltung der Grundrechte der Staatsangehörigen, 
in möglichſt wenige, aber allgemeine Vorſchriften zuſammenfaſſen. N 
Geſetze können für das ganze Staatsgebiet oder nur für einzelne 
Teile desſelben gelten. Man hat auch ſolche Teilgeſetze als Aus- 
nahmegeſetze angeſehen und verworfen, wenn man mit ihrem Inhalt 
nicht einverſtanden war. Die örtliche Begrenzung iſt indeſſen noch 
weniger als andere Merkmale geeignet, den Begriff des Ausnahme⸗ 
geſetzes zu beſtimmen. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb für das 
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geſamte Staatsgebiet die gleiche Ordnung gelten ſoll. Die Verſchieden⸗ 
heit der Verhältniſſe in einzelnen Landesteilen, vielleicht ſogar Drt- 
ſchaften und Stadtteilen (zum Beiſpiel bei der Art der Bebauung), 
erheiſchen nur zu oft eine verſchiedenartige Regelung, ohne daß man 
Grund hätte, deshalb irgendwo Ausnahmezuſtände anzunehmen. Oft 
würde es gar nicht möglich ſein, zu entſcheiden, für welches der Gebiete 
die Ausnahmezuſtände beſtehen. Man denke an den Fall, daß die 
Gebiete annähernd gleich groß ſind, ‘oder daß auf verſchiedenen 
Gebieten neue Ordnungen nach und nach eingeführt werden, während 
die alten zum Teil noch fortbeſtehen und auch für die Zukunft zu— 
nächſt erhalten bleiben ſollen. In Preußen beiſpielsweiſe iſt das 
Wegerecht nach Provinzen und ſelbſt Teilen ſolcher ein ungleiches. 
Das in den alten Propinzen früher in größerem Umfange geltende 
Allgemeine Landrecht iſt in mehreren Provinzen durch neuere Wege⸗ 
ordnungen erſetzt. Soll nun das Ausnahmerecht in dem Geltung 
gebiet der alten oder der neuen Ordnung beſtehen? Es iſt deshalb 
auch nicht gerechtfertigt, Geſetze, die für die Grenzprovinzen eines 
Staates oder für Gebiete mit gemiſchtſprachiger Bevölkerung erlaſſen 
ſind, ohne Rückſicht auf ihren Inhalt als Ausnahmegeſetze zu be— 
zeichnen; es handelt ſich hier vielmehr um Geſetzesvorſchriften, die 
neben ihrem beſonderen Inhalt auch die Beſonderheit haben, daß ihre . 
Anwendung auf ein beſtimmtes Gebiet beſchränkt iſt. 

Anders iſt es bei Geſetzen, deren Geltung zeitlich begrenzt iſt. 
Staatliche Geſetze haben die Tendenz, eine für die Dauer beſtimmte 
Ordnung zu ſchaffen; die zeitliche Begrenzung ihrer Wirkſamkeit iſt 


f eine Ausnahme, fie kommt tatſächlich nur in einer verhältnismäßig, 


— 


ſehr geringen Zahl von Fällen vor. Hat daher ein Geſetz ſich ſelbſt 
eine zeitliche Grenze geſetzt, ſo iſt damit ſein Ausnahmecharakter 
unzweideutig erwieſen. Ebenſo - beftimmt und ſicher iſt hier ein 
Ausnahmegeſetz im eigentlichen Sinne des Wortes anzunehmen, wie 
das nicht der Fall iſt, wenn nur irgendein Dritter, Intereſſent, 
Parteimann oder eine Gruppe ſolcher, es behauptet. Durch die 
Zeitbeſchränkung, die der Geſetzgeber dem Geſetze gibt, bringt er 
zum Ausdruck, daß die Regelung nur für eine gewiſſe Zeit gelten 
und daß nach deren Ablauf der davon nicht mehr beeinflußte Zuftand _ 
beſtehen ſoll, welcher alſo als der regelrechte oder normale gedacht 
wird. Die zeitlich begrenzten Geſetze erſcheinen ſomit nicht als eine 
Ergänzung der regelmäßigen ſtaatlichen Ordnung. Sie beruhen 
aber auch nicht auf Willkür. Denn es handelt ſich bei ihnen um 
eine — wenn auch außergewöhnliche — Ordnung der Verhältniſſe: 


„ 


* en 8 


— 


1163] | Ausnahmegeſetze | | 353 


eine von der gewöhnlichen abweichende Ordnung ſoll Platz greifen, 
weil, und ſolange, ein Ausnahmezuſtand beſteht oder voraus⸗ 


geſetzt wird. 


Aus dieſen Gründen iſt das Sozialiſtengeſetz vom Jahre 1878, 
welches ebenſo wie ſeine ſpäteren Verlängerungen eine Zeitbeſchränkung 
enthielt, als Ausnahmegeſetz anzuſehen, während es ſeinem ſchon 
beſprochenen Inhalte nach für die Dauer hätte gelten können. Eine 


die Erklärung des Belagerungs⸗ oder Kriegszuſtandes betreffende 
Verordnung iſt ein Ausnahmegeſetz in dem erörterten Sinne. Wenn 


ihre Geltungsdauer auch zunächſt unbeſtimmt iſt, ſo herrſcht doch der 
Wille vor, die beſonderen Vorſchriften nur ſo lange in Kraft zu ſetzen, 
als die Umſtände es erfordern. Die ſolchen Maßregeln zugrunde 


liegenden Geſetze und allgemeinen Verordnungen über Auflauf, Auf⸗ 


ruhr und Belagerungszuſtand ſind dagegen keine Ausnahmegeſetze. 
Denn ſie gelten dauernd und geben bloß Richtlinien für die im 
Einzelfalle zu treffenden außergewöhnlichen Maßregeln. Daß ſie nur 
ſelten oder ausnahmsweiſe zur Anwendung kommen, verleiht ihnen 

keinen beſonderen Charakter; ſie teilen dieſe Eigenſchaft mit vielen 
anderen, zum Beiſpiel auch den von Notwehr und Notſtand handelnden 
geſetzlichen Vorſchriften. Ausnahmegeſetze ſind ferner die ſogenannten 
Kriegsgeſetze, das heißt Geſetze und Verordnungen, welche nach ihrer 
eigenen ausdrücklichen Beſtimmung nur bis zum Ende des Krieges 
oder zu einem ſonſt näher bezeichneten Zeitpunkte, zum Beiſpiel 
während der wirtſchaftlichen Demobilmachung, gelten ſollen. Ihre 
Rechtfertigung finden ſie in dem Ausnahmezuſtand des Krieges oder 
beſonderer, das Staatsweſen oder die Allgemeinheit bedrohender Ge⸗ 
fahren. Vernünftigerweiſe wird man ſolche, durch beſondere — und 
ſeien es auch nur augenblickliche — Zeitumſtände veranlaßte Ausnahme⸗ 
geſetze nicht grundſätzlich verwerfen können. Man kann wohl, feinen 
Empfindungen folgend, Geſchehniſſe wie den Krieg verabſcheuen und 
verurteilen; unverſtändlich aber und unklug wäre es, einmal vor⸗ 
liegenden außergewöhnlichen Tatſachen nicht durch entſprechende 
beſondere oder Ausnahmegeſetze Rechnung tragen zu wollen. Auch 
diejenigen en welche eine ſtaatliche Umwälzung mit ſich 
bringt, müſſen mit in den Kauf genommen werden. Geht durch eine 
Revolution ein Staatsweſen in Trümmer, ſo entſteht der Neubau 
in der Regel nicht als ein fertiges, in allen ſeinen Teilen vorbedachtes 
Ganzes, ſondern bruchſtückweiſe, und bis eine feſte, für die Dauer 
beſtimmte Ordnung eintritt, müſſen beſondere, zeitlich begrenzte Ge⸗ 


ſetze erlaſſen werden. Dahin gehören zum Beiſpiel das nur bis zur 
Sämollers Jahrbuch XIIII 3. 23 


! 
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künftigen Reichsverfaſſung geltende Geſetz über die vorläufige Reichs⸗ 
gewalt vom 10. Februar 1919 (RGBl. S. 169) und das Übergangs⸗ 
geſetz vom 4. März 1919 (daſ. S. 285). 

Eine durch geſetzliches Eingreifen beſonders zu berückſichtigende 
Tatſache kann auch ein einzelner, für ſich allein ſtehender Fall ſein. 
Es war ſeinerzeit davon die Rede, für Richard Wagners Parſifal 
die Vorſchriften des Urheberrechts außer Kraft zu ſetzen oder zu 
ändern — ein Gedanke, der ſogleich mit der Theorie von der Unzuläſſig⸗ 
keit der Ausnahmegeſetze bekämpft wurde. Ein Ausnahmegeſetz hätte, 
hier wie in anderen Fällen, vermieden werden können, wenn man, - 
den geſetzlichen Vorſchriften eine anderweite, für die Zukunft all- 
gemein geltende Faſſung gegeben hätte. So konnte man, wie gleich— 
falls vorgeſchlagen wurde, die Schutzfriſt für die bühnenmäßige Auf- 
führung dramatiſcher Werke (überhaupt oder an beſtimmten Orten) 
bei Berückſichtigung ausdrücklicher Willenserklärungen der Urheber 
verlängern. Ein Geſetz für das Bühnenweihfeſtſpiel Parſifal allein 
hätte keine dauernde Ordnung geſchaffen, ſondern wäre nur ein 
Mal zur Anwendung gekommen!. Es hätte alſo — charakteriſtiſcher⸗ 
weiſe — eine zeitliche Begrenzung gehabt und aus dieſem Grunde 
als Ausnahmegeſetz gelten können. Solche Geſetze, welche für einen 
einzigen Fall beſonderes Recht ſchaffen, an welchem andere gleich— 
artige Erſcheinungen keinen Anteil haben, und mit deren Wiederkehr 
nicht zu rechnen iſt, mögen heutzutage ſelten vorkommen ?; unzuläſſig 
ſind ſie an ſich nicht. Denn eine außerordentliche Erſcheinung oder 
Begebenheit kann es wohl rechtfertigen, daß ihr der Geſetzgeber einen 
außerordentlichen Schutz oder eine beſondere Begünſtigung gewährt, 
wenn damit der Sache und dem wohlverſtandenen Intereſſe der Al- 
gemeinheit gedient wird. | 

An verſchiedenen Beiſpielen glaube ich im vorftehenden gezeigt 
zu haben, daß bei allen Ausnahmegeſetzen und Ausnahmebeſtimmungen 
von ſeiten des Geſetzgebers niemals ein Umſtoßen berechtigter all- 
gemeiner Regeln beabſichtigt wird. Ob eine beſondere geſetzliche 
Regelung ſich rechtfertigt, iſt eine Frage der ſubjektiven Auffaſſung 
von der Sachlage. Das einmal erlaſſene Ausnahmegeſetz iſt dem— 
jenigen Recht, welches die allgemeineren Regeln enthält und weitere 


1 Die Individualnorm erſchöpft ſich in einem gegebenen oder erwarteten 
Tatbeſtand: Thon im Archiv für öffentliches Recht V, S. 155. 
„Ein typiicher Fall iſt das bei Windſcheid, a. a. O. § 136, Anm. 2 
erwähnte württembergiſche Geſetz vom Jahre 1839, welches den Erben Schillers 
ein Nachdruckprivileg gewährte. 


1165] - Ausnahmegeſetze 355 


Kreiſe umſpannt, grundſätzlich ebenbürtig. Lediglich eine die Ber 


deutung der tatſächlichen Verhältniſſe und deren Vielgeſtalt außer 
acht laſſende Theorie iſt es, welche die Anſicht, Ausnahmegeſetze ſeien 


wider die Ordnung, erzeugt hat und ſtets von neuem nährt und auf 


dieſe Weiſe, oft mit Erfolg, die Ausgeſtaltung des Rechts nach 
praktiſchen Geſichtspunkten zu hindern ſucht. Wenn dieſer Theorie 
außer den dargelegten logiſch⸗juriſtiſchen Gründen noch etwas ent⸗ 
gegengehalten werden kann, ſo iſt es ein Hinweis auf die Ordnung 
der Dinge durch die Geſetze der Natur. In der Natur kommen die 
verſchiedenartigen, durch eine allgemeine Regel gar nicht darſtellbaren 


Wirkungen auf die tatſächlichen Zuſtände dadurch zuſtande, daß die 
in ſich ſtets gleichen Naturkräfte jeweils nach Gegenſtand, Ort und 
Zeit ungleich ſind oder wechſeln. Die Geſetze, vom Menſchen gemacht, 
können zwar darauf gerichtet ſein, und ſie erreichen es auch, daß 


gewiſſe Kräfte gehemmt oder in ihrer Wirkung geſchmälert, andere 
kraft der vom Recht verliehenen Macht mit durchſchlagender Wirkung 
ausgeſtattet werden. Geſchieht dies aber derart, daß unnatürliche 
oder widernatürliche Verhältniſſe erzeugt werden, ſo muß früher oder 


ſpäter eine Reaktion eintreten. Denn die menſchliche Natur verlangt 


nach Gerechtigkeit, und der gerechte Ausgleich alles Widerſtrebenden 
kann nicht durch jede beliebige Geſetzesvorſchrift, nicht durch den 
Federſtrich erreicht werden, ſondern nur durch eine Geſetzgebung, 
welche die verſchiedenen natürlichen Kräfte beachtet und danach nicht 


bloß allgemeine Geſetze ſchafft, ſondern auch die der Natur der Sache 


in jedem Fall gemäßen Einzelvorſchriften, Sonderbeſtimmungen und 
— wenn man dieſen Ausdruck gebrauchen will — Ausnahmegeſetze. 
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Beſprechungen 
Nedslob, Dr. Nobert, o. Prof, des Staats- und Völkerrechts an 
der Univerſität Roftod: Die parlamentariſche Regierung 

in ihrer wahren und in ihrer unechten Form. Eine ver⸗ 

gleichende Studie über die Verfaſſungen von England, Belgien, 

Ungarn, Schweden und Frankreich. Tübingen 1918, Mohr. IX 

u. 186 S. 10 Mk. und 20% Zuſchlag. 


Die oberſten Regierungsbehörden ſolcher Staaten, deren Organe 
nach dem Grundſatz des Gleichgewichts der Staatsgewalten (Gewalten⸗ 
trennung) gebildet ſind, beſtehen aus anderen Perſonen als die geſetz⸗ 
gebenden Körper. Wenn ſie ſich aus Abgeordneten zuſammenſetzen, iſt 
das Prinzip der Gewaltenvereinigung verwirklicht. Zwei Arten der Ver⸗ 
einigung! In den ſeltenen Fällen des vollen Zuſammenfallens der 
Exekutive und Legislative (das Parlament regiert ſelbſt durch ſeine Aus⸗ 
ſchüſſe): die parlamentariſche Regierung. Häufiger ſcheidet die Mehr⸗ 
heit des Parlamentes einen Körper aus ſich aus, das Kabinett, das unter 
ſeiner Aufſicht die Regierung führt: die Kabinettsregierung. Das Ver⸗ 
hältnis des Kabinetts ſowohl zur Parteiorganiſation, das wir unbeachtet 
laſſen, als zur Parlamentsmehrheit zeigt verſchiedene Grade der Ab⸗ 
hängigkeit; im allgemeinen iſt die Zahl der Ausſchüſſe ein guter Druck⸗ 
meſſer. Die natürliche Neigung des Parlamentes zu Übergriffen, ge⸗ 
ſteigert durch die der Beſtimmtheit ermangelnden Grenzen zwiſchen beiden, 
kann nur durch Einrichtungen, Überlieferungen, Erkenntniſſe abgewehrt 
werden. Die Schwäche dieſer Hemmungen bereitet der Kabinettsregierung 
viele Schwierigkeiten. Die Abgeordneten wirken individuell in den 
Miniſterien als Agenten ihrer Wähler; dieſes Regierungsſyſtem bringt 
es weiter mit ſich, daß auch ein aus lauteren Beweggründen hervor⸗ 
gehender Miniſterſturz der Eitelkeit, dem Ehrgeiz, der Rachſucht, der 
Habſucht der Stürzenden dient. In Italien und Frankreich wird be⸗ 
obachtet, daß, wer in dem bisherigen Verbande ſein Ziel nicht erreicht, 
geneigt iſt, ſich von ihm zu trennen, mit anderen einen neuen zu bilden, 
der bei der nächſten Gelegenheit ſeine Anſprüche durchzuſetzen hofft, ſo 
daß die Parteien ſich auflöſen und immer mehr in Gruppen zerfallen, die 
der einheitlichen Leitung und der Unterordnung entbehren. Da nun aber 
die Partei die bewegende Kraft des parlamentariſchen Mechanismus iſt, 
ſo wird infolge ihres Verfalls die Verwaltung unſtet, und die Miniſterien 
wechſeln raſch miteinander ab. Dieſen ſchädlichen Erſcheinungen wird, 
wie man annimmt, entgegengewirkt, wenn auf den Miniſterſturz eine 
Parlamentsauflöſung folgt, die im günftigen Fall den Abgeordneten nur 
Mühe, Zeit und Geld, im ungünſtigen ſeinen Sitz koſtet. Nun ſei er 
eher bereit, ſich einer Leitung zu unterwerfen, die Gruppen ſchlöſſen ſich 
zu Parteien zuſammen, die Führer dürften auf Gehorſam hoffen, der 
Kampf werde nach größeren Geſichtspunkten geführt, die Abhängigkeit 
des einzelnen Miniſters von dem einzelnen Abgeordneten ſei begrenzter. 
Über die Kammer habe ſich die Wählerſchaft, das ſouveräne Volk, als 
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Schiedsrichter erhoben. Der Verfaſſer der hier angezeigten Schrift be- 
kennt ſich zu dieſer Auffaſſung. Diejenigen Staaten, welche, wie Eng— 
land und Belgien, Auflöſungen aufweiſen, haben nach ihm die parla— 
mentariſche Regierung (er nennt ſo die Kabinettsregierung nach dem 
herkömmlichen Sprachgebrauche) in ihrer wahren Form; Frankreich 
on habe fie in ihrer unechten Form, weil hier Auflöfungen 
ehlen 
Referent bemerkt, daß Auflöfungen ficher wirkende Mittel nicht 
ſind. In Italien, wo ſie ſtattfinden, ſind die parlamentariſchen Zuſtände 
nicht beſſer als in Frankreich, wo ſie ſeit 42 Jahren nicht mehr vor- 
kommen. In den Niederlanden, wo ſie ebenfalls geübt werden, iſt die 
Zerfaſerung der Parteien faſt noch ſchlimmer. Und er verzichtet auf 
das auſtraliſche Material. Gewiß iſt nur, daß in England die Auf— 
löſung zu einem regelmäßigen Hilfsmittel des parlamentariſchen Betriebs 
und die Dauer der Miniſterien länger geworden iſt. Aber niemand 
vermag zu ſagen, ob die größere Stetigkeit eine ausſchließliche Folge der 
Auflöſungen iſt, oder ob mitgewirkt haben die mit der Ausdehnung des 
Wahlrechts zunehmende Stärke der Parteiorganiſationen, oder die Bildung 
zweier ſtarker Parteien durch Beaconsfield und Gladſtone, oder die 
verbeſſerte Geſchäftsordnung, oder die Zunahme politiſcher Bildung. 
Zudem die engliſchen Parteien aus anderen geſellſchaftlichen Schichten 
als die franzöſiſchen ſtammen und auch vor 1867 der Zerfall der Par⸗ 
teien innerhalb des engliſchen Parlamentes andere Gründe (Erſchöpfung 
der Programme, politiſche Uneinigkeit) als in Frankreich während der 
letzten 40 Jahre hatte. Dieſe Tatſachen gemahnen uns daran, daß wir 
im Gebiete der Geiſteswiſſenſchaften ſo viel ſeltener zu feſten Ergebniſſen 
gelangen können, weil bei der großen Zahl der verurſachenden und oft 
unbekannten Faktoren und beim. Fehlen experimenteller Methoden der 
kauſale Nachweis ſehr viel ſchwerer zu erbringen iſt. Wir bedürfen, 
wenn wir Tendenzen und Geſetze nachweiſen wollen, eines ſehr reichen 
Materials und müſſen, auch wenn wir es beigebracht haben, gewöhnlich 
bei oberflächlichen Vergleichungen ſtehenbleiben. Nun aber iſt des Ver— 
faſſers Material nicht reich; es iſt auf England, Belgien und Frankreich, 
gelegentliche Blicke auf die engliſchen Kolonien abgerechnet, beſchränkt; 
für die unechte Form gibt er folglich nur ein Beiſpiel. Denn die Aus— 
führungen über Ungarn ſchließen mit dem Jahre 1848 ab, und doch 
kann nur die folgende Periode bis zum Weltkriege für eine Studie über 
die Kabinettsregierung ernſthaft in Betracht kommen; nicht einmal ihren 


ſtaatsrechtlichen Charakter, über den ſo erbittert geſtritten wird, und über 


den wir gerne ſein Urteil gehört hätten, würdigt er einer Erörterung. 
Voͤn dem Ungarn der Zeit bis 1848 aber ſagt er ſelbſt, es ſei „ein 
Muſeum der parlamentariſchen Regierung, aber nicht wie Großbritannien 
eine Werkſtatt, in der es ausgearbeitet worden iſt“ (S. 93). Was den 
fünften der ‚von ihm unterſuchten Staaten betrifft, ſo nannte Flandin 
Schweden noch im Jahre 1909 eine konſtitutionelle Monarchie, und der 
ſchwediſche Geſchichtſchreiber Kjellen ſprach ihm ſelbſt 1917 die Kabinetts- 
regierung ab; ſie ſcheint ſich erſt im Herbſte 1917 eingebürgert zu haben, 
kann alſo für die Prüfung der Frage nichts Weſentliches beiſteuern. Ob 
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er berechtigt iſt, die ſchwediſche Verfaſſung zu denjenigen parlamentariſch 
regierter Länder zu rechnen, darüber handeln wir ſpäter. 
| Wir vermögen dem Verfaſſer auch darin nicht zu folgen, daß das 
Volk bei außerordentlichen Auflöſungen regelmäßig ein Schiedsrichteramt 
ausübe, da dieſes einen einheitlichen, bewußten, vernünftigen Willen voraus⸗ 
ſetzt. Viel häufiger iſt es ein Ruheſtifter, und zwar ein launenhafter. 
Nur wenn die Fragen, welche die Kämpfenden entzweien, bis in die 
tiefſten Tiefen der Wählerſchaft verſtändlich ſind und wenn ſich eine ſehr 
große Mehrheit für eine der Parteien entſcheidet, kann man von der 
Herrſchaft des Volkswillens ſprechen. Er ſelbſt führt aus: „Die Ge⸗ 
walten des Staates, die ja eine bedeutſame Unabhängigkeit beſitzen, weil 
die Wählerſchaft die Politik nur in den großen Linien und nur in 
längeren Zeitabſchnitten regelt, entfalten eine weitgehende Initiative, 
unterwerfen das Volk ihrem Einfluß, formen es nach ihren eigenen 
Ideen.“ (S. 8). Und die Parteiorganiſationen werden nicht einmal von 
ihm erwähnt! Und doch ſind ſie, die mit dem Parlamente oder dem 
Kabinette verbunden ſind, gewöhnlich die Inſpiratoren des Volkes. 

Es bedarf keiner Ausführung, daß, ſolange die Auflöſung nicht zu 


den üblichen Requiſiten der Kabinettsregierung gehört, das Staats- 


oberhaupt ſich ein Urteil darüber bilden muß, ob eine Auflöſung zweck⸗ 
mäßig iſt und ſtattfinden ſoll, oder ob auf den Sturz des Kabinetts 
nur ein Umzug von und nach den Regierungsbänken zu folgen hat. 
Seine Aufgabe iſt ſehr wichtig; von ihm hängen Gedeih und Verderb 
der Miniſterien, das Schickſal vieler Abgeordneter ab, und er übt einen 
ſtarken Einfluß auf die Wohlfahrt des ganzen Volkes aus. Erklärlich, 
daß noch im zweiten Drittel des vorigen Jahrhunderts engliſche Theo⸗ 
retiker dieſe Funktion als eine ſehr ernſte betrachteten, zu ihrer vor⸗ 
ſichtigen Ausübung mahnten, und daß dem Parlamente die Befugnis zu⸗ 
erkannt wurde, gegen eine drohende Auflöſung Vorſtellungen zu erheben. 
Es iſt aber gleichfalls klar, daß die regelmäßige Verknüpfung einer 
ſchweren Niederlage des Kabinetts mit der Auflöſung die Bedeutung 
jener Funktion zu einer formalen und inſoweit auch die des Ausübenden 
herabſetzen muß, es ſei denn, daß er in einer außerordentlichen Notlage 
als Retter auftrete und eine Auflöſung gegen Kabinett und Parlament 
erzwinge, was ſich in den letzten 50 Jahren — der Ara der regelmäßigen 
Auflöſungen in England — nie ereignet hat. Wir werden bald ſehen, 
daß Redslob ihm in der Okonomie des Syſtems regelmäßig einen 
bevorzugten Platz anweiſt. Nur in der Okonomie! Denn die überragende 
Stellung, welche er dem Volke zuſchreibt, läßt ihn den Monarchen nicht 
bloß in der ſtaatsrechtlichen Theorie, ſondern ſelbſt in der Wirklichkeit 
zu einer ſchattenhaften Figur verflüchtigen. Nach ihm hatte die Berufung 
des Hauſes Oranien auf den Thron die Folge, daß der Monarch „keinen 
freien Willen mehr“ entfaltet (S. 9). Hier wie auch anderswo fällt 
die Überſchätzung des formalen Rechtes für die Geſtaltung der politiſchen 
Machtverhältniſſe auf. R. Schmidt hat (Allgemeine Staatslehre II, 2, 
S. 735 f.) ausgezeichnet geſchildert, daß es ganz beſtimmte, den Willen 
des Königs einengende Maßregeln waren (unter denen die Finanzgeſetze 

nicht in letzter Linie, ſtanden), welche Wilhelm III. zur Einführung der 
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Kabinettsregiernng zwangen. Aber auch ſpäter noch hat dieſer Fürſt 
von ſeinem freien Willen die kräftigſten Beweiſe gegeben. Gleichfalls 
zu weit geht die Behauptung: „Georg I. und Georg II. haben weder 
die Fähigkeit noch den Ehrgeiz, die Geſchäfte zu führen“ (S. 11). Der 
Komik entbehrt nicht die Behauptung, in dem Kampfe zwiſchen dem 
jüngeren Pitt und dem jüngeren Fox habe „das Volk“ (geſperrt gedruckt) 
. . . „den Konflikt zwiſchen dem Parlamente und dem Miniſterium ent— 
ſchieden“ (S. 19). Die Darſtellung der Parlamentsauflöſungen von 
1701 und 1710 verraten eine ſo vollkommene Unkenntnis der engliſchen 
Geſchichte, daß man dem Referenten kaum glauben würde, wenn er den 
Verfaſſer nicht mit ſeinen eigenen Worten ſprechen ließe. Das Volk, 
ſetzt er S. 19 auseinander, kann keinen dauernden Einfluß auf die Ab— 
geordneten äußern. Aber, fährt er fort, „wenn dieſes Mittel ihm ent- 
geht, ſo bleibt ihm ein anderes: es beſteht darin, die Kammer durch einen 
Akt der Autorität zu zerbrechen (1); mit anderen Worten, es beſteht darin, 
den König zur Auflöſung zu überreden (sic!). 1701, im Verlauf eines 
heftigen Streites zwiſchen Whigs und Tories, werden Wilhelm von Oranien 
zahlreiche Petitionen und Adreſſen vorgelegt, welche die Auflöſung begehren. 
Der König willfahrt dieſem Wunſch (sic!). 1710 wird eine analoge 
Taktik angewendet. Das Volk verlangt die Auflöſung und übernimmt die 
Bürgſchaft dafür, daß niemand gewählt werden ſoll, der nicht ein ge— 
treuer Untertan der Königin und ein eifriger Anhänger der Kirche iſt“. 
Die Wiedergabe der Darſtellung Macaulays über die Wahl des Jahres 
1701 wäre ſehr dankbar, würde aber zu viel Raum erfordern. Daher 
nur dieſer kurze Abſchnitt! Sobald Wilhelm III. erfährt, daß Lud— 
wig XIV. den Sohn Jakob II. als König anerkannt hat, „he had no 
doubt that à general election would give him a better House of 
Commons, but a general election would cause delay... After 
balancing these considerations during some hours (sic!), he deter- 
mined to dissolve.“ (V, 296; 1855). Earl Stanhope (History of 
England comprising the reign of Queen Anne, I, 33; Tauchnitz 
1870): „William seized the opportunity to\ overrule his Tory 
ministers and dissolve his Tory parliament.“ „We see here the 
prerogative exereised in complete independence of ministerial ad- 
vice“, ſchreibt Anſon (Law and Custom of the Constitution I, 305; 
4. Aufl.). Über die Wahl des Jahres 1710 vgl. Stanhope a. a. O. 
II, 172. Nirgends auch nur eine Spur der Auffaſſung, daß ſich Wilhelm 
und Anna als Vollzugsorgane des „Volkes“ gefühlt hätten!! 


Derſelbe Doktrinarismus zeigt ſich auch S. 99, 100 in einer Behauptung, 
die Referent bisher nur in franzöſiſchen Schriften gefunden hat. Es heißt dort, 
die Auflöſung ſei „in den deutſchen Monarchien nicht ein Appell an das Volk 
als den Schiedsrichter des Streites, ſondern eine Waffe, um den Widerſtand 
des Unterhauſes zu brechen“. Daß in Ländern mit Kabinettsregierung die 
Auflöſung auch als ſolche Waffe benutzt wird, weiß freilich jeder, der auch nur 
Salisburys Khakiwahlen von 1900 erlebt hat. Da Raum und Zeit fehlen, um 
ausführlicher auf dieſe Behauptung einzugehen, ſei auf mein Buch über die 
parlamentariſche Kabinettsregierung S. 140, 90, 91 verwieſen, wo ſich einige 
Bemerkungen hierüber finden. 3 | 
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Genügend wurde die Meinung abgewehrt, daß Referent die heutige 
Stellung des engliſchen Königs zur Auflöfung derjenigen Wilhelms ähn⸗ 
lich erachte. Der Verfaſſer ſtellt fie über die des franzöſiſchen Präſidenten. 
Von den Gründen, die er hierfür anführt, überzeugen nicht alle. Der 
von der Kammer Gewählte ſei von ihr abhängig. Der erſte Napoleon , 
hat ſich von ſeiner beſonderen Abhängigkeit nicht beengt gefühlt, König 
Ageſilaos nicht beengt durch Lyſander. Daß der Präſident der Juris⸗ 
diktion dey Kammer unterworfen iſt, hält der Verfaſſer ſelbſt für einen 
verroſteten Mechanismus (S. 116). Es iſt weiter undenkbar, daß die 


Kammern einen unbequemen Präſidenten beſeitigen würden, der an der 


Verfaſſungsreviſion keinen Anteil hat, wenn er für die Landesintereſſen 
gegen ein gewiſſenloſes Parlament aufgetreten wäre. Das Parlament 
hat ſtark an Achtung eingebüßt, und das Volk ſehnt ſich nach kraftvollen 
Perſönlichkeiten, denen es ſich ſtets mit weiblichen Inſtinkten unter⸗ 
geordnet hat. Auch der engeren Verbundenheit der Kammer als des 
Präſidenten mit dem Volkswillen kann der Politiker keine Bedeutung 
beimeſſen. In Wahrheit iſt der franzöſiſche Präſident ſchwach, weil ſeine 
Regierungshandlungen an die miniſterielle Gegenzeichnung gebunden ſind 
und, im Falle er das Parlament auflöſen wollte, die Mitwirkung des 
Senates einholen muß 1. In das Reich der juriſtiſchen Begründung poli⸗ 
tiſcher Tatfachen gehört auch folgender Satz: „Das Miniſterium, das 
ſich von ihm ableitet und die Gewalt aus ſeiner Hand empfängt, nimmt 
notwendigerweiſe teil an dieſer Untertänigkeit“ (S. 121). Die das 
Miniſterium bildenden Abgeordneten nehmen doch auch teil an der Autori⸗ 
tät, die mit der Vertretung des ſouveränen Volkes verknüpft iſt! 

Wenn wir vom politiſchen Standpunkte die Stellung des Präſidenten 
in einem Lande mit Kabinettsregierung ins Auge faſſen, deſſen Staats⸗ 
männer die Kabinettsregierung konſequent und energiſch wollen, fo ſehen 
wir, daß ſie nicht anders als ſchwach ſein kann; es muß alle rivali⸗ 
ſierenden Gewalten zu unterdrücken ſuchen; das tägliche Ringen mit der 
Oppoſition bereitet ihm ſo viele Hemmungen, daß es andersartige An⸗ 
griffe im Rücken und der Flanke nicht dulden kann. Die juriſtiſche 
Form, in der ſich die Unterwerfung vollzieht, iſt nebenſächlich. Der 
Verfaſſungsentwurf für das neue deutſche Reich zum Beiſpiel ſieht einen 
vom Volke gewählten Präſidenten vor, aber er wird ſo ſchwach ſein wie 
der von der Kammer gewählte franzöſiſche, da er zwar eine Zahl von 
formellen Scheinrechten beſitzt, im übrigen aber an jeder kraftvollen Be⸗ 
tätigung ſeines Willens gehindert wird. Aus dem gleichem Grunde 
wird faſt überall das Oberhaus zurückgedrängt; die Gründe, mit denen 


es bekämpft wird, mögen noch ſo hinfällig ſein: es ſtehe dem Volks⸗ 


willen ganz ferne oder doch ferner als das Unterhaus, ein Grund, der 
in Ländern mit gewählten erſten Kammern bedeutungslos iſt; dem Ober⸗ 
hauſe drohe nicht das gleiche Schickſal der Auflöſung. (Und der Pairs⸗ 


A Dagegen Redslob: „Aus verſchiedenartigen Gründen, von denen der 
wichtigſte das Dogma der Volksſouveränität und die Wahl des Präſidenten 
u Dr Kammern iſt, übt der legislative Körper eine erdrückende Suprematie“, 
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ſchub? Ref.) Der Politiker wird urteilen, daß ein unverantwortliches, 
nur aus einer Kammer beſtehendes Parlament eine ſo ungeheure Macht 


beſitzt, daß nicht gewählte Oberhäufer ſehr ſegensreich wirken könnten, 
wenn ſie dem römiſchen Senate glichen. Daß ſie ihm nicht gleichen, 


gibt blutloſen Gründen einen Schein von Leben. Wenn nun der fran— 
zöſiſche Senat ſich allmählich eine bedeutendere Stellung als das engliſche 
Oberhaus geſchaffen hat, ſo liegt das gewiß nicht nur daran, daß er 
vom Volke indirekt gewählt wird, ſondern daß er im Staate eine nütz⸗ 
liche Funktion ausübt (S. 178), und wenn er dem Präſidenten ſeine 
Zuſtimmung zu einer Auflöſung verſagt, nicht daran, daß ein ſolcher 


Akt „nicht von einer Körperſchaft geringeren Anſehens gegen eine ihr 


überlegene Körperſchaft vorgenommen werden“ kann (S. 127). 


Der Leſer wird ſich überzeugt haben, daß wir ein Werk doftrinären . 


Charakters beſprechen, deſſen Verfaſſer ſeltener auf die Tatſachen und 
Kräfte im Leben des Volkes blickt, als mit Begriffen und Theorien 


operiert. Seine Theorie der Kabinettsregierung iſt folgende. Wir müſſen 


vorausſchicken, daß er ſich an Duguit anlehnt, den Bordeleſer Staats⸗ 


rechtslehrer, einen urſprünglichen Geiſt, der ſich durch ein Werk über die 
Gewaltentrennung und die Nationalverſammlung bekannt gemacht hat, 
und der auch die Kabinettsregierung, ein Syſtem der Gewaltenvereinigung, 
dem Begriff der Gewaltentrennung unterſtellt: Exekutive und Legislative 
müffen ſich nach ihm im Zuſtande des Gleichgewichts befinden, wenn die 
Kabinettsregierung ſicher arbeiten ſoll. Für den Jünger wird der Ge— 


danke des Meiſters zum Bilde. „Das parlamentariſche Regime“, ſchreibt 


er S. 7, „iſt vergleichbar einer une, .Die beiden Platten find das 


Miniſterium und das Parlament Der Monarch oder der Präſident 
hält fie. in Händen ... (er) sol das Gleichgewicht herſtellen, indem 
(er) die Gewichte auf die eine oder die andere Seite verteilt ... Seine 
Aufgabe liegt darin, die Regierung, die ſich in Widerſpruch mit dem 
Volke begibt, durch eine andere zu erſetzen oder ſie durch eine Auflöſung 
zu ftärfen, wenn das Parlament vom richtigen Wege abweicht ... Die 
Schwerkraft entſpricht dem unwiderſtehlichen Zwang, der aus den Wahlen 
folgt. Das Staatshaupt iſt alſo nicht der Souverän. Der höchſte 
Wille iſt der des Volkes“ (S. 6). Daß das Bild unklar gedacht iſt, 


geht auch daraus hervor, daß der Verfaſſer am Schluſſe ſeines Werkes | 


das Staatsoberhaupt, das im Bilde über Parlament und Regierung 


ſchwebt, mit ihr vereinigt und nun ſchreibt: „Das große mechaniſche 


Geſetz, nach welchem Parlament und Staatshaupt über eine gleichwertige 


Macht verfügen, ein Geſetz, daß die engliſche Verfaſſung beherrſcht und 
das Weſen der parlamentariſchen Regierung iſt, beſteht in Frankreich 


nicht“ (S. 178). 
Über die Tatſachen, welche der Theorie zugrunde liegen, wird kein 


Zweifel mehr obwalten können: das britiſche Kabinett bewahrt ſich nad) . 


Redslob feine Unabhängigkeit, weil es ein auffälfiges Unterhaus auf- 
löſen kann; das franzöſiſche erleidet die Diktatur des Parlamentes, weil 


es ſich ſeiner nicht zu entledigen vermag. Und ſo dürfen wir dazu 


„ 


übergehen, das Schiefe der Konſtruktion Ne das in ihren Kon- 


der Gewaltentrennung. Redslob ſucht zu beweiſen, daß auch fie eine 


— 
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ſequenzen hervortritt. Eine Exekutive, die zugleich die Führerin der 
Legislative iſt, und eine Legislative, welche die Exekutive einſetzt, 
abſetzt und kontrolliert, können nicht als Exekutive und Legislative be⸗ 


grifflich gegenübergeſtellt oder in verſchiedenen Wagſchalen untergebracht 


werden. Gewaltenvereinigung iſt nun einmal nicht Gewaltentrennung. 


Die Künſtlichkeit der Auffaſſung offenbart ſich in dem Schweden ge⸗ 


widmeten Abſchnitt. Hier beſteht eine aus alter Zeit überkommene Art 


Art der parlamentariſchen Regierung darſtellt. Das erſcheint nicht 
ſchwierig, wenn parlamentariſche Regierung — Gleichgewicht der Staats⸗ 
gewalten iſt. Hören wir ihn ſelbſt! Die Originalität der ſchwediſchen 
Exekutive „liegt in der merkwürdigen Tatſache, daß das Schwergewicht 
in der Gewalt des Königs und nicht in der Gewalt der Miniſter liegt. 
Das hindert aber nicht, daß dieſes Syſtem eine einfache Variation des 
parlamentariſchen Regime bedeutet ... (denn) die beiden Lebenselemente 
des parlamentariſchen Regime die ſouveräne Autorität des Volkes 
und das Gleichgewicht der Gewalten“ find „in Schweden ſqh gut wie in 
England vorhanden“. So „gibt die Möglichkeit der Aufköſung, ver⸗ 


bunden mit dem Phänomen des Gleichgewichts, Schweden ein parla⸗ 


mentariſches Regime. Zwar iſt es ein Regime, das von der gewöhn⸗ 
lichen Linie abweicht ... aber es iſt ſchließlich doch ein parlamentariſches 


Regime ...“ (S. 99, 105). Mit dieſen Gründen wäre es leicht zu 


beweiſen, daß in den ſechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts in 
reußen die Kabinettsregierung beſtanden habe, ſo daß es unbegreiflich 
iſt, weshalb die Kammer anſtrebte, was ſie ſchon beſaß, und Bismarck 

weigerte, was fortgegeben war. 

Auch wer mit dem Verfaſſer nicht übereinſtimmt, wird ſich ſtets an 

der Feinheit ſeiner Deduktion und der Klarheit ſeiner Darſtellung er⸗ 


freuen, Dieſe Eigenſchaften treten beſonders in dem von Frankreich 


handelnden Abſchnitte hervor. In ihm beſitzen wir eine ſo treffliche 


| Wiedergabe der franzöſiſchen Auffaſſung der franzöſiſchen Kabinettsregierung, 
daß wir nur eine noch ausführlichere Darſtellung der Geſchichte des 


Senates vermiſſen. Der Verfaſſer iſt ganz in ſeinem Stoffe aufgegangen; 
gelegentlich zitiert er in franzöſiſcher Sprache (S. 140, A. 2 und 164 A. 2). 
Der franzöſiſche Geiſt unterſcheidet ſich von dem deutſchen durch ein 
größeres Maß von Phantaſie und ein geringeres von Wahrheitsſinn. 


Daher im Gebiete der Geiſteswiſſenſchaften mehr Einfälle, Hypotheſen 
und Fiktionen, die aber oft mit der Wirklichkeit ſtreiten, und im Bereich 


des politiſchen Handelns ein größerer ä an Mitteln, die der 
Gerechtigkeit widerſprechen !. 
| a. er 5 W. Hasbach 


1 Das franzöſiſche Ethos habe ich in einem Aufſatze von „Nord und Süd- 
1915, zu charakteriſieren verſucht. Hierauf ſei zur Erklärung der obigen Be⸗ | 


bauptung m, die hier nicht begründet werden kann. 


* 


* 
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Olfen, Oskar: Des ſchwediſchen Volkes Wahlhandbuch 
mit Überſicht über die Reichsverfaſſung und Kommu- 
nal verwaltung. F. ſchwediſcher Sprache.) Stockholm 1919. 
Tidens Verlag. 220 S 


Das ſchwediſche Reichstagswahlgeſetz vom 26. Mai 1909 zeichnet 
ſich dadurch aus, daß es eine Liſtenwahl ohne das Erfordernis der Ein— 
reichung von Vorſchlagsliſten durchgeführt hat. Zweck dieſer Aus- 
geſtaltung iſt, den Wähler tunlichſt unabhängig von der Partei zu 
machen. 

Die Aufſtellung von Bewerbern fällt ſomit genau ebenſo außerhalb 
der geſetzlichen Regelung, wie das bei der Majoritätswahl der Fall war. 


Seinen Stimmzettel vermag ſich der Wähler völlig frei zuſammenzuſtellen. 


Er darf zwei Namen mehr nennen, als dem Wahlkreis Abgeordnete zu- 
ſtehen, und zwar mit oder ohne Parteibezeichnung. Die Wahlkreiſe ſind 
für die Wahlen der Abgeordneten zur zweiten Kammer ſo bemeſſen, daß 
ihnen drei bis acht Abgeordnete zukommen. 5 

Man iſt ſich von vornherein darüber klar geweſen, daß der Wähler 
regelmäßig einen Stimmzettel abgeben werde, der außer den Bewerber⸗ 
namen auch eine Parteibezeichnung enthielte. Darum wurden ſämtliche 
Stimmzettel, die der Parteibezeichnung entbehrten, nur zu einer einzigen 
Liſte, der „freien Gruppe“, zuſammengefaßt. 

Bei der Reſultatsermittlung werden zunächſt die Liſtenſtimmen für 
jede Parteigruppe und für die freie Gruppe feſtgeſtellt, worauf die Ver— 
teilung der Sitze an ſämtliche Gruppen nach dem d' Hondtſchen Ver- 
fahren ſtattfindet. 

Dias alles iſt höchſt einfach. Bei der Zuweiſung der Sitze an die 
die Kanditaten hingegen mußte als Gegenſtück zu der weiten Frei⸗ 
heit des Wählers eine eingehende Regelung getroffen werden. Allein 
auch dieſer Vorgang iſt leicht zu erfaſſen, da er nach einem einzigen und 
einheitlichen Gedanken durchgeführt iſt. Die Zuſammenfaſſung der Stimm- 
zettel nach Gruppen hat grundſätzlich ihren Zweck damit erfüllt, daß 
ſie die Grundlage für die Verteilung der Sitze unter die Gruppen ab⸗ 
gegeben hat. Darum wird für die Zuweiſung der Sitze an die Be— 
werber von ihrer liſtenmäßigen Zuſammengehörigkeit abgeſehen und jedem 
Bewerber eine „Vergleichungszahl“ zugeordnet. Mit dieſen treten 
die einzelnen Bewerber untereinander, ohne Rückſicht auf ihre Gruppen⸗ 
zugehörigkeit, in Wettbewerb. Die Vergleichungszahl beruht auf derſelben 
Erwägung wie das d Hondtſche Verfahren. Wenn nämlich Stimmzettel 
für ihren erſten Bewerber einen Sitz erlangt haben, ſo kann denſelben 
nur dann für ihren zweiten ein Sitz zugewieſen werden, wenn ſie eine 
gewiſſe, noch höhere Anzahl von Stimmen erreichen, als ſie zur Ernennung 
des erſten erforderlich war. Dieſer Gedanke kann aber auch in der Form 
geſtaltet werden, daß man ſagt, jeder Stimmzettel, der bereits den oberſten 
Bewerber als gewählt aufweiſt, hat danach nur noch ein Stimmgewicht 
von einhalb für den zweitgenannten, ein Stimmzettel, der zwei Kandidaten 


als gewählt aufweiſt, hat nur moch ein Stimmgewicht von einem Drittel 


für den drittgenannten uſw. In der erſten Form verwendet das Geſetz 
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die Vergleichungszahl bei der „R angordnungsregel“, in der zweiten 
bei der „Reduktionsregel“. 

Die Rangordnungsregel wäre überflüſſig, gälte es nicht, einem Miß⸗ 
brauch zu ſteuern, nämlich dem „Köpfen“ der Liſten, einer Erfahrung, 
welche die Verhältniswahl in der Schweiz gezeitigt hat. Gegneriſche Par⸗ 
teien haben bei Wahlgeſetzen ohne entſprechende Maßnahme oft einen Teil 
ihrer Mitglieder „abkommandiert“, unbedeutenden Kandidaten einer anderen 
Liſte Stimmen zu geben. Wies dann dieſe Partei ſtrenge Geſchloſſenheit 
auf, ſo daß von ihren Bewerbern jeder ungefähr die gleiche Stimmenzahl 
hatte, ſo wurde ſie, wenn wie üblich die Zuweiſung der Sitze nach relativer 
Mehrheit erfolgte, ihrer Führer beraubt, und nur minderbedeutende ihrer 
Bewerber kamen ins Parlament. In muſtergültiger Weiſe hat das 
ſchwediſche Geſetz ſolche mißbräuchliche Ausnutzung der Wahlfreiheit un⸗ 
möglich gemacht. Da es ſich um den Schutz der Parteigeſchloſſenheit 
handelt, mußte hierbei noch einmal auf die Gruppenzugehörigkeit zurück⸗ 
gegriffen werden. Die Rangordnungsregel beſagt: Wenn ein Bewerber 
auf mehr als der Hälfte der Stimmzettel einer Gruppe an erſter Stelle 
ſteht, ſo iſt er gewählt. Steht ein Bewerber auf zwei Drittel der Stimm⸗ 
zettel der Gruppe an zweiter Stelle und weiſen dieſe an erſter Stelle 


Halle denſelben anderen Bewerber auf, fo ift auch der zweitgenannte ge⸗ 


wählt. Entſprechendes gilt für den dritten, vierten Bewerber uff., wenn 
drei Viertel, vier Fünftel uſw. Stimmzettel in ihren Bewerbern von 
oben herab gleichlauten. 

Werden nach der Rangordnungsregel nicht alle Sitze einer Gruppe 


beſetzt, dann erſt greift die Reduktionsregel Platz. Jetzt konkurrieren 
die Wahlzettel ohne Beachtung ihrer Gruppenzugehörigkeit, und zwar die⸗ 


jenigen, von deren Bewerbern noch keiner einen Sitz erhalten hat, mit 
dem Stimmgewicht von eins, diejenigen, deren oberſter Bewerber ſchon 
als Abgeordneter feſtgeſtellt ift, mit dem Stimmgewicht von einhalb, bei 
zwei 15 1 gelangten Bewerbern mit einem Drittel uff. 

der freien Gruppe iſt für die Zuweiſung der Sitze die Redul⸗ 


| tonsregel allein maßgebend. 


Eine Beſtimmung des Sinnes wie diejenige des 8 11 unſeres Wahl⸗ 


geſetzes zur Nationalverſammlung vom 30. November 1918, daß derſelbe 


Bewerbername nur auf einer Liſte in einem Wahlkreiſe vorkommen 
dürfe, würde man in dem ſchwediſchen Geſetze vergeblich ſuchen. Sie 
iſt überflüſſig geworden, da in Schweden vermittelſt der Reduktionsregel 
die Frage gelöſt iſt, bei Zuweiſung der Sitze alle Bewerber ohne Rück⸗ 
ſicht auf ihre Gruppenzugehörigkeit untereinander in Wettbewerb treten 
zu laſſen. Auf dieſe Weife wird für hervorragende Perſönlichkeiten, die 
ſich über die Enge eines Parteiprogrammes erheben und infolgedeſſen da, 
wo Parteiausſchüſſe allein den Einfluß auf die Kandidatenaufſtellung 
haben, keine Ausſicht auf Aufſtellung haben, die Möglichkeit geboten, zu 
einem Sitz zu gelangen. | 

Die hohe Bedeutung des ſchwediſchen Wahlverfahrens überhaupt be⸗ 
ſteht darin, daß es dem Wähler in vollſtem Maße die Einwirkung 
darauf gewährleistet, welche Perſönlichkeiten er als Abgeordnete aus der 


| Wahl hervorgehen en will. Die rn dieſes Erforderniſſes hat 
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ſich nach der allgemeinen Wahlrechtsentwicklung für politiſche Wahlen als 
unabweisbar erwieſen. Das zeigt ſich ſo gut in der in den Einzelſtaaten 
der amerikaniſchen Union aufgekommenen „Vorwahl“ (primary election), 
welche eine geſetzlich geordnete Wahl der aufzuſtellenden Kanditaten inner⸗ 
halb jeder Partei iſt, als auch in dem weitgehenden Einfluß, welchen die 
ſchweizeriſchen Verhältniswahlgeſetze dem Wähler auf die Beſtimmung 
der Perſon des Gewählten einräumen und der einzig in unſeren neuen 
Geſetzen faſt ausgeſchloſſen iſt. Daß dieſe kein befriedigendes Ergebnis 
haben konnten, iſt allein einem ſolchen Mangel zuzuſchreiben. 

Das Wahlhandbuch Olſſons gibt eine vollſtändige Überſicht über 
alle Anwendungsfälle der Wahl im öffentlichen Recht. Es bietet die 
Einzelheiten wie für die Wahlen zur Volkskammer ſo auch für die Erſte 
Kammer, deren Mitglieder nach demſelben Proportionalverfahren durch 
durch die Provinziallandtage und die großen Städte gewählt werden, 
auch ferner für die kommunalen, die kirchlichen Wahlen und diejenigen der 
Schullehrer und des Schulrates. Das Wahlverfahren iſt durch ein umfang⸗ 
reiches und allſeitig durchgeführtes Beiſpiel beleuchtet. 

Überall beſchränkt ſich das Handbuch nicht auf das Wahlrecht, ſondern 
beſchreibt auch den Wirkungskreis und die Zuſtändigkeiten der gewählten 
Organe und erlangt dadurch noch eine beſondere Mannigfaltigkeit, daß. 
das ſchwediſche Verwaltungsrecht aus Wahlen hervorgehende Ausſchüſſe 
für Schätzungsangelegenheiten, Gnadengehaltsſachen, Armenpflege, Trunk⸗ 
ſuchtsbekämpfung, Hygiene, Pflegkinderkontrolle, Baupolizei und Waſſer⸗ 
verſorgung kennt. 

eee 6 | Bi Tecklenburg 


Statiſtik des 8 Staates. Heft 27. Der natürliche 
Bevölkerungswechſel im hamburgiſchen Staate in den Jahren 1909 — 
1913. Hamburg 1918, Otto Meißner Verlag. 4°. 116 S. 4 Mk 


Statiſtiſche Mitteilungen über den hamburgiſchen Staat. 
Nr. 5. Der Einfluß des Krieges auf den natürlichen Bevölkerungs⸗ 
wechſel im hamburgiſchen Staate in den Jahren 1914 — 1917. 
Ebenda 1918. 8%. 98 S. 3 Mk. 


Bereits vor dem Kriege war die hamburgiſche Statiſtik eine wert⸗ 
volle und wichtige Quelle für die Bevölkerungsſtatiſtik, vor allem dadurch, 
daß fie in ähnlich tiefgehender Weiſe wie unjere Kommunalſtatiſtik über- 
haupt, den verſchiedenſten Zuſammenhängen auf das gründlichſte nach⸗ 
ging und durch mannigfache Kombinationen zur Klärung vieler Fragen 
auf dieſem Gebiete beitrug. Auch die beiden vorliegenden Hefte bieten 
unter dieſen Geſichtspunkten ebenfalls wieder ſehr viel Beachtenswertes. 

Das erſte Heft, das den Bevölkerungswechſel in den Jahren 1909 
bis 1913 darſtellt, bietet hierin eine Fortſetzung früherer Veröffent⸗ 
lichungen, vor allem des Heftes 26, in dem der Bevölkerungswechſel 
für die Jahre 1904 — 1908 dargeſtellt worden war. In dem vorliegenden 
Heft 27 werden nacheinander die Eheſchließungen, die Geborenen und 
die Geſtorbenen behandelt. Überall finden ſich in reichem Maße die 


\ 
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entſprechenden Daten für die verſchiedenen europäiſchen Länder, für die 
deutſchen Staaten und Landesteile und die übrigen deutſchen Großſtädte 
angegeben, ſo daß allein ſchon unter dieſem Geſichtspunkte dieſe Ver⸗ 
öffentlichung auf mehr als lokales Intereſſe Anſpruch erheben kann. Es 
ſei noch beſonders hervorgehoben, daß vor allem auch der Altersaufbau 
und die Gliederung nach dem Familienſtande eingehend berückſichtigt 
worden ſind. Dieſe Berückſichtigung des Alters findet ſich ganz beſonders 
eingehend bei der Betrachtung der Geburten durchgeführt. Es ſei hier 
vor allem auf die intereſſante Darſtellung über die ehelich Lebend⸗ und 
Totgeborenen nach dem Altersunterſchiede der Eltern hingewieſen oder auf 
die Tabelle, in welcher die ehelich Lebendgeborenen nach dem Alter der 
Mutter ſowie dem Altersunterſchiede und der Ehedauer der Eltern für 
das Jahr 1913 betrachtet werden. Auch für die unehelichen Geburten 
finden ſich ähnliche tiefeindringende Unterſuchungen. Es würde natürlich 
an dieſer Stelle zu weit führen, auf die allgemeinere Bedeutung der 
Ergebniſſe dieſer intereſſanten Arbeit im einzelnen einzugehen. | 
Weit allgemeineres Intereſſe beansprucht jedoch augenblicklich die 
zweite Veröffentlichung, die ſich ‚auf den Einfluß des Krieges auf den 
natürlichen Bevölkerungswechſel in den Jahren 1914—1917 bezieht. 
Für das ganze Reich fehlen ja bis heute hierüber genauere zahlenmäßige 
Angaben. Wir verfügen ja nur über die ſonſt ſehr verdienſtvollen Mit⸗ 
teilungen der Kopenhagener Geſellſchaft für das Studium der ſozialen 
Folgen des Krieges, die aber doch in ſehr hohem Maße nur den Cha⸗ 
rakter von Schätzungen tragen. Abgeſehen von der vorliegenden Arbeit 
für Hamburg ſind lediglich für Bayern genaue Angaben veröffentlicht 
worden (Eheſchließungen, Eheſcheidungen, Geburten⸗ und Sterbefälle 
während der Kriegsjahre 1914—1918 in Heft 1 und 2 der Zeitſchrift 
des bayeriſch⸗ſtatiſtiſchen Landesamtes 1919. Eine kurze überfichtliche 
Zuſammenfaſſung für Bayern hat Burgdörfer in der Münchener Medi⸗ 
ziniſchen Wochenſchrift 1919, Nr. 16, unter dem Titel „Die Bevölkerungs⸗ 
entwicklung während des Krieges und die kommuniſtiſche Propaganda für 
den Gebärſtreik“ gegeben). 1 
Im Gegenſatze zu der bayeriſchen Veröffentlichung, die auch das 
Jahr 1918 mitumfaßt, geht die hamburgiſche Darſtellung nur bis zum 
Jahre 1917. Der eigentlichen Darſtellung des Bevölkerungswechſels geht 
ein kurzer Abſchnitt voraus über die Wiſſenſchaft von der Bevölkerungs⸗ 
vermehrung, in dem vor allem die Rede von dem neuzeitlichen Geburten⸗ 
rückgang iſt. Sodann werden nacheinander behandelt die Geburten, die 
Veränderungen in der Sterblichkeit, der Geburten⸗ und Sterbeüberſchuß ai 
und die Entwicklung der Eheſchließungen. 

Die Geburtenhäufigkeit lag im Jahre 1917 50% ,‚ in den letzten 
Monaten des Jahres 1917 ſogar 60 % unter der normalerweiſe zu er⸗ 
wartenden. Die Geburtenziffer, die 1914 ſich in der Stadt Hamburg 
auf 20,93 %o, auf die Wohnbevölkerung berechnet, belaufen hatte, ging 
im Jahre 1917 auf 9,37 oo zurück, die allgemeine Rene | 
in dem gleichen Zeitraume von 77,11 auf 33,51 oo. 

Die Zunahme der Sterblichkeit der Zivilbevölkerung war eine ſehr 
ſtarke; ſie war um ſo ſtärker, je höhere Altersſtufen man betrachtet. Für 


* 
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die Geſamtbevölkerung betrug in dem Zeitraum von 1914—1917 die 
Zunahme 10,12 % , für die über ein Jahr alten Perſonen 27,66 %, 
für die über 15 Jahre alten 31,12 und für die über 60 Jahre alten 
54,43 %. Beſonders ſtark war die Zunahme der Sterblichkeit bei der 
erwachſenen männlichen Bevölkerung, weſentlich ſtärker als bei der weib⸗ 
lichen. Es hat dies ſeinen Grund darin, daß mit den Wehrfähigen die 
Geſunden und Kräftigen aus der Bevölkerung herausgezogen wurden, ſo 
daß hier vorwiegend nur ſchwache und kränkliche Perſonen zurückblieben. 
Dagegen iſt die Säuglingsſterblichkeit zurückgegangen. Von 1000 Lebend⸗ 
geborenen ſtarben vor Vollendung des 1. Lebensjahres im Jahre 1914 
12,60, im Jahre 1917 11,45. 

Die Betrachtung der Todesurſachen zeigt, worauf die Zunahme der 
Sterblichkeit im einzelnen zurückzuführen iſt. Bei den über 15 Jahre 
alten Perſonen hat als Todesurſache in dem betrachteten Zeitraume am 
ſtärkſten die Altersſchwäche (＋ 122,24 %% zugenommen, dann folgen 
die Influenza (+ 95 %), ſodann die Lungenentzündung (+ 81,60 „%) 
und die Tuberkuloſe mit einer Zunahme von 54,91 %%᷑. Es liegt auf 
der Hand, daß dieſe Entwicklung in allererſter Linie mit den verſchlechterten 
Ernährungsverhältniſſen zuſammenhängt, wenngleich die ſtarke Zunahme 
der an Influenza Geſtorbenen auf die verheerende Wirkung der Grippe 
. hinweift, die ja wohl kaum mit dem Kriege in einem Zuſammenhange 
ſteht. Freilich handelt es ſich gerade bei dieſer Todesurſache um ſehr 
kleine abſolute Zahlen. Man darf es wohl als ſicher annehmen, daß 
bei Einbeziehung des Jahres 1918 die Entwicklung noch ungünftiger 
geweſen wäre. Denn die obengenannte bayeriſche Arbeit zeigt, daß im 
Jahre 1918 in Bayern noch eine weitere ſtarke Zunahme der Sterb— 
lichkeit erfolgt iſt. Mit Ausſchluß der Militärperſonen ſtarben hier im 
Jahre 1917 114017, im Jahre 1918 137325 Menſchen. 

Auch bei den Cheſchließungen iſt für Hamburg eine ſtarke Abnahme 


zu verzeichnen. Von 9362 und 10 346 in den Jahren 1913 und 1914 


ging ihee Zahl in den drei folgenden Jahren auf 6718, 5278 und 5601 
zurück. Während die Betrachtung der Verhältniſſe für Bayern zeigt, 
daß für die Sterblichkeit das Jahr 1918 dem Vorjahre gegenüber noch 
eine weſentliche Verſchlechterung gebracht hatte, liegen die Verhältniſſe 
bei Geburten und Eheſchließungen anders. Bei beiden hat ſich in Bayern 
die Häufigkeit gegenüber dem Jahre 1917, bei den Eheſchließungen ſogar 
nicht unweſentlich gehoben. Es iſt natürlich nicht ſtatthaft, daraus 
irgendwelche beſtimmten Schlüſſe auf die entſprechende Entwicklung in 
anderen Gebieten, wie zum Beiſpiel auf Hamburg, ziehen zu wollen. 
Gewiſſe Beobachtungen nämlich zeigen, daß doch die Bevölkerung in den 
einzelnen Gebieten in zum Teil recht verſchiedenem Maße auf den Krieg 
und die Kriegswirkungen reagiert hat. Es ſei nur darauf hingewieſen, 
daß bereits das Jahr 1914 gegenüber dem Vorjahre in Bayern einen 
ſehr erheblichen Rückgang der Eheſchließungen aufwies, während in Ham— 
burg das Jahr 1914 noch 984 Eheſchließungen mehr als das Vorjahr 
brachte. 
Vn der Zuſammenfaſſung ergibt ſich, daß die dargelegte Entwicklung 
für die letzten Jahre zu einem Sterbeüberſchuß geführt hat. Während, 
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berechnet auf die Wohnbevölkerung, ſich in Hamburg für die Jahre 1914 
und 1915 noch ein Geburtenüberſchuß von 7,68 und 3,65 auf 1000 
ergab, betrug der Sterbeüberſchuß in den beiden folgenden Jahren 1,15 
und 5,66 auf 1000. Man bekommt daraus Anhaltspunkte, wie groß 


der Rückgang der Volkszahl im ganzen Reiche in den letzten Jahren 
geweſen ſein muß. In der obengenannten Arbeit ſchätzt B. den Geſamt⸗ | 


bevölkerungsverluſt Deutſchlands auf 54a —6 Mill. Menſchen. 
In dieſer Zahl ſind natürlich nur die unmittelbaren Verluſte infolge 
des Krieges und der Kriegswirkungen enthalten. Aber noch auf eine 


ganze Reihe von Jahrzehnten hinaus werden ſich weiterhin, wenn auch | 


in abnehmender Stärke, weitere Nachwirkungen auf den Bevölkerungs⸗ 
wechſel und das Volkswachstum bemerkbar machen. Unter den Nach⸗ 
wirkungen des Krieges werden wir noch auf lange Zeit eine ungünſtige 
Sterblichkeit bei uns haben, der Ausfall fo vieler im heirats⸗ und 
zeugungsfähigen Alter ſtehenden Männer wird herabmindernd auf die 
weitere Entwicklung der Heirats⸗ und Geburtenhäufigkeit einwirken; dabei 
ſei von den Folgen der ungünſtigen wirtſchaftlichen Lage ganz abgeſehen. 
Es wird aber trotzdem noch die große Frage ſein, darin wird auf Jahre 
hinaus das deutſche Bevölkerungsproblem beſtehen, ob wir nicht trotz 
dieſes großen Menſchenverluſtes noch zu viele Menſchen in Deutſchland 
haben werden. So wird für lange Zeit das Problem des Nahrungs⸗ 
ſpielraumes im Mittelpunkte unſerer ganzen Bevölkerungspolitik ſtehen 
müſſen, um das, was uns noch an Menſchen vedblieben iſt, auch im 


eigenen Lande halten zu können. Damit ſind aber unſerer ganzen Wirt⸗ 


ſchaftspolitik beſtimmte und feſtumriſſene Ziele und Aufgaben geſteckt. 
Freiburg i. B. P. Mombert 


e Richard: Geſchichte der Stadt a a. M. 
(1814—1866). Im Auftrage der ſtädtiſchen hiſtoriſchen Kommiſſion. 
3. Band, 1. Teil. Frankfurt a. M. 1915. Joſeph Baer & Co. 
3. Band, 2. Teil, ebenda 1918. 420 und 586 . 


Die beiden vorliegenden Bände, mit denen das ganze Werk feinen 
Abſchluß findet, umſpannen einen Zeitraum, in dem Frankfurt nicht 


nur nach der Meinung ſeiner ſelbſtbewußten Bürger mehrfach im Mittel⸗ 
punkte des deutſchen, um nicht zu ſagen: des europäiſchen Intereſſes 5 
ſtand. Sie begleiten das Geſchick der Stadt von ihrem Eintritt in 


den deutſchen Zollverein (1836) bis zu ihrem völligen Aufgehen in dem 
preußiſchen Staat. Es ſind vor allem zwei große Probleme, die jene 
Tage der ſtädtiſchen Politik ausfüllen: die Reform der ſtädtiſchen Ver⸗ 
faſſung und die Bewahrung der reichsſtädtiſchen Freiheit im Rahmen 


des deutſchen Geſamtſtaates. Die ſtädtiſche Verfaſſungsreform vollzog Be 


ſich in enger Verzahnung mit den Geſchicken der Reichsverfaſſung. In 
einer Zeit, in der in dieſer der demokratiſche Gedanke zu ſiegen ſchien, 


konnte auch der Frankfurter Senat eine fortſchrittliche Umgeſtaltung der 


veralteten Verfaſſung nicht verweigern. Er zog ſeine Konzeſſionen in 
dem Maße zurück, in dem auch in den Bundesſtaaten nach der Be⸗ 
wegung von 1848 die Reaktion N Einzug hielt. In der äußeren 
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Politik fahrte der Zwieſpalt zwiſchen reichsſtädtiſchen Prätentionen und 
realer Machtentfaltung zu dem lange gefürchteten Ende: auch die formell 
ſtreng gewahrte Neutralität vermochte die Stadt nicht vor der Annek⸗ 
tierung durch den mächtigen Nachbar zu ſchützen. Die Vorgänge bei der 
Beſetzung und der Überführung der Stadt in den neuen Staatsverband 
ſind kein Ruhmesblatt Preußens und gewähren gerade heute ein tieferes 
Intereſſe. Denn in dem Vorgehen Bismarcks, der auf alle moraliſchen 
Eroberungen verzichtete, deutete ſich ſchon jener Mangel an pſycho— 
logiſchem Verſtändnis an, der für die ſpäterere Behandlung von Elſaß— 
Lothringen verhängnisvoll werden ſollte. Um ſo wirkungsvoller hebt ſich 
von dieſer brutalen Regierungsmaxime die vornehme Geſinnung des alten 
Kaiſers ab, der da, wo fein Miniſterpräſident ſich feiner höheren Ein- 
ſicht verſagte, mit eigenen Opfern den Weg der Vermittlung zu finden 
wußte. 
Die beiden Bände beſtätigen aufs neue die Gabe des Verfaſſers, 
ſeinen weitläufigen Stoff kräftig zuſammenzuhalten und ſeine Darſtellung 
in glücklichem Gleichmaß zwiſchen der Berückſichtigung der lokalhiſtoriſchen 
Geſichtspunkte und der Schilderung der großen Zuſammenhänge zu Ende 
zu führen. Vortrefflich iſt ihm namentlich die Herausarbeitung der 


innigen Wechſelwirkung zwiſchen der politiſchen Atmoſphäre der Stadt 


und der Paulskirche gelungen. Nicht minder die lebensvolle Zeichnung 
der in der Stadtpolitik führenden Männer, des konſervativen, zu Oſter⸗ 
reich neigenden Harnier, des trockenen, am formalen Rechtsſtandpunkt 
bis zuletzt feſthaltenden Speltz, des eitlen Schwätzers Müller, der — ein 
Diplomat kleinlichſter Sorte — es unternahm, mit einem Bismarck die 
Waffen zu kreuzen. Das Herbe und Knorrige, das Durchſchlagende wird 
man in den Charakteren dieſer Mainfranken und germaniſierten Franzoſen 
vergebens ſuchen, aber der bedeutendſte von ihnen, Eduard Souchay, 
zeigt ſo viele gute und aufrechte Züge, daß nicht nur ſeine Vaterſtadt 
Frankfurt dem Verfaſſer Dank ſchuldig iſt, der zum erſten Male ein volles 
Bild ſeines Weſens und Wirkens gezeichnet hat. 

Halle a. S. Wag Aubin 


Jacobs, Dr. Paul: Die Fleur von Wertpapieren zum 
Börſenhandel. Berlin 1914, Julius Springer. 


Die Schrift ſtellt die Entſtehung, Organiſation, Arbeitsweiſe und 
Aufgaben der nach § 36 des Reichsbörſengeſetzes an jeder deutſchen 
Wertpapierbörſe beſtehenden Zulaſſungsſtelle dar. Ein Anhang bringt 
die Vorſchriften des Börſengeſetzes, die Bekanntmachung des Reichskanzlers, 
betreffend die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börfenhandel, vom 
4. Juli 1910, das Schema, das für die nach § 4, Nr. 5 dieſer Be⸗ 
kanntmachung von inländiſchen Kreditbanken zu veröffentlichenden Bilanz— 
überſichten vorgeſchrieben iſt, ſowie die von der Berliner Zulaſſungsſtelle 
aufgeſtellten leitenden Geſichtspunkte für die Zulaſſung von Bergwerks— 
furen zum Handel an der Berliner Börſe. Es muß aber darauf hin— 
gewieſen werden, daß das Börſengeſetz verſehentlich nicht in der geltenden 


Faſſung der Bekanntmachung vom 27. Mai 1908 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 215), | 
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ſondern in der urſprünglichen Faſſung vom 22. Juni 1896 abgedruckt 


iſt. Seinen Ausführungen hat der Verfaſſer die geltenden Vorſchriften 
zugrunde gelegt. - 3 
Das Buch iſt vor dem Kriege erſchienen. Über die Rolle, die die 
Börſe in der kommenden Zeit noch wird ſpielen können, laſſen ſich heute 
höchſtens Vermutungen äußern. Die geltende Börſengeſetzgebung iſt be⸗ 


Tätigkeit Her Börſenorgane ſtand bis zu dem Kriege unter dem Einfluß 
einer großen und, wie wir damals glaubten, glückhaften und dauernden 


rechnet 72 Börſe einer aufſtrebenden Volkswirtſchaſt und auch die 


Entwicklung. Der Kriegsausbruch hat für die Börſe einen tiefen Ein⸗ 


ſchnitt bedeutet. Seitdem hat ſie eine eigenartige, wenig erfreuliche 
Kriegsexiſtenz geführt. Den Übergang zu den kommenden Zeiten hat fie 
noch nicht vorbereiten können. In unſerer ganz verarmten und ſchwer 
belaſteten Volkswirtſchaft wird die Börſe vielleicht eine bedeutendere 
Funktion zu übernehmen haben als man jetzt glauben möchte, aber ſie 
wird ſich auf die völlig veränderten Verhältniſſe umſtellen müſſen; auch, 
die Börſenorgane werden ihre Praxis zu revidieren haben und den Faden 
nicht einfach da fortſpinnen können, wo er am 31. Juli 1914 riß. Ich 
zweifle ferner nicht daran, daß ſich eine Reviſion der Börſengeſetzgebung 
als notwendig erweiſen wird. Die vorliegende Schrift, die ſelbſt⸗ 
verſtändlich mit einer Weiterentwicklung in den bisherigen Bahnen 
rechnete, hat daher heute im weſentlichen nur noch ein geſchichtliches 
Intereſſe. ö a | 

Von dieſem Standpunkte aus beanſprucht der fünfte, „Die Ver⸗ 


waltungsgrundſätze () der Zulaſſungsſtellen und die Kontrolle der Re 


gierung“ überſchriebene Abſchnitt die meiſte Aufmerkſamkeit. Der Ab⸗ 
ſchnitt bringt in ziemlich loſer Aufeinanderfolge eine Anzahl wichtiger 
Fälle aus der Praxis der Berliner Zulaſſungsſtelle. Für die übrigen 
Zulaſſungsſtellen hat der Verfaſſer, der nur aus dem Archiv einer 
Berliner Zeitung ſchöpfte, leider kein Material zu finden gewußt. Sie 
merden auch in den übrigen Teilen der Schrift nur hier und da geſtreift. 
Es wäre aber nicht unintereſſant geweſen, namentlich die weſentlich 
mildere Praxis der Hamburger Zulaſſungsſtelle kennen zu lernen. Auch 
die grundſätzlich ablehnende Stellungnahme der Hamburger Regierung 
zu der Frage, ob die Landesregierung kraft ihres Aufſichtsrechts befugt iſt, 
der Zulaſſungsſtelle im einzelnen Falle bindende Anweiſungen zu erteilen, 
hätte beachtet werden ſollen. Überhaupt hätte dieſe ſeinerzeit ſehr lebhaft 


erörterte Frage wohl verdient, daß der Verfaſſer zu ihr zunächſt unter 


Berückſichtigung der von ihm weder zitierten noch, wie es ſcheint, be⸗ 
nützten Literatur, insbeſondere der Verhandlungen des Münchener All⸗ 
gemeinen Bankiertages grundſätzlich Stellung nahm und dann die wenigen 


der Offentlichkeit bekannt gewordenen Fälle, in denen die preußiſche 


Landesregierung ihr Aufſichtsrecht zur Geltung brachte — die Mehrzahl 
der Fälle hat / fih hinter den Kuliſſen abgeſpielt —, kritiſch würdigte. 
Statt deſſen wird zunächſt der Fall der Chicago⸗Milwaukee⸗St. Paul⸗ 
Bahn, in dem abſichtlich der Streit in die Offentlichkeit verlegt wurde, 
um die grundſätzliche Frage zu klären und die Emiſſionshäuſer darauf 
hinzuweiſen, daß die Landesregierung ihre bisherige Zurückhaltung nicht 
| | 24. * 
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mehr wahren könne, dargeſtellt, aber lediglich die Opportunität des Ein⸗ 
ſchreitens vom wirtſchaftlichen Standpunkte aus erörtert“. Dabei kommt 
der Verfaſſer zu dem Ergebnis, daß die Fernhaltung dieſes Papiers 
vom Berliner Markte zu bedauern ſei. Er wäre vielleicht zu einem 
anderen Ergebniſſe gekommen, wenn er ſich die Mühe nicht hätte ver⸗ 
drießen laſſen, die weitere Kursentwicklung des Papiers zu verfolgen, 
die zeigte, daß die Emiſſion gerade wieder im „rechten“ Zeitpunkt ge⸗ 
plant war. Indeſſen wird man ihm ex nunc beipflichten müſſen. 
Überhaupt kann ich, obwohl ich in meiner damaligen amtlichen Tätigkeit 
als Staatskommiſſar der Berliner Börſe und Miniſterialreferent das 
Meinige getan habe, um das Einſchreiten herbeizuführen, nicht umhin 
zuzugeſtehen, daß die im Weltkriege gemachten Erfahrungen die Art, wie 
das Aufſichtsrecht ausgeübt wurde, recht unglücklich erſcheinen laſſen. 
Abgeſehen von der Fernhaltung zweier galiziſcher Anleihen, die in 
Frankfurt a. M. eingeführt werden ſollten, ſind Papiere ferngehalten 
worden, deren Beſitz uns im Krieg und jetzt ſehr nützlich geweſen wäre, 
während man manche Papiere paſſieren ließ, deren Zulaſſung ſich heute 
als ſchädlich herausgeſtellt hat. Zu den letzteren rechne ich allerdings 
nicht die Pfandbriefe der Caga de Credito Hipotecario in Santiago, 
deren Zulaſſung der Verfaſſer lediglich mit Rückſicht auf die Verhältniſſe 
des deutſchen Grundkreditmarktes im Jahre 1912 beanſtandet, ohne zu 
berückſichtigen, daß bei ausländiſchen Emiſſionen auch andere Erwägungen 
mitzuſprechen haben als die augenblicklichen Verhältniſſe des deutſchen 
Marktes, an dem die Papiere als vermeintliche Konkurrenten deutſcher 
Anſprüche auftreten ſollen. 1 

So wohlüberlegt und begründet uns die damalige Praxis zu ſein 
ſchien und fo ſehr fie auch zumeiſt von Parlamenten und der Offentlich— 
keit gebilligt wurde, muß doch heute denjenigen recht gegeben werden, 
die vor ſolchen Eingriffen warnten, da auch der Regierung die Gabe, 
in die Zukunft zu ſehen, nicht innewohne. Gegenüber der Leichtherzig— 
keit, mit der heute von einem in der Schule der Kriegswirtſchaft heran⸗ 
gewachſenen Beamtentum die ſtaatliche Einflußnahme auf das Wirtſchafts— 
leben gehandhabt wird., iſt es vielleicht nicht überflüſſig, auf dieſe Er- 
fahrung hinzuweiſen. 5 
| Auf die ſo beſtrittene Rechtsfrage, ob das Aufſichtsrecht der Landes— 
regierung die Befugnis in ſich ſchließt, der Zulaſſungsſtelle im einzelnen 
Falle bindende Anweiſungen zu erteilen, kommt der Verfaſſer erſt bei 
der Erörterung des Einſchreitens des preußiſchen Handelsminiſters gegen 
die Zulaſſung der Obligationen und neuen Aktien der Deutſchen Erdöl— 
aktiengeſellſchaft zu ſprechen. Er will ſie auf Grund der Erwägung be— 
jahen, daß, ſobald durch die Zulaſſung erhebliche allgemeine Intereſſen 


1. Die S. 64 erwähnte Behauptung, daß die Regierung dieſes Vorgehen 
nicht ſelbſtändig unternommen habe, es vielmehr auf Anregungen intereſſierter 
Bankkreiſe zurückzuführen ſei, trifft nicht zu. Die Frage war von den berufenen 
ſtaatlichen Stellen, die ſchon damals jede Emiſſion ausländiſcher Wertpapiere 
prüften, von ſelbſt aufgenommen, und die Entſcheidung des Miniſters war bereits 
gefallen, als mich der Inhaber einer Börſenfirma aufſuchte, um ſeine Bedenken 
vorzutragen. 
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geſchädigt würden, der Beſchluß nach § 36 Abſ. 3e des Börſengeſetzes 
rechtswidrig ſei, und daß in einem ſolchen Falle die Berechtigung der 
Landesregierung zu einer Einwirkung auf die Beſchlüſſe der Zulaſſungs⸗ 
ſtelle nicht werde abgeleugnet werde können (S. 71). Es handelt ſich 


aber gerade darum, wer nach dem Geſetz im einzelnen Falle die maß⸗ 


gebende Entſcheidung hat, ob erhebliche allgemeine Intereſſen verletzt 
werden. Dies hängt davon ab, welchen Inhalt das der Regierung nach 
§ 1 des Börſengeſetzes zuſtehende Aufſichtsrecht hat. Hierüber kann man 
nicht, wie der Verfaſſer, mit der Bemerkung hinweggehen, daß eine Un⸗ 
klarheit im Geſetze vorliege, das nicht ſage, wie weit ſich das Aufſichts⸗ 


recht erſtrecke. Es iſt Aufgabe der Geſetzesauslegung, Klarheit zu ſchaffen. 
Schon Fürſt Bismarck hatte ſich als preußiſcher Handelsminiſter auf 


Grund des der Regierung nach dem Ausführungsgeſetze zum Handels⸗ 


geſetzbuch zuſtehenden Börſenaufſichtsrechts nicht geſcheut, in einzelnen 


Fällen in die Selbſtverwaltung der Börſen einzugreifen. Er hat zum 
Beiſpiel eine Verbeſſerung der Lieferungsqualität für Termingetreide er⸗ 
zwungen! und die Zulaſſung von Kammzug zum Terminhandel ver⸗ 


hindert. Meines Erachtens iſt das Wort „Aufſicht“ im § 1 des Börſengeſetzes 


entſprechend der Tendenz des Geſetzes, die gewiß nicht auf eine Ein⸗ 


ſchränkung der Befugniſſe der Regierung ging, im weiteſten Sinne aus⸗ 


zulegen und umfaßt daher alle Befugniſſe, die unter den Begriff der 


Aufſicht fallen können. Die unbeſchränkte Dispoſition der Landesregierung 


über den Inhalt der Börſenordnung (§ 4 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes) 


gibt ihr die Möglichkeit, die Geltendmachung ihres Aufſichtsrechts nach 


* 


jeder Richtung zu ſichern. Übrigens findet ſich auch in der Begründung 
des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend Anderung des Börſengeſetzes, zu 
Artikel IIb bis d die von keiner Seite beanſtandete Bemerkung: „Im 
einzelnen Falle hervortretende Zweifel, ob es ſich um eine Staatsanleihe 
handelt, wird der Börſenvorſtand zu entſcheiden haben. Daß ſeine Ent⸗ 


ſcheidung der Abänderung im Aufſichtswege unterliegt, ergibt ſich ohne 
weiteres aus § 1 Abſ. 2 des Geſetzes“ (Druckſ. d. Reichstages 1907/08 


Nr. 453, S. 17). 


Nun iſt der Verfaſſer der meines Erachtens | richtigen Anſicht, daß 


die Landesregierung als die berufene Hüterin der allgemeinen Intereſſen 


ſich die letzte Entſcheidung darüber vorbehalten muß, ob die Zulaſſung 
eines Wertpapiers die Gefährdung erheblicher allgemeiner Intereſſen be⸗ 
fürchten läßt. Das Selbſtverwaltungsorgan einer kaufmänniſchen Ein⸗ 
richtung kann für dieſe Frage keine unbedingte Kompetenz in Anſpruch 
nehmen. Er arbeitet aber dieſen Geſichtspunkt nicht weiter heraus und 


unterläßt es vor allem zu betonen, daß die übrigen im § 14 der Be 


kanntmachung des Reichskanzlers in teilweiſer Erweiterung des Geſetzes 


e 


aufgeſtellten Ablehnungsgründe (Bedenken örtlicher Natur, entgegenftehende - 


wichtige wirtſchaftliche Umſtände, Benachteiligung der Erwerber) grund- 


1 Als die. Alteſten der Kaufmannſchaft berichteten, daß die Lieferungs⸗ 


 . qualität völlig ausreichend ſei, zum Beiſpiel der im Termingeſchäft gelieferte 


Hafer von den Pferden in den Betrieben der Alteſten ſehr gern genommen 
Pied ſchrieb Bismarck an den Rand: „Alſo betrügen die Herren ihre eigenen 
Pferde.“ * | | | 
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| ſätzlich der Prüfung des hierfür durchaus ſachverſtändigen Kollegiums zu 
überlaſſen ſind. So hat er denn auch weiter keine Bedenken gegen die 


von dem Minifter für fein Einſchreiten gegen die Zulaſſung der Aktien 


und Obligationen der deutſchen Erdölaktiengeſellſchaft gegebene Begründung 
zu erheben, daß mit Rückſicht auf die ſchwebende Petroleummonopol— 
vorlage klare Grundlagen für die Bewertung der Papiere nicht gegeben 
werden könnten, und daß es nicht im öffentlichen Intereſſe liege, wenn 
Papiere an der Börſe zugelaſſen werden, für die ein einigermaßen zu⸗ 
verläſſiger Proſpekt nicht aufgeſtellt werden könne (S. 69). Dann 
würden aber in Wahrheit nicht erhebliche „allgemeine“ Intereſſen, ſondern 


E er 3 
2 


die Intereſſen des Börſenverkehrs in dieſen ſpeziellen Papieren gefährdet 


worden ſein. Der Unterſchied zwiſchen den beiden Ablehnungsgründen: 
entgegenſtehende wichtige wirtſchaftliche Umſtände und Gefährdung erheb— 
licher allgemeiner Intereſſen würde ganz verwiſcht. Die Regierung be— 


gab ſich mit dieſer Erklärung auf eine höchſt bedenkliche Bahn. Die | 
Zuftimmung des Verfaſſers (S. 71) ſoll daher nicht unwiderſprochen . 


bleiben 1. 


Wie ſich ſchon aus dieſen Bemerkungen ergibt, kann die Schrift als 


eine ſyſtematiſche gründliche Darſtellung aller mit der Zulaſſung von 


Wertpapieren zuſammenhängenden rechtlichen und wirtſchaftlichen Fragen 
nicht angeſehen werden. Grundſätzliche Fragen werden, wenn überhaupt, 
nur gelegentlich, wo der Zuſammenhang gerade darauf führt, behandelt. 
Unter anderem vermiſſe ich eine gründliche Erörterung der rechtlichen Be- 
deutung der Zulaſſung. Wichtige Vorſchriften. des Geſetzes und der das 
Geſetz ergänzenden Bekanntmachung ſind kaum oder überhaupt nicht be— 
ſprochen (z. B. 88 41, 42, 43 des Geſetzes, SS 3, 4 letzter Abſatz, § 13 
Abſatz 3 der Bekanntmachung). Bei der Erörterung über den Wieder— 


ausſchluß zugelaſſener Wertpapiere, die ſich auch nur gelegentlich, nämlich 


in dem ſchon beſprochenen Abſchnitt 5 findet (S. 89 ff.), bezieht ſich 
der Verfaſſer nur auf die Vorſchrift im § 36 letzter Satz des Geſetzes; 
die wichtige Beſtimmung im $ 4 letzter Abſatz der Bekanntmachung 
bleibt unerwähnt. Der Unterſchied zwiſchen Einſtellung der Notiz und 
Zurücknahme der Zulaſſung iſt nicht beachtet. Die gewiß bedeutungs— 
volle Frage der Proſpekthaftung wird nur geſtreift (S. 39 ff.) Es 
finden ſich auch offenbare Unrichtigkeiten, ſo die überraſchende Behauptung, 
daß das Geſetz die Ablehnung einer Zulaſſung in das freie Ermeſſen 
der Zulaſſungsſtelle ſtelle (S. 35), die wohl auf einem Mißverſtändnis 
der Bedeutung der Vorſchrift beruht, daß die Zulaſſungsſtelle die Zu— 
laſſung ohne Angabe von Gründen ablehnen darf. Auf zahlreiche andere 
Unrichtigkeiten und Unklarheiten einzugehen, fehlt mir der Raum. Auch 
für die Beurteilung wirtſchaftlicher Fragen ſcheint der Verfaſſer nicht 


5 genügend gerüſtet zu ſein. So will er ſogar den Ende 5 neunziger 


Jahre eingetretenen Aufſchwung des Kuxenhandels dem Verbot des 


A Da der Miniſter in feinen in der Schrift abgebtueien Ausführungen 
auch darauf verwieſen hat, daß ich als Staatskommiſſar in der Beratung der 
Zulaſſungsſtelle aus dem erwähnten Grunde von der Zulaſſung abgeraten habe, 
fo ſei bemerkt, daß ich mich damals lediglich vom Standpunkt des Börſen⸗ 
verkehrs, nicht vom Standpunkt der . Intereſſen aus geäußert habe. 
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Termingeſchäfts zur Laſt legen (S. 55). Daß En damals die 4 
Kaliſpekulation begann und daß man ganz naturgemäß verſuchte, auch 
die ja jedem Geſchäft offene Berliner Börſe für Unterbringung der durch 
dieſe Spekulation geſchaffenen Werte zu benutzen, kann dem armen Börſen⸗ 
geſetz doch wirklich nicht zur Laſt gelegt werden. 

Dankenswert find aber die hiſtoriſchen Notizen über das Zulaſſungs⸗ 
verfahren vor dem Börſengeſet im zweiten Abſchnitt der Schrift, die 
allerdings zweckmäßig durch einen Ausblick auf die ausländiſchen Börſen 
ergänzt worden wären. 

| Obwohl der Verfaſſer der Tätigkeit der ausgezeichneten Berliner 
Zulaſſungsſtelle mit Recht große Anerkennung zollt, iſt er doch von 
ihrer Wirkſamkeit nicht ganz befriedigt. Das Wachstum des Handels 
mit unnotierten Werten und die häufiger werdende Auflegung von Wert⸗ 
papieren zur Zeichnung vor der Zulaſſung zum Börſenhandel ſcheinen 
ihm den bei der Regelung des Zulaſſungsverfahrens verfolgten Zwecken 
zuwiderzulaufen. Wenn die Zulaſſungsſtelle als eine Art Marktpolizei 
aufzufaſſen iſt, die den Verkäufer zwingt, genaue Angaben über die neu 
an den Markt zu bringenden Waren zu machen (S. 31), fo beſchränkt 
ſich ihre Tätigkeit naturgemäß auf den Bereich dieſes Marktes. Als 
Börſenorgan hat fie nur für die amtliche Einrichtung der Börſe tätig 
zu ſein. Schwindet deren Bedeutung, ſo ſchwindet auch die Bedeutung 
der Zulaſſungsſtelle. Es hat dies nichts mit dem Zulaſſungsverfahren 
zu tun. Aber das Börſengeſetz ſah es offenbar als das Normale und 
Wünſchenswerte an, daß der Zugang zum deutſchen Kapitalmarkt über 
die amtliche Notiz und ſomit durch die Prüfung sn Zulaſſungsſtelle 
geht (zu vgl. § 43 des Geſetzes)! . 

Der Verfaſſer will mit einer Fortbildung und einem Ausbau bes 5 
Zulaſſungsverfahrens helfen. Eine Zentralzulaſſungsſtelle ſoll über di 
Eröffnung des deutſchen Kapitalmarktes für ausländiſche Werte entſcheiden, 
anſcheinend unter Ausſchaltung des Aufſichtsrechts der Landesregierungen. 
Inländiſche Anleihen (über Aktien ſpricht der Verfaſſer ſich nicht aus) 
ſollen vor der Emiſſion geprüft werden und, wenn ſie ſich der Prüfung 
entziehen, auf 10 Jahre von der amtlichen Notiz ausgeſchloſſen bleiben. 
Welche Stelle die Prüfung des Proſpekts vornehmen ſoll, iſt Rich geſagt, 
auch nicht ohne weiteres klar. 
| Der Vorſchlag einer Zentralzulaſſungsſtelle iſt nicht neu. Er iſt 
hervorgegangen aus der Befürchtung, daß gewiſſe Landesregierungen ihr 
Aufſichtsrecht gegenüber der Zulaſſung ausländiſcher Wertpapiere nicht 
ſtreng genug handhaben könnten. Der Verfaſſer, der dieſe Vorgänge 
nicht zu kennen ſcheint, will in dieſer Zentralzulaſſungsſtelle ein ſchnell 
arbeitendes Organ ſchaffen, um vorweg, ohne die langwierigen Forma⸗ 
litäten des eigentlichen Zulaſſungsverfahrens, die Frage zur Entſcheidung 
zu bringen, ob die ausländiſchen Werte überhaupt in Deutſchland an 
den Markt e werden du fen. Darüber, wie im Falle einer ab⸗ 
55 1 


1 In Frankreich hat dagegen die Zulaffung zur offiziellen Börfennotiz zur 


ee Vorausſetzung, daß bereits ein Di den e ä Betrag im N 


| Publikum nn iſt. 
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lehnenden Entſcheidung der Handel mit den Papieren in Deutſchland 
oder der Erwerb der Papiere durch das deutſche Kapital verhindert 


werden kann, ſtellt er weiter keine Erwägungen an. Ich halte den Ge— 
danken der Zentralzulaſſungsſtelle auch in dem Sinne, in dem er ſonſt 


vertreten worden iſt, für verfehlt; es iſt aber wohl überflüſſig, darauf 


einzugehen, da wir in abſehbarer Zeit fchwerlich mit offiziellen Emiſſionen 
ausländiſcher Wertpapiere in Deutſchland zu rechnen haben . Dagegen 
iſt die Frage, wie dem Handel mit unnotierten Werten an den deutſchen 


zu ſteuern iſt, auch für die Zukunft weſentlich. 


Die Gefährdung der Bedeutung der amtlichen Notiz hängt mit den 


beſonderen Verhältniſſen der deutſchen Börſen zuſammen. Der Verfaſſer 
beſchäftigt ſich zwar in dem einleitenden Abſchnitt mit den volkswirt— 


ſchaftlichen Funktionen der Effektenbörſe. Aber ſeine Ausführungen gehen 
auf die Eigenart unſerer Börſen nicht ein, ſehen dieſe vielmehr als etwas 
ſelbſtverſtändlich Gegebenes an. Unſere deutſchen Börſen ſind Einrich— 
tungen für Banken und Bankiers. Dieſe find die Herren der Börfe 


‚und ihren Intereſſen dient fie. Eine Spezialbörſenhändlerſchaft, die in 


Frankreich und England ausſchließlich die Börſe darſtellt, iſt zwar vor- 
handen, aber ſie ſpielt gegenüber den eigentlichen Herren der Börſe nur 
die zweite oder eine dienende Rolle. So erklärt es ſich, daß der Ge— 
ſchäftskreis der Wertpapierbörſen ſich in Deutſchland auch auf Dinge 


erſtreckt, die im Auslande außerhalb ihrer Sphäre liegen, wie der Handel 


in Deviſen. Es werden eben dort alle Geſchäfte gemacht, die ſich bei 
einer Zuſammenkunft der Intereſſenten zweckmäßig erledigen laſſen. So 
erklärt es ſich auch, daß in Deutſchland beſondere Intereſſen der Börſe, 
die ſich in Frankreich und England gegenüber der Bank- und Bankier— 
welt zuzeiten mit großer Energie durchzuſetzen wußten, in Deutſchland 
nur inſoweit zur Geltung kommen, als ſie gleichzeitig Intereſſen der 
Bank⸗ und Bankierwelt ſind; dieſe iſt immer der ſtärkere Teil. Darum 


iſt in Deutſchland bisher auch von jeder Maßnahme zur Stärkung des 
offiziellen. Marktes durch Konzentration des Handels an der Börſe ab- 


geſehen worden, weil ſie den Tagesintereſſen der Börſe, d. h. bei ung 


der Banken und Bankiers nicht entſprechen würde. 


Der offizielle Börſenhandel und die offizielle Börſennotiz befinden ſich 
in einer recht eigentlich prekären Lage. Der Handel hat die weder durch 
Sitte noch durch Geſetz verkümmerte Möglichkeit, ſich ohne ſie zu behelfen. 
Die Börſenzuſammenkünfte ſtehen ihm hierfür uneingeſchränkt zur Ber- 
fügung, und die amtliche Notiz kann er durch private Notierungen un⸗ 
ſchwer erſetzen, wobei die mit Rückſicht auf den ſo mangelhaft gefaßten 


8 43 des Börſengeſetzes übliche Notierung von Geld- und Briefkurſen 


recht angenehm iſt und die Vereinbarung der Ausführung der Aufträge 
als Selbſtkäufer und Selbſtverkäufer das geſetzliche Selbſteintrittsrecht 
des Kommiſſionärs erſetzt. Es iſt klar, daß unter dieſen Umſtänden, 


je ſtrenger die Vorſchriften über die Zulaſſung zur offiziellen Notiz ge- 


1 Ich habe meine Auffaſſung in einem anonymen Artikel im Abendblatt 
der „Voſſiſchen Zeitung“ vom 7. März 1914 „Reichszulaſſungsſtelle für aus⸗ 
ländiſche Wertpapiere“ dargelegt. | Ä 


/ 


— 
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handhabt werden, um ſo mehr auch die Neigung, ſich ohne dieſe zu be⸗ 
helfen, wachſen muß, und da dieſe Neigung ſich uneingeſchränkt betätigen 
kann, ſo iſt der offizielle Handel einer ſtetig zunehmenden Abbröckelung 
ausgeſetzt. Vor dem Kriege war der gewiß wünſchenswerte Zuſtand, 
daß der Zugang zum deutſchen Kapitalmarkt nur über die amtliche Börſen⸗ 
notiz geht, bereits ſehr ſtark beeinträchtigt, und zwar nicht nur für in⸗ 
ländiſche, ſondern auch für ausländiſche Papiere. Die während des 
Krieges obwaltenden Zuſtände im Wertpapierhandel werden dieſen Ab⸗ 
bröckelungsprozeß gewiß noch gefördert haben. Es zeigt ſich, daß es ein 
großer Fehler des Börſengeſetzes war, einerſeits die amtliche Notiz mit 
allen möglichen erſchwerend wirkenden Kautelen zu umgeben, anderſeits 
nichts für die Erhaltung des amtlichen Handels zu tun. Der Geſetz⸗ 
geber hat die Entwicklung nicht vorausgeſehen und das Geſetz iſt leider 
nicht weiſer geweſen als der Geſetzgeber. Daß hier Abhilfe angezeigt 
ift, iſt klar, insbeſondere wenn die Regierung gewillt fein follte, ſich 
einen Einfluß auf die Beanſpruchung des Kapitalmarkts zu ſichern. 
Denn dieſer Einfluß wird nur durch die Herrſchaft über die amtliche 
Notiz vermittelt. Das Ziel muß ſein, durch Hebung der Bedeutung der 
amtlichen Notiz die Abſatzfähigkeit unnotierter Werte möglichſt zu ver⸗ 
ringern und ſo einen mittelbaren Zwang zur Nachſuchung der amt⸗ 
lichen Notiz auszuüben. Der nächſte Weg dazu wäre, den Verkehr in 
amtlich notierten Werten nach möglichſt vielen Richtungen hin zu privi⸗ 
legieren. Einen erſten Verſuch nach dieſer Richtung ſollte die letzte 
Novelle zum Stempelſteuergeſetze machen, indem ſie die Umſatzſteuer für 
nicht notierte Werte heraufſetzte. Dieſer wahrhaft börſenfreundliche 
Vorſchlag iſt von der Börſe nicht mit Freuden aufgenommen worden, 
weil eben an unſerer Börſe die Banken und Bankiers ausſchlaggebend 
ſind, und dieſe kein Intereſſe daran haben, daß ein ſo lukrativer Ge⸗ 
ſchäftszweig beſchnitten und ein Zwang zugunſten der amtlichen Börſe 
ausgeübt wird. Bei der Unkenntnis, mit der die Offentlichkeit den 
Verhältniſſen an unſeren Börſen gegenüberſteht, war es nicht zu ver⸗ 
wundern, daß dieſer Widerſpruch Erfolg hatte. Indeſſen wird die Ent⸗ 
wicklung doch dazu drängen, auf dieſem oder einem ähnlichen Wege vor⸗ 
zugehen. Dann wird auch die Marktpolizei der Zulaſſungsſtelle ihre 
günſtigen Wirkungen wieder auf den überwiegenden Teil des deutſchen 
Wertpapierhandels ausüben können. 
Charlottenburg e Göppert 


Neukamp, Reichsgerichtsrat Dr.: Das Kriegswucherſtrafrecht 5 


und ſeine Bedeutung für den Handel. Halle a. S. 1918. 


Der angeſehene, jüngſt verſtorbene Juriſt befaßt ſich zum zweiten 
Mal mit dem Thema der Bedeutung des e für 
die Praxis, insbeſondere für den Handel. 

Während die erſte Schrift „Die Ausſchaltung unſeres Handels durch 
das Kriegswucherſtrafrecht — eine nationale Gefahr“, Verlag Liebmann, 
Berlin 1917 (auch zu vergleichen die Beſprechung in den „Mitteilungen 
für Preisprüfungsſtellen“, N 1918, ©. 61—68), die wirtſchaft⸗ 
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liche Seite des Problems allein in den Vordergrund rückte, will Neu⸗ 
kamp in dieſer Schrift, wie er angibt, in ſyſtematiſcher Überſicht das 


geltende Recht zuſammenfaſſend klarlegen, gleichzeitig aber auch die 
Schwierigkeiten und Gefahren aufdecken, welche durch dieſes gerade für 
den redlichen Kaufmann entſtehen. > 

Der letzte Zweck wird durch die angehängten Bekanntmachungen, 
insbeſondere durch Abdruck der Begründung zur Preistreibereiverordnung 
vielleicht erreicht, dagegen iſt dem Zwecke rechtlicher Belehrung die Ver— 
quickung mit wirtſchaftlicher Polemik nicht vorteilhaft geweſen. Der Ver⸗ 
faſſer legt bei feinen rechtlichen Darlegungen wohl etwas zu großen Nach— 
druck auf die Streitpunkte, welche er früher mit anderen Schriftſtellern 


gehabt hat. Dieſe ſind aber teils nicht gerade von übermäßig großer 


Tragweite und teils entſchieden. So wird der praktiſche Kaufmann 
weder bezüglich der Höchſtpreiſe noch bezüglich der Preistreiberei- oder 


Kettenhandelsvorſchriften ausreichend unterrichtet werden, vielmehr in 


ſolchen Fällen doch zweckmäßigerweife auf die ſehr eingehenden beiden 
großen Kommentare zur Kriegswuchergeſetzgebung zurückgreifen, nämlich auf 
diejenigen von Lobe und von Schäfer. Bezüglich der Schleichhandels— 
verordnung beſteht eine gute Darlegung wohl überhaupt noch nicht. Die 
praktiſche Brauchbarkeit der Arbeit wird auch durch die geübte wirtſchaft⸗ 
liche Kritik ſtark behindert. Wenn zum Beiſpiel Neukamp auf S. 36 
ſagt, daß es unmöglich zu berechnen ſei, welcher Bruchteil der allgemeinen 
Unkoſten des Betriebes auf eine beſtimmte Ware oder eine beſtimmte 
Warengattung entfällt, und welcher Unternehmerlohn gerade für die in 


Betracht kommende Warengattung in Anſatz gebracht werden darf, ſo 


hilft er dem Kaufmann wohl nicht beſonders gut weiter. Von dieſer an— 
geblichen Unmöglichkeit hat bis zum Krieg die Lehre von der Kalkulation 
nichts gewußt, und die wiſſenſchaftlichen Mitarbeiter des Preisprüfungs⸗ 
weſens haben ſich redlichſte Mühe gegeben, die etwa ſtrittigen Einzelheiten 
klar zu legen. Insbeſondere werden Zweifelsfragen durch die gleichzeitig 
mit dem Erſcheinen der Preistreiberei⸗Verordnung aufgeſtellten Leitſätze 
über die Aufſtellung von Richtaufſchlägen für Gewerbe, Induſtrie und 
Handel, abgedruckt in den „Mitteilungen für Preisprüfungsſtellen“, Jahr— 
gang 1918 Nr. 10, in ziemlich weitgehendem Grade behoben. Der 
Sonderfall, den Neukamp hier anführt, daß nämlich für eine Webwaren— 
fabrik, welche zum Stillſtand gekommen iſt, für lange Zeit auch die 
Koſten des nichtbeſchäftigten Unternehmens auf einen Warenpoſten auf- 
gerechnet werden ſollen, kann kaum mehr als Streitfall betrachtet werden. 
Es iſt das einer der vielen Unglücksfälle im Kriege, welche zahlreiche 
Unternehmungen getroffen haben, und welche nach der Spruchpraxis des 


Reichsgerichtes nicht ohne weiteres auf den Verbrauch überwälzt werden 


dürfen. Was hätte dann die betreffende Fabrik machen wollen, wenn 
ſie im Augenblick ihres Stillſtandes die betreffende Ware nicht hätte 
daliegen gehabt oder nur 1 kg an Ware? Hätte fie dann wohl ihre 
15 000 Mk. Stilliegegekoſten auf das Kilogramm aufſchlagen können? 
Abgeſehen von den meiſt wenig glücklichen Ausflügen auf das privat⸗ 
wirtſchaftliche Gebiet ſind diejenigen auf das volkswirtſchaftliche auch 
nicht ſtets gelungen. So verlangt Neukamp fortgeſetzt, daß nicht der 


0 
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übermäßige Gewinn, ſondern der übermäßige Preis unter Strafe geſtellt 


werden ſoll, wehrt ſich aber dagegen, daß man als Maßſtab des Preiſes 
den Verkehrswert zugrunde lege. Verkehrswert iſt nur ein anderer Aus⸗ 
druck für Marktpreis oder Marktlage, welche die Neufaſſung der Preis⸗ 
treibereiverordnung vom 8. Mai 1918 ausdrücklich beſeitigt hat. Gleich⸗ 


zeitig empfindet er einen Widerſpruch darin, daß jetzt jeder ſtraffrei ſein | 


fol, der den Höchſtpreis innehält. Der Widerſpruch ift gerechtfertigt, 
die Abſicht dagegen, überall den Marktpreis gelten zu laſſen und ſomit 
die Butter auf den Schleichhandelspreis von etwa 30 Mk. und das 
Fleiſch auf ſeinen gegenwärtigen Schleichhandelspreis von etwa 12 Mk. 
je Pfund zu bringen, erſcheint weder volkswirtſchaftlich noch ſozialpolitiſch 
beſonders erwünſcht. 

Einige Zeilen aus meiner Arbeit „Die Preisgebilde des Kriegs⸗ 
wirtſchaftsrechtes“ veranlaſſen Neukamp, von den 51 Seiten ſeines Vor⸗ 
trags 1½ Seiten der Frage zu widmen, ob die Gänſepreiſe richtig 


feſtgeſetzt ſeien. Nun iſt Neukamp im Irrtum, wenn er glaubt, daß 


dieſe Ausführungen auf eine ganz beſtimmte Preisfeſtſetzung für Gänſe 
gehen; fie find nur allgemein = theoretiſche Erörterungen. Wenn er aber 
die Unzweckmäßigkeit des jetzigen Gänſepreiſes durch die Tatſache zu 


beweiſen ſucht, daß man aus Polen dieſe Ware zu teureren Preiſen ein⸗ 


führen mußte und folglich unſere Preisfeſtſetzung falſch geweſen ſei, 
ſo würde das bedeuten, daß jede Preisfeſtſetzung, die niedriger iſt als 
irgendein Auslandspreis, auch falſch geweſen. wäre. Dann hätte der 


Zucker nicht nur 40—50 Pf., ſondern wie in Polen im Frühjahr 1918 
etwa 5 Mk. das deutſche Pfund koſten dürfen, und das Brot hätte nicht 


nur, wie zurzeit, doch immerhin noch auf etwa 50 Pf., ſondern eben⸗ 


falls ungefähr auf 4 Mk. das Pfund wie in Petersburg feſtgeſetzt werden 


müſſen. Ob ſich die Gänſe im übrigen, wie Neukamp ſich ſagen ließ, 
wirklich nur von Gras und Kräutern nähren oder nicht vielleicht doch 
ihr ſo erwünſchtes Fett der Fütterung mit Brotgetreide verdanken, wird 
ſtets eine offene Frage bleiben. Nicht nur die für die Volksernährung 
tätigen landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen, ſondern auch der dieſe 
Tätigkeit ſcharf bekämpfende Sachverſtändige Okonomierat Rabbethge, 
find der Auffaſſung, daß ganz große Mengen Brotgetreide durch dieſe 
Kleinviehhaltung verſchwunden ſind. Rabbethge macht dem Reichs⸗ 


ernährungsamte geradezu den heftigſten Vorwurf daraus, daß es die 


Kleinviehhaltung nicht eingeſchränkt habe, und ſchätzt den Verluſt an 


Körnerfrüchten durch dieſe unerfreulichen, das Futter ſchlecht verwertenden 


Miteſſer — Geflügel und Kaninchen zuſammengerechnet — auf 7¼ Mill. 
. Tonnen, d. h. über drei Viertel deſſen, was für Menſchen insgeſamt er⸗ 
faßt worden iſt. Wenn ich alſo der Meinung war, daß man zur 
Gänſezucht nicht noch durch hohe amtliche Preisfeſtſetzung zuungunſten 


unſerer Körnerwirtſchaft anreizen dürfe, ſo befinde ich mich gerade bei 


den Gegnern unſeres jetzigen Ernährungsſyſtems immer noch in leidli 


guter Geſellſchaft. Die anderen Ausflüge auf das volkswirtſchaftliche 


Gebiet ſind meiſtens nicht glücklicher. 


Als Anhang ſind der Schrift im Texte 2 Das Höchſt⸗ | 


| we 1 e die Verordnung über äußere 
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e von. 1 Waren, die Preistreibereiverordnung nebſt Begründung. 


Für den praktiſchen Gebrauch wäre die Anfügung der Verordnung über 


5 Preisprüfungsſtellen und Verſorgungsregelung, diejenige über den Handel 
mit Lebens⸗ und Futtermittel und der Verordnung über die Fernhaltung 
unzuverläſſiger Perſonen vom Handel noch recht erwünſcht. 
z. 8. Berlin \ | Jul. Hirſch 
Eber, Karl: Staat und Realkredit in Deutſchland. Berlin 
1918, Puttkammer & Mühlbrecht. VIII u. 160 S. Preis 6, — Mk. 


In einer Zeit, in der die Verſtaatlichung des Verſicherungs- und 
Hypothekenbankweſens zur. Erörterung ſteht, darf die vorliegende Schrift 
| fal beſondere Beachtung rechnen. Der Verfaſſer gibt zunächſt eine aus⸗ 
führliche Darſtellung der Entſtehung des Aufſichtsrechtes und feiner bis⸗ 
herigen Geſtaltung. Er ſchildert die verſchiedenen in Frage kommenden 
Möglichkeiten ſtaatlicher Einwirkungen und zeigt, wie erſt das Eingreifen 
der Reichsgeſetzgebung zu einer gewiſſen Vereinheitlichung der Materie 
führte. Dies ging aber nicht ſo weit, daß man auf beiden Gebieten ein 
einheitliches Aufſichtsrecht ſchuf. Die Ausübung des Aufſichtsrechts 
wurde vielmehr hinſichtlich der Hypothekenbanken den einzelnen Bundes— 


ſtaaten belaſſen; bei den Verſicherungsgeſellſchaften dagegen wurde in der 


Hauptſache die Reichsaufſicht eingeführt. Eine Ausnahme wurde in dieſer 
Beziehung nur für den Fall vorgeſehen, daß ſich der Geſchäftsbetrieb 
eines Verſicherungsunternehmens auf einen einzelnen Bundesſtaat beſ ſchränkt, 
was in der Praxis nur ganz vereinzelt vorkommt. 

Im zweiten Teil feiner Schrift erörtert der Verfaſſer ſehr eingehend, 
wie ſich die Ausübung der Aufſicht nach dem beſtehenden Rechte darſtellt, 
indem er jeweils die einſchlägigen Beſtimmungen bei den Verſicherungs⸗ 
unternehmungen und Hypothekenbanken gegenüberſtellt. Als grundſätzlichen 
Unterſchied ſtellt er feſt: Die Aufſicht den Hypothekenbanken gegenüber 
iſt formell, ſie beſchränkt ſich i im allgemeinen darauf, die Übereinſtimmung 
des Geſchäftsbetriebes mit den rechtlichen Vorſchriften zu kontrollieren. 

Die Aufſicht den Verſicherungsgeſellſchaften gegenüber iſt materiell, d. h. 
die an die Geſchäftsführung zu ſtellenden Anforderungen ſind in weiten 
Grenzen in das freie Ermeſſen der Aufſichtsbehörde geſtellt worden. So 
ſehen die Dinge in der Tat aus, wenn man ſie nach dem betrachtet, was 
auf dem Papier ſteht. Ein völlig anderes Bild bietet uns die Wirklich- 
keit. An einem der Praxis entnommenen Beiſpiel ſei dies dargelegt. 
Die Aufſicht über die Hypothekenbanken liegt in Preußen in den Händen 
des Landwirtſchaftsminiſteriums. Dieſes hat als techniſche Kontroll- 


beamte ſogenannte Bankinſpektoren eingeſetzt, von denen jeder eine Anzahl 


Hypothekenbanken ſtändig kontrolliert; mit den Kontrollbezirken wechſeln 
die Bankinſpektoren von Zeit zu Zeit ab. Die Reviſionen, die dieſe 
fachmänniſch geſchulten und kaufmänniſch vorgebildeten Aufſichtsbeamten 
vornehmen, beſchränken ſich nun keineswegs nur auf die rechtlich⸗formelle 
Kontrolle. Es findet vielmehr eine bis ins kleinſte gehende Durchleuchtung 
des geſamten Geſchäftsbetriebes ſtatt. Die Ergebniſſe der Reviſionen 
finden ihre Niederſchläge in den Anordnungen der zentralen Aufſichts⸗ 
behörde. Die Verfügungen erſtrecken ſich auf die verſchiedenſten Materien, 


\ 
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fo z. B. auf Dividendenpolitik, Reſerveſtellungen, Zahl der Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder, Verbuchung des Disagiogewinnes, Anlage von flüſſigen Mitteln 


und dergleichen mehr. Einen großen Raum hat während der Kriegszeit in 
den betreffenden Miniſterialerlaſſen die Frage eingenommen, zu welchen 
Bedingungen und für welche Zeit die fällig werdenden Darlehen zu ver⸗ 


längern ſeien. Ihren diesbezüglichen Wünſchen hat die Aufſichtsbehörde 
großen Nachdruck zu verleihen gewußt. In einzelnen Fällen ſind auch 
Regierungspräſidenten zu den Sitzungen der Verwaltungsorgane der Hypo⸗ 
thekenbanken entfandt worden. Dies erſcheint um deſſentwillen beſonders 
erwähnenswert, weil das Recht der Aufſichtsbehörde zur Teilnahme an 
den Sitzungen nur bei den Verſicherungsgeſellſchaften geſetzlich feſtgelegt 
it, nicht aber bei den Hypothekenbanken. — In der Praxis iſt dieſer 
Unterſchied, auf den Eber großes Gewicht legt, ohne Bedeutung. — 

Von dieſen Dingen ſollte man etwas wiſſen, wenn man, wie der 
Verfaſſer der vorliegenden Schrift, eine Kritik der Staatsaufſicht ſchreibt 
und daran Reformvorſchläge anſchließt. Eber erkennt an ſich zwar an, 
daß ſich die Staatsaufſicht in der Vergangenheit auf beiden Gebieten 
durchaus bewährt hat. Trotzdem gipfeln ſeine Erörterungen in der 
Forderung einer Verſchärfung der Hypothekenbankaufſicht. Er glaubt 
nämlich, vorausſehen zu können, daß den Hypothekenbanken durch neue 
Organiſationen (Stadtſchaften uſw.) manche unerwünſchte Konkurrenz 
erwachſen und ſie veranlaſſen wird, ſich dieſer Konkurrenz durch gemein⸗ 
ſchädliche Mittel zu erwehren. Was man ſich hierunter vorſtellen ſoll, 
iſt nicht erſichtlich. Solange der Verfaſſer keinen anderweitigen Grund 


für ſeine Forderung einer Verſchärfung der Aufſicht. anzuführen vermag, 


wird man ihm hierin nicht folgen können. 


Als Darſtellung der Rechtsverhältniſſe der Staatsaufſicht iſt die | 


Schrift von Eber wertvoll, für die Beurteilung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 


E 


hältniſſe kann ihr aber mangels Berückſichtigung der Praxis eine Be⸗ 8 


deutung nicht zuerkannt werden. 
Berlin⸗Steglitz Hermann Mauer 


Martin: Die forſtliche Statik, ein Handbuch für leitende und 
ausführende Forſtwirte ſowie zum Studium und Unterricht. 2. Aufl. 
Berlin 1918, Julius Springer. 486 S. 


Die vorliegende Schrift über forſtliche Statik, welche die Erträge 


und Produktionskoſten miteinander zu vergleichen hat, zer füllt in zwei 


Teile: der erſte behandelt die allgemeinen Grundlagen und Methoden 
der forſtlichen Statik; der zweite die Anwendung der ſtatiſtiſchen Grund⸗ 
ſätze auf die wichtigsten Maßnahmen der Wirtſchaft. 

| Grundlage und Maßſtab für den Ertrag des Waldes iſt der jähr⸗ 
liche Zuwachs, der in den beiden erſten Abſchnitten einerſeits nach 


ſeiner Maſſe, als phyſiſches Erzeugnis der natürlichen Geſetze des 


Baumwuchſes, andererſeits als Element des Wertes dargeſtellt wird. 


Die Produktionskoſten, die der dritte Abſchnitt des erſten 
Teils behandelt, beſtehen in den Aufwendungen an Arbeit ſowie an 
Kapital⸗ und Bodenbenutzung. Die Arbeit tritt in der Forſtwirtſchaft 
gegenüber anderen Zweigen der Bodenkultur zurück. Es wird e 


7 
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hervorgehoben, daß ihr in volkswirtſchaftliche Hinſicht mehr Bedeutung 
zukommt, als den Zahlen der auf fie bezüglichen Statiſtik entſpricht. — 
Bezüglich des wichtigſten forſtlichen Betriebskapitals, des ſtehenden Holz⸗ 
vorrats, wird geltend gemacht, daß dieſer durch das Verbundenſein mit 
dem Boden und die lange Dauer ſeiner Erzeugung gewiſſe Eigentümlich⸗ 


keiten beſitzt, die es verhindern, daß die Regeln, die ſonſt für das Kapital 


Geltung haben, ohne weiteres auf ihn übertragen werden. Dieſe Be⸗ 
ſchränkung bezieht ſich insbeſondere auf die Höhe der Verzinſung. Mit 
Rückſicht auf die ſtetige Wirkſamkeit des forſtlichen Betriebskapitals, auf 
die Sicherheit des forſtlichen Betriebs und auf das Steigen des Wertes 
aller forſtlicher Nutzungen wird. in Übereinſtimmung mit der Mehrzahl 
der Forſtwirte die Anſicht vertreten, daß der Zinsfuß, der den Rechnungen 
der Statik zugrunde gelegt wird, niedriger ſein muß als der landes— 
übliche Zinsfuß der Gegenwart. 


Aus dem Verhalten und den bekannten Eigenſchaften des Bodens, 


namentlich ſeiner Unbeweglichkeit und Unvermehrbarkeit, wird (S. 151) 


die Forderung abgeleitet, die Wirtſchaft fo zu führen, daß der Boden 


für ſich einen möglichſt hohen Ertrag (Bodenreinertrag) erzeugt. Da 


das Steigen des Bodenreinertrags einerſeits die Folge einer guten 


Wirtſchaftsführung iſt, andererſeits durch die Fortſchritte der äußeren 
volkswirtſchaftlichen Verhältniſſe (Zunahme der Bevölkerung und des 
Wohlſtandes, Entwicklung der Induſtrie u. a.) beſtimmt wird, ſo zieht 
der Verfaſſer die Folgerung, daß das Streben, den Bodenreinertrag zu 
erhöhen, dem volkswirtſchaftlichen Intereſſe nicht entgegenſtehen kann. 


Der legte Abſchnitt des erſten Teils (S. 161 — 185) behandelt den N 


Reinertrag der Forſtwirtſchaft, der durch. Abzug der Produktionskoſten 
vom Rohertrag gefunden wird. Entſprechend den Produktionskoſten 


wird ein volkswirtſchaftlicher und privatwirtſchaftlicher Reinertrag unter⸗ 


ſchieden. Die Verſchiedenheiten, die zwiſchen beiden Begriffen liegen, 
werden nach ihrer Bedeutung für die Betriebsführung anerkannt; aber 
zugleich wird die für die Wirtſchaftsführung wichtige Folgerung ge⸗ 


zogen, daß ſowohl vom volkswirtſchaftlichen als auch vom privatwirt⸗ 


ſchaftlichen Standpunkt ſämtliche Produktionsfaktoren: Boden, Kapital 
und Arbeit, ihrem vollen Werte nach in Rechnung geſtellt oder der gut⸗ 
achtlichen Beurteilung unterzogen werden müſſen. 
Von den Anwendungen, die im zweiten Teil gemacht werden, ſteht 
die Wahl der land- und forſtwirtſchaftlichen Benutzung 
des Bodens an erſter Stelle. Die Beſtimmung der Kulturart wird 
zunächſt mittels Rechnung, dann auf gutachtlichem Wege behandelt. Die 
angeſtellten Berechnungen führen dahin, daß die Reinerträge des Bodens, 
die die Holzzucht gewährt, den landwirtſchaftlichen Reinerträgen bei 
Gleichheit der Produktionsbedingungen nicht nachſtehen, und daß beim 
Sinken der Bodengüte die landwirtſchaftlichen Bodenreinerträge in ſtär— 
kerem Grade abnehmen als die. forſtlichen. Daraus ergibt ſich, daß die 
Aufforſtung zweifelhafter Flächen in der Regel um ſo mehr angezeigt 
ſein wird, je geringer die Bodengüte iſt. 
| Die übrigen im zweiten Teil behandelten Gegenſtände find forft- 
techniſcher Natur und können hier nur kurz angedeutet werden: Bei der 
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Wahl der Holzart wird die Anſicht vertreten, daß für dieſe nicht 


nur der Gebrauchs⸗ und Tauſchwert des Holzes, ſondern auch die Sicher⸗ 


heit der Betriebsführung beſtimmend fein miſſe. Was die Beſtandes⸗ 


begründung betrifft, ſo verdient nach den Grundſätzen der forſtlichen 


Statik die natürliche Verjüngung überall da, wo die für ſie erforderlichen 
Bedingungen vorliegen, den Vorzug. Die Durchforſtungen ſollen, 
entgegen den früher befolgten Grundſätzen, kräftig geführt werden und 


ſich nicht auf die Entnahme zurückgebliebener und unterdrückter Stämme 


beſchränken. In der Lichtung erblickt der Verfaſſer, namentlich bei 
Eiche und Kiefer, das beſte Mittel, um ſtärkeres Nußzholz in nicht zu 
hohen Umtriebszeiten zu erzeugen. 

Unter den ſonſt behandelten Aufgaben wird die Beſt immung 
der Hiebsreife und Umtriebszeit dem Volkswirt am meiſten 
Intereſſe gewähren. Unter dem Hinweis auf die neueren Ergebniſſe der 
forſtlichen Verſuchsanſtalten und andere Forſchungen zieht der Verfaſſer 
die Folgerung, daß bei einer guten Wirtſchaftsführung, namentlich durch 
einen richtigen Durchforſtungs⸗ und Lichtungsbetrieb, die Hiebsreife weit 
ſpäter eintritt, als früher von Forſtwirten und Nationalökonomen unter⸗ 
ſtellt wurde. Auch die Zunahme des Preiſes der ſtarken Nutzhölzer übt, 


namentlich beim Laubholz, einen Einfluß in konſervativer Richtung aus. 


Auf die genannten forſttechniſchen Gegenſtände folgt ein Abſchnitt 
über das Verhältnis der forſtlichen Statik zu den nationalen Auf⸗ 
gaben der politiſchen Okdönomie. Es hat in der Forſtwiſſen⸗ 
ſchaft nicht an Kundgebungen gefehlt, in welchen die Meinung vertreten 
wird, daß die Einführung der Bodenreinertragslehre Deutſchland zu einer 
größeren Geldausfuhr für ausländiſches Holz nötigen und dadurch vom 
Ausland abhängig machen werde. Ganz im Gegenſatz zu einer ſolchen 
Auffaſſung hat ſich der Verfaſſer im genannten Abſchnitt ſeiner Schrift 
aufs engſte an den Begründer des „nationalen Syſtems der politiſchen 
Okonomie“, Fr. Liſt, angeſchloſſen. 
Zum Schluß ſei auf die Art der Behandlung des Stoffes in dem 
Buche hingewieſen. Sie iſt von der der meiſten anderen Schriften über 


die forſtliche Statik abweichend. Nach ihrer Begründung wurde die 


Statik an die Waldwertrechnung, die es mit dem An⸗ und Verkauf von 


Waldungen zu tun hat, angeſchloſſen. Die meiſten Schriften erſcheinen 


daher in mathematiſchem Gewande. Die vorliegende Schrift id dagegen 
von den Gedanken beherrſcht, daß ein tieferes Eingehen auf die öko⸗ 


nomiſchen Grundlagen wichtiger iſt als die mathematiſche Behand⸗ 


lung des Stoffes, die nur dazu dienen ſoll, die aus gewiſſen Unter⸗ 
ſtellungen hervorgehenden Folgerungen zu präziſieren. Wie Seite 15 
hervorgehoben wird, iſt der Verfaſſer in dieſer Beziehung ſeinem Lehrer 
Wilhelm Roſcher gefolgt, der in der Einleitung ſeines Hauptwerks 
hervorhebt, daß „der Vorteil der mathematiſchen Methode um ſo mehr 
zurücktritt, je komplizierter die Tatſachen werden, auf die man ſie an⸗ 
wendet“. Wie in der Nationalökonomie kommt es auch in der Forſt⸗ 
wirtſchaft in erſter Linie darauf an, „die Beobachtungen und Erfahrungen 
zu erweitern, zu vertiefen und vielſeitiger zu kombinieren“, was mit den 
Mitteln der Mathematik nicht möglich iſt. 
Tharandt H. Martin 
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Hanſen, Prof. Dr. J., Geh. Regierungsrat, Direktor des Landwirt⸗ 
ſchaftlichen Inſtituts der Univerſität Königsberg i. Pr.: Das land- 
wirtſchaftliche Unterrichtsweſen und die Ausbildung 
des Landwirts. Berlin 1919, Paul Parey. 80. IV u. 104 S. 


Die durch die Verhältniſſe erzwungene Reagrariſierung Deutſchlands 
verleiht den Fragen der Ausbildung des Landwirts und damit des land 
wirtſchaftlichen Unterrichtsweſens eine Wichtigkeit, die ſie bisher in dieſem 
Maße nicht beſaßen. Es kommt darauf an, aus dem deutſchen Boden 
das dauernde Optimum herauszuholen, einmal um uns von teuren Be— 
zügen aus dem Auslande ſoweit irgend möglich frei zu machen, und 
weiter um überhaupt den Wert unſerer Arbeit zu ſteigern. Trotz der 
bewundernswerten Fortſchritte der deutſchen Landwirtſchaft im Laufe der 
letzten 100 Jahre ſind wir bisher von der Erzielung dieſes Optimums 
noch weit entfernt; nur in einer Anzahl von Großbetrieben iſt es er- 
reicht. Aber auch hier iſt man keineswegs überall auf der Höhe. Hanſen 
hat ganz recht, wenn er auf den Widerſpruch hinweiſt, daß niemand einen 
Forſt einem anderen als einem akademiſch ausgebildeten Forſtwirt über- 

laſſen würde, während man die viel ſchwierigere Leitung eines land— 
wirtſchaftlichen Großbetriebes oft genug noch durch bloße Routiniers be— 
wirken läßt. Bei den bäuerlichen Betrieben kann im ganzen erſt von 
Anfängen einer Rationaliſierung geredet werden. 

Wenn Hanſen jetzt den Verſuch macht, eine Art Beſtands aufnahme 
der Bildungseinrichtungen für den Landwirt zu geben — wobei er ſich 
zumeiſt auf Preußen beſchränkt —, ſo kann er das Recht dazu aus der 
Tatſache herleiten, daß er an faſt allen Arten ſolcher Bildungsſtätten 
tätig war, an der Winterſchule, der Ackerbauſchule, der ſelbſtändigen 
landwirtſchaftlichen Hochſchule und dem landwirtſchaftlichen Inſtitut einer 
Univerſität. So iſt er imſtande, Vorzüge und Schwächen gegeneinander 
abzuwiegen. Er geht dabei ſo vor, daß er nach einer kurzen Skizze der 
Geſchichte des landwirtſchaftlichen Unterrichtsweſens zunächſt deſſen gegen— 
wärtigen Stand, und zwar. in den höheren, den mittleren und den 
niederen Anſtalten, beſpricht und in einem Schlußkapitel die wünſchens⸗ 
werte Ausbildung des Landwirts in der Schule, der Praxis und der 
Wiſſenſchaft darlegt. Damit gewinnt das Werk auch für den Studie— 
renden ein unmittelbares Intereſſe. | 

Bezüglich des niederen, d. h. für die kleinbäuerliche Bevölkerung. 
nn Unterrichtsweſens — das mittlere Spielt, abgeſehen von den 

n der Entwicklung begriffenen, mit, einem mißverſtändlichen Ausdruck 
fo genannten „Seminaren“, keine große Rolle — ſei nur auf die ſehr 
lehrreiche von Hanſen errechnete Tabelle über den Beſuch der landwirt— 
ſchaftlichen Winter⸗ und Ackerbauſchulen (S. 60) hingewieſen. Es er⸗ 
gibt ſich daraus, daß einigermaßen nur in der Rheinprovinz und Olden- 
burg, im weiteren Abſtand in Hannover und Weſtfalen für das Be— 
dürfnis der kleinen Leute geſorgt iſt. Wenn alle Betriebsinhaber in den 
Stellen von 10—100 ha eine ſolche Schule beſuchen ſollten, müßte die 
Zahl in Deutſchland faſt verdoppelt werden; ſollten die Betriebsinhaber 
bis 5 ha einbezogen werden, und das iſt dringend wünſchenswert, ſo 
wäre eine Verdreifachung erforderlich. In einzelnen Reichsteilen iſt es 
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noch ſchlimmer; in. Württemberg müßte die Zahl mehr als e 


in Bayern verfünffacht werden. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, welche \ 


Aufgaben den landwirtſchaftlichen Hochſchulen noch obliegen; denn fie 
haben neben den Leitern der Großgüter und neuerdings den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Verwaltungsbeamten auch die Direktoren der niederen Schulen 
. | 

Was Hanſen über die weitere Ausgeſtaltung des landwirtſchaftlichen 
Hochſchulunterrichts nach der Seite der Intenſität wie der Extenſität 
ſagt, kann durchwegs unterſchrieben werden; höchſtens möchte ich als | 
Dozent der Volkswirtſchaftslehre an einer landwirtſchaftlichen Hochſchule 
bedauern, daß er den volkswirtſchaftlichen Unterricht, trotz mehrfacher 
Anerkennung der Bedeutung gerade der volkswirtſchaftlichen Ausbildung 
der Landwirte, in der Schilderung der künftigen Aufgaben der Hoch⸗ 
ſchulen faſt völlig übergeht. Aber es ſcheint ein altes Geſetz zu ſein, 
daß gerade unter den Lehrern der Landwirtſchaft das eigentliche volks⸗ 
wirtſchaftliche Intereſſe gering iſt; ſie ſind überwiegend privatwirtſchaftlich 
orientiert. Das gilt auch, trotz der entgegengeſetzten Anſicht Hanſens 
(S. 15), von Thaer, wie ich (in der Feſtſchrift für Schmoller von 1908) 
nachgewieſen habe. 

Am wichtigſten ſcheinen mir die Bemerkungen, die Hanſen über den 
akademiſchen Unterricht der Landwirte macht. Welches Anſehen unſer 
landwirtſchaftlicher Hochſchulunterricht genoß, ergibt ſich daraus, daß vor 
dem Kriege ein Fünftel bis ein Viertel der an deutſchen Hochſchulen 
Landwirtſchaft Studierenden Ausländer waren; auch jetzt hat übrigens 
der Berichterſtatter der „Times“ über die Landwirtſchaftliche Akademie 
Bonn - Poppelsdorf, welche die Engländer während der Beſetzung kennen 
gelernt haben, Worte beſonderer Anerkennung ſich nicht verſagen können. 
Es liegt nun in Preußen ſo, daß die beiden unabhängigen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Hochſchulen (Berlin und Bonn ⸗ Poppelsdorf) dem Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſterium unterſtellt ſind, während die landwirtſchaftlichen In⸗ 
ſtitute an den Univerſitäten unter dem Kultusminiſterium ſtehen. Hanſen 
ſtellt feſt (S. 26 ff.), daß die Univerſitätsinſtitute durchwegs weniger 
gut ausgeſtattet ſind als die rein landwirtſchaftlichen; er teilt weiter 
aus ſeiner Erfahrung mit, daß Mittel für ſachliche Zwecke viel leichter 

beim Landwirtſchafts⸗ als beim Kultusminiſterium flüſſig zu machen 
ſeien. Er erklärt das damit, daß der Landwirtſchaftsminiſter leichter 

die Finanzverwaltung von der Notwendigkeit geforderter Mittel über⸗ 
zeugen könne, weil er bzw. ſeine Beamten ſachkundig dafür ſeien, welche 


Fragen der Löſung harrten, wie dieſe zu bewerten ſeien, und wo der | 


Hebel einzuſetzen habe, während die Unterrichtsverwaltung dem Sach⸗ 
gehalt der Dinge fernſtehe. Ich glaube, daß die von dem Verfaſſer 
daraus gezogene Folgerung, daß für die künftige Unterrichtspolitik der 
Sache am beſten gedient ſei, wenn beide Miniſterien zuſammenarbeiteten, 
durchaus richtig iſt. Der gegenwärtige Zuſtand, der zum Beiſpiel dazu 
geführt hat, daß Poppelsdorf ohne einen ſachlichen Grund das Promotions⸗ 
recht bisher vom Kultusminiſterium verweigert worden iſt — für die 
Feſthaltung gerade der tüchtigſten Schüler ein ſchwerer Schade —, 
während umgekehrt das Kultusminiſterium des e Rates der land⸗ 
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wirtſchaftlichen Verwaltung für die Landwirtſchaftsinſtitute an den Uni⸗ 


verſitäten entbehrte, iſt nicht haltbar. 

Die Notwendigkeit der weiteren Ausgeſtaltung des landwirtſchaft— 
lichen Hochſchulunterrichts, insbeſondere auch der Errichtung von Forſchungs— 
profeſſuren, legt Hanſen jo ſchlagend dar (S. 32 ff.), daß dieſen Aus⸗ 
führungen nichts hinzuzufügen iſt. Es ſei nur ein einziges der zahl— 
reichen Probleme erwähnt, um die es ſich handelt: die Ausdehnung 
unſeres Futterbaues, damit unſere Tierzucht nicht wie vor dem Kriege 
„ein Koloß auf tönernen Füßen“ ſei. Ich muß es mir verſagen, auf 
weitere Einzelheiten einzugehen, und möchte nur noch einen Punkt hervor— 
heben, der von grundſätzlicher Bedeutung iſt. Hanſen deutet die Frage 
an, ob nicht auf einer gewiſſen Stufe der Ausbildungsgang für die 
künftigen Landwirtſchaftslehrer von dem der künftigen landwirtſchaftlichen 
Verwaltungsbeamten zu trennen ſei (S. 91). Ich glaube, daß dieſe 
Frage verneint werden muß. Es ſcheint mir nicht richtig, junge Leute 
ausschließlich | für die landwirtſchaftliche Verwaltung zu erziehen; einmal 
deshalb, weil man ihnen die Zukunftsmöglichkeiten für ihre Laufbahn 
damit von vornherein beſchneidet, ehe man weiß, ob ſie ſich mehr für 
das eine oder das andere eignen; weiter aber deshalb, weil tatſächlich 
der Verwaltungsbeamte das gleiche Maß landwirtſchaftlicher Kenntniſſe 
beſitzen ſollte wie der Landwirtſchaftslehrer, umgekehrt der letztere aber 
mehr und mehr zugleich als Organ der Landwirtſchaftskammer oder der 
Kreisverwaltung Bermaltungäbeamter george iſt und noch mehr 
werden wird. u 

Bonn a. Rh. W. Wygodzinski 


Zeiler, A., Oberlandesgerichtsrat in Zweibrücken: Einkommens- 
abgaben. Geſellſchaftlicher Ausgleich und Geſamtverbrauchsſteuer. 
Zweibrücken (ohne Jahreszahl), Verlag von Fr. Lehmann (J. Peth). 
86 S. u. 9 Tafeln. 


Der Vorfaſſer, der ſich ſchon durch Schriften über die Beamten- 
fragen bekannt gemacht hat, macht in dieſer Broſchüre den ins einzelne 


ausgearbeiteten und mit Zahlenbeiſpielen belegten Vorſchlag einer Ein⸗ 


heitsſteuer durch Ausbau der Einkommenſteuer zu einer „Abgabe des 
geſellſchaftlichen Ausgleichs“. In ihr ſoll allein der Gedanke der pro⸗ 
greſſiwven Beſteuerung verwirklicht werden. Die ſonſtige Belaſtung und 
andrerſeits die Bezüge des Steuerzahlers auf Grund einer „Familien⸗ 
beihilfenordnung“ ſollen auf den „leiſtungsfähigen Einkommensteil“ auf⸗ 
gebaut werden. Dieſe Beihilfen, die für den ehelichen Haushalt an ſich, 
ſowie zur Aufzucht der Kinder, geſtuft nach Lebensalter und Erziehungs- 
weiſe, ferner einmalig für Wochenbett, Militärdienſt des Sohnes, Aus⸗ 
ſteuer der verheirateten Tochter gewährt werden ſollen, würden vielleicht 
dazu beitragen, eine richtigere Einkommensdeklarierung herbeizuführen, 
als ſie heute vielfach üblich iſt. Aber, ſo ſehr ich anerkenne, daß ein 
„geſellſchaſtlicher Ausgleich“, eine größere Ausgleichung der Einkommens⸗ 
und Vermögensverſchiedenheiten in höchſtem Maße erwünſcht und der 
richtige Weg dazu in der Hauptſache die Beſteuerung und nur in Aus⸗ 


* 
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nafmefällen die Sozialiſierung der Produktionsmittel iſt, ſo ſcheint es E 
mir doch ſehr fraglich, ob ein ſo weitgehendes ſtaatliches Unterſtützungs⸗ 


weſen, wie es Zeiler vorſchlägt, in wirtſchaftlicher, ſozialer und allgemein 
kultureller Hinſicht günſtige Folgen haben würde. Und kann man wir ⸗] 


lich daran denken, dabei alle die zahlloſen auf verſchiedener Erwerbstätige 
keit und Leiſtungsfähigkeit für den Staat beruhenden Umſtände berück⸗ 


ſichtigen zu können? Sehr viele andere Verhältniſſe werden dann eben⸗ N | | 


falls noch Berückſichtigung in der Familienbeihilfenordnung verlangen. 
Das würde ſchließlich zu einem Bevormundungsſtaat führen, wie ihn der 
Sozialismus zwar als erwünſcht anſieht, wie er aber den Anfichten Zeilers 
zweifellos nicht entſpricht, und dem ſich die heutigen Menſchen höchſtens 
nach einer langen Erziehung anpaſſen würden. Dem Ideal perſönlichen 
Entwicklung und Verantwortung entſpricht eine ſolche ſtaatliche Ver⸗ 
ſorgungsanſtalt zweifellos nicht. | 
Der ſchwächſte Punkt in der Schrift Zeilers iſt gleich im Anfang 
die Begründung der „Einſteuer“. Die „Verworrenheit“ der heutigen 
Steuern und der Hinweis darauf, daß Vereine auch nur einen einheit⸗ 


lichen Beitrag erheben, kann doch zur Begründung einer ſolchen ein⸗ * 
ſchneidenden Maßregel unmöglich genügen. Die Möglichkeit, wirklich alle 


Arten ſteuerlicher Leiſtungsfähigkeit einerſeits, alle Minderungen derſelben 
anderſeits zu erfaſſen, wird vom Verfaſſer entſchieden überſchätzt. Dahin 
gehört auch die — auch ſonſt häufige — Überſchätzung einer einheitlichen 
mathematiſchen Formel für die Progreſſion ſowohl der Abgabe des ge⸗ 


ſellſchaftlichen Ausgleichs als auch der einmaligen Vermögensabgabe, die 


Zeiler als notwendig erkennt. Wenn die letztere zum Beiſpiel bei 

1000 Mk. Vermögen 7,3% , bei 3000 Mk. ca. 9%, bei 10000 Mk. 
10,7 % , bei 30 000 Mk. nicht ganz 13 %%, bei 100 000 Mk. 15,8 % 
bei 300 000 Mk. 19%, bei 1 Million Mk. 23 %, bei 1 Milliarde Mk. 
73,4 %% betragen ſoll, fo iſt, wie in den meiſten ſolchen Fällen, der ein⸗ 


| heitlichen Formel wegen der Satz bei den kleinen Vermögen meines Er⸗ | j 


achtens viel zu hoch, und die Möglichkeit, auf dieſem Wege einen größeren 
eee Ausgleich“ zu ſchaffen, wird nicht benutzt. 
Endlich wäre noch zu beanſtanden die auch nicht a begründete 


Bevorzugung des zu weiterem Erwerb angelegten Einkommenanteils, der | 


nach des Verfaſſers Abſicht ganz ſteuerfrei bleiben ſoll (S. 19). Hier 
wären unter anderem die theoretiſchen Ausführungen zu beachten ge⸗ 
weſen, die ich in dieſer Zeitfchrift (1912) über das richtige Verhältnis von 
Kapitalbildung und Ausdehnung des Konſums gemacht habe. Auch die 


Kapitalbildung kann zu weit gehen, und ich glaube nicht, daß mit dieſer 


Maßregel der „geſellſchaftliche Ausgleich“ gefördert werden würde. 

Wenn ich daher auch dem Grundgedanken des Verfaſſers nicht zu⸗ 
ſtimmen kann und die ſteuertechniſchen Fortſchritte überhaupt nicht in der 
Richtung zur Einſteuer ſehe und vor allem, wie geſagt, die genügende 
praktiſche Begründung dafür vermiſſe, ſo fol doch nicht verkannt werden, 
daß die Schrift in Einzelheiten eine Fülle treffender Bemerkungen ent⸗ 
Halt, auf die hier natürlich nicht eingegangen werden konnte. | Ä 


Freiburg i. Br. 3 ) Robert Siefmann 
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Preisausſ chreiben 


| Die Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin haben be⸗ 
ſchloſſen, einen Preis von dreitauſend Mark auszulegen für die beite 
N über: 


Das Problem der berufſtändiſchen Vertretung 


Der Gedanke der berufſtändiſchen Vertretung iſt trotz ſeiner Wich⸗ 
tigkeit bisher literariſch verhältnismäßig wenig behandelt worden. Es 
fehlt für eine Geſetzgebung auf dieſem Gebiete an einem Material, wie 
es der Wichtigkeit der Sache entſpricht. 

Es ſoll deshalb in der Preisarbeit die Entwicklung des Gedankens 
der berufſtändiſchen Vertretung bis zum heutigen Tage dargelegt werden. 


Die Behandlung, die das Problem im Auslande in Theorie und Praxis 


gefunden hat, ſowie die dort etwa gemachten Erfahrungen ſind heran⸗ 
zuziehen. Es iſt zu prüfen, welche Aufgaben einer berufſtändiſchen 
Vertretung zufallen würden, und in welchem Verhältnis ſie zur Volks⸗ 
vertretung ſtehen müßte. Ferner iſt zu unterſuchen, welchen Anteil die 
einzelnen Berufſtände an dieſer Vertretung haben müßten, damit eine 
gerechte Vertretung aller Stände, insbeſondere von Handel und Induſtrie, 
erreicht wird. 

Die Preisarbeiten ſind bis zum 1. September 1919 bei dem All⸗ 
gemeinen Bureau der Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin, 
Berlin C 2, Neue Friedrichſtr. 51, gegen Empfangsſchein einzureichen. 
Die Namen der Mitglieder des Preisgerichts werden vor Ablauf der 
Friſt bekannt gegeben werden. 

Zur Preisbewerbung berechtigt iſt jedermann. Die Arbeiten müſſen 
in deutſcher Sprache abgefaßt ſein und in Maſchinenſchrift oder deutlich 
zu leſender Handſchrift eingereicht werden. Sie dürfen keine Namens⸗ 
bezeichnung tragen, ſondern ſind ſtatt deſſen mit einem Kennſpruch zu 
verſehen. Der Name des Verfaſſers iſt in einem geſchloſſenen Brief⸗ 

umſchlag beizufügen, welcher denſelben Kennſpruch trägt. 

„Das Ergebnis der Preisbewerbung wird möglichſt bis zum 15. Ok⸗ 
tober 1919 mitgeteilt werden. Zur Mitteilung und zur Offnung des 
verſchloſſenen Briefumſchlages, welcher den Namen des Preisträgers ent- 
hält, werden ſämtliche Mitglieder des Preisgerichts eingeladen. 

Durch die Zuerkennung des Preiſes geht das Eigentum an der 
gekrönten Arbeit und das Recht zur Vervielfältigung auf die Korporation 
der Kaufmannſchaft von Berlin über. Die Alteſten der Kaufmannſchaft 
von Berlin behalten ſich vor, den Preis zu teilen und auch eine weitere, 
nichtgekrönte Arbeit gegen Zahlung eines angemeſſenen Honorars zu er⸗ 
werben und zu vervielfältigen und zu dieſem Zweck den entſprechenden 
Briefumſchlag zu öffnen. Die übrigen Arbeiten werden ſechs Monate 
von Verkündung des Ergebniſſes ab in unſerem Allgemeinen Bureau 
zur Abholung gegen Rücklieferung des Empfangsſcheins bereitgehalten 
und nach Ablauf dieſer Zeit mit dem zugehörigen Umſchlag vernichtet. 


Die Alteſten der Kaufmannſchaft'von Berlin 
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— bis Mitte Juni 1919 — 


Bücher und Broſchüren 


1. Allgemeine Politik 


Eckſtein, Auna: Staatenſchutzvertrag zur Sicherung des Weltfriedens. 
München u. Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 83 S. 


Friters, Alfred: Räte, Selßftorgenifation und Reichsverfaſſung. 
Berlin 1919, Curtius. 112 S. 


Haff, K.: Vom Ständeſtaat zum Freiſtaat in Mecklenburg - Schwerin. 


Roſtock 1919, Warkentienſche Buchhandlung. 12 S. 


Kumpmann, Karl: Die Bedeutung der Revolution. Tübingen 1919, i 


J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 66 ©. 


Kühn, Joachim: . und Frankreich. Berlin 1919, Sieg 


fried Mittler. 51 S 


Mohr, Martin: an und Neue Zei München u. ei 1919, 


Duncker & Humblot. VIII u. 96 S 


I IN Felix: Preußen und dealing, Tübingen 1919, ö 


Mohr (Paul Siebeck). 47 S gt und Staat in 
und Gegenwart, Heft 13.) a 


von Scheller ⸗Steinwartz: Amerika und Wir. e u. Leipzig | 


1919, Dunder & Humblot. 91 ©. 


Schirren, E.: Livländiſche Antwort an Herrn Juri Samarin. Vierte 
Auflage. München u. Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 194 S. 


Stegemann, Herbert: Rettet das Saarland! Ein Aufruf. Berlin 
1919, Puttkammer & Mühlbrecht. 40 S. u. 1 Karte. 


Zimmermann, Otto: Trennung von Kirche und Staat. Freiburg | 


1919, Herder. 32 ©. En der „Stimmen ber Zeit“, 
4. Heft.) 
Zur europäiſchen Politik 1897 1914. Unveröffentlichte Doku⸗ 


mente. Im amtlichen Auftrage herausgegeben unter Leitung von 


Bernhard Schwertfeger. Berlin 1919, Reimar Hobbing. 


Band 1. 1897—1904. e Deutſcher Gegenfatz. 


Bearbeitet von Wilhelm Köhler. 129 S 


Band 2. 1905—1907. Maroktokriſis / gönig Eduard VII. Ber 


arbeitet von Bernhard Schwertfeger. 204 S. 


Band 3. 1908—1911. 11 Reife Mgabir/ albanien Ber. 


arbeitet von A. Doren. 285 S 
Band 4. 1912— 1914. Kriegstreibereien und Briegrtfungen 
Bearbeitet von A. Doren. 212 = 


\ 


ar 


- 


30 Cingefendete Bücher und Beitfäriften 1200 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Bendix, Ludwig: Völkerrechtsverletzungen Großbritanniens. Breslau 
1919, Kern. VIII u. 149 S. (Zeitſchrift für Völkerrecht, herausg. 
von 8 Kohler und Max Fleiſchmann. Ergänzungsheft 3 zu 
Bd. XI) 

Berner: Das Kirchenregiment in der altpreußiſchen Landeskirche. 
Berlin 1919, Säemann⸗ Verlag. 32 S. 


| Brandenburg, Erich: Wie geftalten wir unſere künftige Verfaſſung. 


Leipzig 1919, Quelle & Meyer. 57 S. 


van Calker, Wilhelm: Die völkerrechtlichen Sicherungen der wirt⸗ 


ſchaftlichen Verkehrsfreiheit in Friedenszeiten. Jena 1918, Guſtav 
Fiſcher. 56 S. 


N Fußhöller, C.: Die militäriſche und ſtaatliche Verſorgung der Kriegs— 


teilnehmer uſw. in Oſterreich. Raſtatt 1919, Militärjuriſtiſcher Verlag 
von Greiſer. 43 S. (Sammlung militärrechtlicher Abhandlungen. 
Herausg. von H. Dietz. Band III, Heft 2.) 


Goldſchmidt, Ernſt Friedrich: Geſchichte und Wirkungskreis der 


Organe der Militärgerichtsbarkeit. Raſtatt 1919, Militärjuriſtiſcher 

Verlag von Greiſer. 144 S. (Sammlung militärrechtlicher Ab⸗ 
handlungen und Studien. Herausg. von H. Dietz. Band III, 
Heft 4.) | 


Gruber, Nichard Gilädy: Internationale Staatenkongreſſe und 


Konferenzen. Berlin 1919, Puttkammer & Mühlbrecht. XVI und 
348 S. 

Hofacker, Wilhelm: Die Staatsverwaltung und die Strafredht3- 
reform. Berlin, Stuttgart u. Leipzig 1919, W. Kohlhammer. 
XIV u. 541 S. 


Leipziger Schoffenſpruch Sammlung. Herausgegeben, eingeleitet 


und bearbeitet von Guido Kiſ ch. Leipzig 1919, Hirzel. XVI, 
126* u. 639 S. 


Derfmann, Paul: Recht des Bürgerlichen Geſetzbuches. Zweites 
Buch: Schuldrecht. I. u. II. Abteilung. 2. Bd. 2. Aufl. Berlin 
u. Leipzig, Göſchen. 152 u. 167 S. 

Waldecker, Ludwig: Die Kriegsenteignung der Bundesratsverordnung 
vom 24. Juni 1915. München u. Leipzig 1919, Duncker & Humblot. 
149 S. 


. Zur Militärgerichtsverfaſſung in Kriegszeiten. Raſtatt 


1918, Militärjuriſtiſcher Verlag von Greifer. 36 S. (Sammlung 
militärrechtlicher 5 und Studien. Denis, v. H. Dietz. 
Band III, Heft 3.) 


3. Sozial · und Geert 


Frank, Karl: Die Parteilichkeit der Volks⸗ und b nee 
.. 007 Wien 1919, eee Sal, 32 S. (Der Aufſtieg, 
Nr. 6/7 
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Der Geiſt der neuen Volksgemeinſchaft. Herausg. von der 
Zentrale für Heimatdienſt. Berlin 1919, S. Fiſcher Verlag. 167 S. 
| N, Adolf: Die Grundprobleme des Völkerbundes. Berlin 
919, Heymann. 75 S. | 
Pr Edgar: Die Verwirklichung der Gott⸗Idee. 88910 u. Wien 
1919, Anzengruber⸗Verlag. 32 S. (Der Aufſtieg, Nr. 6/7.) | 
Peſch „ Heinrich: Neubau der Geſellſchaft. Freiburg i. B. 1919, 
Herder. 24 S. (Flugſchriften der „Stimmen der Zeit“. Herausg. 
von der Schriftleitung, 1. Heft.) 
Schrörs, Heinrich: Katholiſche Staatsauffaſſung, Kirche und Staat. 
Freiburg 1919, Herder. 101 S. 
Walther, Andreas: Neue Wege deutschen Geiſtes. Jena 1919, 
E. Diederichs. 31 S. (Tat⸗Flugſchriften, Nr. 31.) 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 
Caſſel, Gustav: Theoretiſche Sozialökonomie. Leipzig 1919, Winter. 


XII u. 582 S. (Lehrbuch der Allgemeinen Volkswirtſchaftslehre. 
Bearbeitet von L. Pohle und G. Caſſel; zweite Abteilung.) 


5. Wirtſ chaftsgeſchichte und Wirtſ chaftsgeographie 
Berg, Egon: Kanada, dag Land des 20. Jahrhunderts. Dresden und 
Leipzig 1918, Globus⸗Verlagsanſtalt. 16 S. (Bibliothek für Volks⸗ 
und Weltwirtſchaft. Herausg. Franz v. Mammen. Heft 59.) 
Hoff, Ferdinand: Am Abgrund vorüber! Die Volksernährung im 
Kriege. Berlin 1919, Georg Reimer. XI u. 361 ©. 
Schweer, Walther: Die ie perſiſchen Erdölvorkommen. Hamburg 
1919, Friedrichſen & Co. 7 S. 4 Karten, 14 Textfiguren und 
1 Tafel. (Abhandlungen 8 Hamburgiſchen Kolonialinſtituts. 
„Band XXXXß; Reihe A, Rechts- u. Staatswiſſenſchaften, Band 7.) 
Szendrei, Michael: Englands weltwirtſchaftliche Hegemonie. 
Dresden u. Leipzig 1917, Globus⸗Verlagsanſtalt. 120 S. (Biblio⸗ 
thek für Volks⸗ und Weltwirtſchaft Herausg. F. v. Diammen. 
va 48.) 5 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſ chaft, Fiſcherei 


Fuchs, Gilbert: Bauer und Großheſi in Deutſchöſterreich. Karls 


ruhe 1919, Braunſche Hofbuchdruckerei. 47 S. 


Hanſen, J.: Das landwirtſchaftliche Unterrichtsweſen und die Aus 
bildung des Landwirts. Berlin 1919, Parey. VI u. 104 S. | 


Eh 2: Die Forſtliche Statik. Berlin 1918, Springer. XIV 


3 H.: Besittaingen af Boskap De Bopar i Finlands 
| Landskommunes ar 1901. Helsingfors 1918, Finlands Senats 
Trykeri. XV u. 195 S. Text und 125 S. Tabellen. 
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7. Bergbau und Induſtrie 


Häberle, Alfred: Die deutſche Teppichfabrikation. Stuttgart und 
Berlin 1919, Cotta. VIII u. 105 S. Mit einer Karte. (Münchener 
Volkswirtſchaftliche Studien. Herausg. von Lujo Brentano und 
Walther Lotz. 143. Stück.) 

Landesſtelle Belgien für Rohſtofferhebung: : Die Hauptinduſtrien 
Belgiens. Teil II: Induſtrien der Metallverarbeitung. München 
1919, Oldenbourg. IV u. 235 S. 


8. Handel und Handelspolitik 


ö Oi e Ernährungsvorſchriften Deutſchöſterreichs. Zweite Auflage 


der öſterreichiſchen Ernährungsvorſchriften. Im Auftrage des Deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Staatsamtes für Volksernährung herausg. von Kurt 
Frieberger. Wien 1919, Manz. XXXIV u. 1067 S. N 


Hofmann, Emil (Dozent an der Sozialen Frauenſchule, Mannheim): 


Da, Mindeſt⸗, Richt⸗ und Vertragspreiſe. O. V. und o. J. 


Meißner, Walther: Argentiniens Handelsbeziehungen zu den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika. Cöthen 1919, Otto Schulze. 
(Bibliothek der Cultura Latina - Af Herausg. von 
B. Schädel. Nr. 3.) 

Welliſch, Emmerich: Wollzölle und Wollinduſtrie in den Vereinigten 
Staaten von Amerika. Stuttgart u. Berlin 1919, Cotta. 96 S. 
(Münchener Volkswirtſchaftliche Studien. Herausg. von Lu jo 
Brentano u. Walther Lotz. 142. Stück.) 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 


8 Emil: Die Verkehrsmittel in Volks⸗ und Staats wirtſchaft. 
Zw 


eite, neu bearbeitete Auflage. Erſter Band: Allgemeine Ver⸗ 
kehrslehre. Berlin 1918. X u. 198 S 


10. Geld-, Bank⸗ und Börſenweſen 


Bendixen, Friedrich: Währungspolitik und Geldtheorie im Lichte 


des Weltkriegs. Zweite, a Auflage. Münden u. Leipzig 
1919, Dunder & Humblot. 182 © 


Der Geldumſatzſtempel der Banken, Genoſſenſchaften und Sparkaſſen. 
Tarifſtelle 10 des Reichsſtempelgeſetzes in der Faſſung vom 26. Juli 
1918. Zuſammengeſtellt von Hinz. Danzig 1919, Wedelſche 
Hofbuchdruckerei. 23 S. 

Don Joſeph de la Vega: Die Verwirrung der Verwirrungen. 
Vier Dialoge über die Börſe in Amſterdam. Ülberſetzt und ein⸗ 
geleitet von Otto e Breslau 1919, Fleiſchmann. 
XXXII u. 233 S. 


— 
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Wa zung, Wechſelturſe und Volkswirtſchaft nach dem 
ege. Das Gutachten des engliſchen Währungsausſchuſſes. 


Übertragen und eingeleitet von sun ae Berlin 1919, 
Börſen⸗Courier. 56 S. 
11. 8 und Bevölkerungspolitit | 
Döring, C.: Die Bevölkerungsbewegung im Weltkrieg. I. Deutſch⸗ 


land. Zweite, erweiterte Bearbeitung. Kopenhagen, März 1919, 
Buchdruckerei Bianco Luno. 99 S. (Bulletin der Stubiengefelfhaft 


für Soziale u des Krieges. Nr. 4.) 


12. Sozialismus 


"Bernitein, Eduard: Die Sozialifierung: der Betriebe. Baſel 1919, 
Druck und Verlag der Nationalzeitung. 20 S. | 


Bücher, Karl: Die Sozialifierung. Zweite, ſtark erweiterte Auflage. 


Tübingen 1919, Laupp'ſche Buchhandlung. 128 S. 

Dnuhr, Bernhard: Der Bolſchewismus. Beau 1919, Herder. 
32 S. Flugſchriften der „Stimmen der Zeit“. 6. Heft.) | 
Goldſcheid, Rudolf: Sozialifierung der Wirtſchaft oder Staats⸗ 

bankerott. Leipzig u. Wien 1919, Anzengruber⸗Verlag. 132 S. 
Haniſch, zen: ige Sozialismus. Wien 1919, Verlag 
Rudolf Mück. 
Kautsky, Karl: N Wien 1918, Verlag der Wiener 
Volksbuchhandlung. 
Lüttke, Georg: Die Vernichtung unſeres Wirtſchaftslebens durch die 
Sozialiſierung. Berlin 1919, E. S. Mittler & Sohn. 36 S. 


Materialien zur Hozialiſterung. Herausg. von Oskar Simon. 


Berlin 1919, Heymann. 43 S 


e Franz: Der Ausweg. Berlin 1919, H. S. bemam. 


— EL * Frage und der Sozialismus. 7. u. 8. Tauſend. Jena 
1919, Guſtav Fiſcher. XI u. 192 S. 


Paaſch, Hans: Zinsablaß. Jena 1919, Eugen Diederichs. 16 S. 


(Deutſche Gemeinwirtſchaft. Schriftenreihe. Herausgeber: Erich 


Scheurer. 6. Heft.) 
Paxmann: Die Gefahren der Sozialiſierung. Eſſen 1919, Deutſche 
Bergwerkszeitung. 23 S. 


Peſch, Heinrich: Sozialiſierung. Freiburg 1919, Herder. 31 S. | 


(Flugſchriften der „Stimmen der Zeit“. 5. Heft.) 


Pogle, L.: Kapitalismus und Sozialismus. Leipzig u. Berlin 1919, 


G. Teubner. 168 ©. 


8 W. A.: Der Granaten⸗ Krüppel (Zins und e 
Wien u. 1919, F 126 S 


x 
„ 
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Schairer, Erich: Rathenau ⸗Brevier. Jena 1919, Eugen Diederichs. 


31 S. (Deutſche Gemeinwirtſchaft. Schriftenreihe. Herausgeber: 
Erich Scheurer. 5. Heft.) | 
e Fritz: Die Sozialiſierung der bayeriſchen Hypothekenbanken. 
München, Berlin und Leipzig 1919, J. Schweitzer. 24 S. 


Schulz⸗Mehrin, Otto: Sozialiſierung und „Räteorganiſation. Berlin 


1919, Verlagsabt. des Vereins deutſcher Ingenieure. 32 S. 


Tiburtius, Jbdachim: Gemeinwirtſchaftliche Gegenſätze. Leipzig 1919, 
Veit & Co. 52 S. ( Dringliche Wirtſchaftsfragen. 8. Heft.) 


Weißleder, Otto: Freiwirtſchaft. Eisleben 1919, fo - Verlag 
Walter Probſt. 33 S. | | 
13. Sozialpolitik Ä 


Urbeitergefeßgebung. Herausgegeben und verlegt bei B. G. Teubner. 
Dresden 1919. 28 


Damaſchke, Adolf: 5 Bodenreform. Stuttgart und Berlin 1919, 


Deutſche Verlagsanſtalt. 31 S. (Der Aufbau. Herausg. von 
Conrad Haußmann. 5. Heft.) 


Erfinderſchutz. Sozialpolitiſche Forderungen einzelner Herufsgtuppen 


Jena 1919, Guſtav Fiſcher. 84 S. (Schriften der Geſellſchaft für 
Soziale Reform. Herausg. von dem Vorſtande. 50. Heft.) 
Herbig, Ernſt: Vergarbeiter⸗Fragen. Eſſen 1918, Deutſche Bergwerks- 
Zeitung. 127 S. 
Hirſch, C.: Wohnungselend und Tuberkuloſe. Tübingen 1919, Laupp⸗ 
ſche Buchhandlung. 31 S. a 


Kommunale Wohnungs- und Siedluugsämter. Herausg. vom 


Deutſchen Verein für Wohnungsreform. Bearbeitet von Ludwig 
Landmann, Hahn, Gretzſchel. Stuttgart 1919, Enke. 107 S. 

Richter, Claire: Das Okonomiat. Hauswirtſchaftlicher Großbetrieb 
als Selbſtzweck. Berlin 1919, Georg Reimer. 128 S. 

Nieger: Die Julius⸗Univerſität und das Julius⸗Spital. Würzburg 
1916 Curt Kabitzſch. LXXVIII u. 804 S. 

e unſeres Heiligſten Vaters Leo XIII. über die 159 85 
frage (15. Mai 1891: Rerum novarum). Freiburg i. B. o. 
Herder. 81 S. 

Sachs, Hildegard: eherne in der Arbeitsnachweis⸗ 
bewegung. Jena 1919, G. Fiſcher. 65 S. (Abhandlungen des 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminars zu Jena. 1. Heft des 15. Bandes.) 


| Sägmüller, Joh. Bapt.: Der Apoſtoliſche Stuhl und der Wieder⸗ 


aufbau des Völkerrechts und Völkerfriedens. Freiburg i. B. 1919, 
Herder. VI u. 120 S. (Das Völkerrecht. Herausg. von Godeha rd 
Joſ. Ebers.) 

Schulz, Hermann: Wahl und Aufgaben der Arbeiter- und Angeſtellten⸗ 
ale Zweite, e Auflage. Berlin 1919, J. Springer. 
70 S 
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Tabelle über die zur Anſpruchsberechtigung aus der Invaliden⸗ 
verſicherung bei verlorener Anwartſchaft notwendigen Beitragswochen. 
Bearbeitet von H. Jaeger. München 1919, Bayeriſcher Kommunal⸗ 
ſchriften⸗Verlag. 


14. Genoſſenſchaftsweſen | 


Faucherre, Henry: Mittelſtandsbewegung und e ee 
Baſel 1919, Buchdruckerei = V. S. K. 


15. Kolonialpolitik 
16. Finanzen 


17. Verſicherungsweſen 


Weiß, Karl: Die Betriebsgewinne der Deutſchen Verſicherungs⸗ 
ce W 1919, J. Bensheimer. 122 S. 


18. Statiſtik 


Klezl, Felix: Der Aufbau der Statiſtik ai der Staatsverwaltung 

ö Deutſchöſterreichs. Wien 1919, Manz. 65 S. 

Der natürliche 1 1 im hambnrgiſchen 
Staate in den Jahren 1909 — 1913. Hamburg 1918, Otto 
Meißner. 117 S. (Statiſtik des Hamburgiſchen Staates. Herausg. 
vom Statiſtiſchen Amt. XXVII. Heft.) : 

Die Neuwahl der hamburgiſchen Bürgerſchaft am 16. März 
1919. Hamburg 1919. 59 S. (Statiſtiſche Mitteilungen über 

| den Hamburgiſchen Staat. Nr. 8.) 

Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Köln. 7. Jahrgang, Herausg. 
vom Statiſtiſchen Amt der Stadt. Köln 1919. 146 © 

Sveriges Officiella Statistik. Socialstatistik. K. e e 
Sjömansyrket i Sverige. Del II. Stockholm 1919. 267 S. Text 
und 160 S. Tabellen. 

Winkler, Wilhelm: Berufsſtatiſtik der griegstoten der öſterr. ⸗ungar. 
N Wien 1919, L. W. Seidel. 20 S. 


| 19. Verſchiedenes Ä . 5 | 

Hundert Jahre A. Mareus & E. Webers Verlag 18181918. | 
Bonn am Rhein 1919. VIII u. 392 S. 

Nienhardt, Albert: Die Tübinger Studienſtipendien. Tübingen 
1919, J. C. B. Mohr (P. Siebeck). 64 S. 

Kova Zettelausgabe. Deckblätter zu Reichs⸗ und Landesgeſetzen, 
Nr. 172. München 1919. Baperiſcher Rommunalfegriften-Berlag. 


hee . . ß 5 
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5 Aufſätze in Zeitſchriften 
1. Allgemeine Politik 


Erdmannsdörffer, H. G.: Die Wirkungen der 1 Preußiſche 


Jahrbücher, April 1919, Band 176, Heft I, S 


Lederer, Emil: Friedensdiktat und Sozialismus. Der Kampf, Sozial⸗ 
zen Wochenſchrift, Jahrg. XII. Wien, 24. Mai 1919, 
Heft 8, 307 ff. 


| Meisner, H. 1 Vom europäiſchen fu H. E. an Preußiſche Jahr⸗ 
22 ff. 


bücher, Mai 1919, Band 176, Heft II, S. 2 


2. Geſetzgebung und Berwaltung 


Ar Sozial⸗ und Rechtsphiloſophie 


Medicus, Fritz: J. G. Fichte als Anhänger und als Kritiker des Völker⸗ 
N Zeitſchrift für . XI. Band, 2.3. Heft, 
1919, S. 141 ff. 


4. Vollswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte 


Edwards, W.: Der Betriebsverluſt als Minderwert. Conrads Jahr⸗ 
bücher, Bd. 112, Heft 2, Februar 1919, S. 129 ff. 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


Dove, Karl: Über die Berührungspunkte ſozialökonomiſcher und wirt⸗ 
A eee Betrachtungsweiſen. Weltwirtſchaftliches Archiv, 
Band, 1. April 1919, Heft 3, S. 323 ff. 
1 Emil: Die ökonomiſche Umſchichtung im Kriege II. Archiv 
für Sozialw. u. Sozialpol., 45. Band, 2. Heft, 1919, S. 430 ff. 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 
Asmis, W.: Die augenblicklichen Löhne für einheimiſche Landarbeiter 


in Preußen. Archiv der Landarbeiterfrage, Heft 1. Berlin 1919, 
Landbuchhandlung, S. 11 ff. 

Hahn, Ida: Soziale Wirkungen des Hackbaues in der europäiſchen Pflug⸗ 
kultur. Sa für Sozialwiſſenſchaft 1919, Neue Folge, X. Jahrg., 
Heft 3 u. 4, S. 170 ff. 

Kleberger: Kriegszeitliche Düngungsmaßnahmen. Jahrbuch der Deutſchen 
Landwirtſchaftsgeſellſchaft, Band 33, Lief. 2, 1918, S. 314 ff. 
Meyer, Lothar: Landwirtſchaft und Abergangswirtſchaft Archiv für 
Sozialw. u. . 45. Bd., 2. Heft. 1919, S. 464 ff. 


A1 Es werden hier nur ſolche Aufſätze . Zeitſchriften angeführt, 
die der ee bemerkenswert erſcheinen. 


Ber 


ee 2 


1207 Cingefenbete Bücher und Zeitfäriften | 397 


Silberſtein, Max: Zur Auflöſung der Fideikommiſſe in Preußen. 

Preußiſche Jahrbücher, Mai 1919, Band 176, Heft II, S. 246 ff. 

| N Die Zuchtrichtung in der deutſchen Pferdezucht. Jahrbuch der 
| 8 0 Kandwirzſchafksgeſelſchaft, Band 33, Lieferung 2, 1918, 

S. 295 

Warmbold: Wiederaufbau der Nutzviehhaltung nach dem Kriege. Jahr⸗ 
buch der an Landwirtſchaftsgeſellſchaft, Band 33, Lieferung 2, 

1918, S. 350 ff. 
un Die Lohnformen in der Landwirtſchaft. Archiv der Land⸗ 
5 arbeiterfrage, 1. Heft. Berlin, Landbuchhandlung, S. 7. 


7. Bergbau und Induſtrie 


dlaig J.: Von der Umſtellung der Alkoholgewerbe während des Krieges. 

Die Alkoholfrage. Wiſſenſchaftlich⸗ praktiſche Vierteljahrsſchrift, 
Berlin⸗Dahlem, S. 257 ff. ö 

Götze: Die Glas⸗ und Keraminduſtrie des Saargebiets. Europäiſche 
Staats⸗ und Wirtſchaftszeitung, Nr. 15 u. 16, IV. Jahrgang, 
S. 406 ff. 


Hirſch, Siegmund: Die Induſtrie auf dem Lande und ihre Arbeiter⸗ 
un Preußifche Jahrbücher, April 1919, Band 176, Heft 1, 
14 ff. 


Rute, Die Kohlenwirtſchaft des Saarbeckens. cumegge Stauts⸗ 
und Wirtſchaftszeitung, Nr. 15 u. 16, IV. Jahrgang, S. 395 ff. 
Reichert, J.: Die Eiſeninduſtrie des Saargebiets. Guroäifäe Staats⸗ 

und Wirtſchaftszeitung, Nr. 15 u. 16, IV. Jahrgang, S. 402 ff. 
Schneider, Hans: Der Kampf der oberſchleſiſchen Kohle gegen die engliſche. 

Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft, 1919, Neue Folge. X. Jahrgang, 

Heft 3 u. 4, S. 155 ff. 

Schumacher, Hermann: Die Stellung des Saargebiets in, der Weltwirt⸗ 

| ſchaft. Europäiſche Staats⸗ und Wirtſchaftszeitung, Nr. 10: u. 16, 
IV. Jahrgang, S. 4108. 


8. Handel und Handelspolitik 


David, Hans: Das deutſche Auslandskapital und ſeine Wiederherſtellung 
nach dem Kriege sen 5 Archiv, 14. Band, 15. Fe⸗ 
bruar 1919, Heft 2, S. 275 ff. 

Eulenburg, Franz: Der innere Aufbau der Deutſchen Außenwirtſchaft. 
Weltwirtſch. Archiv, 14. Band, 15. Februar 1919, Heft 2, S. 185 ff. 
Krefter, F. A.: Emdens Handel und Verkehr (Schluß). Archiv für 
Eiſenbahnweſen. Jahrgang 1919, Heft 2, März — April, S. 247 ff. 
Scherrer, Hans: Die Kaffeevaloriſation und Valoriſationsverſuche in 
anderen Welthandelsartikeln. Weltwirtſchaftl. Archiv 14. Band, | 

1. April 1919, Heft 3, S. 336 ff. 


Schilder, Sigmund: Meiſtbegünſtigung und gelbenerpigung Beige 
für . X. Band, 2. g. N 291 f 


ae 
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9.— Verkehr und Verkehrspolitik 


Batter: Die SaharqEiſenbahn. Archiv für Eiſenbahnweſen, Jahrgang 
1919, Heft 3, Mai und Juni, S. 443 ff. 


Heri Über Betriebsſchwierigkeiten. Archiv für Eiſenbahnweſen, 
Jahrgang 1919, Heft 2, März und April, ©. 163 ff. 


Herrmann: Zur Umbildung des deutſchen Eiſenbahngütertarifs Archiv 
für Eiſenbahnweſen, Jahrgang 1919, Heft 3, Mai u. Juni, S. 347 ff. 


Lederle: Die Rheinſchiffahrt und der Krieg. Zeitſchrift für Völkerrecht, 

Kl. Band, 2./3. Heft, 1919, S. 205 ff. 

Quatz, R.: Die Reichseiſenbahnen. Mitteilungen des Deutſchen Induſtrie⸗ 
rates. Herausgeber: Schweighoffer und Herle, Nr. 257. Berlin, 
31. Mai 1919, S. 3602 ff. 

Simmersbach, B.: Die finanziellen Ergebniſſe der franzöſiſchen Eifen- 
bahnen im Kriege. Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft, 1919. Neue 
Folge, X. Jahrgang, Heft 3/4, S. 189 ff. 

Weber: Die Ertragsfähigkeit der ſchweizeriſchen Nebenbahnen (Fortſ.) 
Archiv für Eiſenbahnweſen. Jahrgang 1919, Heft 2, März u. April, 
S. 212 ff.; Heft 3, Mai und Juni, S 212 ff. | 


10. Geld⸗, Bank- und Börſenweſen 


Drucker, Adolf: Aufgaben des Finanzkapitals. Der Öfterreichifche 
Volkswirt, 11. Jahrgang, 5. April 1919, Nr. 27, S. 470 ff. 
Heyn, Otto: Zur Frage der Wiederherſtellung entwerteter Währungen. 

Weltwirtſch. Archiv, 14. Band, 1. April 1919, Heft 3, S. 399 ff. 
Hirſchſtein, Hans: Ein neuer „Bullion Report“. Bankarchiv, 
5 XVIII. Jahrg. Berlin, 1. Juni 1919, Nr. 17, S. 179 ff. 
Leſſing, Hans: Die Bank von Frankreich während des Krieges. Bank⸗ 
archiv, XVIII. Jahrg. Berlin, 1. Juni 1919, Nr. 17, S. 172 ff. 
Pohle, L.: Warenpreisſtand und Goldvorräte von 1850 — 1913. Bank⸗ 
archiv, XVIII. Jahrg. Berlin, 1. Mai 1919, Nr. 15, S. 149 ff. 
Schmidt, F.: Der Bilanzgedanke und die Wechſelkurſe. Zeitſchrift für 
„ 1919. Neue Folge, X. Jahrgang, Heft 3 u. 4, 
S. 125 ff. 


| — Die Me und ihre Beherrfehung während des Weltkrieges 
und der Übergangszeit. Weltwirtſchaftliches Archiv, 14. Band, 
15. Februar 1919, Heft 2, S. 210 ff. 


11. Bevölkerung und Bevölkerungspolitik 


von Dewitz: Soll Deutſchland die Auswanderung begünſtigen? Preußiſche 
Jahrbücher, Mai 1919, Band, 176, Heft II, S. 267 ff. 
Haenig, E.: Das bevölkerungsſtatiſtiſche Grundproblem. Conrads Jahr⸗ 
bücher, Band 112, Heft 2, Februar 1919, S. 154 ff. 
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Neuhaus: Die Sterblichkeit der Kölner Bevölkerung während des Krieges. 
Kölner Statiſtik. Sn des Statiſtiſchen Amts der Sun Köln. 
2. Sabrgung, Seit 1; S. 35 fl. 


12. Sozialismus 


Adler, Max: Sozialismus und Kommunismus. Der Kampf, Sozial- 
„ Wocenſchrift, XII. Jahrgang. Wien, 3. Mai 1919, 
Heft 5, S. 252 ff. — 


Bonger, A.“ 1 en revolutie. De Socialistische Gids. Amster- 


dam. Jaarg. IV, Nr. 4 en 5. April / Mei 1919, ©. 321 ff. 


Gisbert, Erich: Die Ideologie des . Preußiſche Jahrbücher, | 
65 ff. or 


| April 1919, Band 176, Heft 1, ©. 
Körte, Ludwig: Zur e des Kohlenhandels, mit befonderer 


Berückſichtigung der Groß⸗Berliner Verhältniſſe. Preußiſche . 


bücher, Mai 1919, Band 176, Heft II, S. 281 ff. 
Kasper, R.: Doel en middelen der Sociaaldemocratie in de naaste 


toekomst. De Soeialistische Gids. Amsterdam. Jaargang IV. ö 


Nr. 3, Maart 1918, S. 247 ff. „ 
Lederer, Emil: Die Sozialiſierung in Deutſchland und Oſterreich. Der 
Kampf, Sozialdemokratiſche Wochenſchrift, XII. Jahrgang. Wien, 
31. Mai 1919, Heft 9, S. 333 ff. 


Ludwig, B.: Ein Urteil über Marx und Engels aus dem Vormärz. 
Der Kampf, Sozialdemokratiſche Wochenſchrift, XII. Jahrgang., 


Wien, 7. Juni 1919, Heft 10, S. 363 ff. 


Mann, Julius: Sozialiſierung und Arbeitsproduktivität. Der Kampf, 

| Sozialdemolratiſche Wochenſchrift, XII. Jahrgang. Wien, 24. Mai 
1919, Heft 8, S. 320 ff. 

Rießer: Das Sszialiſierungsgeſetz und das Geſetz über die Regelung 
der Kohlenwirtſchaft. Bankarchiv, e Jahrgang. Berlin, 1. al 
1919, Nr. 13, ©. 127 ff. 


Troelstra, P. J.: De revolutie en de S. D. A. P. De Socialistische 
Gids. Amsterdam. Jaargang IV, Nr. 3, Maart 1919, S. 291 ff.; 
Nr. 4 en 5, April Mei 1919, S. 377 fl. 


4 


Unentbehrlichkeit und Unerſetzlichkeit des Unternehmertums. Mitteilungen 


des Deutſchen Induſtrierates Nr. 254, 10. Mai 1919, S. el 


13. Sozialpolitik 


Bram, Adolf: Zum Preis⸗, Lohn⸗ und Arbeitsleiſtungsproblem i in der 


Abergangswirtſchaft. Archiv für Sozialw. u. ana 45. Band, 
2. Heft, 1919, S. 295 ff. 


Geſchichliche Entwicklung des Achtſtundentags gewerblicher Arbeiter im 5 


In⸗ und Auslande. Reichsarbeitsblatt, XVIII. Jahrg., 26. Mai 
1919, Nr. 5, S. 386 ff. 


* 


* 
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Lindemann, Hugo: Die Wohnungsfürſorge in der Übergangswirtſchaft. 
Archiv für Sozialw. und Sozialpol., 45. Band, 2. Heft, 1919, 
S. 368 fi. 

Neuhaus, Georg: Die leerſtehenden Wohnungen in Köln während des 
Krieges. Kölner Statiſtik. Zeitſchrift des Statiſtiſchen Amtes der 
Stadt Köln, 2. Jahrgang, Heft 1, 1919, S. 2 ff. 

Perels, Emil: Der Abbau des wirtſchaftlichen Kampfrechts. Archiv für 
Sozialw. u. Sozialpolitik, 45. Band, 2. Heft, 1919, S. 345 ff. 
Potthoff, Heinz: Zur Berufslage der Volkswirte a dem Kriege. 
| on 1 Sozialwiſſenſch. u. Sozialpol. 45. Band, 2. Heft, 1919, 

4 

Scodzialpolitiſche Maßnahmen in Großbritannien in der Zeit nach dem 
Kriege. Reichsarbeitsblatt, XVII. Jahrg., 28. März 1919, Nr. 3, 
S. 221 ff. 

Vögler: Die Bedeutung der Arbeitsgemeinſchaft. Nord und Süd. 
43. Jahrgang, Märzheft 1919, S. 272 ff. 

Die Wohnungsfrage im neuen . Mitteilungen des Deutſchen 
Vereins für Wohnungsreform. 8. Jahrgang, Nr. 1, S. 6 f. 


14. Genoſſenſchaftsweſen 
Die gewerblichen Genoſſenſchaften im Kriege. Reichsarbeitsblatt, 
XVII. Jahrg., Nr. 4 vom 30. April 1919, S. 318 ff. 


Die interalliierte Genoſſenſchaftskonferenz in Paris. Internationales 
Genoſſenſchafts⸗ Bulletin, XII. Jahrgang, Nr. 2 u. 3, Februar⸗ 
März 1919, S. 21 ff. 


15. Kolonialpolitik 


Kolbe, Franz: Die Intereſſen der Eingeborenen und die deutſche Kolonial⸗ 
8 5 en Jahrbücher, April 1919, Band 176, Heft I, 
45 ff. u | 


16. Finanzen 

W. F.: Die Sicherung der Vermögensabgabe. Der ſterreichiſche Volks— 
wirt. 11. Jahrgang, 22. März 1919, Nr. 25, S. 429 ff. 

Hauſſer, Richard: Über die volkswirtſchaftliche Wirkung einer Ver- 
mögensabgabe. 1 XVIII. Jahrgang. Berlin, 15. März 

1919, Nr. 12, S. 115 ff. 

Heinsheimer, Alfred: Die finanziellen Begleiterſcheinungen der Auflöſung 
der öſterreich⸗ungariſchen Monarchie. Bankarchiv, XVIII. Jahrgang. 
Berlin, 15. April 1919, Nr. 14, S. 139 ff. 

Zum Entwurf eines Kapitalertragsſteuergeſetzes. Bankarchiv, XVIII. Jahr⸗ 
gang. Berlin, 1. Mai 1919, Nr. 15, S. 147 ff. 

Staatshaushalt und Steuerzuſchläge in Preußen. Mitteilungen des 
Deutſchen Induſtrierates, Nr. 248, 29. März 1919, S. 34688 ff. 
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17. Verſicherungsweſen 


Hagen: Die Viehverſicherung in ihren rechtlichen und wirtſchaftlichen 

Grundlagen. Zeitſchrift für die a Derſicherungswiſſenſchaft, 
19. Bd., 1. April 1919, 2. Heft, S. 131 ff. 

Wertheimer, Simon: Die neuen 1 und das Verſicherungs⸗ 
weſen. 849 pf für die 1 . 19. Bd., 
1. April 1919, 2. Heft, S 95 ff. 


18. Statiſtit 


Abelsdorff, Walter: Neuere gewerkſchaftliche Lohnerhebungen in der 
Metallinduſtrie. Deutſches Statiſtiſches Zentralblatt, Nr. 1/2. 
11. Jahrgang, Januar / Februar 1919, S. 23 ff. ä 

Der Arbeitsmarkt. Reichsarbeitsblatt, herausg. vom Statiſtiſchen Reichs- 
amte. XVII. Jahrgang, 24. Februar 1919, Nr. 2, S. 97 | 
28. März 1919, Nr. 3, S. 177 ff.; 30. April 1919, Nr. 4, 
S. 257 ff.; 26. Mai 1919, Nr. 5, S. 345 ff. 


Tyſzka, Carl von: Zur Methodik der Lebenshaltungsſtatiſtik Deutſches 
Statiſtiſches Zentralblatt Nr. 1/2, 11. Jahrgang, Januar / Februar 
1919, S. 15 ff. | 

Vogel, Emanuel Hugo: Die agrarſtatiſtiſchen Grundlagen einer Innen⸗ 
koloniſation und Erhöhung der landwirtſchaftlichen Produktivität in 
Oſterreich nach dem Kriege. Statiſtiſche Monatsſchrift, herausg. von 
der k. k. Statiſtiſchen 5 Neue Folge. XXII. Jahrg., 
X. XI. Oktober⸗November⸗Heft, S. 537 ff. 

Würzburger, Eugen: Zur Kritik der Wahlſtatiſtit Deutſches Statiſtiſches 
Zentralblatt, Nr. 3/4. 11. Jahrgang, März / April 1919, S. 55 ff. 
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Verlag von Duncker & Humblot in Manchen 10 Leipzig 


Neuerſcheinungen: 


Die großen europäiſchen Revolutionen 


von Dr. S. Hellmann, Profeſſor für Geſchichte an der Univerſi tat münchen 
Preis: I Mark 


Die ſtaatliche Orgaͤniſation der Arbeiter, 


u wirtſchaftlichen und 
Angeſtellten und Beamten ehe een 
Denkſchrift im Auftrage des Mlinifteriums für ſoziale Fürſorge des Volks⸗ 
ſtaates Bayern von Dr. H. Potthoff, Referent für Arbeitsrecht im 
Hlinifterium für ſoziale Fürſorge 
Preis: J Mark 


Die Finanz⸗ und Steuerfragen im neuen 
Deutſchland 


von Prof. Dr. Edgar Jaffé, eben. Finanzminiſter des Volksſtaates Bayern 
Preis: 1 Mark 50 Pf. c 


Die Unvollkommenheit des Völkerrechts 


von Ernſt Sitelmann, Geh. Juſtizrat, Rektor der Univerfität Bonn 
Preis: 2 Mark 25 Pf. 

„Die lichtvollſte Erörterung der Frage des Völkerrechts, die zurzeit 
vorliegen dürfte.“ Rölner Zeitung 


Die fi osiale Stage 
von Güſtav Schmoller F 
XII und 673 Seiten. Preis: 25 Mark geheftet; 31 Mark 25 Pf. gebunden 
Das politiſche Vermächtnis Guſtav Schmollers! 


Strindberg 


Ein Beitrag zur Soziologie der Geſchlechter von Leopold von Wieſe 
IV und 143 Seiten. Preis: 5 Mark; 7 mark 59 Pf. BeBunden | 


Seiſt der Utopie 
von Ernſt Bloch 
445 Seiten. Preis 12 Mark 50 Pf.; 16 mark 25 Pf. gebunden 
„Ich mußte mit Gewalt mich dem beſtrickenden Reiz ſeiner Sprache und 
der Gedanken entreißen.“ Hans v. Weber im „Zwiebel fiſch“ 


Politiſche Romantik 


von Dr. Carl Schmitt-Dorotic, Privatdozent an der Univerfität 
Straßburg 

IV und 162 Seiten. Preis: 5 mark 

Das Buch eines Nichtromantikers über Romantik, uber Revolutionen und 
Reaktionen von Beute und geſtern 


Wie eee eee eee eee 


ieee ieee eee 1. ieee 117 


Auf EN Preise 25 9% Teuccungszufglaß.. 


WN * n 
* e N 4 
e 4 
1 enn * 
2 0 
* rn, 
NY 


i Br ol, * ee 
1 2 — Br . 
PRCPRTELLEPERFFEFTEPFPRTELTRLLOERPERERLELLIELELLLLIPLLSLILLLELLLLERTLIELTTEILEIETLTILETIETTEIETILLISLEERELELSEENAE LEI LLLLEN TE 
\ * 2 


Soeben wurde fertiggeftellt: 5 20 1 
Lehrbuch ds 
deutſchen Staatsrechts 


Von 


Georg Meyer 


weiland ord. Profeſſor der Rechte in Seidelberg 


Nach dem Tode des Verfaſſers in ſiebenter Auflage bearbeitet | 


E mit einem Nachtrag über die ſtaatsrechtlichen | 
: Reformen und Reformbeſtrebungen während der 
; Kriegszeit, über Urſachen und Ausbruch der Re: 
1 volution und die Anfänge des neuen Staatsrechts 
i von 


Dr. Gerhard Anſchütz 


| Geb. Juſtizrat, ord. Prof. a. d. Univerſität Zeidelberg 


EL 60 0 Te Or eee 


| XII und 1167 Seiten e | 
In 3 Teilen geb. M. 32.—, in I Salbleinenbd. gebunden M. 38.— 
und 25% Zuſchlag 


ſo wie es vor der Umwälzung in Reich und Einzelſtaaten ausgeſehen hat. Möge 
es dem Nachlebenden Kunde bringen von der rechtlichen Geſtaltung dieſes Staats 
weſens, und möge es, über dieſen ſeinen nächſten rechtswiſſenſchaftlichen Zweck hin 
aus die Erinnerung wachhalten an eine Epoche deutſchen Staatslebens, die unferm 
Volke mit der Erfüllung feines Einheitstraumes ein vordem von vielen erſehntes, 
von wenigen für moglich gehaltenes Maß von Macht, Glück und Glanz gebracht 
hat. Die nach uns kommen, werden ſagen können, ob diefe Epoche in der deutſchen 
Geſchichte nur eine Epiſode war, und ebenſo müſſen wir es ihrem Urteil üben 
laſſen, ob die Ergebniſſe der Revolution von 1918 gegenüber dem, was an politiſcher ö 


„Die letzte zeitgenösſſiſche Beſchreibung des geſamten deutſchen Staatsweſens | 
H 
ö 


Freiheit und ſozialer Gerechtigkeit im bisherigen Deutſchen Reich ſchon vorhanden 
war, oder doch ohne gewaltſame Umwälzung erreichbar geweſen und auch ſichern 
erreicht worden wäre, in irgendeinem Sinne einen Fortſchritt bedeuten.“ 

Aus dem Vorwort. 
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